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Dr hier vorlisgende achte Band erhält durch 
feinen Inhalt cine eigenthümliche Befchaffenheit, ſehr 
verſchieden von allen früheren Bänden. Zunächſt 
erfeheint darin ber fichtbare Einfluß Des Römifchen 
Rechts meit geringer, als in den früher abgehan⸗ 
delten Lehren. Ferner iſt die bier Dargeftellte Lehre, 
verglichen mit anderen, als erſt im Werben begriffen, 
als unfertig, aufzufaflen. Und zwar ift dieſe Be— 
bauptung nicht etwa zu verſtehen als ein ſubjectives 
Bekenntiniß des Schriftftellers, der feine perfönlichen 
Kräfte für unzureichend hält zur Bewältigung der 
Schwierigfeit des Stoffes; fie ift vielmehr gefchöpft 
aus der Betrachtung ber eigenthümlichen Natur des 
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Gegenſtandes ſelbſt, worüber nunmehr genauere 
Rechenſchaft gegeben werden ſoll. 

In dieſer Lehre, und beſonders in der erſten 
Hälfte derſelben (Kap. J.), gehen bis jetzt die 
Meinungen der Schriftſteller, ſo wie die Urtheile 
der Gerichte, ziemlich wild durch einander; Deutſche, 
Franzoſen, Engländer und Amerikaner, ſtehen ſich 
oft ſehr ſchroff gegenüber. Alle aber vereinigen ſich 
in einem gemeinſamen lebhaften Intereſſe an den 
hier einſchlagenden Fragen, in dem Beſtreben nach 
Annäherung, Ausgleichung, Verſtändigung, ſo wie 
es ſich in keiner anderen Rechtslehre findet. Man 
kann ſagen, daß dieſe Lehre bereits ein Gemeingut 


der gebildeten Nationen geworden iſt, nicht durch 


einen ſchon erworbenen Beſitz feſter, allgemein aner- 
fannter Grundfäbe, wohl aber durch die Gemein- 
ſchaft wiffenfchaftlicher Unterfuchung, Die zu einem 
ſolchen Beſitz hinſtrebt. Ein anſchauliches Bild 
dieſes unfertigen, aber hoffnungsreichen Zuſtandes 
gewährt das treffliche Werk von Story, das zu- 
gleich als reiche Materialienfammtiung jedem Forfcher 
in hohem Grabe förderlich wird. 

Es iſt aber nicht bios die Ausficht auf Ent- 
wicklung und Ausbau der juriſtiſchen Theorie, Die 


Vorrede. v 


ung in dieſer Lehre fo anziehend und anregend er- 
jheint,- fondern eben fo, und noch mehr, die groß- 
artige Ausfiht auf eine in das Allgemeine gehende 
praftifche Gemeinfchaft Dee Rechtobewußtſchne und 
des Rechtslebens. 

Betrachten wir noch insbe ſondere die Stellung 
dieſer Lehre zu den Beſtrebungen und Parteien der 
neueſten Zeit. 

Der nicht ſelten feindliche Gegenſatz zwiſchen 
Germaniſten und Romaniſten kommt in dieſer Lehre 
weniger, als anderwärts, in Betracht. In den 
wichtigſten Fragen ſind die deutſchen Rechtslehrer 
meiſt zu einer großen Einſtimmung gekommen, unge- 
ftört Durch jenen, in anderen Lehren oft zum Nacdh- 
theil der Wiffenfchaft hervor tretenden, Gegenſatz. 
Das Römiſche Recht erfcheint vergleichungsweife 
weniger, als anderwärts, einwirfend Durch unmittel- 
bare pofitive Vorſchriften. Die genauelte Kenntniß 
defjelben aber wird hier vorzüglich dadurch mwichtig, 
daß die Meinungen der Schriftfteller und der Ge- 
richte großentheils durch wahre oder falfche Auf- 
faffung Römiſcher Begriffe und Regeln beſtimmt 
worden ſind, oft ohne deutliches Bewußtſeyn derer, 
die in der That ganz unter dieſem Einfluß ſtanden. 
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Menn ferner em abſchließendes Hervorheben 
der Nationalität zu den vorberrfehenden Richtungen 
neuefter Zeit gehört, fo kann ſich gerade dieſe Rich- 
tung in einer Lehre nicht geltend machen, Die ihrer 
Natur nach darauf ausgehen muß, die nationalen 
Gegenſätze in einer anerkannten Gemeinfchaft ber 
verschiedenen Nationen aufzulöfen. 

So finden wir alfo hier von ber einen Seite 
die großartigften Ausfichten in Die Zufunft, von 
der anderen Seite die Unmöglichkeit, die vorlie— 
gende Aufgabe fihon jest zu einem völligen Ab- 
fchluß zu führen, ſelbſt unabhängig son der per= 
fönlichen Fähigkeit Des einzelnen Arbeiters, Jeder, 
der ſich in folder Stellung befindet, kann aus 
diefer Betrachtung eben fo viel Muth, als Be- 
ſcheidenheit ſchöpfen. Er muß es fih zur Ehre 
rechnen, wenn es ihm gelingt, den fortgchenden 
geiftigen Prozeß durch Zurücführung Diefer Lehre 
auf eigentliche Gruͤndſätze weiter fördern zu helfen, 
felbft wenn fein Verſuch, bei fernerer Entwidlung, 
nur noch als einzelner, sorbereitender Schritt. im 
Andenken bleiben follte, 

Einen befonderen Mangel in ben bisherigen 
Arbeiten glaubte der Berfaffer dieſes Werks darin 
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zu finden, DaB man ſtets die beiden Stücke, 
die in dem vorliegenden Werke verbunden er- 
ſcheinen, die örtlichen und bie zeitlichen Gränzen 
ber Herrſchaft der Rechtsregeln, einzeln und abge- 
fondert behandelt hat. Er glaubte diefen Mangel 
dadurch abhelfen zu müſſen, daß er beite Stüde 
in Berbindung brachte, nicht blos indem er fie 
äußerlich neben einander ftellte, welches allein nicht 
ausreicht, auch ſchon häufig in ber kurzen Dar— 
ftelung der Lehrbücher ohne merflichen Erfolg ver- 
ſucht worden ıft, ſondern indem er ben inneren 
Zuſammenhang der für beide Stüde geltenden 
Grundfüße zu erforfchen und darzuftellen ſuchte. 


Mit dem gegenwärtigen Bande iſt der allge— 
meine Theil des Syſtems, deſſen Bedeutung gleich 
Anfangs dargelegt wurde (I. $ 59), zu Ende ge— 
führt, Die dem erften Band voranzefehte Ueber- 
ficht des ganzen Werks ließ erwarten, daß, unmittel- 
bar auf die drei erften Bücher, welche biefen 
allgemeinen Theil in ſich fohließen, in einer fort- 
aufenden Reihe son Bänden ber befondere Theil 
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folgen würde, welchem vorläufig folgende Weber« 
fhriften gegeben waren: 
Diertes Buch. Sachenrecht. 
Fünftes Buch. Obligationenredht. 
Schetes Buch. Familienrecht. 
Siebentes Buch. Erbrecht. 

Eine durch zufällige Umftände herbeigeführte, 
längere Unterbrechung bat indeffen die Vollendung 
bes Ganzen noch unwahrfcheinlicher gemacht, als fie 
vielleicht gleich Anfangs angenommen werben Tonnte, 
und durch diefe Betrachtung bin ich zu folgender 
Beränderung in ber äußerlihen Einrichtung bes 
Werks geführt worden, die alfo durchaus nicht aus 
der Annahme einer veränderten Ueberzeugung -über 
die Zweckmäßigkeit des wefentlichen Planes deffelben 
erflärt werben Darf. 

Sch betrachte nunmehr die jebt vorliegenden 
acht Bände als ein für fich beſtehendes abgefchloffenes 
Werk, jo daß der Titel jedes Bandes in Gedanken 
zu ergänzen ift Durch bie hinzugefügten Wortes 
Allgemeiner Theil. 

Der befondere Theil des Syſtems foll nunmehr 
nicht als Fortfegung des allgememen, durch fort- 
laufende Bändezahl, bezeichnet, ſondern vielmehr 
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in abgefonderten Werfen bargeftellt werden, unter 
welchen zunächſt das Obligationenrecht (nicht nach 
der früheren Abficht das Sachenrecht) an die Reihe 
fommen fol. Diefe abgejonderten Werke werben 
alſo äußerlich als Monographieen erfcheinen, in ber 
That aber nicht den weſentlichen Charafter von 
folchen an fi tragen (I. S. xxxıx), jondern 
vielmehr gerade fo befchaffen ſeyn, wie wenn bie 
gegenwärtig angekündigte Veränderung des urfprüng- 
lichen Planes nicht eingetreten wäre. 


Geſchrieben im Julius 1849. 
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J a a. 
Ginleitung, 
Das on eifte Buch des gegenwärtigen Reddefuftemd hatte 
bie Aufgabe, die. Rechtoquellen, d. h. die Gutſtehungsgrunde 
ber Rechtsregeln, datzuftellen; dad zweite, die allgemeine — 
Natur der Rechisverhaͤltnifſe, vie durch jene Negeln beherrſcht 
werben ſollten. Es bleibt jetzt; ſitr den allgemeinen Theil 
des Syſtems, noch übrig, die Verbindung ver Rechteregeln 
mit den Nechtöverhältnifien . feftzufiehlen; dieſe Verbindung 
erſcheint, von’ der einen Seite betrachtet, als Herrſchaft der 
Regeln über. die. Vethültnifſe, von der andern Seite als 
Unterwerfung der Berhältttiffe unter” die Regen. - 

Damit aberı diefer- legte, eben fo wichtige als ſchwie⸗ 
tige Theil der Aufgabe gleich Anfangs richtig. aufgefaßt 
werde, iſt es nöthig genau zu beftimmen, in’ welchem 
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2 Buch II. Herrſchaft der Medhtsregeln. 


Sinne hier jene Verbindung (Herrſchaft, Unterwerfung) 
zu denfen ift (a). 

Die Rechtsregeln follen herrfchen über die Rechtöver- 
haͤltniſſe; welches ift aben das Gebiet ihrer Herrfchaft? 
Ueber welche Rechtsverhältnifie follen fie herrſchen? Diefe 
Trage erhält ihren beftimmten Sinn zunädhft durch die 
Natur des pofitiven Rechts, weiches nicht etwa eined und 
vaſſelbe ift für die Menfchheit im Ganjen, fondern ein, je 


nach: Voͤlkern und Stanten, . befonbersß. und verfchiedenes? 


in jedem einzelnen Volke aber theils aus allgemein menfch- 
lichen, theild aus eigenthümlichen rechtsbildenden Kräften 
entfpringend. Diefe Mannichfaltigfeit der pofitiven Rechte 
ift ed, woraus das Beduͤrfniß und die Wichtigkeit hervor⸗ 
geht, für jedes pofitive Recht das Gebiet feiner Herrſchaft 
zu beftimmen, das Heißt, die Gränzen zu siehe zwiichen Dei 


verſchiedenen pofitiven Rechten gegen: einander: Nur Durch: 
= diefe Graͤnzbeſtimmung, wird es möglich, über jede denkbare 


Colliſton zu entſcheiden, vie in ber Beurtheilung eines ger 


gebenen Nechtsverhaͤlimiſſes zwiſchen verſchiedenen poftiven 


Rechten eintreten kann. ; 

Um zu den Hier aufgeworfenen Fragen und Are Be 
antworiung zu gelangen, Tann man. nun auch ben umge⸗ 
kehrten Weg einschlagen. . Es liegt und din: Rechtönerhältr 


niß vor, ald Gegenftand unfrer Beurthellung. Wir ſuchen 


dafür eine Rechistegel auf, unter deren Herrſchaft dafſelbe 


(a) Die Grundlage der gegenwaͤrtigen unterſuchung, indbefonbr 


det Hier aufgeſtelluen Begriffe, ſindet ich oben B.184-98 18. 


N 
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8.344: Eintettung. ° 3 
fieht, nach welcher es zu beurteilen iſt. Indem wir hier 
unter mehreren Rechtoregeln zu waͤhlen haben, welche ver⸗ 
ſchirbenen poſttiven "Rechter angehören, kommen wir wie⸗ 
derum auf die: ſchon erwaͤhnten Graͤuzen der: Herrſchaft 
eines jeden poſitiven Rechts und auf die von dieſen Graͤn⸗ 
zen abhängigen Colllſtionen. Beide Arten, We Wenge auf⸗ 
zufaſſen, find nur dm Auogaͤngepunkte verſchieren. Die 
Frage'ſelbſtiunſt Hier und dort dieſelbe, und die Entſcheidung 
kinn in veiven Fallon nicht verſchleden ausfallein. 

Die meiften Schrifſeſteller "über dieſen Gegenſtand gehen 
aus von dem Begriff’ ver Colliſtonen, und Beäimbein bie 
Eniſcheldung derſelben als ihre wahrt und einige Aufgabe; 
gewiß zum Nachtheil eineo befriedigenden Erfolge. Die 
natuͤrliche Folge der Gedanken if vielmehr folgende. Für 
die Rechtsregeln wird gefragt: Ueber welche Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe ſollen ſie herrſchra? Für die Rechteverhälinifie: Weichen 
Rechtoregeln find ſte unterworfen, oder angehoͤrig? Die 
Frage nach den Gränzen der Herrſchaft oder der Ange⸗ 
hoͤrigkeit, und. nach. den un dieſen Gtaͤnzen eintretenden 
Graͤnzſtreitigkeiten oder Cokliſionen, "find ihrer Ratur 
nach“ abgeleitete und. untergeordnete Fragen (6). 

Zu ber "bisher angedeuteten Frage nach den Graͤnzen, 
in weinen die : Regen jene poſttiven dechts vereſchen, 


6 Baste 1. S 34 mach Em ber. Sollifion, dahin gefüßet 
Die gute Bemerkung; daß manche werben, auf beide art fich Ibentifche 
Schriftfteller, indem fie die Frage ragen widerfprechende Antworten 
nah der Anwendung der Geſetze zu geben. 
ganz abſondern „von ber Brugeh u Br 
* 
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trite aber wur. och aine neuct, von: ber. bisher bebeachteten 
verſchichene, obgleich damit verwandte, Hinge. : Wir betrach⸗a 
teten bicher Die Nechtorogeln ale fehiighende; oahne Machſcht 
auf mögliche, Veranderungen derſelben in: ver: Zeit, Mun 
getkoet «8 aber zu dem Heim des oſitiven Rechts, daß 
daſſelbe nicht als ein tuhenzes, andren As ain An. ſteter 
Fonbilduog und Gutwicleliug begriffenes, anfgeinft marine), 


und vamit wird ihm die Mgenſchaft der. Weandelbarkeit im, 


der Zeit zugeſchriehen. Berner bat: jedes unſerer Beurihei⸗ 
barıy. vorliegende Nechtsverhaͤliniß autpemdig: feinen Ent⸗ 
Kohungegrume in zuriſtiſchen Matſachen (di), die eis in 
einer, bald naͤher bald entfernten Kegenden, Vergangenheit 
gebacht werden mäflen: - Da aber in der Diſchenzeit, von 
der Entſtehumg ded Mechtoperhaͤl miſſes bie zur Gegenwart 
Beranderungen im. poſitiven: Recht eingebseten ſein koͤnnen, 
ſe iſt noch zu beſtinmen, aus welchenn Zeupunkt wir die 
das Reel beherſcherde Bad gu true 
rn 
Muß dieſer meirachnung cniſteht michin ee ı nene kt 
yon Braͤngen für:die Herrſchafſt der Nechtsregeln, und da⸗ 
mit eine neue Art moͤglicher Colliſſenm/ nicht minder wich⸗ 
tig: und ſchwievig, als Die, vorher beinachtsien Graͤnzen und 
Golifionen.‘- In der. früheren Beinaditung  wurben bie 
Rechtsregeln gedacht ale gleichzeitige, ruhende, feſtſtehende; 
in. 3 Biefe ſpaucn werden Bu DE als ugleigueiise 


I.. 22 a 5 + z 


— 


(c) S. o. 821 $7. a) « .®. Pe ee: 


.— m u, r 
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durch Foriſamg vRerſthedene ficzeffine. . Zum Zranst einen 

kurzen —— nao cun⸗ will is Paste Ar 
— —* Bw: Serihot der: ——E 
SZaidliche Granzen des Herrſchaft. 

Dexr 3weiaen dieſee Lamnſtausdezicſe iſt für fish Mar, - 
Bhrechgun den An aſt nur im vo. her — * 
Umerſuchung moglich 

Das gegenwaͤrtige Werk hat zum Bean. dao 
Bamische. Recht. In welchem Verhältnis. nun ſteht? das 
Mömifche Rat zu den Hier qufgeworſcuen Zungen?.: Wir: 
wäfien daffe ‚ein zwieſgchat, an ſich va ſherwen Ber 
haͤltniß anerkennen. 

Zunäspft wůſſen wir far: Die nenn des Muriſchen 
Rechts auf beſümmte Staaten und Voller, im Verheltnis 
zu anderen poſſttven Rechten, auf jene Fragen eingeben, 
wenn wir ihm irgend aine pnabtiſche Geltung ſichern wollen 
Weſes Nedürfniß wide ungabweislich fein, ſelbſt wenn die 
Roiſchen Juriſten an jene Fragen nie gedacht, ſich damit 
niemals beſchaͤftich hächen. — Zweitend aber haben die 
Römer Inder Ahat dieſe Fragen hahandelt, und wir: mie 
fen. daher ihre Auſsſezüche über biefelben. aufſuchen Zind 
feſkchellen. Obgleich nun dieſe Ausſprüche zum. Theil ejn⸗ 
feitig md mangelhaft find, auch nicht uͤberall auf unmit⸗ 
telbare Anwendung Anſpruch haben können, felbft da, wo’ 
wir die Geltung des Römifchen Rechts im Allgemeinen 
anzunehmen berechtigt find, fo ift dennoch die Feſtſtellung 
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verſelben von großer Wichtigkelt. Sie iR es ſchon deshalb, 
weil die Lehre der neueren Sqhefftſteller, und bie damit zu⸗ 
ſammenhaͤngende Praxis, großentheils auf ven Auoſprüchen 
der Römer, oft aber nach einer unrichtigen Auffaſſung der⸗ 
ſelben beruht, fo daß ſowohl das rerhte Verſtaͤndniß ber 
neueren Lehre und Praxio, als die Reinigung derſelben, 
nur durch eine gruͤndliche Unterſuchung über bie Im Romi⸗ 
ſchen Recht niedergelegten Anſichten Serbeigefinhet werben 
In. . " RG , . J 
Die munmehr folgende, hler eingeleitete, Unterſuchung 
wird in ziel Kapiteln: J. die oͤrtlichen Graͤuzen, I. pie 
zeitlichen Graͤnzen der Herrfchaft der Reqhtsregeln uͤber die 
Rechtsverhaͤltniſſe feſtzuſtellen haben. 

Bei dieſen zweifachen Graͤnzen iſt aber noch voraus zu 
bemerken, daß unter denſelben eine gewiſſe Wechſelwirkang 
eintreten kann. Wenn überhaupt zwei Rechtstegeln "mit 
einander in zeitliche Eollifion kommen, fo daß eine Graͤnz⸗ 
beſtimmung nöthig ift, um die Herrfchaft der einen oder 
der andern Regel zu entfcheiden, ſo wird dabei fleid eine 
eingetretene Veränderung vorausgefeßt. &ine foldhe Berins>. 
derung nun kann auf zwei verfchledenen Selten Tiegen. 

Sie kann erſtens liegen auf der Seite der Rechtsregel, 
Der einfadhfte Fall ift der, wenn der Geſetzgeber durch Er⸗ 
(aß eines neuen Gefehes über das vorliegende Rechtsver⸗ 
hältniß, die bisher beftehende Regel Andert, alfo neues ob⸗ 
jectives Red ſchafft 
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Die Veränderung kann aber auch zweitens liegen auf 
der Seite des Rechtöverhältniffes, indem, bei unveraͤnderter 
Rechtsregel, die thatfächlichen Bedingungen des Rechtövers 
hältniffes wechfeln. 
die Handlungsfähigkeit dienen, die nach dem Recht beurs 
theilt wird, welches am Wohnfitz der Perſon gilt. Wenn 
nun dieſe: Perſon den Wohnſitz ändert, fo kann dadurch daB 
Rechtsverhaͤltniß unter eine neue Rechtsregel fortruͤcken, und 
es kann die Frage entſtehen, ob die Handlungsfaͤhigkeit von 
jest an nach dem Geſetz des früheren, oder des fpäteren 
MWohnfiges zu beurtheilen if. 

Es ift einleuchtend, daß die Veränderungen biefer zwei⸗ 
ten Art zugleich in das Gebiet der örtlichen und ber zeit» 
lichen Colliſion einfchlagen. Jedoch ift dabei das örtliche 
Element vorherrfchend, und es ift daher zwedmäßig und 
räthlich, alle dahin einfchlagenve Fragen in Verbindung 
mit den örtlichen Gränzen der Herrfchaft abzuhandeln, alfo 
in das erfte Kapitel mit aufzunehmen (e). 

Sonach bleiben für die Unterfuchung über Die zeitlichen 
Grängen der Herrfchaft (das zweite Kapitel) nur noch die 


(e) Die Erörterung - diefer thatfählihen Verhältniſſes auf 


Als Beifpiel zur Erläuterung fan 


Fragen kommit vor in den 66 365 
(Ende des $), 5 366-368, 8 370. n. 
6 372. N. 111, $ 379. N. 3. — In 


andern Kehren kommt biefe Yrage 


deswegen nicht vor, weil babei ber 
Einfluß des an ſich veränderlichen 


einen beftimmten Zeitpunft ſixirt 
ift, woburd die Möglichkeit jedes 
Zweifels ausgefhloflen wird. So 
bei dem Erbrecht ($ 374.377), und 
bei der Regel: locusregit actum , 


($ 381). 


g Bud II, Herrſchaft der Mechtoregela. Kap. 1. Örtliche Gränzen. 
Beränserungen ver erſten Art arg, 3 meiche auf der Seite 
ver Regaeregei liegen. | u W 


Erſtes Aapitel. 


Oenise Granzen der Herrſchaft der Awenein 
über bie Nechtsverhättmiffe. 





"9.345. 
Ne 5 erfid t. 
Sqariftfeller (a):.. . 
Barrorus in, Codieem,. L 1 C. de sumwa tin, d. 9 
Num, 43— 51. | 
B ARGENTRARI Comment. ad Datrias, Britenum Leges 
eq. oct. „Antverp. 4664  — „Der ‚art. 218 ber 
Coutume de Bretagne .beftimmt, daß Jeder nur. ein 
‚Drittheil des unbemeglichen Vermögens ‚feinen gefeh- 
. ‚lichen. Erben fol entziehen dürfſen. Dabei entſtand bie 
Frage, ob auch auswärtige Grundſtücke in dieſes 
Drittheil einzurechnen ſeien, und ſo/ kam d’Argentre 
in der. fechsten Gloſſe zu dem angeführten, Arlifel auf 
. die ganze Lehre von ber Eollifion der Belege, die et 
bier © ©. 601 —620 abhanbelt Der Verf. ſtarb 1500, 


(a) Der Abkürzung wegen werde ich die hier zuſammengeſtellten 
Schriftſteller künftig blos mit ihren Namen anführen. 


- 


1.836. Ucherſicht 8 


mb sus mare et. cf mug finen So 
(1608) erſchitnen 

Cur. Ropzmsuns. de, jure conjugum Tni 41653 A. 
Die praeliminaria S. 13-178 enthalten eine aus- 
führlihe Abhandlung über. pie Gllißon der Geſetze. 

P. Vazınms :de, statatis gewiunangue coneursu, Leadil 1700 

". 4 Buck Une 1661). Bon. ver Eolliſion ber Sta- 

. „te handeln uw. die: Sect. 4. 9. 10, 11. 

J. N. Heartus de eollisione legum 1688, Comm. et 
opuscul. Vol. 4. p..118--154, Gischer. sehärt nur 
Sect..4 (8: 1-74). - 

- Ua. Hvsgr de conflictu legum, in. ben elech ad 
Pand. als Anhang gi Lib. 1 Tit. 3 de legibus 
(1—19). 

J. Vorxius de stabatis Steht in dem Commentar über 
die Panbelten hinter Lib. 1 Fit. A de donstitut. princ. 
ald Pars 2 de statutis ($ 1—22). 

L Bourixxois trait de la p personnalitd et de la realite 
des. loix: pte. ‚Paris 1766. 2 Vol m 4 ‚Kramsöfifche 
Meberfegung: des ungefährten Werko von Modenburg 
mit ſehr weitſchweiñgen Zufügen. : ' 

D. Mrmsn de confäetu legum divers, Bremar 1840.98, 
G. v. Struve 1b. das pofiline Rechtsgeſetz in. feiner Be⸗ 
gientuy auf räumliche Berhältnifie: Earloruhe 1834 8. 
‘ des. Erory comment. on the canfkct of laws. Borten 

1834, zweite fehr vermehrte Originalausgabe Boston 

1841. 8. Ä 
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- W. Bonex Commentaries an colonial and fereign laws 
generally and in their conflict witli each ‘other and 
with the law of England. London 1838. 4 Voll. 

W. Schäffner Entwidelung des internationalen Pe 
vatrechts. Frankf 1841. 8; 
v. Wächter über die Colliſton ber. Privatrechtségeſetze, 

Archiv f. eivil. Praxris. B. 24 ©. 3306-31, B. 25 
©. 1-60, ©..161—200, S. 361-419, im Banzen 
32 98, 1841. 1842. Ich werde, um fürzer anfüßcen 
zu fünnen, den im 24.2: enthaltenen Abſchnitt mit L, 
die im 25. 2. enthaltenen mit: H. bezeichnen. 

VNic. Rocco dell’ uso e autorità delle leggi delle due 
Sicilie considerate nelle relazioni .con le pexsene e 
col territorio degli Stranieri. Napoli 1842. 8. 

ForLıx du droit international prive,. deuxieme Edition, 
Paris 1847. 8. (Erſte Ausgabe 1843.) - . 


n 


Jedes Recht erfcheint zunaͤchſt als eine ver Perſon zu- 
ſtehende Macht (b), mithin als Eigenichaft dieſer Perſon, 
und von dieſem erften und nächften Standpunkt aus haben 
wir auch die Rechtoverhaͤltniſſe als Attribute einer Perſon 
zu betrachten. Hiernach würde die Frage, womit wir uns 
befchäftigen, ſo zu faffen fein: Auf welche Perfonen er⸗ 
ftredit jede gegebene Rechtsregel das Gebiet ihrer Herrfchaft? 


(b) ©. 0.8.1 $4. - 
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Oder in umgekehrter Auffaffung (8 344): Welches ſind vie 
Rechtöregeln, denen eine gegebene Perſon unterworfen 
oder angehärig iſt? 

Folgende Bettachtung Aber muhß uns ſogleich uͤberzeu⸗ 
gen, daß mit dieſer Stellung der Frage nicht auszureichen 
iſt. Im vem Gebiet ber erworbenen Rechte (c) erweitert 
ſich die Perſon nach den von ihr ſelbſt verſchiedenen Ges 
genſtaͤniden dieſer erworbenen Rechte hin, und ſchon aus 
dieſer Erweiterung an ſich entſteht wenigſtens die Moͤglich⸗ 
keit des Eintritts der Perſon in das Gebtiet einer ihr ur⸗ 
fprünglicd fremden Rechtsregel. Dieſe bloße "Möglichkeit 
aber gewinnt noch. eine ganz andere Geſtalt, wenn wir die 
beſondere Beſchaffenheit jener Gegenſtuͤnde der erworbenen 
Rechte in's Auge faſſen. Unter dieſen Gegenftänden finden 
wie vor allen auch fremde Perſonen, deren jede auch 
wieder einem eigenthümlichen Gebiet beherrfchender Rechts⸗ 
regeln angehört, und da es nun ganz zufällig ifl, ob zwei, 
mit einander in einem’ Rechtsverhaͤliniß ſtehende Verfonen 
demfelben Rechtsgebiet atgehören oder verfchiedenen Rechtes 
gebieten, fo ergiebt ſich daraus eine neue, und zwar ſehr 
ausgedehnte, Quelle von Collifionen zwiſchen den die Rechte. 
verhaͤltniſſe beherrſchenden Rechtsregeln. 

Folgende Ueberſicht Aber die Gegenſtaͤnde der Rechts⸗ 
regeln wird es anſchaulich machen, in welcher mannich⸗ 
faltigen Weiſe die @ollifionen unter den NRechtsregeln 


() 32.1 $53. 


42 Buch HI. Herrſchaft der Reiktsregeli. Kay. I. rtliche Graͤnzen. 
verfchie dener Behiste ‚ned weiten . ‚Mein Hl 
samen (d).. .. 

Die Rechisregeln tönnen. zum Gegenſend Haken: 

.L..Die Mersomen. an ah kei; die Reisiäitgleit 

and bie: Handbingafͤhigkeit Kerisfben, oder die Wyr 
dingungen,unter weſchen fie Rechde haben und 

NMochne erwerben Kamm: Mieſe Elaſſe won 

Mechtaregeln iR 60, von Deren Metsachtung: im 
Aufang das xvenwacien venagrevtc awguu⸗⸗ 
gen wurde BErDEGENEEEEE EEE 4 
+ Be Rehtsnerhältniite. 
4. Rechte an beſtimmten Pas. * 
2: Obligatione ee 
3. Rechte an sten. ganzen. Deomigen, als einem 
idealen Gegenficuide am - umeninnun uwſens 
(Ser. . 
4. Familienrecht. 

- Ans, dieher UNeberſicht iſt es Mar,. daß alleicg⸗ ker 
nich: wun unmittelbare Gegenſtand, woxuber die Medkks« 
regel herrſcht, die Verſon ift: ‚Und pyar zunächſt Die Per⸗ 
fon in ihrem algemeiaen Daſein⸗/ da Teger aller Rechte; 
dann aber auch die Perſon, inſoßern fie. duuch ahre freie 
Handlungen in. den. meiſten und wichtigſten Mahn. Die 
a rm hamin⸗ erzeugt, oden erzeugen hilft⸗ 

Allein die Merfon breitet ſich ms zu Fünfkkichen Eemej⸗ 

(d) Diefe Meberficht fol hier nur zu einem vorläufigen Anhalt 
dienen. Sie wird unten ($ 361) genauer ausgeführt werden. 


nr Uelerficht. . | 3 


teruugen IRRE ESEie will herrſchen über Sachen 
und begiebt ſich dadurch in den beſtimmien Raum, der 
dieſe Sachen einnehmen, alſo in ein ihr ſelbſt moͤglichet⸗ 
weife fremdes Rechtögebiet. Am unverfennbarften gefchieht 
Diefes bei unbeweglichen Sachen, bei welchen der Raum, 
den fie: füllen, nicht zufällig "und veränverlich if; es iM 
aber, dem Weſen nach, nicht minder wahr auch bei beweg⸗ 
lichen Sachen — Sie mil durch Qblaigatienen herrfchen 
über fremde Handlungen, oder ihre eigene Hendlungen 
einem fremder: Willen. unterwerfen. — Sie geht in beſoa⸗ 
dere Leben ormen ein. durch Die Bande, und triti auch 
dadurch; bald freiſvillig, bald unftehnilig, auf menchtriet 
Weiſe aus ihrem urſpruwglichen, wein perföalichen Rechts⸗ 
gebiet heraus B 

Es ergieht ie aus ;nisfer Senn. daß ſar jeher 
gegebenen Salt. die anzuwendende Meihtäragel befkimmet und 
begrängt wich junächft und hauptſachlich durch bie. Anter⸗ 
wetfung der bevedktigten Berfon unter sin beimutes Rechter 
gebiet; daß aber daneben die. mammichfaltigen und wich⸗ 
tigſten Modificationen eintreten koͤnnen durch das Berhälte 
niß, im welchen theild beſtimmte ‚Sachen; thribs beftimmte 
Handlungen vder Ebeneoerhaimi ſt ‚u zanderen: Maine 
bieten ſtehen fe): 0 In £ 

Die ‚möge Mfg wich: Dt 2) bie. Erinde 9“ 


(e) Hieran knüpft ſich bie in früherer Zeit ſehr verbreitele Unter⸗ 
ſcheidung der Statuta personalia, realia, mixta, von welcher lbald 
noch weiter die Rebe fein wird ($ 361): = ° 0. 


44. Bud II. Herrſchaft der Rechtoregeln. Kap. J. Örtliche Grängen. 
sichtet fein muͤſſen, aus welchen die allgemzine Angehoͤrig⸗ 
Bet einer Perſon an ein beſtimmtes Rechiogebiet J 
leiten in. 


Avſtammung und’ Landgebiet, ale Gründe ber Angehö⸗ 

rigkeit der Berfon an ein beſtimmtes Reſchts gebiet. 
: Am den Zufammenhang zu erkennen, wodurch eine Per⸗ 
fon mit: einem beflimmten pofltiven Recht durch. vie Ange⸗ 
hoͤrigkeit an daffelbe verknüpft wird, müſſen wir ung basan 
erinnert, daß das poſitive Recht felbfi ſeinen Sig in Den 
Volk als einem großen Naturganzen, oder in eier volls⸗ 
mäßigen Abtheilung dieſes Ganzen hat. Ss ift aber nut 
ein anderer Ausbrud derfelben Wahrheit, wenn wir fagen, 
Das Necht habe feinen Sit in dem Staat, oder in einem 
einzelnen oxganifchen Theile Des Staates, da eben nur im. 
vem Staat das Volk währe Realität’ hat, indem nur hier 
der lie der Einzelnen iin einem Geſammtwillen wahrs 
. haft aufgeht (a). In Folge: viefer allgemeinen Angabe ha⸗ 
ben wir daher: näher zu beftimmen, woburd ‚dasjenige 
Gange gebikvet, diejenige Einheit. begränzt wird, worin bie 
Rechtsregeln, als Beſtandtheile des. pofttiven Rechts, ihren 
Sitz haben. Dadurch werden wir erkennen, - Durch. welches 
Band die einzelnen Perſonen zur Gemeinfchaft "eines "und 
defielben pofitiven Rechts zufammen gehalten werben. 


Pd r 
... 22 


(a) Dal. oben B. 1.$8.9 , a a 1 
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Suchen wir nun: auf geſchichtlichem Wege zur Löfung 

diefer Aufgabe zu: gelangen, fo finden wir zwei Gründe, 

wodurtch von jeher im Großen und Ganzen eine ſolche Ge⸗ 

meinſchaft bes pofttiven Rechts ümter den -Einzelnen vor« 

zugsweiſe beftimmt und begränzt worben it: die Volks⸗ 
abflammung, und dad Landgebiet. 

L Die Volksabſtammung (Ratiinalktät) als Grund 
und Gränze der Rechtsgemeinſchaft hat zunächft einen ganz 
perſoͤnlichen und unſichtbaren Charalter. Obgleich - fie, 
ihrem - Begriffe nach, den Einfluß der Willkir auszu⸗ 
ſchließen fcheint, iſt Fe dennoch einer Geweiterung durch 
die freie Aufnahme Einzekner empfaͤnglich 

In großer Ausvehnung erſcheint die Rationalität ale: 
Grund und Gränze der Rechtsgemeinſchaft bei wandernden 
Voͤlkern, für welche ein fefles Landgebiet überhaupt nicht 
vorhanden iſt, wie bei den Germanen zur Zeit der Voͤller⸗ 
wanderung. Bei diefen Bat fich aber auch nach ihter feſten 
WMiederlaſſung auf dem alten Boden’ des Nömifchen Reichs, 
derfelbe Grimdfab noch lange kebendig erhalten in. dem: 
Syſtem ver perſoͤnlichen Geſetze, die Hier - in demſelben 
Siaate neben einander zur Anwendung kamen, und in deren 
Reihe jetzt, neben: den Rechten der Franken, Lombarden 
u. ſ. w., auch das Roͤmiſche Recht, als das fortdauernde 
perſoͤnliche Recht der urfprünglichen Einwohner dieſer durch 
Eroberung neu, gegründeten. Staaten eiſcheint (b). 


(b)‘ Sasions Sri is RR. m n Mittelalter 8.1. Bu 3 
$ 30— 


FA Bud) IL. Herrſchafi ner Nechteregeln. Rap. 1. Hriljche Graͤnzen. 
In den nemeren Sabuiamberien: finden wis noch jetzt 
im Tuͤrhiſchen Reich das vollſtaͤndigſte Bild dieſer Art dee 
Reiyisgemeinfshaft. In den Awikikhen Etaatın von Gar 
ropa aber hat ſich ein Neberreſt davon am. längften bei der 
Juͤdiſchen Nation, eshalten,. in welcher die Foridauer dab 
nationalen Rechte, fe wie die der abgelonderien Natis⸗ 
waliät, ſelbſt, mit der Meligion in Berbintumg ſtand. Aber 
auch Diefer Ueberreſt verſchwindet immer mehr (). 
Verwand aber nicht gleichbedeutend mit dem eben dar⸗ 
geſtelten Grunde der Rechtogemeinſchaft AR darjenige, wel⸗ 
cher auf Dem eigenthuͤnlichen Buͤrgervechaͤliniß beſonderer 
Klaffen von Perſonen beruht. Ein ſolches erſcheint Bei 
ben. Römern ſehr ausgebildet, und lange dauernd, ia ben 
Klaſſen der cives, katini, peregrini, welche wieherum mit 
ben Syſtemen des jus eivile- und jus gentium zuſqumen⸗ 
haͤrgen (d} Dennoch hat: diefe Unterſcheidung, obgleich in 
andeter Hinſicht fehr wichtig, in der Richtung, die un& hier 
auſchtießend beſchafligt, niymald einen Einfſuß exiange, 
welcher dem Einfluß der Vollsabſtanmung oder des Land⸗ 
gebletes an bie Seite. geſtellt werden kͤnnuiee. 
‚Ib: Das Landgebiet (die Tereitorjalität) erſcheint 
als der zweite befoubers- wichtige und verbreitete Grund, 
bie Gemeinſchaft des poſitiven Rechih unter den Einzelnen 


(c) In Preußen z. B. iſt ſchon dere nationale Recht nur als Aus⸗ 
im I. 1812 durch das Indenedict nahme beibehalten worden. 
$ 20. 21 für die Inden das ges (d) Vgl. oben 2.1 $ 22, 
meime Nechtiber übrigen Einwohner.’ und: Geſchichte bes R. N. Im 
ale Regel aufgeftellt, das beſon- Mittelalter 2.1 61. 
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zu beſtimmen und zu begraͤnzen. Dieſer Grund. unterſchei⸗ 
det ſich von dem vorhergehenden (der Nationalität) durch 
feine weniger perſonliche Natur. Er ift an ewas aͤußer⸗ 
lich Erkennbares, die ſichtbare Landgraͤnze, gebunden, und 
der Einfluß menſchlicher Willkuͤr in der Anwendung dieſes 
Grundes iſt ausgedehnter und unmittelbarer, als bet ver 
Vollsabſtammung, bei welcher dieſer Einfluß mehr die Na⸗ 
tur einer bloßen Ausnahme an fich trägt. 

Diefer zweite Grund der Rechtsgemeinfchaft Hat den 
erften (die Rationalität) im Raufe der Zeit, bei fortfchreis 
‚tender Ausbildung, mehr und mehr verbrängt: Darauf hat 
vor Allem eingewirkt der: vielfeitigere, lebendigere Verkehr 
ver Völker unter einander, durch welchen bie fchrofferen 
Gegenfähe der Nationalitäten verändert werben mußten. 
Beſonders aber darf nicht verfannt werden der Einfluß des 
Ehriftenthume, welches ald gemeinſames Band des geiftigen 
Lebens die verfchledenften Völker umfchlingend, die eigen 
thümlichen Unterfchiede derfelben mehr in den Hintergrund 
treten ließ. 


Gehen wir nun aus von biefem zweiten @runbe ber 
Kechtögemeinfchaft, fo bezieht fich die Collifton, die uns 
hier Überall vor Augen ſtehen muß, auf die örtliche 
Berfchievenheit der Rechte, und unfere Aufgabe läßt fich 
für alle eintretende Eolifionsfälle nunmehr in folgende 


Frage faffen: 


vi. . 2 


HU Buch II. Herrſchaft ner Nechteregeln. Kap. 1. Oriliche Graͤnzen. 
In deu neueren Sabelamberien: finden wis noch jetzt 
im Türen Reich das vollſtaͤndigſte Bild dieſer Art der 
Regiögemeinfspoft. In den Awikikhem Edaaten ‚von Su⸗ 
ropa aber hat ſich ein Neberreſt davon am längften bei ber 
Zar Nation erhalten, in welcher Die Foxidauer des 
nationalen Rechte, ſe wie Die der abgelonbeuien Natio⸗ 
walität, felbit,. mit Der Meligion in Werbintung ftany. Aber 
auch dieſer Urbenreſt verſchwindet immer mehr (0). .-- - -- 
Verwandt aber wicht gleichbedeutend mit bem chen dar⸗ 
gefiellien Grunde der Rechtogemeinſchaft iſt derjenige, wel⸗ 
cher auf Dem ejgenthümlichen Birgevmhälinig: befanden 
Klaffen von Berfonen beruht. Ein ſolches erfcheint Bei 
den. Römern ſehr ausgebildet, und lange dauernd, is ben 
Ktaffen der cives, latini, peregrini, welche wiederum neit, 
ben: Syſtemen des jus eivile ımb jus gentium zuſqumen⸗ 
haͤrgen (d). Dennech hat dieſe Unerſcheidung, obgleich in 
anreter Hinſicht fehr wichtig, in der Richtung, die uns hier 
auſchtießend beſchaftigt, niemals einen Einfluß erlangt, 
welcher dem Einfluß der Volksabſtanmung oder des Land⸗ 
gebletes an bie Seite, geſtellt werben koͤnnte. — 
‚Ib: Das Landgebiet (abe Territerialität) erſcheint 
als der zweite beſonders wichtige und verbreitete Grund, 
die Gemeinſchaft des poſitiyen Reqhig une den Einzelnen 


60 In Preußen z. 8. ik ſchon dere , nationale Recht nur als Aus⸗ 
im J. 1812 durch das Indenediet nahme beibehalten werben. 
6 20. 21 für die Juden das ges (d) Bol. oben B.1 $ 22, 
meine Recht der übrigen Einwohner und: Geſchichte des Mi N. im 
als Regel aufgeſtellt, das beſon- Mittelalter 2.1 81. 
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zu beſtimmen und zu begrängen. Dieſer Grund. unterſchei⸗ 
det fich von dem vorhergehenden (ver Nationalität) durch 
feine weniger yerfönliche Natur. Er iſt an ewas Aufer- 
lich Erkennbares, die ſichtbare Landgränze, gebunden, und 
der Einfluß menfchlicher Willlür in der Anwendung biefes 
Grundes iſt ausgebehnter und unmittelbarer, als bet ver 
Boltsabflammung, bei welcher dieſer Einfluß mehr die Ras 
tur einer bloßen Ausnahme an fi trägt. 

Diefer zweite Grund der Nechtögemeinfchaft hat den 
erften (die Rationalität) im Kaufe der Zeit, bei fortfchreis 
tender Ausbildung, mehr und mehr verbrängt: Darauf hat 
vor Allem eingewirkt der: vielfeitigere, lebendigere Verkehr 
der Völfer unter eimanber, durch welchen die föhrofferen 
Gegenſaͤtze der Nationalitäten verändert werben mußten. 
Beſonders aber darf nicht verfannt werden der Einfluß’ des 
Chriſtenthums, welches als gemeinfames Band bes geiftigen 
Lebens die verfchledenften Völker umfchlingend, die eigens 
thümlichen Unterſchiede derfelben mehr in den Hintergrund 
treten ließ. 


Gehen wir nun aus von biefem zweiten Grunde ber 
Rechtögemeinfchaft, fo bezieht fich die Collifton, vie uns 
hier überall vor Augen ſtehen muß, auf die örtliche 
Verſchiedenheit der Rechte, und unfere Aufgabe läßt fich 
für alle eintretende EoMifionsfälle nunmehr in folgende 


Frage faffen: 


viii. 2 


18 Buch I. Herrſchaft ver Rechtsregeln. Rap. I. Örtliche Gränzen. 


Welches Territorialrecht ift in jedem geges 
benen Kalle anzuwenden? 

Hierin liegt denn auch ver Grund, weshalb ſchon bis⸗ 
her die gleichzeitigen Graͤnzen der Rechtsregeln als oͤrt⸗ 
liche Gränzen bezeichnet worben find ($ 244). \ 

Suchen wir zunächft durch Beifpiele anſchaulich zu 
machen, welche Bedeutung bie hier in Frage geflellte Colli⸗ 
fion verſchiedener örtlicher oder territorialer Rechte haben 
fann. An einem beftimmten Orte iſt ein Rechtsſtreit zu 
entfcheiden über die Erfüllung eines Vertrages oder über 
das Eigenthum einer Sade. Der Bertrag aber iſt ge 
fchlofien an einem anderen Orte, als an dem des Gerichte; 
die ſtreitige Sache befindet ſich an einem anderen Orte, als 
dem des Gerichte; beide Orte haben verfchiehenes territo- 
riales Recht. Daneben Tonnen beide ftreitende Parieien, 
ihrer Berfon nach, dem Orte des Gerichts angehören, ober 
beide einem fremden Orte, oder auch beide Parteien vers 
ſchiedenen Orten. Welches unter den verfchiedenen oͤrt⸗ 
lichen Rechten, mit denen das flreitige Nechtsverhältnig : in 
irgend einer Berührung fteht, ſoll bei der Entſcheidung des 
Streites zur Anwendung fommen? Das ift der Sinn der 
Eokifionsfrage in Anwendung auf Territorialrechte (e). 


= 


(e) Die Eollifion verfchiedener 
Rechte kommt allerdings auch bei 
der auf die Volksabſtammung ge 
gründeten Rechtsgemeinſchaft in 
Zrage, und bedarf bier, eben fo 
gut als neben dem Territoriaftecht, 


ihrer Löfung. Ein genaueres Ein-⸗ 
geben auf dieſe Geftalt unferer 
Frage, die ja überhaupt nur 
des gefchichtlihen Zufammenhangs 
wegen gegenwärtig berührt wurde, 
und für das heutige Mecht eine 


: 6. 347. Widerſtreit. Territorialrechte im demſelben Staat. 19 


8.3. 
Miderftreitende Territorialrehte in demſelben Staate 


Die einander widerfiveitenden Territorialrechte, für Deren 
Colliſion wir nunmehr die Regeln feftzußellen haben (8 346), 
fönnen unter einander in einem zweifachen Verhaͤltniß ſte⸗ 
ben, und wenngleich bie GSrundſaͤtze der Beuriheilung ftets 
diefelben bleiben, fo hat doch biefe Verſchiedenheit ben 
größten Einfluß auf Die Art der Anwendung jener Grund» 
füge. 

Jene Territorialrechte köͤnnen gelten entweder in vers 
ſchiedenen Gebietötheifen eines und deſſelben Staates, 
oder in verfchienenen, von einander unabhängigen 
Staaten. | . 

I. Berfchievene Territorialrechte innerhalb eines und 
defielben Staates find ſchon an einer früheren Stelle be- 
merflich gemacht worden unter dem Namen von particus 
lären Rechten im Gegenſatz eines gemeinen Rechts eines 
ſolchen Staates, und fie können eben ſowohl in der Ges 
ftalt von Geſetzen als von Gewohnheiten beſtehen (a). 

Die gefhichtliche Veranlaſſung derfelden, fo wie ihre 
Davon abhängende Begränzung, iſt höchſt mannichfaltig. 
Der wichtigſte Fall der Anwendung während der Dauer 
des deutſchen Reiches war begruͤndet durch das Verhaͤltniß 


Bedeutung bat, würde Hier nicht Geſchichte des R. R. im Mittel⸗ 
am Drte fein. Bgl. Savigny alte 3, 1 8 46. 
(a) S. o. B.1 8 8. 18. 2. 


2* 


20 Buch M. Herrſchaft ver Mechtoregeln. Kap. L Oriliche Gränzen, 
der einzelnen deutſchen Staaten zu dem, fie alle zufammen 
haltenden deutſchen Reiche (b). — Aehnliche Berhältniffe 
aber fanden ſich innerhalb der zum bdeutfchen Reiche gehoͤ⸗ 
renden einzelnen Staaten, und finden fich noch jetzt nach 
der Auflöfung des Reiches. 

Solche Barticularrechte erfcheinen bald in ganzen Bro: 
vinzen bald in Abtheilungen von Provinzen, bald und vor⸗ 
zuͤglich in einzelnen Gemeinden. Beſonders häufig erſchei⸗ 
nen fie in Stadtgebieten, ja zuweilen felbſt in einzelnen 
örtlichen Beftandtheilen eines und deſſelben Stabtgebietes (c). 

In größeren Landſtrichen (Brovinzen oder Provinzab⸗ 
theitungen) find ſolche Barticularrechte oft dadurch entſtan⸗ 
den, daß ein folder Landſtrich früher als felbfiftändiges 
Staatsgebiet oder auch als Theil eines fremden Staates 
befkand, und erſt fpäter dein State, dem er jeht angehört, 


einverleibt wurde. . 


(6) B.1 $2. — Ein ähnliches, 
doch nicht völlig gleiches, Verhaͤlt⸗ 
niß finden wir unter den fouveränen 
Heinen Staaten, aus welchen bie 
vereinigten Niederlande beſtanden, 
bie nicht fo, wie bie beutfchen 
Staaten, dur eine gemeinfame 
hößere Staatsgewalt und Geſetz⸗ 
gebung verbunden waren. Durch 
bie daſelbſt fehr häufig hervortre⸗ 
tenden Gollikonsfälle wurben be⸗ 
fonders die Holländifchen Suriften 
(Rodendburg, B. Boet, 9. Boet, 
Huber) veranlaßt, große Aufmerk⸗ 


ſamkeit auf den bier vorliegenden: 


Gegenftand zu wenden. Aehnlich 


ift auch das Verhaͤltniß der Norb- 
ameritanifchen Freiſtaaten. 

(0) So 3 B. beflauben neben 
einander in Breslau bis zum 1. 
San. 1840 fünferlei partifuläre 
Geſetze und Obfervangen über Erb⸗ 
recht, eheliches Güterrecht u. f. 
w., beren Anwendung durch Juris⸗ 
dictionsbezirke begrängt war. Nicht 
felten war bier das Recht von 
Haus zu Haus verfchieden, ja es 
fam vor, daB Gin Haus auf der 
Graͤnze verfchiedener Rechte Tag, 
denen es daher theilweife angehörte. 
Pol. das Geſetz vom 11. Mai 1839 
(Gefetfammlung 1839 S. 166). 
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An Stabigebieten find fle oft für diefe einzelne. Stadt 
erlafien, jei e8 von Dem Landesheren, dem diefe Stadt un- 
teriworfen war, ober auch’ von ber ſtaͤdtiſchen Obrigkeit, mit 
Zulaſſung oder Genehmigung des Landesherrn 
Diefe Entſtehung befonderer Stadtrechte finden wir ſchon 
im Römifchen Reiche, deſſen einzelne Gemeinden nicht mir 
vor ihrer Vereinigung mit dem großen Ganzen das Recht 
eigener Gefepgebung gehabt hatten, ſondern diefes Recht 
auch Durch jene Bereinigung wicht fchlechthin einbüßten, 
wenngleich fie den in Rom neu erlaffenen Gefehen ftets 
unterworfen waren (d). Sie find es, durch welche über: 
haupt die Römifchen Juriſten Beranlaffung erhielten, auf 
die Hier vorliegende Unterfuchung einzugehen (e). Sie bil: 
den Hier, als Barticularrechte, Den Gegenfaß ‚gegen das ge- 
meine Römifche Recht: — Noch weit ausgedehnter und 
wichtiger aber waren die Stadtrechte, die fich im Italieni⸗ 
ſchen Mittelalter faft in jeder Stadt ausbildeten, und Die 
hier, als Particularrechte, nicht blos gegen das Römifche 
Recht, ſondern auch gegen has Lombarbifche, beide als ges 
meine Rechte gedacht, den Gegenſatz bildeten (6). Für fie 
wurde der. Rame Statuta als Kunſtausdruck geltend, der 
dann auch auf andere Laͤnder übertragen wurbe, und an 
welchen fich die Lehre von den Statuta personalia, realia, 
mixta anfchloß ($ 345 f.). 


(d) Savigny Geſchichte des (f) Geſchichte des R. N. im 
MR. im Mittelalter B.1 Kap. 2. Mittelalter B. 3 $ 42. 189 B. 2 
(e) S. o. 8 344. $ 76. 


22 Bud 1U. Herrſchaft der Nechtoregeln. Kap. I. Örtliche Graͤnzen. 


Zu der Colliſton verfchiebener Territorialzechte inner- 
Halb deffelben Staates könnte man verſuchen auch folgen- 
den Fall zu ziehen, ber jchoch in ber That eine ganz an⸗ 
dere Natur hat, und gar nicht in das Gebiet der gegen- 
wärtigen Unterfuchung gehört. — In jedem Staate koͤnnen 
Bartieularrechte in verſchiedener Abftufung und Unterord⸗ 
nung vorkommen, von dem örtlich begränzteften an in immer 
weiteren Kreifen der Anwendung geltend, bis zum gemeinen 
Recht eines ſolchen Staates Hinauf. Auch dabei kann man 
von einer Collifion reden, indem an beftimmien Orten jedes 
diefer Barticufarrechte im Allgemeinen wirflihe Geltung 
Bat, und alfo in gegebenen einzelnen Faͤllen gefragt: werben 
kann, welches derſelben, wenn fie einander wiberftreiten, 
die Regel der Entſcheidung bilden folle. Hier aber hat 
die Golliffonsfrage, wenn man diefen Ausdruck dabei ge- 
brauchen will, eine andere Bedeutung, als bei den neben 
einander fiehenden, Particularrechten beffelben Staates, bie 
von einander unabhängig find, alfo nit im Berhältnig 
der Abhaͤngigkeit und Uinterorbnung zu einanber ſtehen. 

Zwifchen mehreren einander untergeordneten Rechten gilt 
die einfache Regel, daß ſtets Dasienige Recht in ver An⸗ 
wendung den Vorzug hat, welchem der befchränktefle Um⸗ 
fang der Geltung zugufchreiben ift, nur mit Ausnahme des 
befonderen Falles, wenn das über ihm in weiterem Um⸗ 
fange ftehende Recht einzelne Beftimmungen von einem. ab- 
folut gebietenden Charafter enthält (g). 


(6) © ©. 8.1 $ 21. 45. Außer dieſem befonderen Kalle alfa 
gilt die Regel: Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemein Recht. 


$. 37. Widerſtreit. Territorialrechte in demſelben Staate. 23 
Mit einer ſo einfachen Regel iſt die Colliſion, die zwi⸗ 
ſchen mehreren von einander unabhängigen Partieularrech⸗ 
ten eintritt, nicht zu beherrſchen. Fuͤr fie iſt eine tiefer ein⸗ 
gehende Unterfuchung nöthig, die eben in der Folge bes 
gegenwärtigen Kapitels angeftellt werben fol. Da übri- 
gend in dem gegenwärtig allein vorausgefegten Fall Bars 
tieularrechte eines und deſſelben Staates vorausgefegt wer⸗ 
den (h),. fo. ließe ſich denken, daß die Colliſion dieſer 
Rechte felbft durch die allgemeine Sefeßgebung eben dieſes 
Staates geregelt waͤre. Gerade Dieſes aber findet ſich bis 
jetzt wohl in keinem Lande auf irgend erſchoͤpfende Weiſe 
durchgeführt, vielmehr find überall die meiſten und wichtig⸗ 
fien hierher gehörenden Fragen der wifienfchaftlichen Feſt⸗ 
ftellung überlafien geblieben. 


$. 348. 
Widerſtreitende Territorialrehte in verfhiedenen 
Staaten. 
U. Der zweite Fall einer möglichen Colliſion verſchie⸗ 
dener Territorialrechte ſetzt voraus, daß dieſe Rechte nicht 


(bh) Es ließe ſich Dieſes denken oder nicht, denn auch in dieſem 


ohne Unterſchied, ob uͤber den 
eigenthuͤmlichen Particularrechten 
ein und daſſelbe gemeine Recht 
ſteht (ſo wie in Preußen das allge⸗ 
meine Landrecht über den Provin⸗ 
zialrechten von Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Oft: u. Weftpreußen u. ſ. w.), 


legten Kal, welcher 3.3. zwifchen 
der Breußifchen Rheinprovinz und 
ben übrigen Brovinzen eintritt,, 
ließe ſich doch denken, baß- ein 
Breußifches Landesgeſetz die Eolli- 
fion dieſer verfchiedenen Rechte 
vellftändig geregelt hätte. 





ZA Buch 1. Herrſchaft der Mechteregeln. Kap. 1. Örtliche Gränzen. 

in demfelden Staate, fondern in mehreren von einander un⸗ 
abhängigen Staaten beflehen (85 347). Sehen wir babei 
zurück auf Die ſchon oben zur Erläuterung der ganzen 
Colliſtonsfrage angegebenen Belfpiele (8 346), fo nehmen 
diefe nunmehr folgende Geſtalt an. Ein Richter unferes 
Staates hat zu entfcheiden über ein fireitiges Rechtsver⸗ 
haͤltniß, das durch die Thatfachen, die ihm zum Grunde 
liegen (3. B. den Ort, wo ein Vertrag abgefchlofien if, 
oder wo fich eine ftreitige Sache befindet), mit dem von 
unfrem pofitiven Rechte abweichenden Rechte eines fremden 
Staates in Berührung fteht. Daneben ift ed möglich, daß 
beide Parteien Inländer, oder beide Ansdländer find, oder 
daß die eine dem Inlande, die andere dem Auslande per- 
fönlic) angehört. Welches der verfchiedenen hier einfchla- 
genden Territorialrechte hat der Richter zur Anwendnnng zu 
bringen? 

Ganz. diefelbe Frage könnte auch dem Richter jenes 
fremden Staates zur Entfcheidung vorliegen, wenn zufällig 
der Rechtäftreit nicht in unjrem, fonbern in dem. fremden 
Staate entftanden wäre. | 

Manche Haben verfucht, dieſe ragen lediglich durch 
den Grundſatz der unabhängigen Staatdgewalt (Souverä- 
nität) zu entfcheiden, indem fie folgende zwei Regeln an die 
Spige ftellen. 1. Jeder Staat kann fordern, daß inner- 
halb feiner Oränzen Tediglich fein Geſetz gelte. 2. Kein 








$. 348. Wiberſtreit. Territorialtechte in verſchied. Staaten. 25 


Staat fan. Die Geltung feines Geſehes außer feinen 
GBränzen -forbern (a). 

Ich will nicht. nur die. Wahrheit diefer Säpe einräumen, 
fondern felbft ihre Ausdehnung bis zu den äußerften benf- 
baren Gränzen anerfennen,' glaube aber, daß fie für die 
Löfung unfrer Aufgabe wenig Hülfe gewähren. | 

Die weitefte Auspehnung der unabhängigen Staats⸗ 
gewalt in Beziehung auf Fremde Tönnte bis zur völligen 
Rechtlofigkeit der Fremden führen. Eine folche Auffaffung 
iſt dem Römifchen Völkerrecht nicht fremd (b), und auch 
da, wo fie von ben Römern gegen das Ausland .nicht 
geltend gemacht wird, ift wenigftend ein großer Unterfchieb 
in der Rechtsfähigkeit zwischen Römern und Fremden flets 
feftgehalten worden ($ 346). — Das heutige Recht dagegen. 
Bat allmälig zur Anerkennung volltändiger Rechtsgleichheit 
zwifchen Einheimischen und Fremden hingeführt (c). 

Mit dieſer Rechtögleihheit der Perſonen ift jedoch 
über die Frage wegen der Collifion zwilchen dem einhei- 
mifchen und fremben Rechte noch gar nicht entfchieben. 
Bor Allem müflen wir anerfennen, Daß, wenn einheimifche 


(a) Huner $ 2, Storr "Staaten, mit welchen Rom weder 
$ 18—21. foedus noch amicitia gegründet 

(b) Das R. R. wendet diefe hat. L. 5 6 2 de capt. (49. 15) 
Mechtlofigkeit, und zwar mit gegen- (0) Wächter L © 253 UI. 
feitigen Folgen, nicht nur auf ©. 33 —34. 181. Puchta Ban- 
hostes an, deren Begriff einen dekten $ 45. 112. Eichhorn 
erklärten Krieg vorausfeßt, fondern deutiches Recht $ 75. 
felöft anf alle Bürger folder 


26 Buch Ill. Berrſchaft der Kechtsregeln. Kap. J. Oriliche Graͤnzen. 


Geſetze über die Behandlung der Colliſtonofaͤlle Vorſchriften 
geben, dieſe Vorſchriften von den Richtern unſres Staates 
ſchlechthin angewendet werben muͤſſen (d). Nur finden ſich 
ſolche Geſetze in erſchoͤpſender Weiſe nirgend, insbeſondere 
nicht in den Staaten, für welche das gemeine deutſche 
Recht gilt (e) 

Allerdings konnte das firenge Recht der höchften Gewalt 
unter Anderm dahin führen, daß allen Richtern des Landes 
vorgefchrieben würden, bie ihnen vorkommenden Rechtes 
verhaͤltniſſe lediglich nach dem einheimiſchen Rechte zu ent- 
fcheiden, unbefünmert um die vielleicht abweichenden Be 
ſtinmungen irgend eines fremden Rechtes, mit deſſen Land⸗ 
gebiet etwa das fireitige Rechisverhältni in Berührung 
gefommen fein möchte. Eine ſolche Vorfchrift ift aber in 
der Gefebgebung Feines befannten Staates zu finden, unb 
mußte auch fchon durch folgende Betrachtung verhindert 
werben. 

Je mannichfaltiger und lebhafter der Verkehr unter den 
verſchiedenen Bölfern wird, deſto mehr wird man fich übers 
zeugen müflen, daß es räthlich ift, jenen ftrengen Grundſatz 
nicht feftzubalten, fondern vielmehr mit einem entgegengefeßten 
Grnnödfag zu vertaufhen. Dahin führt Die wuͤnſchenswerthe 
Gegenfeitigfeit in der Behandlung der Rechtsverhältniffe, und 


(d) Wädter I ©. 237 fg. Grundſätzen über die GCollifion 
Storr $ 23. — GSeltfamerweife ausgehen. 
widerſpricht Strune $ 9. 37, (e) Es teitt alfe Hier derfelbe 
indem er die Geſetze für nichtig Fall ein, wie bei ver Colliſion ber 
erflärt, die nicht von richtigen Particularrechte ($ 347). 


$. 348. Wierfreit. Territorialtechte in verſchied. Staaten. 27 
die daraus hervorgehende Gleichheit in der Beurtheilung 
der Einheimifchen und Fremden, die im Ganzen und Großen 
durch den gemeinfamen Vortheif der Voͤlker und. der Ein 
zelnen geboten wird. Denn dieſe Gleichheit muß in voll- 
Rändiger Ausbildung dahin führen, daß nicht bloß in jedem 
einzelnen Staate der Fremde gegen den Einheimifchen nicht 
zurüdgefebt werde (worin die gleiche Behandlung der Per⸗ 
fonen befteht), ſondern daß auch die Rechtsverhaältnifſe, in 
Fallen eine Eollifion der Geſetze, dieſelbe Beurthei⸗ 
lung zu erwarten haben, ohne Unterſchied, ob in biefem 
oder jenem Staate das Urtheil gefprochen werbe. 

Der Standpunkt, auf den wir durch dieſe Erwägung 
geführt werben, ift der einer völferredhtlichen Gemeinfchaft 
der mit einander verfehrenden Nationen, und diefer Stand- 
punft hat im Sortichritt der Zeit immer allgemeinere Ans 
erfennung gefünden, unter dem Einfluß theils der gemein: 
famen chriftlichen Gefittung, theils des wahren Bortheils, 
der daraus für alle Theile hervorgeht. 

Auf diefem Wege kommen wir dahin, die Gollifion der 
Territorialvechte unabhängiger Staaten, von welcher gegen« 
wärtig bie Rebe ift, wefentlich nach denſelben Grundfägen zu 
behandeln, weiche für die Eollifion verſchiedener Particular⸗ 
rechte deflelben Staates gelten ($ 347), und dieſe Gleich» 
ſtellung ift fire die gefammte folgende Unterfuchung maaß- 
gebend. 

Kür beide Arten der Collifion laßt fi nunmehr bie 
gemeinfame Aufgabe dahin beftimmen, 


28 Buch BI. Hertſchaft der RMechteregeln. Kap. 1. Örtliche. Graͤnzen. 
| daß bei jenem: Rechtsverhältniß dasjenige 
Nechtsgebiet aufgefucht werde, welchem 
dieſes Rechtsverhältniß feiner- eigen- 
thümlichen Natur nah angehört ader 
unterworfen ift. 

Man Tann diefe Gteichftellung; im Gegenfah des oben 
erwähnten ſtrengen Rechts, als freundliche Zulaffung unter 
fouveränen Staaten bezeichnen, nämlich: als Zulaffung ur- 
fprünglich fremder Gefehe unter die Quellen, aus melden 
bie einheimifchen Berichte die Beurtheilung mancher Rechts⸗ 
verhältniffe zu fchöpfen haben Cf). 

Nur darf diefe Zulaffung nicht gedacht werben als 
Ausflug bloßer: Großmuth oder Willkür, vie zugleich als 
"zufällig wechjelnd und vorübergehend zu denken wäre. 
Bielmehr ift darin eine eigenthümliche and forifchreitenpe 
Rechtsentwickelung zu erkennen, gleichen Schritt haltend 
mit der Behandlung der Colliſionen unter den Partien 
rechten deflelben Staates 8). 


(f) Huser de conflictu le- 
gum $ 2. „Rectores imperiorum 
id comiter agust, ut jura cujus- 
que populi.... teneant ubique 
suam vim“. L. Vorr. de statu- 
ts 8 1. 12. 17. „Dein quid 
er comitate. gens genti . . . 
liberaliter et officiose indul- 
geat, permittat, patiatur, ultro 
citroque“ ... — Srtorr con- 
fliet of laws $ 24— 38, 


(g) Ih kann daher nicht über- 
einftimmen mt Wächter]. ©.240. 
ll. ©. 12—15, wenn ‚er hierin fo 
ſehr warnt gegen Verwechſelung 
des richterlichen und Irgislativen 
Standpunktes. Was er zu dem 
Iegislativen Standpunkt rechnet, 
fällt gewiß großentheils in ben 
rüchterlichen, ‚bei einen Gegenſtand 
den die Gefeßgebung ohnehin 


der wiſſenſchaftlichen Catwickelung 
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Nur dadurch muß die chen "behauptete Gleichſtellung 
beider Arten der Colliſion befchräntt werben, daß bei wis 
derſtreitenden Particularrechten ($ 347) die Colliſtonofrage 
entſchleden werben kann durch ein über beiden Particular⸗ 
echten ſtehendes gemeinſames Lanvesgefet. ine folche 
mögliche Auskunft kann bei wiberftreitenden Gefehen ver 
ſchiedener mabhängiger Staaten allerdings nicht eintreten: 

Diefer Standpunkt einer völferrechtlichen Gemeinfchaft 
unter unabhängigen Staaten, aus welchem dann die Ans 
näßerung zu einer gegenfeltigen Gteichftellung in der Bes 
handlung der Colliſton verfchiebener pofitiver Rechte hervors 
gegangen iſt, war den Römern fremd. Der Verkehr der 
Bölfer mußte erft den ungeheuren Schwung erhalten haben, 
den wir in neueren Zeiten wahrnehmen, damit das Bes 
pürfnif folche Grundſaͤtze zur Anerkennung und Ausbildung 
bringen Tonnte. 

Wenn dieſer Standpunkt bei neueren Schriftftelern 
nicht geradezu wörtliche Anetfennung gefunden hat, fo Tiegt 
er doch, dem Wehen nach, zum Grunde bei dem in biefer 
Unterfuchung häufig geltend gemachten allgemeinen Gewohn⸗ 
heitsrecht (bh). Zwar wird biefes Gemohnheltsrecht vor 
zugsweiſe behauptet für das Gebiet des gemeinen deutſchen 


größtenteils überlaflen hat. Auh Sinn und Geift jeiner Landesge: 
liegt eine Annäherung an die hier ſetze verweift. 

aufgeftellte Anftcht in einer anderen (h) Wächter 1. &.255—261. 
Stelle von Bädter (I. 265), 1. ©. 175-177. &.195. ©. 371. 
worin er den Richter auf Richtung, — Schäffner $ 21. 
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Rechts. Allein die Ableitung beffelben ‚aus ber (field fort- 
ſchreitenden) Uebereinſtimmung der Schriftfiellee und ber 
Richterfprüche führt gerade bier unwiderfiehlich über. dieſe 
Graͤnze hinaus. Auch daß fehe gewöhnlich über ven In- 
halt und die Graͤnzen jenes Gewohnheitorechts geftritien 
wird, kann hierin Nichts Anden. Die gemeinfame Ans 
nahme des Daſeyns befjelben, und Das gemeinfeme Suchen 
nach deſſen Inhalt, if entſcheidend für Die hier aufgeftellte 
Behauptung. Schwankende upd durch einander. gehende 
Meinungen- aber können am wenigften befremden in einer 
Rechtslehre, die, fo wie bie hier vorliegende, noch erft im 
Werden begriffen ift (i). 


Die Hier aufgeflellten Grundſätze über die mögliche, 
wuͤnſchenswerthe, zu erwartende völferrechtlicde Gemein- 
fchaft in der Behandlung der Colliſionen örtlicher Rechte 
koönnen eine befondere Förberung erhalten, wenn über Diefen 
Grgenftand unter perfchiedenen, beſonders unter benach- 
barten Staaten, bei welchen die Gollifionsfälle-am haäuſigſten 
‚eintreten, Staatöverträge gefchlofien werden. Solche 
Staatsverträge find nicht blos von Rechtglehrern Iebhaft 
gewünfcht und empfohlen worben, fonvern auch in ver 
That ſchon vorlängft zu Stande gefommen (k). Es würde 


(i) Bol. hierüber die Vorrede zum gegenwärtigen Bande. 
(&k) 1. Vorr. $ 1. 12. 17. 


- 
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unrichtig fein, ſolche Berträge, wo fie fich finden, fo aufzu⸗ 
fafien, als werde darin etwas ganz Neues poſttiv feflge- 
ftelit, fo daß, abgefehen von venfelben, und vor ihrer Zeit, 
etwa gerade das Gegentheil gegelten haben müßte. Viel⸗ 
mehr find fie faft immer als der Ausdruck der oben dar⸗ 
gelegten allgemeinen Rechtsgemeinfchaft anzufehen, mithin 
als Berfuche, dieſe Rechtögemeinfchaft ſtets vollſtaͤndiger zur 
Anerfennung zu bringen. 

Kein Staat bat in neuerer Zeit fo zahlreiche Verträge 
diefer Art mit anderen Staaten gefchloffen, als der Preußi- 
fehe, und in dieſen Verträgen beſonders ift der eben aufges 
ftellte Gefichtspuntt ganz unverkennbar vorherrfchend geweſen. 
Ich will hier eine Weberficht dieſer Preußifchen Staatsver⸗ 
träge mit Nachbarftanten geben, um in ber Folge biefer 
Unterfurhung leichter Darauf: zurücdweifen zu koͤnnen. 
Vertrag mit Sachfen- Weimar 1824, Gefeh - Sammlung 

1824. ©. 149. 
⸗ ⸗Sachſen⸗Altenburg 1832, ⸗ 
1832. ©. 105. 
⸗ ⸗Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 1833, ⸗ 
1834. ©. 9: 
Reuß⸗Gera 1834, ⸗ 
1834. ©. 124. | 
⸗ ⸗RKöoͤnigreich Sachſen 1839, 
1839. ©. 353. 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt 1840, ° + 
1840. S. 239. . 
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Berteag mit Anhalt Bernburg 1840, Geſetz⸗ Sammlung 
1840, ©. 2%. 
⸗ ⸗Braunſchweig 1841, ⸗ 
1842. ©. 1. 


6. 349. 
Widerſtreitende Territorialrechte in verſchiedenen 
Staaten. (Fortſetzung.) 

Unſere Unterſuchung hat bisher dahin geführt, daß auch 
bei der Entſcheidung uͤber ſolche Rechtsverhaͤlmiſſe, welche 
mit verſchiedenen unabhängigen Staaten in Berührung 
fommen, ber Richter dasjenige Srtliche Recht anzuwenden 
hat, dem das ftreitige Rechtsverhältniß angehört, ohne Uns 
terfchten, ob dieſes örtliche Recht das einheimifche Necht 
dieſes Richters, oder das: Recht eines fremden Staates 
fein mag (8 348.). 

Diefer Grundfab aber muß nunmehr befchränft werben 
mit Rüdficht auf manche Arten von Geteben, deren befon- 
dere Natur einer fo freien Behandlung der Rechtögemein- 
haft unter verfchiedenen Staaten widerftrebt. Bei folchen 
Gefegen wird der Richter das einheimiſche Recht aus 
fhließender anzuwenden haben, als es jener Grundſatz ges 
ftattet, das fremde Recht Dagegen unangewendet laflen 
müffen, auch wo jener Grundfag die Anwendung reihtfer- 
tigen würde. Daraus entfteht eine Reihe von Ausnahmes 
fällen wichtiger Art, deren Gränzen feftzuftellen vielleicht 
die fehwierigfte Aufgabe in diefer ganzen Lehre fein mag. 
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Die oft unbewußte Rüdficht unferer Schriftfteller auf dieſe 
Ausnahmefälle hat nicht wenig. Dazu beigetragen, die über- 
einftimmende Anerkennung der Regeln zu verhindern, Die 
durch diefelben befchränft werden. Sollte e8 gelingen, jene 
Ausnahmen als folhe, und zugleidh Die wahren Gränzen 
derfelben, auf überzeugende Weiſe feftzuftellen, fo dürfte das 
durch viefeicht mancher Widerſtreit über die Regeln ſelbſt 
befeitigt, und fo die gegenfeitige Annäherung ber ftreitenden 
Barteien gefördert werben. 
Ich will «8 verſuchen, die angedeuteten Ausnahmen 
auf zwei Klaſſen zuruͤckzufuͤhren: 
A. Geſetze von ſtreng poſitiver, zwingender | 
Natur, die eben wegen Diefer Natur zu 
jener freien Behandlung, unabhängig von 
den Gränzen verfchiedener Staaten, nicht 
geeignet find. 
- B. Reihtöinftitute eines fremden Staates, der 
ten Dafein in dem unfrigen überhaupt 
‚nicht anerkannt ift, die alfo deswegen auf 
Rechtsichug in unferm Staate Feinen An- 
fpruch Haben. 
A. Geſetze von ftreng pofttiver, zwingender Natur. 
Schon oben find verfchiedene Gegenfäge in der Natur 
und Herkunft der Rechtsregeln hervor gehoben worden (a). 
An diefe müffen wir hier anfnüpfen, wir reichen damit 


) S. 0.81 8 15. 16.2. 
VII. \ 3 


N 
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aber für ven gegenwaͤrtigen Zweck nicht aus, müͤſſen vlel⸗ 
mehr die verfchienene Natur der Rechtöregein noch genauer 
betrachten. 

Zwar fünnte man glauben, hier auszureichen mit ber 
unterſcheidung abfoluter und vermittelnder Rechtsregeln 
(8 16), allein auch darin würde man ſich täufchen. Zwar 
ift diefe Unterfcheidung infofern von einigem - Einfluß auf 
unfre Frage, als niemald eme blos vermittelnde Rechts⸗ 
regel in die Reihe jener Ausnahmefälle gehören wirb (b). 
Dagegen würde es umgefehrt ganz irrig fein, allen abfo= 
Iuten Geſetzen eine fo poſitive, zwingende Natur zuzuſchrei⸗ 
ben, daß fie unter die Ausnahmefälle gerechnet‘ werden 
müßten. So 3. B. gehört jede Gefeß über den Anfang 
der Volljährigkeit unter die abfoluten Geſetze, weil es nicht 
blos in Ermangelung einer anders beftimmenpen Privat⸗ 
willkuͤr wirken fol; dennoch ſind Alle daruͤber einig, daß 
gerade dieſes Geſetz auch außer den Gränzen des Staates, 
worin es gegeben ift, unbebenflich wirken kann (8 362). 

Ob nun irgend ein Gefeb unter die Ausnahmefälle zu 
rechnen iſt, das hängt vor Allem von der Abficht des Ge⸗ 
ſetzgebers ab. Hat dieſer fich darüber ausdruͤcklich erklärt, 


(b) Jedes Geſet über die In- wirken können; denn die häufigen 
teftaterbfolge ift ein vermittelndes, abweichenden Meinungen betreffen 
weil es nur wirkt in Grmangelung nicht diefe Geſetze an fi, fondern 
eines Tegten Willens. Daher ift nur ihre Anwendung auf bas 
e8 auch allgemein anerkannt, daß Grunbeigenthum, wovon unten 
folde Geſetze außer dem Ge: ausführlich die Rebe fein wird 
biete, wofür ſie gegeben find, (8. 376) 
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fo muß diefe Erklärung gelten, da diefelbe dann die Na- 
tur eines Geſetzes über die Collifion hat, welches 
ſtets unbebingt befolgt_werden muß ($ 348d.). Allein an 
einer folchen ausbrüdlichen Erklärung wird es meift fehlen, 
und danıi bleibt Nichts, übrig, als auf die verfchiedene Na⸗ 
-tur der abfoluten Gefeße zurüd zu gehen, die uns auf fol- 
gende Unterfcheldung führen muß. 

Eine Klaſſe der abfoluten Geſetze bat feinen anderen 
Srund und Zwei, als die Handhabung des Rechts durch 
fefte Regeln zu fichern, fo daß fie erlaffen werben lediglich 
um der Berfonen Willen, welche die Träger der Rechte 
find. Dahin gehören Die Gefege tiber die Einfchränfung 
der Handlungsfähigfeit wegen des Alters, des Gefchlechts 
u. f. w. Ferner die Geſetze über die Formen der Veber- 
tragung des Eigenthums (durch bloßen Vertrag oder durch 
Uebergabe). — Bei allen Geſetzen folcher Art ift Fein Grund 
vorhanden, ſie unter die Ausnahmefälle zu rechnen, die da⸗ 
bei eintretende Colliſtonen Eönnen vielmehr nach dem Grund- 
fat der freieften Rechtögemeinfchaft gejchlichtet werben, da 
jever Staat unbedenklich auch innerhalb feiner Gränzen 
dem fremden Gefehe folder Art eine Einwirkung geftat- 
ten Tann. 

Eine andere Klaffe der abfoluten Geſetze Dagegen 
Hat ihren Grund und Zweck außer bem reinen, in feinem 
abſtracten Dafein aufgefaßten, Rechtögebiet ce), fo daß fie 


(c) „contra rationem juris“, f. o. 8.1 $ 16 Note p. 
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erlafien werden nicht lediglich um der Perfonen Willen, 
welche die Träger der Rechte find. — Die Gefehe dieſer 
Klaffe können beruhen auf fittlichen Gründen. Dahin 
gehört jedes Ehegefeß, welches die Polygamie ausfchliegt. 
— Sie können auch berufen auf Gründen des öffent- 
lihen Wohls (publica utilitas), mögen diefe nun mehr 
einen politifchen, einen polizeilichen, oder einen volfswirth- 
ſchaftlichen Charakter an ſich tragen. Dahin gehoͤren 
manche Geſetze, welche den Erwerb des Grundeigenthums 
von Seiten der Juden einſchränken. 

Alle Geſetze ſolcher Art gehören zu den oben erwaͤhn⸗ 
ten Ausnahmefällen, fo daß In Beziehung auf ihre Anwen- 
dung jeder Staat für ſich als völlig abgefchloffen erfcheint. 
— Schließt alfo das Geſetz unfers Staates die Polygamie 
aus, fo muß unfer Richter auch der polygamifchen Che 
folcher Ausländer, deren Landesgeſetz fle zuläßt, den Rechts⸗ 
ſchutz verſagen. — Unterfagt unfer Gefeß den Juden die 
Erwerbung des Grunveigenthums, fo muß unfer Richter 
nicht nur den einheimischen Juden den Erwerb unterfagen, 
fondern auch den auswärtigen, in deren Staat ein folches 
Verbot nicht befteht, wenngleih nad den allgemeinen Re- 
geln über die Collifion die perfönliche Rechtsfähigfeit und 
Hanblungsfähigfeit nach den Geſetzen des Wohnſitzes ver 
Perſon beurtheilt werden müßte. Ebenſo aber umgefehrt 
wird der fremde Staat, deſſen Geſetz eine ſolche Befchräns 
fung ber Juden nicht kennt, auch die unſerm Staate ange⸗ 
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hoͤrenden Juden zum Grundbeſitz zulaſſen, ohne Ruͤckſicht 
auf das beſchraͤnkende Geſetz ihres perſoͤnlichen Wohnſitzes. 


B. Rechtsinſtitute eines fremden Staates, deren Daſein 
in dem unſrigen uͤberhaupt nicht anerkannt iſt. 

Der Richter eines Staates, dem der bürgerliche Top 
der Franzoͤſiſchen oder Ruſſiſchen Gefebgebung unbekannt 
ift, „wird auf Perfonen, die in diefen Ländern dem bürger- 
lichen Tode unterworfen worden find, die Damit verbundene 
Rechtsunfähigfeit nicht anzuwenden haben, wenngleich, nach 
allgemeinen Regeln über die Colliſion, der perfönliche Zu- 
ftand beurtheilt werden müßte nach dem am Wohnfig gel: 
tenden Recht (d). — Eben fo wird in einem Staate, der 
bie Sflaverei nicht kennt, ein Negerfklave, der fich vafelbft 
aufhält, nicht ala Eigenthum feines Heren, und nicht als 
rechtsunfähig, behandelt werden koͤnnen (e). In diefem ' 
leuten Fall werden fogar beide hier aufgeftellte Geſichts⸗ 
punfte zufammen treffen, und zu einem und demfelben Ziele 
führen. Die Sklaverei ift als Nechtsinftitut unferm Staate 
fremd, in ihm nicht anerfannt; und zugleich ift ed von 
unferm Stanbpunfte aus etwas durchaus Unfittliches, einen 
Menſchen ald Sache zu behandeln. Bei dem vorher ange: 
führten Fall des bürgerlichen Todes würde nur der erfle 
Grund geltend gemacht werben können, nicht der zweite, ba 


(d) Bol. oben B.2 8 75. — Wirkfamfeit des Straferfennt: 
Anderer Meinung ift in diefem niſſes verneinen möchte. 
Punkte Schäffner 5 35, außer (e) Wächter IL ©. 17. 
wenn man etwa die auswärtige Schäffner $ 34. 
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der bürgerliche Tod nicht unfiitlicher iſt, als jede andeve 
ſehr harte Strafe. 

Die hier zuſammen geſtellten Klaſſen abſoluter Geſetze, 
ſo verſchieden von einander fie außerdem ſein mögen, kom⸗ 
men darin uͤberein, daß ſie ſich der fuͤr die Colliſton des 
örtlichen Rechts im Allgemeinen geforderten Rechtsgemein⸗ 
Schaft aller Staaten entziehen, daß fie alfo in diefer Hin- 
ficht eine anomale Natur haben. Es ift aber zu erwarten, 
daß diefe Ausnahmefälle, in Folge der natürlichen Rechts⸗ 
entwidelung der Völker, fich fortwährend vermindern 
werden (). . 


Die in dem gegenwärtigen Paragraphen abgehandelten 
Ausnahmen von den fonft geltenden Regeln der Colliſton 
beziehen fich zunächft auf die wiberftreitenden Territorial- 
rechte verfchiedener Staaten. Bei den PBarticularrechten 
eined und defjelben Staates ($ 347) werben ähnliche Ver⸗ 
-Hältniffe weit feltener vorfommen, da die oben charafteri= 
firten Geſetze von ſtreng pofitiver, zwingender Natur meiſt 
für den ganzen Umfang eines Staates erlaffen werden, alfo 
ohne Rüdficht auf die Graͤnzen particulärer Rechte. Doch 
fommen auch innerhalb veffelben Staates folche anomale 


(f) Die wichtigften und mannich⸗ 


faltigſten Anwendungen der hier 
aufgeſtellten Regeln werden unten 
in der Lehre von der Rechtsfaͤhig⸗ 
feit und Handlungsfähigkeit vor: 
kommen ($ 3065). Was nun hier 


viefleicht in einer zu abſtracten 
Geſtalt erfcheint, wird dort mehr 
Anfhanlichfeit gewinnen, und 
durch Diefe geeigneter fein, ueber⸗ 
zeugung zu bewirken. 
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Verhaͤltniſſe vor, wenn naͤmlich Die Verſchiedenheit örtlicher 
Rechte aus einer Zeit herrührt, in welcher manche gegen- 
wärtige Beftanbtheile des Staates noch nicht zu ihm ge: 
hört haben.“ Diefes gilt namentlich von dem Necht ber 
Preußiſchen Rheinprovinz im Verhältniß zu dem in ben 
übrigen Preußiſchen Provinzen geltenden Recht. - Dann 
werden bie in dem gegenwärtigen Paragraphen aufgeftell- 
ten befonderen Regeln auch innerhalb der Gränzen deſſelben 
Staates zur Anwendung kommen können. 


$. 30. 


| Die Römifhe Lehre von origo und domicilium.: 


Einleitung. . 

Unfere Unterfuchung hat bis jetzt dahin geführt,” daß 
bie Colliſion verfchiebener pofitiver Rechte in der. Beur⸗ 
theilung eines Rechtsverhältnifies zunächft und hauptſaͤchlich 
zu enticheiden ik nad dem Rechtszuſtand ver Perſon, 
welche in dieſem Rechtsverhaͤliniß ſteht, und daß ſelbſt die 
zahlreichen und wichtigen Abweichungen von dieſem Grund⸗ 
fag nur im Zuſammenhang mit benfelben und als Modifi⸗ 
sationen deſſelben richtig verſtanden werben Tonnen ($ 345). 
Es ‚wurde ferner gezeigt, daß der Rechtszuſtand der Perſon, 
nach der feit langer Zeit allgemein anerkannten Regel, durch 
das Landgebiet (nicht durch die Abftammung) beftimmt 
werde (8 346— 348). | 

Allein auch dieſe gewonnene Einficht Hat nur erft eine 
formelle Bedeutung. Denn es bleibt noch die Frage übrig: 
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Wodurch wird die einzelne Berfon mit ihrem Mechtszuftand 
an das Land gebunden? Welches tft alfo der Grund, ber 
zwiſchen der Perſon und dem Territorialrecht ven Zufammen- 
hang vermittelt? Unſere nächfte Aufgabe muß auf die Be⸗ 
antwortung biefer Frage gerichtet fein. x 

Hier treten ung nun zwei thatfächliche Verhältniffe al 
folche Vermittelungsgründe entgegen: Origo und domicilium, 
Herkunft und Wohnfig. Wir haben uns die Bedeutung 
derſelben, den juriſtiſchen Einfluß, das Verhältniß beider 
zu einander Klar zu machen. 

Daran nun zweifelt Niemand, daß uns fowohl dieſe 
Ausprüde, ald die mit denfelben bezeichneten Nechtsbegriffe, 
durch das Römische Recht zugefommen find: Alle, die davon 
Anwendung machen, gehen auf Die Quellen des Roͤmiſchen 
Rechts zurück. Wir müffen alfo vor Allem genau feftzu- 
ftellen fuchen, was ſich die Römifchen Juriften unter jenen 
Ausdrüden denken, und welchen Einfluß fie den dadurch 
bezeichneten Nechtöbegriffen beilegen. Damit ift aber feines» 
weges gefagt, daß die Römifche Auffaffung derfelben auch 
für uns maaßgebend fein müffe, Vielmehr wird fich im 
Fortgang der Unterfuchung zeigen, daß eben hierin unfer 
Rechtözuftand die größten Abweichungen von dem Römifchen 
darbietet. Es fol zunächft nur gegen die auf bloßen Miß⸗ 
verftändniffen beruhende Anwendung vermeintlicher Römifcher 
Kunſtausdrücke und Nechtöbegriffe ein ficherer Schuß - ge 
währt werben. 

Hierin num hat es mit einem der angeführten Aus⸗ 


8:80. ' Orige’ und domicikium. Ginleitung. 4 
prüde, dem domiailium, wenig Gefahr, indem fich Kierin 
der Rechtözuftand: weſentlich nicht verändert hat, dabei alfo 
fchon die tägliche Anwendung hinreicht, die richtige Auf- 
faſſung feftzuhalten. Anders verhält es ſich mit der origo 
(Herkunft); und zwar auch hier nicht etwa deshalb, weil 
die Ausſprüche des Römischen Rechts über diefen Gegen: 
ftand dunfel oder zweideutig wären, fondern weil hierin 
unfer Rechtszuftand von dem Römifchen durchaus verſchie⸗ 
ven ift, die Lebenserfahrung aljo nicht fchon als Schuß gegen 
eine unrichtige Auffaffung der Begriffe dienen fann. Da 
nun der eben erwähnte Ausdruck an ſich leicht dahin fuͤhrt, 
ihn von dem Geburtsort zu verſtehen, ſo hat ſich dieſer 
letzte Begriff bei den neueren Rechtslehrern häufig Geltung 
verfchafft, auch bei denen, Die daneben Die wahre Bedeutung 
der origo aus den Quellen des Römifchen. Rechts an- 
geben (a). Der ‚bloße Geburtsort an fich aber ift ein höchft 
zufälliger Umſtand, ohne allen juriftifchen Einfluß. 

Bevor nun der wahre Sinn jener Künftausbrüde feſt⸗ 
geftellt werben Tann, muß bemerftich gemacht werben, daß . 
die praftifche Bedeutung berfelben keinesweges auf die Ent: 


(a) Vorr. ad Pand. V. 1. 
$. 91. „Est autem originis lo- 
cus, in quo quis natus est, aut 
nasci debuit, licet forte re 
ipsa alibi natus esset, matre in 
peregrinatione parturiente. “ 
Dur den Zuſatz wird allerdings 
den nachtheiligen Folgen bes fal- 
[hen Grunvbegriffs entgegen ge⸗ 


I 

arbeitet; die Folgenden Allegate 
aber erwähnen, daß hierin die 
Meinungen ſchwankend feien. Eben 
fo it Glück 8.6 8 511 ſchwan⸗ 
fend und verworren, indem mitten 
in die richtigen Angaben immer 
wieber ber Geburtsort hinein 
fpielt. 
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ſcheidung unſrer Eollifionsfgage, als auf eine vereinzelte 
Folge, eingefchränft werben warf, fondern daß vielmehr 
diefe Entſcheidung felbft nur als einzelnes Stud ine 
größeren Zuſammenhanges aufgefaßt werden barf. 

Seder Einzelne nämlich ift in den Verhältniſſen des 
öffentlichen Rechts in einer zweifachen Abhängigkeit oder 
‚Verpflichtung zu denken. Erftlih zu dem Gtaate im 
Ganzen, dem er als Bürger und Interthan- angehört. 
Zweitens zu irgend einem engeren, örtlichen Kreife (nad) 
Römiſcher Verfaffung einer Stadigemeinde), der ein orga= 
niſches Glied jenes größeren Ganzen bifvet. Die Abhängig- 
feit von dieſem engeren Kreife, der Zufammenbang mit 
demfelben, erfcheint in mannidhfaltigen wichtigen Folgen; 
nach Römischem Recht bald in der Verpflichtung zu fäbti- 
ſchen Laſten (munera); bald in Dem Gehorfam gegen fäd- 
tifhe Obrigfeiten ; bald in dem ſtaͤdtiſchen pofitiven Recht, 
welches als das perfönliche Recht dieſes Einzelnen anzu- 
ſehen ift. 

Der Gehorfam gegen die örtlichen Obrigfeiten zeigt ſich 
in dem ®erichiöftand, dem jeder Einzelne regelmäßig unier= 
worfen ift, dem forum originis und forum domicilii. 

Das örtliche pofitive Recht endlich, als das perfönliche 
Recht jedes Einzelnen, war die Veranlaffung, dieſen Ge⸗ 
genftand fchon an dieſer Stelle vorläufig zue Sprache ju 
bringen; es follte namentlich fchon im Eingang auf den 
Zufammenhang ziwifchen dem Gerichtsſtand und dem per⸗ 
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fönlichen Recht (forum und lex originis, forum und lex 
domicilii) aufmerffam gemacht werben (b). 

Neich dieſer Vorbemerkung fol nunmehr fowohl vie 
wahre Bedeutung von origo und domicilium im Römifchen 
Recht, als das praktiſche Verhältniß dieſer beiden Begriffe 
zu einander, feitgeflellt werden. Es verhält fich nämlich - 
damit alfo, daß für jeden Einzelnen durch origo und 
domicitium beftimmt wird: 

1. Die Verpflichtung zur Theilnahme an ftäbtifchen Laften 
(munera). 

2. Der Gehorfam gegen die ftäbtifchen Obrigfeiten, ins— 
befondere der davon abhängende perfönliche Gerichts: 

ſtand. | . 

3. Das auf ihn anwendbare eigenihuͤmliche Recht einer 
Stadt als Eigenfchaft feiner Perfon. 

Und zwar werben diefe Wirkungen hervorgebracht bald 
von den beiden oben bezeichneten Berhältnifien (origo und 
-domicilium) neben einander, fo daß fie an zwei verſchie⸗ 
Denen Orten zugleich -eintreten Tonnen, bald von einem der⸗ 
felben allein. Alles Diefes foll nunmehr näher beftimmt 
: werben. | 


(b) SEs darf nit anftößig und Bezeichnung ift erft im Fort- 
gefunden werben, daß hier von gang der Unterfuhung möglich, 
diefen Dingen in fo allgemeinen, unb zwar fowohl für das Römi- 
abfirasten Nusbrüden geſprochen ſche Recht, als für das heutige. 
wird. Die genauere Beſtimmung 


N 
N 
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“ ft: tr oo 
3. 354. EEE 

Die Römiſche Lehre von origo und domicilium. 

‚l. Origo. 

Gemeinfame Quellen für origo und domieilium. 

Die. L.1. (ad municipalem et de incolis), und L. 4. (de 
muneribus et honoribus), 

Cov. X.38. (de municipibus et originariis), und X. 39. 
(de incolis, et ubi quis domicilium habere videtur, 


et de his, qui studiorum causa in alia civitate degunt). 


Zur Zeit der ausgebildeten Römischen Verfaſſung gegen 
das Ende ver Republif und in den erſten Jahrhunderten 
der Kaiferregierung, war der Zuſtand der einzelnen Beftand- 
theile des Römifchen Reichs folgenver (a). 

- Ganz Italien, außer der Stadt Rom, beftand aus einer 


großen Zahl von Stabtgemeinden, meift Municipien und 


Bolonieen, nebft einigen untergeorbneten Klafien von Ge- 


meinden. Jede vderfelben Hatte. eine mehr ober weniger 


felbfttändige Verfaffung, mit eigenen Obrigfeiten, mit Ges 
richtsbarfeit, und felbft mit befonderer Gefeßgebung (8347 d.). 
Der ganze Boden von Italien alfo, mit Ausnahme der 
Stadt Rom und ihres befonderen Gebietes, war in den 
Gebieten dieſer Stäbte enthalten, und alle einzelne Ein- 


(a) Bol. Savigny Geſchichte des Römifchen Rechts im Mittels 
alter. B. 1. Kap. 2. 
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wohner von Italien waren Angehörige entweber der Stabt 
Rom, ober irgend einer biefer ftäbtifchen Gemeinden. 

Die Provinzen Dagegen hatten urfprünglich fehr ver- 
ſchledene Verfaffungen. Indeſſen wurden fie allmälig immer 
mehr der Stäbteverfaffung von Italien angenähert, wenn 
gleich dieſe nicht fo vollftändig und eingreifend in ihnen 
durchgeführt wurde. Zur Zeit der großen Juriſten, im 
zweiten und britten Jahrhundert unfrer Zeitrechnung, konnte 
man den fo eben für Italien aufgeftellten Grundſatz faft 
auf Das ganze Reich anwenden: der Boden des Reichs 
war faft ganz in beftimmten Stabtgebieten enthalten, und 
die Einwohner des Reichs waren nunmehr Angehörige ent- 
weder ber Stabt Rom, oder irgend einer anderen ftäbtifchen 
Gemeinde (b). 

Die Stabtgemeinden führen den gemeinfamen Namen 
eivitates oder respublicae (c). Das Gebiet jeder Stadt 
heißt territorium, auch wohl regio (d). Jedes ftäbtifche 
Gebiet, und Die demſelben angehörende Gemeinde, umfaßte 


$. 351. Origo und domicilium I. Origo. 


(b) In wiefern fie auch beides 


zugleich feyn konnten, fpäterhin 
fogar fein mußten, wird weiter 
unten feftgeftellt werben. 

(0) ©. 0.8 28 87. Auf 
municipes, als collectiver Aus: 
drud, wird häufig gebraucht, um 
die Gemeinde feldft, als juriftifche 
Perſon, zu bezeichnen; der Aus- 
drud Recht dann für municipium, 
welches Ießte aber gerabe in biefer 
abftrasten Bebentung (für Städte 


jeder Art) nicht üblich ift ($ 352. 
f. g). ' 

(d) Territorium. L.239 $ 8 
de V.S.(50,16), L.20 de jurisd. 
(2.1), L. 20 de jud. (5. 1), 
L 53 ©. de decur. (10. 31). — 
Regio. Stcurus Fraccus de 
condicionibus agrorum, gleich 
im Anfang der Schrift, p. 135 der 
Gromatici veteres ed. Lach- 
mann Berol. 1848, . 
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zugleich die in deſſen Gränzen befindlichen vici Ce), fo wie 
die darin einzeln liegenden Höfe, in welchen zu allen Zeiten” 
ein fo großer Theil der Bevölkerung von Italien enthalten 
war. Aus dieſem Grunde eben läßt ſich behaupten, daß 
faft der gefammte Boden bes Reichs in einer großen Zahl 


von Stadtgebieten aufging. 


Es ift nunmehr zu beftimmen, wie jever Einzelne An⸗ 
gehöriger einer Stadtgemeinde wird, alfo zu ihr in ein 
beſtimmtes Berbältnis der Abhängigkeit tritt.  Diefes ges 


ſchieht auf zweierlei Weiſe: 


erftlich durch Dad Bürger» 


recht der Gemeinde (origo), zweitens durch den Wohn- 
fig in dem Stabtgebiet (domicilium). 


1. Bürgerredt. 


Das Bürgerrecht wird erworben durch folgende hai⸗ 
ſachen: Geburt, Adoption, Freilaſſung, Auf⸗ 


nahme (f). 


1. Geburt (origo, nativitas) (Note f.). 
Dieſe Entfiehungsart ift völlig unabhängig von 
| dem freien Willen Desjenigen, der dadurch der Stadt 


angehört. 


Sie ift die regelmäßige und häufigfte, und deher 
wird ganz gewoͤhnlich der Name derſelben gebraucht, 


(e) L. 30 ad mun. (50,4). 

In der aͤlteren Zeit gab es auch 

vici, die eine eigene res publica 
hatten. Festus v. vici. 

(f) L.1 pr. admun. (60.1). 

„Municipem aut nativitas facit, 


aut munumissio, aut adoptio”. 
L. 7 C. de incolis (10. 30) „Cives 
quidem origo, manumissio, allec- 
tio, vel adoptio, incolas vero. 
domicilium faeit‘“. 
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um das Bürgerverhältniß felbft, das dadurch ent- 
ſteht, zu bezeichnen (g). | 

Es ift damit gemeint die Erzeugung in einer 
rechtögüftigen Ehe, wenn der Vater felbf das Bür- 
gerrecht hat Ch). Die Vaterſtadt ver Mutter ift 
dabei in der Regel ohne Einfluß, jedoch hatten einige 
Städte das befondere Privilegium, daß auch das 
Bürgerrecht der ihnen angehörenden Frauen auf bie 
ehelichen Kinder derfelben übergehen follte Ci). — 
Uneheliche Kinder follten durch origa das Bürger- 
recht in der Vaterſtadt der Mutter erwerben (k). 
. Adoption (Note f.). 
Dadurch wird das angeborne Bürgerrecht nicht auf- 
gehoben, fonderh der Adoptivſohn hat nunmehr ein 
zweifaches Bürgerverhältniß, welches auch auf deſſen 
Kinder forterbt (1). — Die Emancipation des Adop- 
tivfindes aber zerflört jede Wirkung ber Adoption, 


. and fo auch Diefe dem sffentlichen Rechte -angehö- 


rende Wirfung (m). 


(@) Z.6 pr. 1.3 L.9 
ad mun. (50.1). L.15 $ 3 eod. 
(jus originis). — Andere, aller: 
dings genauer rebende, Stellen 
nennen das Rechtsverhältnti (deſſen 
Entſtehung nur die origo ift, nnd 


zwar ˖ nicht immer) patria ober - 


eivitas. L. 27 pr. L. 30 eod. 

(b) 2.192. L. 681 od 
mun. (60.1). L.3 C. de munie. 
(10. 333.  -- 


G6) Li$2 admın. (89.1). 


Es ift nicht klar, ob num das Kind 


nur in der Baterflabt der Mutter " 


Bürger fein follte, ober än beiden 
Städten. Das Letzte ift wohl an 
ſich wahrfcheinlicher. | 

(k) L.1$2. L.9 ad mun. 
(598. 1). 

() L.15 93. L.17 89 
ad mun. (50. 1). 

(m) L. 16 ad mun. (50. 1). 
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3. Freilaffung (Note f). | 


Der freigelafiene Sklave Tonnte Tein angebornes 
Mecht haben. Dagegen erwarb er durch die Frei⸗ 
laffung das Bürgerrecht in der Vaterſtadt des Par 
trons, welches dann wiederum auf feine Kinder fort- 
erbte. Hatte der Patron ein mehrfaches Buͤrger⸗ 
techt, oder wurde ein gemeinfchaftlicher Sklave meh- 
rerer Herren von biefen freigelafien, jo Eunnte auch 
durch die Freilafiung ein mehrfaches Bürgerrecht 
entftehen (n). 

. Aufnahme (allectio) (o). 

Darunter ift zu verftehen vie freiwillige Gewaͤhrung 
des Bürgerrechts von Seiten. der ftäbtifchen Behörde, 
an deren Zuläffigfeit ohnehin nicht zu zweifeln fein 
würde, auch wenn fie nicht ausprüdlich bezeugt 


wäre. 


(n).L6$3 L. 7. L. 22 
pr. L. 21 pr. L. 37 $1 ad 
mun. (50.1), L.3 $8 de mun. 
(50. 4), L.2 C. de municip. 
(10. 38). — Ueber den Tert und 
den Sinn ver L.22 pr. ad mun. 
vgl. Zeitichrift für gefchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft B. 9 S. 1 — 
98. — Der Erwerb des Stabt- 
bürgerredhts durchFreilaſſung fonnte 
aber nur behauptet werben von 
einer vollgültigen Sreilaffung. Die 
dediticii wurden nicht Bürger in 
der Stadt ihres Batrons ($ 356), 


und eben fo wohl auch die Latini 
Juniani. _ 

(0) L.7C.de incolis (10.39) 
„allectio vel adoptio“*. Daß 
in einigen Hff, vel fehlt, ih an- 
deren dafür atque ſteht, hat keinen 
Einfluß auf den Sinn. Wichtiger 
ift die Bariante: allectio id est 
adoptio, welche Cujacius aus 
HR. anführt, ohne fie zu billigen 
(in 1. libros, opp. U. ‚737). 
Dadurch würde die Aufnahme als 
eine befondere Erwerbungsart ganz 
befeitigt, welche zu bezweifeln jeboch 
gar Fein Grund vorhanden ifl. 


art KR ‚Neigo weh demminkkimen: Ei .Ofigdil r:,': EB 
. » Bufgahohen: mmzbe dad, Buͤrgerecht it: ſeinen Folgen 
nichd Dund den; einfeltigee Willen der Merfonen, die wand 
Wwgend. eine der hier⸗ angegibenen Thotſathen · in daſſelbe eins 
gerieten waren (p). „Birch. vechkägisitige.: Ehe in, eine 
fremden Stabt trat die Ehefrau zwar nicht eigentlich aus 
dem angebornen Buͤrgewerhaltniß auc; allein: fie. war, ifoäh- 
rend Der Dauer. ber; Ehe; por den damit verhundenen per⸗ 
foͤnlichen Laßten (munsre) :befreit (q). — Gne aͤhnliche Be⸗ 
 feelung von perſonlichen Laſten, ohne gaͤnzliche Zerfkörung 
des angebornen Bürgerrechta, galt: für den Stabdtbuͤrger, 
der zur Wuͤrde vines, Senators des Roͤmiſchen Reichs er 
boden wurde, ſo wie: fur deſſen Nachkommenſchaft (1);. beo⸗ 
gleichen für. jeden Baal; fo von.: ren. ng 
dawerte (3Y::.. ... :...: ln 
- Aus den. hier, eufpseiten. Bogen, feige. ver, wichtige 
Sag, das. nicht felten: eine und: dieſelbe Perſon ‚gu mehrreeen 
Staͤdten des Roͤmiſchen Reichs gleichzeitig in einem wahren 
Buͤrgerverhaͤltniß ſtehen konnte, alſo die Rechte einer jeden 
Städte vereinigte, unde die Laſten einer jeden zu tra⸗ 
en. hatte, (t)., S&, konnte zu bem BONS 1 Buͤrgerrecht 


a Par Br oyııl ü 


, L.6 pr. admun. (60 , r — 22 5 ad 
L. De He'minieip_ (10: 38). Mr en (80. 1). * en 
Eine-Butlafimg durch die Siadt⸗ &s)- L 3: 94° LE: $3 de 
behörbe mußte eben fo gut eintreten muner. (50 4). 
tönnen, als bie Aufnahme durch 
dieſelbe. Le Be ET ot . ct). Dieſer Sat ſcheint. im Wi⸗ 

() nde: 8 $2, L.38, 3 gd Derfbruch zu ſtehen ‚mitz Cicano 
mun. (59. 8). Auıkık)"de mımer. pro: Balbo.:Cap: Il... Duasugan 
(10. 69. 4.77 zu) in . arikakum civis esse wastın June 

vm. 4 


ED Bu Ihr qerſqhafrder decuobegita i I. Oiich Oranzen. 
ah: ſatrees durch Moptien vder Aufnahme treten, welche 
deine aeben reinanter beſtanben (Rebe h. Und eben ſo Tonne 
der freigelaſſerie Ellave zlenth Axſangsr In Tin. mehrfache 
Beingesectniß ung‘ sie Bealaffung sera werben 
won 2). z 

. Auf der anderen Selle aber war es wen, daß Ge 
mand im kriner Stadt ein Burgerverhaͤltniß Hatte, obgleich 
dieſer Fall gewiß nicht haͤufig vorkım. Er mußte eintre⸗ 
ven, wern ein Auslaͤnder als Ginmwohner in das Romiſche 
Reich dufgenommen wurde, ohne durch Aufnahme Bürger 
irgend einer einzelnen Stadt zu werden (Rote 0); eben fo, 
wram der Bürger irgend einer Stadt aus dem ſtaͤdnſchen 
Derband derſelben entlafen wurbe (Mote p), ohne In eine 
andere Bürgergemeinde aufgenommen zu werben; enslidh 
ih. bei von Freigelaſſenen ver unterſten Kluſſe, welche 
beditikiorum numero waten, un: feiner Gemeinbi + ange 
sen ce 


wien ET 

ip Fmifäe Lehre von origo und domicilium. 
L Origo. (Fortſetzung.) 

oo urſprungliche große Verſchiedenheit der ‚ Stäptee 

u ae un den: Provinzen Tönmte ae zu 


"ri: namo potet. Allein in neben demnfelben tanden. Hr 

* "See iſt die Nede von ſprechtn von ben Ständen inner⸗ 
ran ::auler dem Nsmiſchen halb des Romilſchen Ras. 

hatt; m ie Teen Ben (u) Uxprn.XX. sie-. , 
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5 MR Orito and Memieilem. Z:Ovige: CBurikd: 
Der Annuheie verbeiten, DAB die hiet mngstragenen: Bagelt 
aber. Die Stadegehiete und das. Ginbiklingerreiht aus in 
BSielien, nicht in den Preteingen, -Mieltung- gehaht hahen 
In Her: Thal aber war Hierin. faſt gar Fein Untcaſchiad. 

Die Stabigebiee (territoria) wenn is faſt aller Bro 
vinzen (a) eben fo akgegränst, wie in Italien. Dicſe 
Bringen, fo. wie ber Einfuß derſelben auf bie Werpfidhe 
tung zu Räbttichen Laſten, namentlich in Den zu ban:Chbhian 
gehörenden Dörfern, gaben auch in den Provingen wicht 
Sekten Aulaß zu Prozeffen. Mur dark wird ein Aninefchieb 
bemerkt, daß in meniihen Bropiagen, namentlich in Afriſe, 
- bie Shabigebiehe nicht den gungen: Beben: des Landes gr 
ſchoͤpfen, indem Hier im Befig: mancher Privatperſonen, auch 
Dei Kaifers, ſehr ausgedehnte, zur Weide benuäte, Laud⸗ 
ſtrecken (saltus) waren, die ganz fuͤr ſich beſtanden, und 
zu keinem Stabtgebiete gehörten (b). . 

Die oben vorgeteagene Lehre von ham. Stanibüngerrecht, 
welches durch Geburt, Breilaffung u. f. w. entſtand, wird 

von den alten Zuriften in Anwendung auf Provinzialſtaͤdte, 


(a) Es miß vamlich Negypten 
ansgpeamman werben, welchen in 
jeder Hinſicht eine. buch guoße-Be- 


ſchraͤnukungen ausgezeichnee Ber- 


feaſſung hatte. So war daſelbſt 
kein Brocanſul our Propraͤtor, 
ſondern wur. rin praefenius Au- 
gustalis von geringerem Hang. 
-(Pıo Cass: Bi: 13, 58, 18, 
Tacırus hist. 1.11, Digest. 1,17). 


Eben fo aber gab «6 daſelbũ —* 


Diſtriete (Nomen), keine Stadt⸗ 


guusinben, und nur in Alexandrien 
fand ſich ein Bůrgerrecht (Prusus 
epist. X. 5. 22. 23). 

() Acsnmus Ursueus de 
coptzaversiis agrorum p. 84.85 
ber Gpomatici veteren ed. — 
mamn Berol. 1848, 


4° 


og 





192 Bud; TIE, -Hreafaft ber Onditeiegefn. "May. I. Örtliche Geknzen. 
ans" vhne Anterſchied von den Italleniſchen Staͤrten, vor⸗ 
mjetragen: (e). Eben fo: auch⸗die Anwendung dieſes Rechts 
auf die ſtͤdtiſchen Laſten, ſo wie auf die eingefnen Befrei⸗ 
ungen bon: dieſen Laſten (vacatie und immunites) (d). _ 
So ‚vielfachen umb unzweidentigen Zeugniffen gegen⸗ 
sicher wuͤrde mit Unrecht eine Stelle: des Ulpian: gel 
tend gemacht werden, zum Beweiſe, daß in.den Provinzen: 
'Aberhaupt Zen jus originis, fondern nur allein das domi- 


ibn, beachtet werden wäre (eo). . — 
Hieran ſchließt ſtch folgende, zum Berkänenif unforer 
Recteniellen nicht-unwichtige, Bemerkung über den Sprach⸗ 
gebrauuch, welche die Bedeutung ver Auspräde municipium 
und munieeps zum Gegenſtand hat. — Die urfprüng- 
Tide Bedeutung diefer Ausdruͤcke iſt nicht blos in neueren 


. ..r 
Ye. ° I... 


() L. 18 2. L. 37 pr. ad 
mem.-:C50.1) (Slium, Däalphi, 
MRoutus) 2 C. de municip. 
‘10. 38) (Aquitaniſche "Stäbte). 
2.7 8.10: de. (nterd. et rbleg. 
(48. 22). 

(d) L.8pr. L-10 $ 1 de, 
vacat.!(50. 5), L.5$ 1 de j; 
“immunitatis’ (50. 6. 

‘(e) 2. '190’de V. S.'(60.16) 
‘ „Proyirciales eos accipere de. 
“bemus; gti in previncia domi- 
cilium habent, non eos, qui in 
"Ar ovincia oriundi sunt.“ Diefe 
"Stelle, wie fo viele atdere deſſelben 
Sitte, hat nur in den Digeften 
einen falſchen Schein von Allge⸗ 
meinheit, anftatt daß fle urjprüngs. 


’ 
\ 


ih nur von einer ganz einzelnen 
Anwendung verſtanden werben follte, 
bie nur jegt nicht mit Sicherheit 
zu ermitteln ift. Vgl. über diefe 
Siehe: . Gunpımelana , ©}, 31 
N. 2 &.34—43. Conkapı par- 
erga p. 488—506. Hollweg 
Berfuhe ©. 6. — Bei dem Ehe 
verbot zwifdgen ben ' Römifchen 
Provingtalbeamten und den Pro: 
vinzialinnen heißt es in Z. 38 pr. 


do ritu nupt. (23.2) gevade um⸗ 


gelehrt: „inde oriundam, veZ 
ibi domicilium habentem uxö- 
rem dücere non potest‘, wobei 
es ganz willkuͤrlich if, wenn 
Manche das vel. burgh id 'est 
erklaͤren wollen. : al 


.:$ 852 Origo und domicdiieni. .I: Origo. (Fortf) : I3 
Seiten beftritten ‘und zweiſelhaft, fie: war es auch ſchon bet 
den Römern ſelbſt. Die Zweifel find dabei theils ſprach⸗ 
licher, theils fachlicher, alſo geſchichtlicher Art (f). . Wie 
fönnen aber für unfern Zweck dieſe ſchwierige Unterficchtung 
auf fi} beruhen laſſen, da fich fpäterhin der Sprachgebrauch 
in folgender Weiſe unzweifelhaft . feftgeftellt hat. — Seit 
ver Lex Julia über das allgemeine Bürgerrecht von Jialieik 
war municipium die regelmäßige. Bezeichnung ber: Einer 
Hauptktaffe Italiſcher Städte, ver Städte nämlich, Die nicht 
von Rom and als Gemeinden zuerſt begründet worden 
waren, im Gegenſatz der anderen Hauptklaſſe, der colo- 
niae (8). - Der Rame municipium, der allerdiugs auch in 
ven Provinzen nicht felten iſt, wurde aber auf bie Pro⸗ 
vinzen keinesweges allgemein uͤbertragen, zu der Zeit, als 
die Civitaͤt dem ganzen Reiche, alfo allen Stäbten, mitges 
theilt wurde. Sollte nun eine Stabtgemeinbe überhaupt 
bezeichnet werden, ohne Unterſchied zwiſchen Municipien 
und Colonieen, zwiſchen Italien und den Provinzen, ſo 
wurden dafuͤr regelmäßig die Ausdruͤcke respublica und. 
civitas gebraucht. - — Municeps aber ei cheint bei den. alten 


(f) Bel. beſonders Nie buhr 
Msmiſche Geſchichte B.2 S.56— 
88. der dritten Ausgabe. Außer⸗ 
dem iſt zu benutzen ein Programm 
von Rudorff, welches als Vor⸗ 
rede zum lateiniſchen Leetions⸗ 


Katalog ber Berliner Umiverfltät, 


Binterfemefder 1848, abgebruckt if. 
(8) Im der 2er Julia munici⸗ 


palis Ctabula Heracleensis) ik 
die regelmäßige, eis wiederkehrende, 
Aufzählung der Stabigemeinben 
in: Italien folgende: municipium, 
colonia, praefectura, forum; 
conciliabulum (Hauzorn mo- 
numenta legalia N. XVI); faft 
eben fo in ber 2er Nubria und! 
N. X). 


SE Bug M. Henfhuft bir Bedhiäregeie: Bay. I. Ocuiche Brängen. 

Acriſten ald wie gemsinfame Bezeichnung eines jeden Stute 
buͤrgers, ahne Ruͤckſicht auf bie eben erwähnten Mnterfäjiebe, 
alſe eben fo allgemein, wie Die für dad Baye gebuchten 
YAusvräde respublien unb civitas (h), Bir Diele ver⸗ 
ſqicdenactige Ausdehmung beider an ſich verwandter Aus⸗ 
druͤcke laͤßt ſich auch ein befriebdigender Grund angeben. 
Wollte man eiwa nur die EStadtbürger in den eigentlichen 
Municipien municipes nennen, fo wäre für Die Stabtbiür» 
ger übechaupt kaum ein anderer Rame übrig geblieben, al® 


. dris (i), melog mid eivitas, worumer wirklich jede Stadt⸗ 


(3) 2.1 $1 ad mus. (50.1) 
„Et proprie quidem Mmunicipes 
appellantur muneris participes, 
reoepti in civitatem, ut munera 
nn facerent;, sed nunc 

abusive munieipes dieimus suae 
enjusque civitatis cives, utputa 
Campanos, Puteolanos. (Im 
& 2 wirb betfelte Sprachgebrauch 
angewendet auf Ilium und Delphi). 
Eden: fo in L. 23 pr. eod. — 
Das abusive Hat hier site Doppelte 
Bedeutung. Erſtlich (wovon Ul⸗ 
pian zmmächtt ſprich) im Gegen⸗ 
fag der oben im Text erwähnten 
urfprünglichen, alterthümlichen Be⸗ 
bentung, die ia den vorherge henden 
Worten des Mipien angedentet iſt. 
Zweitens aber auch in der anderen 
Bebeuiung, daß Municeps nicht 
blos auf Municipien angewendei 
wurde, ſendern auch auf Kolonien 
unh Provinzialſtaͤdte. Diefo keiten 
kemmen im 5% vor; Buteoli aber 
war feit Nero durchaus. Golenie, 


Tacus ann. KIV. 27, — In 
der erften Beziehung findet fich ber 
abnfive Sprachgebrauch (muni- 
ceps für civis übschaupt) ſchon 
bei Cicero ad fam. XII. 11 
„meös municipesÄrpinates“ pro 
Cluentio 16 „municipum suorum 
dissimillimus“ und de legibus 
U. 2. Sehr genan unterfiheibes 
noch die Lex Julia munieipalis 
Hm. 145. (Hausorn pag. 128): 
muunicipes, coloni und qui ejus 
praefecturae erant (vgl. lin. 
199-163). Mab dennoch wid 
gerade dieſes Geſetz die fpätere 
allgemeine Bedeutung des Aus⸗ 
drucks municipes verzugäweife bes 
fordert Haben, da daſſelbe bie Jis⸗ 
liſchen Stabtbärger aller Klaſſen 
gemeinfhaftlich umfaßte, und gu⸗ 
glei den Namen Lex Julia mu- 
micipuiis führte. \ 

(i) &o kommt dieſer Ausornit 
in der That vor in 7 CB 
incelis (10. 39). 


5:38. Origa und: demisiliumm Qurico. rt :- % 
gemeiade sfr Unterſchted verſtanden warde Allein der 
Ausdrud civis war hier weniger brauchbar, weil ex in bes 
Klaffififatien ber cives, latini, peregrini, eine. fiiy bie alten 
Juriſten allzu wichtige und unentbehrliche Stellung hatt, 
um noch für einen anbern Zweck verwender zu werdem 
welches zu maucher Zmeinentigfeit gefuͤhrt Habe yiirde. .: 

So ift alfo. municeps ber allgemeine Ausdrack gewor⸗ 
ben, für jeben Inhaber irgend eines Stabtbüngemediit 
außer Rom, alfo. für alle Diejenigen Perfonem, Deren gemein, 
fame Angehörigfeit, an eine. Stadigemeinde außerbem ſehr 
gewöhnlich mit prige ober auch patria bezeichnet wirb. --- 





.. 


Eine fee eigenthämliche —R ale Bi auf 
das Bürgerrecht gegrüffdete Angehoͤrigkeit an eine Stadtge⸗ 
meinde, ſeitdem ‚Die Roͤmiſche Civitaͤt durch Die Lex Julig 
au gang Italien, durch eine Perordnung son Caracalla 
auch an alle Provinzen, gegeben worden war. Denn da 
die Römifche Eivität, ihrem Urbegriff nach, das Bürger 
recht der Stadt Rom: war, ‚jo Hatten nunmehr faft alle 
Stadtbürger in Italien und in den Provinzen, die ohnehin 
fon ein mehrfaches Bürgerrecht zufällig haben fonnten 
(8 351), mindeſtens ein zweifaches Buͤrgerrecht: das ihren 
eigenen Stadt, und das ber Stadt Rom. Diefe boppelte 
patria wird daun auch In ganz verſchiedenen Zeiten mude 


— 


86 veth m Hertfäpeft dh OReiptdiegete. May 1. Huiche Wtänen. 
vrücklich amerfatmt (17. — Inveffen wir‘ dirſes Verhaſt⸗ 
mß von minderet Wichtigkeit, als man ihm auf den erſten 
BE zuſchteiben möchte: Bei dem Stadlibüͤrgertecht von 
Rom kamen: die in andern ‚Städten widgligen: ftäbtifchen 
Laſten und Verpflichtungen (muniera) 'werig In Betracht, ba’ 
für dieſe Zwecke in Nom meiſt auf andere Weiſe geforgt 
war. — Der auf das Stabtbuͤrgerrecht gegtuͤndete Ges 
richtoſtand (forum eriginis) vor den Gerichten ver Staht 
Rom war allerdings auch für bie Buͤrger anderer Stäbte 
vorhanden, jedoch nue-umter großen Einfchränfungen. : Er 
galt nur, wen dieſe Bürger ſich zufaͤlig in Rom aufhiel⸗ 
ten, und auch dann nur unter dem Vorbehalt zahlreicher 
Ausnahmen, die unter dem gemeinſamen Namen des jus 
revocandi domum begriffen werden (1). — Was endlich 
‚die Anwendung bed Örflihen Rechts ver Stadt Rom auf 
die Berfonen der Bürger anderer Städte betrifft Calfo das 
‚eigentliche Ziel unſrer ganzen gegenwärtigen Unterfuchung), 
fo kann davon erft weiter unten (8 337) in einem m größeren 
Zuſammenhang geredet werben. | 

Es würde jedoch umrichtig fein, ber hier erwähnten 
neuen Combination ben‘ Sinn beizulegen, als ob nun ' in 


(k) Cıceno de legibus n. 2, 


„omnibus municipibus duas 
esse censeo patrias, 
naturae, alteram civitatis ..... 
habuit 'alteram loci patriam, 
alteram juris.‘ — 1.83 adımum. 
(50.1) (Modestinus): „Roma 
communis nostra patria est‘. 


. 
“ unam 


Cicero fpeich. nur von Stabis 
bürgern aus Stalien (municipes), 
Mod eſtin ſpricht ganz allgemein, 
(nostra); jeder nach dem Rechte 
feiner Zeit. 

(1) 1.28 54 ex gqmid. cams 
(4.6), L.2 $ 3—6 de jud. 
(5.4), L. 24—28 eod. 
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ber That alle: freie! / Einwohner des Römifchen Reichd min» 
deftens das Stabtbürgerrecht von Rom (als cives Romani) 
hätten haben muͤſſen. Denn ed gab. auch "nach der Vers 
orbnung des K. Caracalla über die Civität noch Immer 
eine nicht geringe Zahl von Berfonen, die in niedere Klaſ⸗ 
fen neu eintraten, und durch welche alfo dieſe Klaſſen ſtets 
erhalten wurden: theils indem durch unvollftändige Frei⸗ 
laſſung neue Latini und peregrini entflanden (m), theils 
durch Einwanderung von Ausländern in das Römifche 
Reich, welchen nicht gerade auch die Eivttät neben ihrer 
Aufnahme als unterthanen extheilt wurde. 

So bleibt’ alfo für alle: Zeiten der oben ($ 351) aufs 
geſtellte Satz wahr, daß freie Einwohner des Römifchen 
Reichs ohne alles Bürgerverhältniß zu irgend einer Stabt 
fein konnten, wenngleich. freilich Die: Anwendung dieſes 
Satzes im Laufe der Zeit ſeltener und unbedeutender wurde. 


2 


8333. 


Die Roͤmiſche Lehre von origo und domicilium. 
iD. Domicilium. 
Quellen (f. o. $ 350). 
Schriftfteller: 
Lautersach de domicilio 1663 (Diss. Vol.2. N.72.). 


(m) Etſt Juftinian hob diefe und zwar ſowohl in ven anf ſolche 
mvollfländigen Freilaſſungen anf Weife freigelaffenen Sklaven felbft, 
(Cod. VI. 5. 6), deren Witkungen als in den Nachkommen berfelben. 
alfo bis auf ihn fortgebauert Hatten, ee 0 

J 


E 3 








- SO Bud HL Hervſchat der dechtotegeia Rey. 1. Örtliche Boiazen. 
Taonasıys de vagebundo (Diss. Vol. 1. N. 3). 
Glück 8. 6. 9 H12— 515. 

Kierulff B. 1. ©. 122— 128, 


Der zweite Grund, wodurch der Ginzelne Angehöriger 
einer Stabtgemeinde werden Tonnte, war, der Wohnſit 


(domicilium) (a). 


As Wohnſitz eines Menſchen iſt berienige Ort zu bes 
teochten, welchen derſelbe zum bleibenden Aufenthalt, uns 
dadurch zugleich zum Mittelpunkt feiner Rechtsverhaͤlinifſt 
und Gefchäfte frei gewählt hat (b). — Der bleibende 
Aufenthalt fchließt aber weder eine vorübergeheithe Abwe⸗ 


(a) Wohnſit Halte ich für 
bezeichnender und darum befler 
als Wohnort; eine verfchiebene 
Bedeutung beider Ausdrücke aber 
(Linde $ 88 Note 1) kann ich 
nicht einräumen. Die Verfchieden- 
heit vom. bloßen Aufenthalt wird 
fogfei erwaͤhnt und näher be: 
flimmt werden. — Die Lehre vom 
domicilium wird hier, eben fo 
wie die von der origo, allerdings 
zunächft in ihrem Zufammenhang 
mit dem R. R. feflgeftelt. Da 
fig aber unten zeigen wird, daß 
im heutigen Recht das domicilium 
in den SHauptpunkten dieſelbe 
Stellung wie im R. R. einnimmt, 
fo ſchien es zweckmaͤßig, babe 
gleich Hier auch den heutigen Rechts⸗ 
zuftand mit zu berüdfichtigen. 


% 


(b) L.7 C. de incolis (10.39 
(f. o. $ 350.f) „. , incolas 
vero ... domicilium facit. Et 
in eo loco singulos habere 
domicilium non ambigitur, ubi 
quis larem rerumque ac fortu- 
narum suarum summam con- 
stituit, unde rursus non sit 
discessurus, si nihil avocet, 
unde quum profectus est, pere- 
grinari videtur, quo si rediit, 
peregrinari, jam destitit.“ — 
L.203 de V. S. (50. 16) »-. - - 
Sed de ea re constitutum esse, 
eam domum unicuique nostrum- 
debere existimari, ubi quisque 
sedes et tabulas haberet, sua- 
rumque rerum constitutionem 
fecisset‘*. 
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fenheit aus, noch eine künftige Abaͤnderung, deren Vorbe⸗ 
halt vielmehr von felbft verſtanden wird; es iſt bamit nur 
gemeint, daß nicht ſchon jest bie Abſicht auf vorüberge⸗ 
bende Dauer vorhanden fein darf. 

Das domicilium, wie die origo, begründete vie Ange⸗ 
hörigfeit an eine beſtimmte Stadtgemeinde, bezog ſich alfo 
ftets auf ein beſtimmtes Stadigebtet (c), und umfaßie das 
her nicht nur die Bewohner der eigentlichen Stabt felbft, 
fordern auch die Bewohner der zu dieſem Gebiete gehörens 
den Dösfer und einzelnen Höfe (coloniae) (d. - 

Für die Perfonen, die ‘auf diefem Wege Angehörige 
einer Stabtgemeine geworben waren, iſt die regelmäßige 
Bereichnung: Incola (e). — Die zwei verſchiedene Gründe 
aber, wodurch eine foldhe Angehörigleit begründet‘ werben 
lonnte (Bürgerrecht und Mohnfig), werben durch folgende 


gegenſaͤbliche: Ausdruͤcke unterſchieden: 


(c) L. 3. 5. C. de incolis 
(10. 39). 


(d) L.239 $2 de V.S. (50.16) 
qui in 


s.. Nec tantem hi, 
oppido moränter, incolae sunt, 
sed etiam qui alicajus oppidi 
finibus its agram habent, ut ia 
eum se, quasi inaliquam sedem, 
recipiant.‘‘ 
foreden L.27 91 L.35 ad mun. 
(50. 1), welche dem Bewohner 
einer colonia nur dann das do- 
micilium ber Stadt zuſchreiben 
wollen, wenn er duch überwie 
genden Aufenthalt in ber Stadt 
auch die Bortheile und Aunchm⸗ 


Scheinbar wider: 


lichkeiten derſelben genieße. Diefe 
Einfchränfung beruht aber ohne 
Zweifel nur auf einem ungenauen 
Ansdruck, und geht tigentlich nicht 
auf das domieilium an fi, 
fondern nur auf eine einzelne 
Wirkung deſſelben, vie Theilnahme 
an gewiffen Arten von fläbtifchen 
Laften. Denn daß die Bewohner 
ver coloniae ihren Gerichteftand 
vor den fläptifden Obrigkeiten 
hatten (forum domicilii), wurde 
gewiß von Niemand bezweifelt. 
Vgl. unten $ 355. m. 

(e) L.5.20 ad mun. (50.1), 
L. 2330 $ 3 de V. S. (50.16) 


mw Bud I. Herrſchaft der Rechtoregeln. Kap. L Örtliche Granzen. 
Manicipes und incolae (f). 

Origo und domieilium (8). 

dus originis und jus incolatus (h). 

Patria und domus (i). 
Aus dem ſo eben beftimmten Begriff des Wohnſ itzes 
ergiebt ſich die weſentliche Verſchiedenheit deſſelben vom 
bloßen Aufenthalt, ſo wie vom Grundbeſitz. — Der Auf⸗ 
enthalt, welcher nicht verbunden iſt mit der gegen⸗ 
waͤrtigen Abſicht, daß er ein bleibender, immerwaͤhrender 
ſein ſoll, begruͤndet nicht den Wohnſitz, ſelbſt dann nicht, 
wenn er zufaͤllig laͤngere Zeit dauert, alſo nicht blos ſchnell 
voruͤbergehend if.” Dahin ‚gehört z. B. ver Aufenthalt ber 
Studierenden an einer Bildungsanftaltz erft wenn biefer 
minbeftend zehen Jahre dauerte, follte derſelbe nach einer 
Beroronung von Hadrian als bleibend, folglich als Wohn- 
fi angefehen werben (k). — Der Grundbeſitz aber, ven 
Jemand in einem Stadtgebiet hat, iſt zum Wohnſitz nicht 


(Rote d), L. 7 C. de incolis 
(10, 39) (Rote b). 

(f) L.6 $5 demun. (60.4). 
Ueber den Ausbryd municipes f. o. 
6352 g., über incolae Note e. — 
Ungenau. ift der Nusbrud des 
Baulus in L.22 62 ad mum. 
(50.1), der audy bloße Einwohner 
municipes nennt (anftatt incolae), 


und damit nur fagen will, daß 


auch fie die ſtaͤdtiſchen munera zu 
tragen haben. 
(ge) L.7 $ 10 de inter et 


releg. (48.22), L.6 63 L. 22 
$ 2 ad mun. (50.1). 


(0) L.15 93 ad mun. (80.1), 
L. 5 C. de incolis (10. 39) 


(6) L. 203 de V. S. (50. 16). 


(k) L.5 8.5 de infur. (47.10), 
L. 2.3 C. de incolis (10. 30). 
Allerdings find, die gehen Jahre 
nur eine Präfumtion der auf immens 
währenden Aufenthalt gerichteten 
Abfiht. Laureasach de domi- 
cilio $ 27. 
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erforderlich, fuͤr fich Allein : aber ann auch nie Hemd 
— (I). 

:. Die: Beg ruͤndung des Wehnſtges mit feinen ei 
* Wirkungen geſchieht durch ven .freien Willen und die 
mit demfelben übereinftimmende That, alfo nicht Durch bloße 
Willenserklärung ohne That (m). — Der Wille aber wird 
Dabei fo fehr als frei gedacht, daß dieſe Freiheit nicht eins 
mal Toll befchränft werben bürfen durch privatrechtliche 
Beftimmungen, 3. B. durch die einein Legat hinzugefügte 
Bedingung eines beftimmten Aufenthalts, welche Bedingung 
in der Regel als nicht gefchrieben anzufehen iſt (m). — 
Dagegen kann durch Das öffentliche Recht dieſe Freiheit 
auf mancherlei Weiſe beſchraͤnkt werden. So hat jeder 
Staatsdiener, z. B. jeder Soldat, einen nothwendigen 
Wohnſitz am Orte des Dienſtes (0); per Perbannte am 
Orte der Verbannung (p). Umgekehrt fann durch Strafe 


ein beſtimmter Aufenthalt unterſagt werben (a) 


O) Lirig13. . 2 87 
ad mun. (50. 1), L. 4 C. de 
incolis (10,39). — Manche Städte 
hatten das Privilegium, daß ber 
bloße Grundbefitz, ohne Wohnſitz, zur 
Uebernahme perſoͤnlicher munera 
verpflichten ſollte. 
nun. (50, 1). 

(m) L. 20 ad mun. (so, 4) 
„Domicilium re et facto trans- 
fertur, non nuda contestatione; ; 
sicut in his exigitur, qui negant 
se posse ad munera, ut imcolas, 
vocari‘‘. 


(n)  L. 34. ad am. (50. 1), 
L. 11 $ 2 de cond. (35.1). & 
0.3.3 ©. 184. 

(0) L.23$1 admun. (60.1). 

(pP) L.22 $3 admun. (50.1). 

(q) -L. 31. ad mun, (50,1), 


L. TS Bad. L. 7 $ 10 de interd. et releg. 


(48.22). — Wenn iu 1,2783 
ad mun. (50. 1) gejagt wird, daß 
der Relegirte ſeinen vorigen Mohn⸗ 
fi behalte, fo hat das wohl ben 


Sinn, daß er duch die Strafe 


nicht frei werben ſoll von der Theil⸗ 


‚nahme an den bisherigen Laſten. 


AR Built. Gemflhafider Bedjäärrgele. Bay. Qeiliche Brunzen. 
Außerdem aber Ionute in folgenden Faͤllen der Wohcſt 
- begründet werben durch die Beziehung, in welher: eise 
Betien zu einer anderen Berfon und deren Wahnſitz fand, 
welches man einen relativen Wohnfib nennen Tünnte: 


1. Ehefrauen haben ihren Wohnſitz allgemein und 


nothwendig gemeinfchaftlich mit dem des Eheman⸗ 
ned (r). Diefer Wohnftg dauert fort auch für die. 
MWittwe, fo lange fle nicht eine neue Ehe eingeht, 
oder auf andere Weife ihren Wohnſitz willfürlich 
Andert (s). 


. Eheliche Kinder haben von ihrer Geburt an uns 
zweifelhaft denfelben Wohnftt wie der Vater. Sie 
fönnen aber fpäterhin einen anderen Wohnſizt frei 
erwaͤhlen, wodurch jener urfprüngliche aufhört (t). 
Bei unehelichen Kindern muß eben fo behauptet 
werben, daß der Wohnfit der Mutter als Wohnſitz 
diefer Kinder zu betrachten ift. 


. Mnf ahnliche Weiſe verhieit es Ad mit den Frei⸗ 
gelaffenen. Ihr Wohnfig war urfprünglich der des 


(r) 2.5 deritunupt. (23.2), 
L. 06 de fud. (6.1), L. 38 $3 
ad mun. (50.1), L.9 U. de 
ncolis (10.38), L. 13 C. de 
dignit. (12. 9). Diefer Wohnſttz 
Heißt das domicilium matrimonü. 
Eine ungültige She begründet ihn 
nicht, een fo der bloße Brautſtand. 
2.8792, L.32 admun. (80.1). 


(s) L.22 51 admun: (80.1). 

(t) L.3. L4. L. 681. L. N 
8.11 ad mun. (60.1). — Eben 
fo folgen ſic unzweifelhaft dem 
Bater, wenn diefer nad ihrer Ges 
burt einen nenm Wohnſitz be⸗ 
gruͤndet, fo lange als ſie ſelbſt 
noch zu feinem Heeusſtande gehoͤren. 


- 8%. Origo-wib domieillui. IT.-Demieilliim. : 63 
Pattone fu); fie omnten ihn aber firkter ſeei ve ver⸗ 

Anbvbern (v). 

A. Eben Daſſelbe gilt nach anfern Keutigen Verhait 
niſſen von. den Dienſtboten (w); imgleichen von den 
auf einem beflimmten Landgute bleibend arbeiten: 
den Tagelöhnern, und von ben bei einem beftimm- 
ten Handwerksmeiſter arbeitenden Geſellen. 

Die Aufgebung eines bisher vorhandenen Wohnfiges 
erfolgt, eben fo wie die. Begruͤndung, burch die freie Will⸗ 
Bir des bisherigen Einwohners. Gewöhnlich, wenngleich 
wicht allgemein und nothwenbig, wird diefe Aufhebung zu⸗ 
fammen fallen mit‘ der Begründung eined neuem Wohn⸗ 
Äiges, und daher wird in unfern Rechtsquellen die Aufhe⸗ 
bung ald Mebertragung bezeichnet (x). 


8.354. 
Die Römife Lehre von origo und domicilium. 
1. Domicilium. . (Bortfepung.) 


De Wohnſitz, als jelbftändiger Grund der Angehörig- 
keit an eine beftimmte Stadtgemeinde, Tann auch gleichzeitig 
in Beziehung auf mehrere Städte vorhanden fein, wenn 


= 


(ua) L.6$3. L.22 pr. ad (w) Bol. die Preußifche Allg. 
uun (50. 1). Urber diefe lebte Gerichtsorhnung 1. 2 $1I. 
Gtelle iR zu vergleichen die ſchn (x) L. 28 ad mun. (ſ. v. 
eben 8.351 m. angeführte Ab Mote m), LL. 1 €. de incolis 


handlung. (10.39), Diefe Beränderlichkeit 
() L22 52 L 2 pr. wich bezeichnet durch den Ausdruck 
-L.32. 5 1 ad.mum. (8.1), domicilii ratio . t 


4. 17.8. 44 ad mun, (58.1). 


5A Buch M. Qervſchaft der Nechtotegeln. Mapı L; HOetliche inzen. 
Jemand mehrere Orte gleichmaͤßig als. Haupinmiflie feiner 
Berhältnifie und Gefchäfte behandelt, .: und: muser fie, je 
nah Berirfnip, ‚feinen wirklichen Aufenthalt: vertheilt 
Manche. unter den Römifchen Juriſten bezweifelten biefe 
Möglichkeit, zulebt aber wurde fie dennoch ‚anerkannt, obs» 
gleich dabei nicht verfannt wurde, daß ein folder Kal nur 
felten als vorhanden anzımehmen fein werbe (a). 
Umgefehrt kann Jemand ganz ohne Wohnſth fein in 
dem oben befiimmten Sinn des Wortes, wiewohl auch die⸗ 
fer Fall zu den feltneren gehören wird (bh). Er ik na- 
mentlich anzunehmen unter folgenden, am fich fehr venſau⸗ 
denen, Vorausſetzungen: 
1. Wenn ein bisheriger Wohnſitz aufgegeben iſt, und 
. ein neuer erft aufgefucht wird, -fo lange bis dieſer 
gewählt und wirklich begründet fein wird (c). Die- 
fer Fall iſt wenig wichtig wegen der meift beſchraͤnk⸗ 
ten Dauer einer folchen Zwifcenielt. 
2. Wenn Jemand eine lange Zeit hindurch das Reiſen 
zu feinem Lebensberuf macht, ohne banebert elae Hei⸗ 
math als bleibenden Mittelpunkt feiner Geſchafte, 
in welchen er regelmäßig zuruͤckzukehren pflegt, zu 


a \ 


(a) L. 6, L. 682, L. 27 
$ 2% ad mun. (50.1), C. %:-pr. 
(de sepult. in VI. (3. 12). 

(b) -L.27$2 adımun. (50.1). 
: (6) L.27 82 ad mun. (50.1). 
— Dahin gehört fehr Häufig der 
Ball eines, ben. Dienſt ober ‚Die 


Arbeit wechſelnden Dienfibeten, 


Tageloͤhners oder Handwerksge⸗ 
ſellen, wenn naͤmlich eig ſolcher 
Wechſel zugleich mit einer Ver⸗ 
aͤnderung bes. Aufenthalldorts vers 
bunden iſt ($ 353.Rum, 4%: 1 


8, 354. Origo 4. domicilium. II. Domicilium. (ertf.) 


- 


65 


behanpeln. Auch diefer Fall ift wenig wg, weil 
er nur felten vorkommt. 

3. Bei. Sanbftreicpen oder Vagabunden, die ohne 
einen feßten. Lebenslauf in unbeftimmier Weiſe um⸗ 
ber ziehen, ben Unterhalt des Lebens meift in ab- 


wechſelnder und. für die öffentliche Wohlfahrt und 
Sicherheit bebenflicher Weife ſuchend. Diefe Kaffe 


ift zahlreich und. wichtig, und gehört unter bie 
großen Uebel unfrer Zeit. (d). 

Der oben aufgefiellte Begriff des Wohnſitzes ($ 353) 
bezieht ſich auf die Rebensverhältnifie des natiiclichen Men- 
hen, ift alfo, feiner Natur nach, nicht anwendbar auf ju⸗ 
riſtiſche Perfomen (e). Dennoch kann auch bei dieſen das 
Beduͤrfniß vorfommen, etwas, dem Wohnſitz der natürlichen 
Perfonen Entfprechendes oder Aehnliches, gleichfam einen 
fünftlichen Wohußg, anzunehmen; vorzüglich wohl um ben 


(d). €s ift auffallend, daß von 
dieſer Klafie in den Quellen bes 
Römifchen Rechts eigentlich nicht 
die Rede iſt. Selbſt die öfter er- 
wähnien flüchtigen Sklayen (er- 
rones, fugitivi. L. 225 deV. S. 
(50. 16) Fönnen dahin nicht ge- 
rechnet werben, da diefe im juri- 
ſtiſchen Sinn einen feſten Wohn⸗ 
fig. Haben, naͤmlich den ihrer 
Herren. Der Grflärungsgrund 
jener auffallenden Erfcheinung liegt 
nun eben ‚in dem Umſtand, daß 
die Perfonen, welche bei uns als 
Vagabunden erſcheinen (eben ſo, 
wie der groͤßte Theil unſerer Pro⸗ 

vum 


gleichbebeutend anfieht. 


letarier), bei den Römern in dem 
Stlayenftand enthalten waren. — 
Tromasıus de vagabundo $ 79. 
91. 112 nennt vagabundus Jeden, 
der fein domieilium bat, und 
unterfcheibet ihn von dem verächt: 
lichen Landftreiher, ganz gegen 
den herrſchenden Sprachgebrauch, 
der diefe beiden Ausdrücke als 
Niemand 
wird den Kaufmann, ber feinen 
Mohnfis aufgegeben bat, um 
einen neuen zu fuchen, ober ben 
ehrenhaften Neifenden von Bro: 
feffion, einen Vagabunden nennen. 
(e) ©. 9 B2 8 86 fg. 
5 


m 


6 Bund) IH. Hetrfchaſt der Rechtotegeln. Map. J. Drtliche Graͤnzen. 
Getichisſtannd vatauf zu begruͤnden IT). In den meiften 
Fällen nun wird hierüber Fein Zweifel ſeyn wegen des na⸗ 
Meücher Zufammenhanges, In weichem bie juchkifche Per⸗ 
fon zu dem Grund und Boden ſteht; ſo hei Städten und 
Dörfern, bei Kirchen, Schuten, Krankenhäuſern u. f. w. 
Zweifelhaft kann es fein befonders bei gewerblichen Gefell- 
ſchaften, wenn deren Thaͤtigkelt eniweber an Yar Feine Ört- 
Hapfott gebunden if, oder auf größere Käͤume ſich erſtreckt, 
wie 3. B. die der Gefellfhaften für Gſenbahnen, ober 
Dampfſchiffahtt, oder für den Brückenbau über große 
Strome, deren beide Ufer oft verſchiedenen Gerichten, ver⸗ 
ſchievener Geſetzgebung, ja ſelbſt verfihlebenen Staaten, un⸗ 
derworfen find. Hier iſt es täthlich, gleich Bei ber Gruͤn⸗ 
bung einer ſolthen juriſtiſchen Perſon einen kumnſtlichen 
Wohnſih feſtzuſtelken ()3 wird dieſes verſaumt, To mn 
bee Richter: ben Miulpuni ver Geſchafte kuͤnſtlich zu er⸗ 
mitteln ſuchen. 





Wenn wir die beiden, von einander unabhängige, 
Gründe der Aingegörigleit an eine beſtinmte Stnbigemeinbe, 


u Fi: eiidebehut sw Sicwtgerige zu Berlin Fr Ge⸗ 
Mi richtöftand". — Statut der Berlin- 
148) - Beibieh: Statutter Ber: Steiner Eiſenbahn-⸗Geſellſchaſt 
Im-Säähfifden (Anhaltiſchen) Et: % 3: „Stettin iſt vas Domizil der 
felibahn⸗Geſellſchaft S 1: ‚Berlin Geſellfchaft“ u. f. w. (Geſetzfamml. 
iſt ihr Domizil und der Sig ihrer für die Preußifchen Stacten 1839 
Verwaltung⸗ mid das Koͤnigliche S. 178, 180 G. 3000 > 


Ali 





$. 86, ‚Drigd aan denthinm. Mirking: V 
Vhrgerrocht und Wohnſitz, aſammenhalten, ſo engsben-fich 
u den Für beide hier aufgeſtellten Grundſaͤen au ‚9 
854) fulgenve mögliche: Kombinationen. 

Eine einzeine Perſon Tonnte im Datgererhalmniß FR 
Ben zu Einer Stadt, zu. mehr rem Sltadien, J— keiner 
Stadi (6 351). 

Doaeben Tonnte: dieſelbe Perſon im Derhaumiß des 
Wohnfiged ſtehen zu Einer Stadt, zu mehreren. Shit, - 
zw Heiner Stadt (8 354). . | Sa 
Det regelmaͤßige and haͤufigſte Zum: aber mat 08 
gern, Dub das Bürgerverhäftnig..einer .Perfon. wıun.:für 
Eine Stabt begründet kvar, und daß dieſe Ferien in Bent 
ſelben Stapt gein auch ihren Wohnſit Habe, . :. 


8, "365. Eu a 
Dir Röwiige: Schre ‚non orige and domigilium. - 
Wirfang. di eſer Verhaͤltnifſe. 

achdem die beiden ‚Gründe der Angehoͤrigktit ah eine 
beiiiunnie Siadtgemeinde dargeſtellt worden find, iſt NUR 
vie werktipehe Seite dieſtr vehre, ober Die arihiiche Wir⸗ 
fung ver was tünen zätiprihgenden Mochöchgleun ‚me uud 
terfachen. DE EP Be in 
Mem möchte dbabei xingleiches Mach · bon —— 

Pflichten als Wirkung orwarten, amd es muß gmaͤthſt me 
fallen, daß in unſern Rechtsquellen faſt nur von Pflichten, 
nicht von Rechten, vie Nede it. ; Defe Erſcheinung iſt auf 
folgende, Weiſe zui.ueckidung. — Das Right 


GB Buch IL. Herrſchaft ber Kechtoregeln. Kap. J. Örtliche Graͤnzen. 


(bie origo) führte allerdings Rechte mit fich, bie urfpräng- 
Ach großen Werth Hatten; beſonders dad ausſchließende 
Recht der Theilnahme an ver Stadtverwaltung Durch den 
Eintritt in die Stadiſenate und in die obrigkeitlichen Aem⸗ 
tee. Mlein die Theilnahme an den Stabifenaten war in 
der fpäteren Kalferzeit aus einem Ehrenrecht in Drud und 
Lat verwandelt worden (a), von den Obrigkeiten der 
Staͤdte aber geben und unſre Rechtsquellen überhaupt: nur 
fehe dürftige Nachrichten, welches aus ihrer ausſchließenden 
Beftimmung zum Gebrauch im Reich von Juſtinian (b. 
h. im Orient) zu erflären iſt (b). Dagegen waren die an 
dad Buͤrgerverhaͤltniß urfprünglich gefnüpften Berpflichtungen 
auch im Laufe der Zeit unverändert geblieben, fo daß fie 
auch in unfern Rechtsquellen in ihrem volftändigen Zus 
fanimenhang dargeftellt werben Tonnten und mußten. — 
Mas aber den Wohnfitz, als den zweiten Grund der An- 
gehörigkeit betrifft, fo war bei demſelben überhaupt nicht 
von eigentlichen Rechten die Rebe, da er felbft aus reiner 
Willkuͤt des Einzelnen begründet werden konnte (8 858), 
wozu ja der Erwerb eigentlicher Rechte wenig -gepaßt Kar 
ben würbe. Auch werden in der That als praktiſche Fol⸗ 
gen des Wohnftges, da wo man etiwa die Angabe beſtunm⸗ 
ver Rechte erwarten möchte, vielmehr bloße thatſaͤchliche 
Borthelle und Genuͤſſe aufgezählt (c). 


; (0) Savigny Geſchichte des Ic) L. 2751 admın. (80.1) 
N, R. im Mittelalter 8.1 6.8. „Si quis ... in illo (munici- 
(kb) a. a. O. 52. pi6) vondit, emit, contahit, 





-$. 355. Origo und. domiellium, Mirkung: 69 


Es bleiben alfo nur noch die Verpflichtungen aus ber 
Angehörigfeit zur näheren Betrachtung übrig. Diefe finb 
ſchon oden in einer allgemeinen Ueberſicht dahin angebeutet 
worden: Stäbtifche Laſten, Gerichtsſtand, das örtliche Recht 
($ 350), und diefe drei Stuͤcke ſollen nunmehr theils ge⸗ 
nauer entwidelt, theils in unſern Rechtsquellen nachgewie⸗ 
fen werden: 


J. Städtifche Laſten (Munera). | 

Unter dem Ausdruck miunera werben im Allgemeinen 
Laften jeder. Art verſtanden; Gier aber fammen nur diejeni⸗ 
gen Laften in Betracht, die aus dem öffentlichen Recht ent 
fpringen, alfo nur publiea, nicht privata (d), und zwar 
insbefondere aus der perfönlichen Angehörigkeit an eine. 
Stadtgemeinde, weshalb fie auch civilia munera genannt 
werden (e). Damit ift jedoch nicht gefagt, daß diefe Las 
fien gerade für ſtaͤdtiſche Zwecke und Vortheile getragen 
werden mußten; vielmehr war ein großer Theil der. örts 
lichen Staatöverwaltung den Städten aufgebürdet worden, 
und manche der vrüdendften Bürgerlaften dienten nur zu 


in eo foro, balneo, spectaculis 
utitur, ibi festos dies celebrat, 
omnibus denique munieipii 
commodis . . fruitur , ibi magis 
habere domicilium * .. . Bel. 
über diefe Stelle oben $ 353 d. 
(d) L. 239 $3 de V. S. 
(50. 16), L. 18 $ 28 de'mun. 
(50.4). — Wenn alſo anderwaͤrts 


- 


4 


die munera eingetheilt werben 
in publica und privata (L. 14 
$ 1 de mun.), fo ift das nicht 
eine Gintheilung der Hädtifhen 
Laften (die ſtets publica find), 
fondern der Laften überhaupt, bie 
ja auch aus privatvechtlichen Ver⸗ 
hältniffen herruͤhren koͤnnen. 
(e) L.18$.28 demun. (50.4). 


PD Bud 1, Hecfhaft der deqtotegein. Mer: Oeiliche Graͤnzen. 
Yackım von: Oinateo, nicht ded Shäte. ſelbſt, von deren 
Annehirigen fie getuagen wardenict). : J 
Die Roͤmiſchen Juriſten untevfcheiben annus und honer 
dadurch, daß fees nicht, fo wie dieſes, mit einer perfün- 
Kıhen Wuͤrde (digmitas) verbunden war (8). EA mwärke 
jevoch terug fein, dieſer interfcheivung ven Sm vrizulegen, 
als ob der honor blos ald Ehre und Recht, ohne Zwang 
und Verpflichtung, betrachtet worben wäre. Yür ben honor 
galt viefelbe Verpflichtung der Uebernahme, wie für das 
mumus»(h), beide wurden gleichmäßig als ſtaͤdtiſche vaſten 
—— und jent umerſcheing benraf aſ⸗ bios. den 
Ramen. 

ESie mnterſcheiden ‚ferner Laſten ber. Becken imd ben 
Bermögens (munerx personalia und patrimanii);. je nady« 
bes dobei ralloin ober Doch ‚überwiegend ‚die Mühe uk Ar⸗ 
beit in Betracht ‘kam, ober vielmehr wie auf bem Vermögen 
meienbe Ausgabe oder Gefahr: (i). Diefe ‚Unterfcheivung 
wad jedoch ſchwankend und von unbeſtimmter Graͤnze ch), 
quch: vhne Erhehlichkeit, da a beiderlel vaſten gleichmaͤßig bie 


se 


N Bol. z. 8. Liege 4, 
8. 16 de mun. (50. 4). 
.@) Lim. $i „6 83 


de man. (N. 4) — Des Auspuff. 


hanor wurde aber wicht blas auf 
bie Obrigkziden, ſyndern auch auf 
die Decurimaen angewendet. L. 5 
dpvag (0.5) 

(hd : Am 3.8.2. 3. 18. 17 de 
mun. (AD. 4), 

DI Im i $.1. 23. 4.de mun. 


(50.0, L.6 83.45 end. L.18 
pr. $ 1—17 eod. — Unter die 
perſoͤnlichen Laſten gehörte bie Ver⸗ 
walung des Richtargeſchaͤfts, fo 
wie bie ber Bormundſchaft. Zu. 1 
$. 4.1.18 $ 14 eod., L& SA, 
12,13 pr. $%. 3 da mar. (50.6). 

(k) Doher nahmen ‚Mauche 
noch. ging Mittelflafe an, mixta 
munars #4. 18 pr, 5 18—%7 
de man. GO, 4). .: - 


8. 355. Grign und deminilium. Miiefuung. 


M, 


Augehörigen jeber Stadt, und nur biefe, betrafen: Bags 
gen ift es wichtig, davon flreng zu unterſcheiden diejenigen 
Laften, die blos auf dem Grundbeſitz hafteten (wie die 
Grundfteneeny; ganz ohne Rüdficht. darauf, ob ner Befiger 
yerfönfich der Stadt angehörte (didech avigo oder dombittm), 


oder nicht CH. 


Die hier dargeſiellie Vahalchtovn zur nebemahun 
ſtäͤdtiſcher Laſten betraf in der Megel alle Angehörige einer 
Stadt, ohne Unterſchied, ob fie in dieſes Vechaͤliniß durch 
Bürgewecht oder durechh Wehnſitz eingetreiaen waren Gu) 
Mer alfo in mehreren Staͤdten zugleich das Buͤrgerrecht 
vielleicht auch in mehreren don Wohnſitz hatte (6 3014, 354) 
mar im jedur dieſer Stähle zur vollſtaͤndigen Theiſnahrza 
an dieſen Laſten verpflichtet, und lounte dadurch in gin. ſchr 
nuchtheiliges Verhaͤltniß Tommen, 

Obgleich aber dieſe allgemeine und gleichmäßige: Bar 
pflichtung aller Angehörigen bie Regel bildete, ſo gab af 
doch daneben ausnahmemeiie vielfache Mefreiungen muß 
fehr verfchievenen Gründen, und unter verſchiedanen Peyay- 


„ L 6.55 de mun. (80.4), 

L. 14 82, L. 18 $21—25, L.29. 
U end,, L. 19 pr. de van: (68:3), 
L.11 eod. — Etwas abweichend 
ift der Sprachgebrauch einer Stelle, 
worin biefe reine Graundlaſten 
p3trimenii muness geaanni 
wirken: Ja um C. de ntulior. 
(10.62). 

(m) L. 22 5.2, L2 ad 
mun. (50.1), L. 6 $ 5, L. 18 


8 22 2 de mun. 60. N L 1 C.de 
fnunicip. (10.38), L.4.6 C. de 
sncalis (10: 38): — Die fchwan- 
fende Erklärung mandjer Stellen 
über das domicilium von Bauer: 
hafen im Stohigehist (6 35%4.), 
mag baher sühren, daß nielleicht 
für manche Arten ver Laſtan ein 
verſchiedener Bertheilungsmaapitah, 
etwa nach örtlichen Mränaen. Aus 
genommen wurde. 


72 Buch II. Herrſchaft ver Mechtöregeln. Kap. 1. Oriliche Grängen. 
nungen (vatatio, excusatio, immunitas); theils mimerwat⸗ 
. rende, theils vorübergehende (n). 


“U Gerichtsſtand (forum originis, domialil). 
Dabei liegt zum Grunde die allgemeine Regel, daß jeder 
Mechtöftreit zu führen ift im Gerichtsfland des Beklagten, 
nicht des Klägers (0) ragt man nun, wo ber Beklagte 
feinen regelmäßigen Gerichtsſtand hat, fo beſtimmt biefen 
das Römische Recht dahin: In jeder Stadt, gegen deren 
Obrigkeit er zum Gehorfam verpflichtet it, weil er dieſer 
Stadt angehört. Angehörig einer Stadt aber wird Der 
Einzelne ſowohl durch Bürgerrecht, als durch Wohnſttz; 
und dadurch verwandelt ſich nunmehr jene Beſtimmung in 
bie praftifche Regel: Jeder muß fich als Beklagter belangen 
laſſen in jeder Stadt, worin ihm das. Buͤrgerrecht zufteht; 
außerdem aber auch in jeder Stadt, worin er den Wohn⸗ 
. fit Hat. So wird diefe Regel geradezu ausgefprochen, und 
zugleich auf ihren eben angegebenen höheren Grund zurüd 
geführt in folgender Stelle des Gajus (p): 
Incola et his magistratibus-parere debet, apud quos 
incola est, et illis, apud quos civis erit; nec tan- 
tum munieipali jurisdictioni in utroque miunieipio 


(n) Dis. L. d und L.6,000.X. (0) Vat. fragm.326.326, L.2. 
44 - 64. Die genauere Unters C. de jurisd. (3.13), L. 3 C. 
fir hung dieſer Befreiungen kann udi in rem. (3. 19), L. 3.4 C. 
bier anf fich beruhen, da fie für ud: causa status (3. 22): 
unfren gegenwärtigen Zweck gleich» (p) 2.29 ad mun. (50.1). 
gültig if. e— 


8. 855. Origo und domisllium. Wirkung. 73 
subjeetus est, verum etiam omnibus publicis mu- 
neribus’ fungi debet: 

In dieſer wichtigen Stelle wird zugleich anerkannt, daß 
hierin durchaus daſſelbe Verhältniß eintrete für den Ges 
richtsſtand, wie für pie ftädsifchen Laften. Hieraus folgt 
alfo, daß auch ber Gerichtöftand für dieſelbe Perfon for 
gar in mehr als zwei Städten zugleich begrünvet fein Fonnte, 
wenn etwa dieſe Perfon in mehreren Städten das Bürger 
recht, und zugleich in mehreren anderen Städten den Wohn⸗ 
fig, gehabt Haben ſollte. Dann mußte es in der freien 
Wahl des Klägers ftehen, in welcher dieſer mehreren Stäbte 
er einen Rechisftreit anhaͤngig machen wollte, und der Be⸗ 
klagte war in jeder dazu gewählten Stadt zur Einlaffung 
verpflichtet. . 

Bei diefem ungweideutigen Ausſpruch ſowohl der Regel 
ſelbſt, als ihres hoͤheren Grundes, und ihres Zuſammen⸗ 
hanges mit den ſtaͤdtiſchen Laſten, muß es auffallen, daß 
anderwaͤrts von dem auf das bloße Bürgerrecht (verſchieden 
von dem Wohnſitz) gegründeten Gerichtsſtand (forum ori- 
ginis) fo wenig die Rede ifl. In vielen Stellen, worin 
ber perfönliche Gerichtöftand nur für einzelne Faͤlle und 
nur beiläufig erwähnt wird, ift Iehiglich von dem forum 
domicilii, nicht von dem forum originis, die Rede (g). 


(q) L.19 $4 de jud. (5.1), (3. 10), L.1 C. ubt res her. 
L.29 64 de mof. test. (5.2), (3.20), L.4 C ubi causa status 
L.1.2 dereb: auet. jud (42.5), (3.22). — Dagegen wirb in 
Vat, fragın. 326, L.2 C.dejurisd; mehreren Stellen das Wahlrecht 


TA Buch IL; Hervfäaft.beikcchteiegeike. Kay. L Orillche Graͤnzen. 


Dennoch dayf und: viefe Erfcheinung an: ver Richtigkeit der 
Pegel ſelbſt nicht zweifelhaft machen; fe ift vielmehr aus 
folgenden Grunden zu erflären. Erſtlich fand jene Regel 
ihre vollſtaͤndige Anwendung nur in Iialien, nicht. in ben 
Provinzen, in welchen Stadobrigkeiten nit Gerichtsbarkeit 
gar nicht vorfamen (r); daher konnte hier das Stadtbuͤr⸗ 
gerrecht keinen Gerichtsſtand begruͤnden, anftatt daß ber 
abſtracte Begriff dea Wohnſttzos auf das Gebiet einer Pro⸗ 
vinz, alfo auf. bie Gerichtsbarkeit des. Kaiſerlichen Stattz 
halterd derſelben, eben fo anwendbar war, wie auf had 
Gebiet einer einzelnen Stadt. . Mehrere der angeführten 
Stellen aber ſprechen austrädfich nur ‚von. ven Provin⸗ 
zen Cs), und andere derfelben mögen auch danon geſprochen 
haben, ohne daß es an ihrer gegenwärtigen Geſtalt fichthar 
iſt. — Zweitens: win vielleicht ſteis für- den, welcher in 
zwei verſchiedenen Städten das Bürgerrecht und den. Wohn⸗ 
ſitze hatte, die Anwendung des forum ariginis auf den. Fall 
beſchraͤnkt, wenn er fi zufaͤllig in der Stadt aufhielt, wer 
rin ihm das Buͤngerrecht zuſtand (t). Selbſt aber wenn 


des Kläger zwiſchen pem forum 
domicilii und dem forum con- 
tractus erwähnt. L. 10.54 de 
jud. (5.1), 1,1. 2.3 de reb. 
äuct. jud. (42.5). 

(r) Erſt fpät erhielten Hier bie 
Defenforen eine Ast von Gerichts: 
barkeit, die lange Zeit ſehr he⸗ 
ſchraͤrkt blieb, und erſt von Ju⸗ 
ſtin ian zu etwas mehr Bedeutung 
erhoben wurde. Sapigny Me: 


ſchichte des R. R. im Mittelalter 
B.2 823. 
168) Svo z. B., unter den inter 
Note q. ‚angeführten Stellen: 


L. 19 .& 4 de jud. (5. 1), L. 29 


$4 de inaff. (5.2), Vat. fragm. 
326. 

(d Se war es mit dem forum 
originis in yrStantRpın ($ 358. k.) 
und es iſt vielleicht nur zufällig, 
daß man einer glejchariigen Vor⸗ 


| - Ga) Orige und demichhiun Wirfwig:- ” 
eine folche befchränfende Rechtsregel nicht vorhanden war, 
mußte doch meiſt der Kläger “feines eigenen Vortheils we⸗ 
gen das forum domigilii vorziehen, weil der Beklagte am 
Ort feines Bopnfiges leichter und bequemer zu erreis 
ven war w 


Zum: Schluß. aber muß vun noch bemerkt werden, Daß 
Die. hier aufgeftelltes Regeln, fo wie fie größtenihells- hurch 
die in ben. Digeften niedergelegien Zeugniſſe der alten Yu 
riſten begründet morden fine, ach wie Yon ber Zeit an 
fichere und allgemeine Geltung: in Anſpruch nehmen -fönnen, 
in welcher die befeſtigte und amsgebilpete Kaiferregberung 
einen : hohen: Grad der Gleichförmigkeit im die enzelnen 
Theile des Reichs gebracht hatte, Damit iſt es alſo fehr 
wahl vereinbar, daß wanche Provinz in früherer. Zeit, balı 
nad ihrer Unterwerfung. unter das Roͤmiſche Reich, eigen⸗ 
thuͤmliche Vorrechte in der Gerichtsverfafſung genoß, mo- 
von in unſeren Rechtsquellen keine Spur mehr zu fin: 
ven) W | 


fchrift für andere Städte feine Er- (u) Dieſes gilt namentlich von 
wähnımg gefunden wird. " " Sellin. Cıerrno in Verrem 
P act, 2 ‚ljb. 2.0. 13. 24. 25, 37; 


- pen 
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's. 356, 


Die Römifhe Lehre von origo und domicilium. 
Wirkung dieſer Verhältniſſe. (Fortſetzung.) 


III. Das eigenthuͤmliche Recht einer Stadt als Cigenſchaft 
der ihr angehörenden Perſonen (lex originis, domicilii). 

Es find oben, in allgemeiner eberficht, drei Wirkungen 
der Angehoͤrigkeit einer Berfon an eine Stadtgemeinde ange» 
geben worden (8 350): Stäptifche Laften, Gerichtsftand, 
enblich das Recht diefer Stadt als Eigenfchaft der Perſon. 
Die zwei erflen Wirkungen find bereits im Ginzelnen 
dargeftellt (8 355), umd es bleibt nunmehr die britte 
zu unterfuchen übrig, die allein unferer gegenwärtigen Auf⸗ 
gabe angehört, und um deren Willen die. ganze bisher ges 
führte Erörterung unternommen wurde, inden nur auf 
diefem Wege die Unterorbnung der Perſon unter das oͤrt⸗ 
liche Recht einer beftimmten Stadt In Ihrem wahren Zu⸗ 
ſammenhang erkannt werden Tann. 

Diefe Unterfuchung knuͤpft ſich an die oben aufgeflellten 
Säbe, nach welchen jede Perſon einem beftimmten Rechts⸗ 
gebiet angehört ($ 345), dieſes Rechtsgebiet aber vorzugs⸗ 
weife ald ein örtliche8 oder territoriales Gebiet anzufehen 
ift ($ 350), und zwar nach Römifcher Verfaffung insbes 
fondere als ein Stadtgebiet (8 351). Da nun jede einzelne 
Perfon überhaupt einem Stadtgebiet auf zweierlei Weife 
angehören konnte, durch Bürgerrecht oder durch Wohnfitz 
($ 351), fo konnte auf dieſen beiden Wegen auch die Unter⸗ 


> 
I 
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ordnung der Perſon unter das territoriale Recht einer Stadt 
begruͤndet werden. 

Es wind alſo hier ein Innerer Zuſammenhang behauptet 
zwiſchen den drei verfchlenenen Wirkungen der Angehörig- 
feit an eine Stadtgemeinde, und. biefer Zuſammenhang iſt 
befonders zu bemerken zwifchen ven zwei lebten Wirkungen 
(dem Gerichtöftann und dem territorialen Recht), da beide 
nur ald verfchiedene Seiten des gefammten örtlichen Rechtes 
auftandes anzufehen find. Die Anerfennung aber biefes 
inneren Zuſammenhanges iſt für unfere ganze Aufgabe von 
Wichtigkeit, und xeicht ſelbſt über die eigenithümliche Roͤ⸗ 
miſche Verfaſſung hinaus, fo daß auch bei der Feſtſtellung 
des heutigen Nechtözuftandes davon Gebrauch zu machen 
ſeyn wird. 

Die Richtigkeit der hier aufgeftellten Behauptung, fo 
wie bie beftimmtere Ausführung verfelben, will ich nun« 
mehr in den Quellen des Römifchen Rechts nachzumelfen 
yerfuchen. Mlerdingd find die Ausiprüche der Römifchen 
Juriſten über diefe Frage ſehr fpärlih, um fo mehr, als 
wir bei einem kritiſchen Verfahren genöthigt find, gar 
manche fcheinbare Aeußerungen über biefelbe als nicht dar 
hin gehörend zuruͤck zu weifen. Auch dürften jene wenige 
Ausfprüce kaum hinreichen, die Anficht der Römer voll 
fländig zu erkennen. u 

1. Der ältefte hierher gehörende Fall bezieht fich auf 
bie Colliſion eines poſitiven Römijchen Geſetzes mit bem 


78 Buth M. Hertfchaft der ARechtoregeln Say. J. Hetliche Granzen. 
Recht anberer ſouveraͤner (Jedoch mit den Roͤmecn werbüns 
deter) Staaten ($ 348) (a). 

Im Jahre ber Statt 361 CL. Comelio Hera, Q. Mi- 
nddio Thermo Coss.) fand fi In Rom rine große Noth 
ber durch Wucher bedrückten Schuldner. Zwar beſtanden 
ſchützende Wuchergeſege, allein dieſe wurden dadurch ums 
gangen, daB die Wucherer Ihre Forderungen zum Schein 
auf den Namen von Einwohneen benachbarter Staaten 
Worli und Latini)‘ ſchreiben ließen. Denn da dieſe duvch 
das poſttive Wuchergeſetz nicht gebunden waren, jo hotten 
gegen fie die Schuldner feinen Schutz (b) Bar Enlkraſtung 
biefe® tinvenlichen Verfahrens wurde ein, befunberes Geſet 
erlaſſfen mit ber Vorſchrift, daß die Römkichen-Befehe uͤber 
das Gelddarlehen (die Wuchergeſetze) auch für die Sooii 
und Latin ale Glaubiget Romiſcher Bürger bindend tom 
Toten (cd). 1J 

2. Eine Ahnliche Natur hat bie Im einem Senmisiäiug 
aus ber Zelt des Hadtian anerlannte Rechtsregel, daß 
bas Mind ans einer secundum loges moresgüe peiregrinorum 
geſchloſſenen Ehe ſelbſt Dunn als Pereguite geboren ‚werben 
kalſo feinem Vater angehoren) wi weun gut ge ber 


eu 


unſern Meemeisitzen Zur. * 





4) Lies AXXV. 1. 

(b) Welches Wuchergefeb, nad 
dem angegebenen Jahre, bier ges 
wohnt "ik, 
unficheren Geſchichte dieſer Geſetze 
nicht beſtimuren. 8 Yan Mn 
das über unciarium foenus, aber 
auch das über semunciarium. Für 


gt ſich Trh der fehr 


dieſe Frage gleichguͤltig. 

(e) Livvs 1. e. ꝓlobestre 
scivit. ut cum sociis ac nomine 
Latino pecuniae creditae jus 
det, quod cam uimibıw Ro. 
manis esset‘“. 


8. 366. Origo und domiellinm. Wicung. Lie) 19 


Geburt blos die Mutter (und nicht Zugleich der Vater) bie 
Eiottät erlangt hatte. Es wurde alfo hier ber fir das 
Römifge Recht geltende Gtundſatz, daß det Status Det 
legitime concept nad) der Zeit ver Erzeugung beuriheilt 
werben fellte, mit völliger Reriprocitaͤt auch auf de Burger 
fremder Staaten angewendet (d). | 

Die folgenden Bälle bestehen ſich auf die Colliſton ber 
für Jialien gegebenen poſttiven Geſetze mit Den: Recht ber 
Peovsinzen, fo auf eine Colliſton von Rechten Inmechaft 
dee Graͤnzen des Roͤmiſchen Staates. 

3. Die Verpflichtung eines Sdepremissot ging: im ber 
Megel nicht fo, wie wie eines fidejussor, auf wie Erben 
über; ausnahmsweiſe aber trat. dennoch Diefer Uebergang 
tin, wenn der: ſidepromissor ein Peregrine wur, und zwar 
einer ſolchen Provinzialſtadt angehörte, deren poſitives Recht 
hierin von dem Roͤmiſchen abwich (e). 

4. Eine Lex Furie Matte verordnet, daß de Ber- 
pflichtung ber sponsores und fidepromissores durch ben 
Ablauf von. zwei Jahren getilgt fein fölle, fo wie’ daß 
mehrere neben einander eintretenbe Bürgen- ſolcher Ast nur 
thellweiſe haften ſollten, aid für die ganze Schuld Dieſes 


(d) Gasos LE. %, verglichen 
mit 689. 

(Ce) Gasus M. 8 120 ‚‚Prae- 
terea spohsoris et fidepromis- 
soris heres nön tenetur, nisi 
si de peregrino fidepromissore 
quaeramus, 'et ulo jure civitas 
ejus utatur". '%8- koͤnnte anf: 


ruft, daß in ber waffelluig der 
Regel außer dem fidepromissor 
auch der sponsor genannt with, 
der nachher in der Ausnahme nicht ° 
wieder erwähnt iſt. Diefer Um— 
ſtand erklaärt ſich däraus, daß Pe⸗ 
regrinen uͤberhaupt nichts] onsores 
fein konnten. Gadvs Mi 893. 
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Geſetz aber war nur für Italien gültig, nicht für die Pro⸗ 
vinsen (f), das heißt, es galt mm für Die Bürger der Städte 
in Stalien, nicht für die Buͤrger der Provinzialſtaͤdte, auch 
wenn biefe die Roͤmiſche Eivität Hatten (). \ 

9. Es gab eine Klafle der Freigelaſſenen, bie durch 
die Freilaſſung weder cives noch latini, ſondern nur pere- 
grini, und zwar mit ganz befonderen Zurüdfeßungen, wur⸗ 
den (dedititiorum numero). Bon diefen nun wird gefagt, 
fie fönnten feine Teftamente machen, und zwar weber als 
Römifche Bürger, weil fie nicht unter diefe gehörten, noch 
als Beregrinen, weil fie nicht irgend einer beftimmten Stabt 
als Bürger angehörten, um nad deren Stadtrecht tefticen 
zu koͤnnen (h). — Dabei liegt augenfrbeinlich folgende Bor 
ausſetzung zum Grunde. Wäre diefer Peregrine der Bürger 


(f) Gasus I. € 121. 122. 

(g) Die sponsores, die als 
Provinzialen in den $ 121. 122 
vorausgefept werden, mußten noth- 
wendig die Römifche Givität Haben, 
f. 0. Rote e. — Rudorff ſucht 
der Lex Furia eine engere Bes 
ſchraͤnkung anzumweifen (Zeitfchrift 
XIV. ©. 441), nad) welcher der 
Fall derfelben nicht mehr in dieſen 
Zufammenhang gehören wuͤrde. 
Die gefnere Unterſuchung mwürbe 
hier zu weit abführen. 

(h) Uırian. XX 914 „La- 
tinus Junianus, item is qui 
dedititiorum numero est, testa- 
mentum facere non potest ... 
qui dedititiorum numero est, 


\ 


quoniam nec quasi civis Ro- 
manus testari potest, cum sit 
peregrinus, nec quasi peregri- 
mus, quoniam nulläs 'ceriae 
civitatis civis est, ut adversus 
leges civitatis suae testetur “. 
Auftatt des offenbar richtigen civis 
est, lieſt die Handſchrift sciens, 
welches Manche gezwungen und 
unbefriedigend zu vertheidigen ge⸗ 
fuht haben. — Adversus heißt 
hier nicht: entgegen, im Wider⸗ 
fpruch mit, fonderns in Beziehung 
anf, in Gemäßheit diefer Geſetze. 
Ganz wiein L. 5 de usurp. (41.3). 
Andere wollen emendiren: secun- 
dum. ©. o. Lachmann $eit- 
ſchrift IX. S. 2085. 
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einer folchen PBrovinzialftadt, welche das Recht der Teſta⸗ 
‚mente anerkennt, und dafür gewiffe Regeln vorfchreibt, fo 
koͤnnte er mit Beobachtung diejer.Regeln ein gültiges Teſta⸗ 
ment machen, uud zwar fowohl in Rom, als in feiner Va⸗ 
terftabt. Run aber kann er e8 nicht, weil er überhaupt 
feiner Stadt ald Bürger angehört (8 351.n). . 

6. Endlich kann hier noch die befannte Thatſache er- 
wähnt werben, daß das eigenthuͤmliche Eherecht der Latini⸗ 
fhen Städte unterging, als dieſe Städte das Romifche 
Buͤrgerrecht erhielten {i). 

Es würde fehr gewagt fein, aus dieſen wenigen, ver: 
einzelten Ausjprüchen erfchöpfende Regeln über die Be⸗ 
handlung der Colliſion verfchiedener Territorialrechte ablei⸗ 
ten zu wollen. Doch laffen ſich darin folgende leitende 
Geſichtspunkte nicht verfennen. 

A. In einem Bertragsverhältniß zwifchen zwei Buͤr⸗ 
gern verfchiedener Staaten Tann feiner Partei das 
rein pofitive Gefeß des ihr fremden Stanted ent- 
gegengefegt werben; fie find vielmehr nach dem 
jus gentium zu beurteilen (k). Doch kann davon 
in einzelnen Fällen, aus politifchen Gründen, Das 
Gegentheil vorgefchrieben werben (Nr. 1). 

B. Das Bürgerrecht einer beftimmten Stabt beftimmt 
in der Regel für jeden Einzelnen dasjenige poſi⸗ 
tive Hecht, dem er perfönlich untergeoronet ift, nach 


(i) Geis Lib. 4 C. A. (k) Bergl. oben $ 348. c. 
vm. or 6 
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welchem alſo er beurteilt werben muß (Rr. 3. 
4 und 9). 


- 


Außerdem kommen noch zweierlei andere Aeußerungen 
der Römifchen Iuriften vor, die leicht als Regeln über Die 
Deobachtung des Örtlichen Rechts angeſehen werben Tonnen, 
in der That aber nicht als folche zu betrachten find, fo daß 
noch beſonders gegen die Anwendung verjelben auf bie hier 
vorliegende Ynterfuchung gewarnt werben muß. 

. Gib gehoͤren dahin einige vereinzelte Stellen, welche 
bei der Auslegung und Anwendung von Rechtsgeſchaͤften 
auf oͤrtliche Gewohnheiten verweilen, die man aber 
faͤlſchlich von oͤrtlichen Nechtsregeln verfiehen würde. 
— So fol bei der Auslegung eines unbeflimmten Vertrags 
als Die wahrſcheinliche Abſicht der Parteien unter Anderen 
Das angenommen werden, welches in biefer Gegend vor⸗ 
ingeweile üblich if (1). Diefes iſt num offenbar nicht 
eine Rechtsregel dieſer Gegend, ſondern vielmehr daß, 
woran man dort thatſaͤchlich gewöhnt iſt, welches man 
Haufig zu thun pflegt. Kine einzelne wichtige Anwen⸗ 
dung dieſer aflgemeinen Außlegungsregel findet fich bei den 
Bantionen, die der Berkäufer werthvoller Sachen zu leiften 
hat; auch Diefe ſollen fih nad der Sitte der Gegend rich- 


() L.34 de R. J. (50.17). gione in qua actum est fre- 
is - id peguamur, quod in re- quentatur”. 
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ten, d. h. nad) den Eautionen, bie dort am häsfigften frei 
willig geleiftet zu werben pflegen (m). — Berner fol bie 
Höhe ver Berzugssinien nach dem Zinsſuß beſtimmt wer⸗ 
den, der in dieſer Gegend gerade jegt üblich iſt (n). Gay 
eben jo die Höhe der. Zinfen, Die ein Gefchäftsführer von 
feinem ausgelegten baaven Gelde berechnen darf (0). In 
beiden Stellen ift gar nicht von einer örtlichen Rechtoregel 
bie Rebe, wodurch der Zinsfub dort beſtimmt geweſen wäre, 
fondern von dem Zinsfuß, wie er augenblicklich an Dem 
dortigen Geldmarkte vorgefunden wurde. Der Grund dies 
fer Beftimmung aber lag darin, daß jene Zinſen dem Glau⸗ 
biger -eine wahre Entihäbigung für Die enibehrie Geld⸗ 
nugung gewähren jollten, welche Entihädigung wer nad 
den Zinfen abgemefien werden fomnte, bie ber Blaubiger 
aus dem wirklichen Geldbeſitz anderwaͤrts haͤtte gewinnen 
fönuen. _ 


(m) L.6 de eviet. (21.2). — 
‚Aus demſelben Grunde war eine 
ſoſche Caution,-die duplae stipu- 
latio, bei wichtigen Sachen fogar 
afgemein in bie Berpflichtungen 
des Verkaͤufers übergegangen. L.31 
6 20 de aed. ed. (21.1), L.®, 
L. 37 pr. $ 1 de evict. (21.2). 
Andere Anwendungen derſelben 
Auslegungsregel (bei Teitamenten) 
finden ib in L.21 51 qui test. 
(28. 1), L. 50 93 de dep. i. 
(30un.), L.18 $3 de instructo 
(33.7). — Daß jedoh von ben 
hier abgewieſenen Stellen and m 
unferer Lehre ein indirecier Ger 


brauch zu machen ift, wird unten 
gezeigt werben ($ 372). 


(a) L.tpr. deusuris. (22.9), 
„. . usurarum modus er more 
regionis, ubi contractum est, 
cosstitwiter“‘. 


(0) L. 37 de usw (82. 1) 
un. . debere dici usuras venire, 
eas aultem, quae in regione fre- 
quentantur, ut est in b. f. judi- 
ciis constitutum“ (das Hub eben 
die in der vorhergehenden Melle 
erwähnten Berzugsziuien). Bergl. 
* L. 10 $ 3 end. (13.1), 
L. 7 8 10 de advis. (86.1). 

6* 


84 Buch III. Herrfchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Örtliche Brängen. 


Zweitens aber find noch viel wichtiger die Stellen, 
welche von den drei Klafien der freien Einwohner des Roͤ⸗ 
mifchen Reichs (cives, Latini, peregrini) reden, und bie 
man gleichfalls verfucht fein Fönnte, mit der Unterordnung 
der Einzelnen unter ein beſtimmtes pofitives Recht in Ber- 
bindung zu bringen. Man fönnte nämlich einen foldhen _ 
Gedanken etwa dahin ausbilden wollen, daß auf die. erfte 
Klaſſe (die eives) das jus civile, auf die zwei nieberen 
Klafſen das jus gentium angewendet worden wäre. Allein 
diefer ganze Gedanke muß völlig zuruͤck gewiefen werben. 
Jene Klaffification war hoͤchſt wichtig für die Rechtsfä⸗ 
higkeit der Einzelnen, indem der civis das connubium 
und commercium, der Latinus das commercium ohne connu- 
bium, der peregrinus feine dieſer beiven Fähigfeiten hatte (p). 
Dagegen hat jene Klaffification durchaus Feine Verbindung 
mit der bier vorliegenden Aufgabe, nämlich mit dem Syftem 
der auf jeden Einzelnen anwendbaren pofitiven Rechtsres 
gein. Einige Veifpiele werben. Diefes außer Zweifel ſetzen. 
Auf die cives wurden die Regeln des jus gentium nicht 
minder, ald die des jus civile angewendet. Der Latinus 
Junianus fonnte allerdings, obgleich er al8 Latinus bie 
testamentifactio Hatte, Fein Teftament machen, weil ibm 


(pP) - ©. ». B.2 8 64. 66. — der Satz, daß die Stipulation in 
Zu biefer Lehre von der Rechts- der Formel: spondes? spondeo 
fähigkeit, und nicht zu dem Syftem nur von Römifchen Bürgern, nicht 
der auf den- Einzelnen anwend- von Beregrinen, gebraucht werben 
baren Territgrialrechte (wovon hier konnte. Gasus I. g 93. 
allein die Rebe if), gehört auch 
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Dieſes befonderd verboten war (q). Sein Sohn aber war 
ein freigeborner Latinus, der durch dieſes Verbot nicht ge- 
bunden war, und wenn diefer ein Teflament machte, wozu 
ihn fein Stand als Latinus berechtigte (Rote q), fo wurde 
er nach den Regeln der hereditas, alfo nach dem ftrengften 
jus civile, beerbt, welches alfo auf ihn anwendbar fein 
mußte. 

Noch weniger aber, als die hier angeführten Stellen, 
können für unfre Unterfuchung foldhe Ausfprüche des Rö⸗ 
mifchen Rechts benugt werden, welche nur ganz im Allge- 
meinen die Berüdfichtigung eines örtlichen Gewohnheits⸗ 
rechts erwähnen, ohne dabei den Gegenſatz verſchiedener 
örtlicher Rechte Calfo den Kal einer Collifion) voraus: zu 
fegen oder anzubeuten (r). 


$. 356. Origo und domicilium. Wirkung. (forif.) 


- (9 Uran. XX. 8 14. — 
Daß ihm Das Recht der testamen- 
tifactio nicht fehlte (alfo nur 


(r) Dahin gehören etwa fol: 
gende Stellen: L.1 815 de in- 
spic. ventre (25. 4), L. 19 C. 


jenes ganz pofitive Berbot im 
Wege fand), fagt ausdrücklich 
Ulpian. ebendaf. $ 8. Auch be: 
ruhte ja das Teflament auf ber 
Mancipationsform, und daher war 
die testamentifactio gleichbe⸗ 
deutend' mit bem commercium 
oder der Mancipationsfähigfeit, 
welche den Latinen jeder Art zuftand. 
Urpıan. XIX. 8 4. 5. 


de locato (4.65). — Eben dahin 
gehört die Erwähnung der chiro- 
grapha und syngraphae, als 
eines genus obligationis pro- 
prium peregrinorum. Gasus III. 
5 134. — Bon den befonderen Aus: 
ſprüchen über bie Regel: locus 
regit actum vgl. unten $ 382. 
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9. 357. 
| Die Römiſche Lehre von origo und domieilium. 
Wirkung diefer Berhältniffe (Fortſetzung.) 

Aus. der bis Hierher geführten Unterfuchung ergab es 
ſich, daß die Angehörigkeit einer einzelnen Perfon an eine- 
beftimmte Stadtgemeinde drei Wirkungen Hatte, indem bie 
angehörige Perfon unterworfen war: 1. den ftäbtifchen 
Laflen, 2. dem Gerichtsſtand diefer Stadt, 3. dem eigen⸗ 
thümlichen poſitiven echte derſelben. Diefe drei Wirkun- 
gen fanden in einem inneren Zufammenhang, und Fonnten 
daher als gleichartig. Betrachtet werden. Es ift aber nun 
noch eine wichtige Verfchievenheit unter diefen Wirfungen 
hervor zu heben. 

Wenn eine Perfon mehreren Städten angehörig war, 
ſei es durch Bürgerrecht over durch Wohnſitz, fo war fie 
in jeder dieſer Städte den Bürgerlaften und dem Gerichts- 
ſtand unterworfen, fo daß dann eine wahre Concurrenz un⸗ 
tee den Anfprüchen jener Städte an diefelbe Perfon ent⸗ 
ftand. Eine folche Eoncurrenz war bei der Unterordnung 
‚der Perfon unter das pofitive Recht verfchiebener Städte 
unmöglich, weil fie einen inneren Widerfpruch mit fich ge- 
führt Hätte. Diefelbe Perfon konnte vor verſchiedenen 
Obrigfeiten verklagt werben, je nad) der Wahltves Klägers, 
fie konnte aber nicht nach verfchievenen, vieleicht ganz wis 
derfprechenden, Rechtsregeln beurtheilt werden. Es war 
alſo nur die Unterordnung unter Ein oͤrtliches Recht moͤg⸗ 


8. 357. Origo und domiciftum. Mickmg. (Bor) EP 
lich, und es mußte für biefen Zweck unter ben verſchiedenen, 
in anderer Hinſicht concurrirenden Städten eine entfegeibentbe 
Wahl getroffen, werben. 

Ich halte es nun fuͤr unzweifelhaft, daß das: örtliche 
Recht, vem jede Perſon unterworfen feyn follte, wenn biefe 
Verfon in zwei verfchtevenen Städten das Buͤrgetrecht und 
den Wohnſttz Hatte, durch das Bürgerrecht befimitet 
wurde, sicht durch den Wohnſitz. Kür dieſe Annahme 
ſprechen folgende Gruͤnde. Etſtlich war das Buͤrgerrecht 
das engete, an ſich Höher ſtehende Band, verglichen nit dem 
von Willkuͤr und Laune abhaͤngenden Wohnſitz. Zweitens 
war es das fruͤhere Band, da es durch die Geburt gefrtähfl 
wurde, der anderwaͤrts vorhandene Wohnſitz erſt ſpaͤter 
dutch eine freie Handlung entſtanden fein konnte; es fehlt 
aber an jedem Grunde, weshalb das fuͤr bie Rerſon ein⸗ 
mal begründete territoriale Recht haͤtte umgewandelt werden 
ſollen. Drittens deuten darauf auch mehrere der eben an⸗ 
geführten Aeußerungert der Roͤmiſchen Juriſten, indem dieſe 
ſagen: si... alio jure civitas ejus utatar (s 3I6E), und 
quoniam nullius certae civitatis civis est ($ 350h), 
weiche Ausdruͤcke offenbar auf das Bürgerrecht hindenten 
als Beſtimmungsgrund für das auf die Perfon anwenbbate 
örtfiche Recht, nicht auf ven Moßnfig. 

Nimmt mar die hier anfgeftellte Hegel als richtig an, 
fü beißen damı noch folgende Fälle, vie dadurch nicht bes 
ſtimnt werden, zu entfcheiven übrig. 
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Erſtlich konnte Jemand. das Bürgerrecht an mehreren 
Orten zugleich haben: an dem einen durch Die Geburt, an 
einem andern durch Adoption oder durch Aufnahme ($ 351). 
In einem folden Falle wurde ohne Zweifel das frühere 
Bürgerrecht, alfo das durch Geburt entitandene (Die 
origo), als vorherrſchend behandelt, weil fein Grund vors 
handen war, eine Umwandlung des perfönlichen Rechtszu⸗ 
ftandes anzunehmen. — Das Bürgerrecht der Stadt Rom, 
welches jeder municeps neben feinem befonveren Stadtbuͤr⸗ 
gerrecht hatte ($ 352), kam bei der Beftimmung bes -per- 
fönlichen Rechts gewiß nicht in Betracht, vielmehr konnte 
in diefer Hinficht nur das Recht der engeren Heimath be- 
rüdfichtigt werden. 
Zweitens konnte Jemand ganz ohne ftäbtifched Bür⸗ 
gerrecht fein (8 351), während er einen Wohnfit Hatte. 
In diefem Fall mußte der Wohnfig ald Beftimmungsgrund 
für das auf ihn anwendbare perfönliche Recht gelten. 

.. Zuleßt bleiben noch die Bälle zu erwägen übrig, wenn Je⸗ 
mand in feiner Stabt dad Bürgerrecht (8 351), und zu⸗ 
gleich entweder in mehreren Städten, oder auch in Feiner. 
Stadt einen Wohnfig hatte (8 354). Wie die Römer foldhe, 
bei ihnen gewiß feltene, Fälle beurtheilt haben mögen, läßt 
- fih aus unfern Rechtsquellen nicht durch unmittelbare 
Zeugniffe nachweifen. Wir werben. auf viefelben zurück⸗ 
fommen bei der Unterfuchung des heutigen Rechts ($ 359). 

Auch für diefe, das örtliche Recht betreffende, Regeln, 
muß die Bemerkung wiederholt werden, welche oben für Die 
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Gerichtsverfaffung gemacht worden it, daß Die Allgemein- 
heit dieſer Regeln zwar für das Zeitalter der alten Juriften 
behauptet werden darf, in der früheren Zeit aber, durch die 
eigenthümliche Verfaffung mancher Provinzen, nur mit Aus- 
nahmen anzunehmen ift (a). . 


$. 358. 
Origo und domicilium im heutigen Redt. 

Es ift nicht ſchwer zu zeigen, daß bie hier dargeſtellie 
Roömifche Lehre von origo und domicilium in unferem 
heutigen Rechtszuftand, namentlich in dem für Deutſchland 
geltenden gemeinen Recht, nicht mehr Anwendung findet, 
und Daß davon höchſtens vereinzelte Beitandtheile übrig ge: 
blieben find. Denn die Grundlage und Vorausfehung jener 
Lehre beſtand in den Stabtgebieten, die wie ein Reh über 
den ganzen Boden ded Römischen Reiche . verbreitet waren, 
und, damit zufammenhängend, in den Stabtgemeinden, die 
für vie einzelnen Einwohner das PVerhältnig zum Staate 
vermittelten, fo daß alle Einzelne, mit wenigen Ausnahmen, 
als Stadtbürger, mannichfaltigen und dauernden perföns 
lichen Berpflichtungen ımterworfen waren ($ 351). | 

Gerade diefe Grundlage nun der Römifchen Berfaffung 


(a) Dieſes gilt namentlich von 
Sicilien nah den oben aus 
Cicero angeführten Stellen 
($ 355.u.), worin die Gerichte und 
die Gefeße neben einander genannt 


Cap. 13 „domi certet suis legi- 
dus.“ Cap. 24 „postulant, ut se 
ad leges suas rejiciat.‘“ Cap.37 
„ut cives inter se legibus suis 
agerent.‘ 


werben als Vorrechte der Sicilianer. _ 
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in ihrer Anwendung auf die einzelnen Theile des Staats⸗ 
gebietes, findet ſich in den neueren Zeiten nicht mehr. 
Namentlich in Deutſchland haben zwar feit vielen Jahr⸗ 
hunderten die Städte ein wichtiges Stud der DVerfaffung, 
fowohl im Reiche, als in den einzelnen Ländern, gebildet; 
jeboch nur ein vereinzeltes, neben anderen meift wichtigeren 
Beftandtheilen ſtehendes Städ, je daß hier an ein Aufgehen 
des Ganzen in bloße Stabtgebiete und Stadigemeinden 
niemals zu denken war. Wie mit Deutfchland, fo verhielt 
es fich in diefer Hinficht auch mit anderen Staaten neuerer 
Zeit; und höchftens in Italien finden fich theilweife noch 
Zuftände, die, wenn auch unvollftändig, nicht nur an ben 
Zuftand des Römischen Kaiferreichs erinnern, fondern auch 
in der That al8 Ueberreſte deſſelben zu betrachten find. 

Iſt nun die Grundlage jener Römifchen Lchve von origo 
und domicilium verfihwunden, fo können aud) die darauf 
berußenden Rechiöverhältnifie (munera, forum, Stabtrecht 
ale Recht ver Perfon) nicht mehr in Hömifcher Weile be- 
hauptet werben. "Worzäglich einleuchtend iſt Diefes für Die 
origo, das Heißt für das bei jedem Einzelnen vorauszu⸗ 
fetzende Stadtbuͤrgerrecht, anſtatt daß bei- der abſtracteren 
Natur des domieilium ſich noch eher eine gewiſſe Art von 

Fortdauer annehmen ließe. 

Auch haben von jeher die neueren Schriftſteller als 
unzweifelhaft anerkemnt, daß in diefer Lehre unſer Rechts⸗ 
zuſtand von dem der Roͤmer durchaus abweiche. Zwar den 
ganzen Umfang der eingetretenen Veraͤnderung konnten ſie 


— 
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deswegen nicht anerkennen, weil keiner unter ihnen den 
wahren und vollſtaͤndigen Zufammenhang jener Nömifchen 
Nechtsinftitute überfah. Allein bei eimer einzelnen Anwen- 
bung, dem Gerichtsſtande, wurden ſie auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand aufmerkſam, und hier eben erkannten ſie einſtimmig 
an, dag das Römiſche forum originis, in feiner urſpruͤng⸗ 
lich vorherrfchenden Bereutung, für und ganz verſchwunden 
ſey, und daß höchftens: noch etwas ihm Aehnliches, aber 
untergeordnet, und als bloße Aushälfe für feltenere Faͤlle, 
für unfer heutiges Recht übrig bleibe (a). — Wollte etwa 
Jemand bezweifeln, ob wirklich in dieſer Lehre eine durch⸗ 
greifende Veraͤnderung vorgegangen wäre, jo müßte er 
Ion durch den Umftand übergengt werben koͤnnen, daß 
felbft die Begriffe und Kunſtausdrücke ver Römer bei ven 
Neueren ganz verwirrt und verbunfelt erfchenen. Denn 
diefer Umftand erklärt fich nicht daraus, daß etwa die 
Quellen ded Römischen Rechts in diefer Lehre beſonders 
undeutlich oder Indenhaft ‚wären, (welches in der That 
nicht der Fall if), fondern lediglich daraus, daß der In⸗ 
halt jener Rechtsquellen fo wenig au unfern Zuftänben 
paffen wollte. 

Man könnte nun etwa verſuchen, die eingetretene 
Veraͤnderung fo aufzufaſſen, als wäre aus dem Roͤmiſchen 
Recht blos die eine Hälfte (die origo) verſchwunden, die 
andere Haͤlfte (das domicilium) unveraͤndert uͤbrig geblieben. 


(a) LAUTERBACH de domicilio $ 13. 14. 50. ScHiLter ex. 13 
$ 24. Sıayx V. 1 $ 17.18. ®lüd 3.6 ©. 261. 


- 


— 
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Allein auch diefe Auffaffung Tann nur mit großer Be- 
fihränfung als richtig anerkannt werben. 

. Die: praftifche Bedeutung nämlich des Römifchen domi- 
cilium bezog fich immer wieder auf die Stadtgemeinde und 
deren Gebiet, indem der Wohnſitz, eben jo wie das Bür- 
gerrecht, jenen Einzelnen zum Angehörigen einer Stadi⸗ 
gemeinde machen konnte ($ 351. 353). Diefe auss 
ſchlleßende praftifche Bedeutung ift nicht mehr vorhanden, 
oder fie hat vielmehr eine andere Geftalt angenommen. 

Dagegen ift- die Art, wie der Wohnfig entfteht und | 
wieder anfgehoben wird (8 353. 354), bei uns ganz die⸗ 
jelbe wie im Römifchen Recht, und. in ſofern find bei ung 
die Beitimmungen des Römifchen Rechts völlig anwendbar. 

Die Gränge des anwendbaren und nicht anwendbaren 
Theild jener ganzen Lehre wird nun noch anfchaulicher 
werden durch die Betrachtung der drei einzelnen Wirkungen, 
die das Römifche Recht an den Wohnſitz, eben jo wie an 
das Stabtbürgerrecht, nüpft (8. 355. 356). 

1. Stäbtifche Laften (munera). Diefe Tönnen hier völlig 
unbeachtet bleiben, da fie fih ganz auf eigenthümlich 
Römiſche Verhältniffe bezogen. j 

2. Gerichtsſtand (forum domicilii). _ 

Diefe Wirkung des Wohnfiges ift nicht nur im heuti⸗ 
gen Rechte übrig geblieben, jondern fie erfcheint bier 
noch. wichtiger, als bei den Römern. Denn bei Die- 
fen beftand ganz gewöhnlich das forum originis neben 
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dem forum domiecili, fo daß zwifchen beiden ver Klaͤ⸗ 
ger die Wahl hatte (8 355); bei uns iſt die -origo 
im Römifchen Sinne verfchwunden, und fo ift nunmehr 
dad forum domieilii der einzige orbentliche, regelmäßige 
Gerichtöftand jenes Menfchen. u 

Diefer Gerichtsſtand aber, wie der Wohnfg felbft, 
auf welddem er beruht, Hat jebt eine andere Bebeutung, 
als im NRömifchen Recht. Er bezieht fich nicht mehr, 
wie dort, allgemein und nothwendig auf die richterliche 
Obrigkeit eined Stadtgebietes, zu welchem der Wohn- 
fi gehört, ſondern eines Gerithtsfprengels, der 
fehr verfchievenartige Cntftehungsgründe und Gränzen 
haben, und allerdings unter anderen und zufällig auch 
mit den Gränzen eined Stadtgebieted zufammen fallen 
fann. | 
3. Das befondere territorinle Recht, welchem jeder Einzelne, 
al8 feinem perjönlichen Recht, untergeoronet ift. Damit 
verhält es ſich ähnlich, wie es fo eben von dem Gerichts 
Rand bemerkt worden if. Diefe Wirfung des Wohnfiges 
it nicht nur übrig geblieben, ſondern aud) ausfchließender 
anwendbar und darum wichtiger geworben , als bei ihnen. 
Zugleich aber Hat fie bei uns, eben fo wie ber Gerichts» 
ſtand, eine veränderte Beveutung angenommen. 

Diefer Gegenftand aber ift für die Anfgabe der gegen- 
wärtigen Unterfuchung wichtiger, als alles Webrige, ja er 
allein war die Veranlaſſung, auch die übrigen hier abge 
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handelten Fragen mit in den Kreis dieſer Unterſuchung zu 


ziehen. Daher iſt derſelbe nunmehr einer abgeſonderien, 
ſelbſtftaͤndigen Betrachtung zu unterwerfen (8 359). 


— — — — 


Neben der hier dargeſtellten großen und allgemein aner⸗ 
kannten Berſchiedenheit, die bei dem Uebergang aus den 
Roͤmiſchen Zuſtaͤnden in die heutigen eingetreten ift, muß 
es als eine Merkwuͤrdigkeit erwähnt werben, daß fih in 
einem Fleinen Guropätfchen Lande ein ähnlicher Rechtögu- 
fand ausgebildet hat, wie der oben Dargeftellte Römiiche: 
eine origo, verfchieden von dem domicilium, aber mit ent- 
ſchiedenem Uebergewicht über biefes; ein Rechtszuſtand, der 
nieht Weberreft des Roͤmiſchen, und eben fo wenig Nach⸗ 
ahmung defielben ift, fo wie er auch darin eigenthuͤmlich 
erſcheint, daß er nicht ausſchließend auf einem Stabtbür- 
gerrecht, fondern auf dem Heimathsrecht oder Bürgerrecht 
in irgend einer Gemeinde (fey fie ftäbtifch ober laͤndlich) 
beruht. Diefer Zuſtand findet fich in den meiſten Kantonen 
der deutfchen Schweiz, wo dad Heimathorecht in einer be 
fttmmten Gemeinde, welches zugleich Bedingung für den 
Erwerb des Kantonsbuͤrgerrechts iſt, vorzugoweiſe vor 


.. dem vielleicht anderswo gewählten Wohnſitz, entſcheidend 


iſt für viele der wichtigften Rechtsverhältniſſe: namentlich 
für die Mechtsfähigfeit und Handlungsfägigkeit, für vie 
Ehe, väterliche Gewalt, Vormundſchaft, jo wie für das 
Recht der Teftamente und die Inteftaterbfolge. Für mehrere 
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diefer NRechtsverhältniffe wird nicht blos das anwenbbare 
örtliche Recht, fondern auch der Gerichtöftand durch bie 
origo (dad Gemeindebürgerreht) beſtimmt, vorzugsweiſe 
vor dem Wohnſitz; namentlich gilt Diefed für die Klagen 
auf Eheicheidung, und für die aus dem Erbrecht. Alle 
Diefe Beitimmungen gründen fich theild auf altes Her⸗ 
kommen, theils auf Die zwifchen vielen Kantonen geichloflenen 
Kontorbate (b). 


- 


$. 359. 


Origo und demieilium nad heutigem Net. 
(Hortfegung.) 


Nach dem heutigen Recht ift der Wohnſitz als regel- 
mäßiger Beſtimmungsgrund anzufehen für das beſondere 
territoriale Recht, welchem jeder Einzelne, als feinem pers 
fönlichen Rechte, untergeorbnet ift (8. 358), und dieſer Sat 
hat auch von jeher fehr allgemeine Anerkennung gefum- 
den (a). Es tritt alfo nunmehr als Regel derjenige Zus 


(b) Offizielle Sammlung der 
das Schweizerifche Staatsrecht be- 
treffenden Aftenftürfe B. 2 Züri 
1822. 4 ©. 34. 36. 39. — Ih 
verbanfe diefen, das Schweizerrecht 
betreffenden, Zufaß der freundlichen 
Mittheilung von Keller. 

(a) Bgl.die im 5 358 Note a. 
angeführten Schriftfteller, und 
Eichh orn deutſches Recht 534. — 
Für die Uebereinftimmung ans: 


laͤndiſcher Rechtslehrer find folgende 
Zeugniſſe zu bemerken: Projet de 
code civil Paris 1801.8. p. LV. 
LVI. — Rocco Lib.2 C.8, wo 
gleichfalls der bloße Wohnftg als 
Grundlage des örtlichen Rechte 
für den Einzelnen anerkannt wird, 
völlig verfchieden von der (poli- 
tiſchen) Naturalifation, von welcher 
Lib. 1 C. 10 handelt. — Story 
Chap. 3. und 4. 


96 Buch IM. Herrſchaft ver Rechtsregeln. Kap. J. Örtliche Gruͤnzen. 


fand ein, welcher im NRömifchen Rechte ausnahmsweiſe an⸗ 
erfannt werden mußte für ſolche Perfonen, die zufällig zu 
feiner Stabt ein eigentliche Bürgerverhältniß Hatten, alfo | 
ohne origo waren ($ 357). Man könnte diefe.Regel des 
heutigen Rechts, um Ihr Verhältniß ſowohl zum Römifchen 
Recht, als zu der fhon erwähnten verwandten Regel’ für 
den Gerichteftand, anſchaulich zu machen, etwa fo aus⸗ 
drüden. 1. Bel den Römern beftand neben dem forum 
domicilii da8 forum originis, beide mit völlig gleicher Be- 
techtigung, alſo concurrirend. Bei uns ift dad forum 
originis im Römifchen Sinne verſchwunden, das forum 
domicilii allein übrig. 2. Bei ven Römern galt, als ter- 
ritoriales perfönliches Recht der Einzelnen, die lex originis, 
und nur ausnahmeweife die lex domicilii, _für diejenigen 
Perſonen, die zufällig feine origo hatten. Bei uns ift die 
lex domieilü ber einzige regelmäßige Beftimmungsgrund für 
das territoriale perſonliche Recht der Einzelnen (b). 
Obgleich nun dieſe ungemein wichtige Regel, die für bie 
ganze folgende Unterfichung die Grundlage abgeben wird, 


(b) Es if [chen oben ($ 356) 
aufmerffam gemacht worden auf 
. den Aufammenhang zwifchen forum 
(originis, domicilii) und lex 
(originis, domicilii) Diefer Zu: 
fammenhang zeigt ſich nicht blos 
im R. R., fondern auch in manchen 
- rein praftifchen Folgen bes heutigen 
Rechts; fo unter andern in ber 
Regel, nad welcher die vom ge— 
wöhnlichen örtlichen Gerichtsſtand 


eximirten PBerfonen auch nicht den 
örtlichen Statuten untertworfen find. 
Eichhorn deutfches Recht $ 34. — 
Es darf jeboch feine unbebingte, 
ausfchließende Behauptung dieſes 
Zufammenhangs geltend gemacht 
werben, welches fchon wegen ber 
nicht feltenen Concurrenz verfchie- 
bener Arten des Gerichtsftandes 
(3. 8. domicilii mit rei sitae) 
bedenklich ſeyn wuͤrde. 
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als Regel ſehr allgemein anerkannt wird, fo iſt es Doch nach 
zwei Seiten hin .nöthig, fie näher zu beftimmen. | 

Erſtlich Hat im heutigen Recht der Wohnſitz auch in 
Anfehung des territorialen Rechts eine ‚andere Bedeutung 
und andere Graͤnzen, als im Roͤmiſchen Recht, ganz ſo wie 
es bereits in’ Anfehung des Gerichtsſtandes bemerkt worben 
iR (6 358). Bei den Römern war die lex originis, wie 


die lex domicilü, ſtets das örtliche Recht eines beftimmten 


Stadtgebietes ($ 356). Bei uns dagegen hat die Einheit 
eines territorialen Rechtes, eben jo wie der Gerichtsſtand, 
ſehr verfchievenartige Entftehungsgründe und Gränzen (c), 
und das territoriale Recht kann nur unter andern und zu⸗ 
faͤlligerweiſe mit den Graͤnzen eines Stadtgebiets zuſammen 
fallen, alſo ein Stadtrecht ſein. Wollen wir alſo fuͤr dieſes 
Verhaͤliniß den Vortheil einer allgemein paſſenden Bezeich⸗ 
nung gewinnen, fo muͤſſen wir dafür einen beſonderen Kunſt⸗ 
ausbrud erft bilden, und es würbe ſich dazu etwa der Aus⸗ 

druck Geſetzſprengel eignen, „welcher durch feine Aehn⸗ 
uchteit mit dem allgemein üblichen Ausdruck: Gerichtsſpren⸗ 
gel leicht verftändlich fein wird. Nur muß dabei bedacht 
werben, daß der Ausbrud: Gefeb (eben fo wie lex domi- 
alii) in einem weiteren Sinn zu nehmen ift, für jede Res 
gel des pofitiven Rechts, ohne Unterfchied, ob dieſe Regel 
bucch ein eigentliches Geſetz, oder etwa durch Gewohnheits⸗ 
recht, entſtanden ſein mag. 


) 

(c) Bon dieſer verfchiedenar- torialer Rechte ift ſchon oben im 
tigen Natur und Begränzung terri⸗ $ 347 die Rede geweſen. 

vıu. . 0° 


98 Buch III. Herrſchaft der Rechtotegeln. Kap. J. Örtliche Orärgen. 

Sweltens konnte man verſucht fein, der Hier aufgeftell» 
ten Regel von der lex domicihi einen melngefchränften 
Einfluß einzuräumen nur bei der Colliſion zwiſchen den 
Partlcularrechten eines und deſſelben Staates ($ 347), 
nicht fo bei der Colliſion zwiſchen den Gefegen ſouveraͤner 
Staaten ($ 348); man könnte annedmen, daß für viele 
Collifion nicht fowohl der MWohnfig, als vielmehr ber 
Staatsverband, das Unterthanenverhäftniß, maaßgedend fein 
müffe. — Im mehreren großen Staaten nämlich finb ge 
naue Beſtimmungen erlaffen worden über ben Erwerb und 
Berluft des Stantöblirgerrechts, und man koͤnnte Daher 
glauben, in biefen Staaten ſei die Anwendung des terchte- 
tialen Rechts auf die Einzenen forthin bedingt durch dad 
Stantsbürgerrecht, nicht mehr durch den Wohnſid, worin 
alfo eine modificirte Rückehr zu dem Roͤmiſchen Begriff 
der origo (verfchtenen von domicilium) gefunden werden 
koͤnnte. 

Dieſe Annahme iſt nicht ohne Schein im Franzdſifchen 
Recht, welches genaue Beftimmungen enthält über die Ente 
ftehung und Aufhebung der Eigenfchaft kined Frangais (d). 
Daran knüpft ſich dann die Beftimmung, daß der perfün- 
liche Zuftand des Frangais (l’etat et la capacit£), auch wenn 


(d) Code civil art. 9—13. 
17--Ri. Bon den Frangais if 
verſchieden ber citoyen, welcher 
Ausdruck die politiſchen Rechte be⸗ 
zeichnet, art. 7.— Auch Foelix 
p. 36 - 39 fpricht zwar zuerſt von der 
nationalite als Grundlage des 


anzuwenbenben örtlichen Rechte, 
nimmt aber dann dieſen Auédruch 
gleichbebeutend mit domicile, will 
alſo nicht etwa in Widerſpruch 
treten mit der unter den Schrift 
ftellern des gemeinen Btedhts herr⸗ 
ſchenden Auſicht. 
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ur im Ausland wohne, nach Ftanzoͤſtſchem Recht beurtheilt 
werden folle (e); ferner daß jeber Francais alle droits ci- 
vils genieße (f). Dieſem letzten Sap koͤnnte man bie aus⸗ 
fihlmßenne Bedeutung beilegen, daß der Ausländer bie 
droits eivils In Frankreich nicht genieße, worin dann eine 
Herſtellung des Mömifchen Unterſchieds der elves und pere- 
grini in der Lehre von der Rechtsfähigkelt gefunden 
werden möchte. Allein abgeſehen davon, daß bie Franzoͤ⸗ 
ſiſchen Juriſten von den droits eivils ſehr verwortme und 
tetige Begriffe Haben (5), werben daneben ven Ausländern 
fo ziemlich dieſelben Rechte, wie den Frangais, eingeräumt (h). 
Daraus geht hervor, daß die yraftifche Bedentung des Bes 
griffs Francais weht geringer ifl, als fie auf ben erſten 
Blick ſcheint, und daß fie ſich Hamptfächlich In der Lehre 
von ber Handlungofaͤhigkelt Außert, an welcher Stelle 
wir auf biefen Gegenſtand zuruckkommen werden. 

Sn Preußen iſt neuerlich ein @efeh erlaſſen worden 
(ber die Entſtehung und Mufhebung der Gigenfchaft eines. 
Preußen ober Preußiſchen Unterthans (i), und man könnte 
auch bei diefem Geſetz verfucht fein, darnach die Anwend⸗ 
barkeit des Preußiſchen Rechts auf die Einzelnen, unabhaͤn⸗ 


(e) Code eir. art. 3, f. m geteilt iR, welcher jetzi fat Aber 
5869 am Ende des $. al auf völlig gleiche Rechtsfähige 
(f) Code eir. art. 8. keit zwiſchen Inlaͤndern und Aus 
(6) S. o. B. 2 G. 164 fg. landern führen wird. 
(h Code eiv. art. 11, wo dr Li) Geſfetz vom 3. Der. 1042 
Grundſah ber Reciprocktät aufge (8. ©. 143 ©. 15). 
78 
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gig von dem Wohnflk, abzumeſſen (k). . In der That aber 
iſt dazu noch weniger Schein, als im Franzöfifchen Recht, 
jenes Geſetz betrifft blos die Verhaͤltniſſe des öffentlichen 
Rechts, und nad ben allgemeinen. Preußifchen Geſetzen tft 
e8 unzweifelhaft, daß das perfönliche Recht der Binzelnen 
Durch den Wohnſitz zu beſtimmen ift, ohne Anterſchied Det 
Inlaͤnder und Ausländer . f 

Auch für: das Englifche, und das darauf gegräntste 
Amerikanische Recht Fönnte man annehmen, daß. der Ber 
griff des Staatsverbandes, an fich verfchieden von. Dem 
des Wohnſitzes, als Grundbegriff angenommen fein möchte. 
Allein Story, welcher ganz von den Begriffen. des Engli⸗ 
fhen Rechts ausgeht, erkennt dennoch den Begriff: des 
Wohnſitzes als Grundlage an, und zwar ganz in dem Sinn; 
in welchem derſelbe von den Schriftftelleen über das Roͤmi⸗ 
ſche Recht. angewendet wird (Chap. 3 und 4), 

Es muß alfo in der That der Wohnſtitz als allgemei- 
ner Beilimmungsgrund anerkannt werben, und fo.haben 
ihn auch die oben angeführten Schriftſteller ($ 358,2), als 


| | &) Daß bie Eigenſchaft des 


Preußen durch den Wohnfitz allein 


weder begründet noch aufgehoben 


werde, ſagt ausdruͤcklich das an⸗ 


geführte Geſetz F 13. 23. 

(HD Allg. Landrecht Cinleitung 
$ 23.24: 34. — Eine Veftätigung 
Diefer Annahme liegt auch in ben 
zahlreihen Staatsverträgen mit 
deutſchen Nachbarſtaaten, in welchen 
für die beiderfeitigen. Unterthanen 


1824 ©, 150, 1839 S. 354). 


der Wohnſitz ſchlechthin alg 
Grundlage des ordentlichen per: 
fönlihen Gerichtsftandes anerfannt 
wird, ohne Erwähnung eines da- 
von möglicherweife verfchiebenen 
Unterthanenverbandes Ich ver⸗ 
weiſe nur beiſpielsweiſe auf. dis 
Vertraͤge mit Weimar 1824 Art. 8 
und Sachſen 1839 Art. 8 (G. S. 


E 
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«den ‘wahren Grund des Unterthanenverhältniffes Kin Delle: 
bung auf das Privatrecht) anerkannt. 


Der hier aufgeſtellte Grundſatz, daß der Wohnſitz als 
Beſtimmungsgrund gelten ſoll ſowohl für den Gerichtsſtand 
(forum domicilii), als für das örtliche Recht der Perſon 
(lex domicilii), ift für zwei mögliche Fälle nicht ausreichend, 
und bedarf alfo für dieſe Falle einer Ergänzung. . Es kann 
naͤmlich gefchehen, daß die Berfon, veren Gerichtöftand ober 
deren örtliches Necht wir zu beftimmen haben, entweder 
einen mehrfachen Wohnſitz hat, oder ũberhaupt keinen 
Wohnſttz (8 354). 

Im erſten Fall eniſteht für den Gerichteſtand keine 
Schwierigkeit. Dieſer iſt an jedem der verſchiedenen Orte 
des Wohnſitzes völlig begründet, und der Kläger hat unter 
ihnen die Wahl, ganz fo. wie nach dem Roͤmiſchen 
Recht (5 5). 

Für das örtliche Recht der Perſon iſt eine gleichartige 
Beſtimmung nicht moͤglich, vielmehr muß hier unter den 
mehreren Orten des gleichzeitigen Wohnſitzes einer als aus⸗ 
ſchließender Beſtimmungsgrund für das örtliche Recht ge⸗ 
wählt werden. Ich habe Fein Bedenken, dafür denjenigen 
Ort vorzugsweife anzuerfennen, an welchem zuerſt ber 
Wohnfig errichtet war; und zivar Deswegen, \weil es an 
einem hinreichenden Grunde fehlt, in bem örtlichen Recht, 
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das die Perfon durch Errichtung des erſten Wehuflges ein- 
mal begründet hat, eime Aendereng anzunehmen (m). 

Der zweite Fall endlich, wofür der aufgeftellte Grund⸗ 
fag nicht ausreicht, alfo einer Ergänzung bedarf, ift der, 
werm bie Berfon, für weiche wir den Gerichtsſtand oder 
das örtliche Recht aufzufuchen haben, gegenwärtig gar keinen 
Wohnſitz Hat. 

Diefer Fall Tann zunächft in der Geſtalt Aufiteien, daß 
biefelbe Perfon einen wahren Wehnfig früher erweislid 
gehabt, dann aber ‚aufgegeben Kat, ohne einen neuem zu 
wählen. Dann haben wir dieſen früheren Wohnſit als 
Beftimmungegrund anzufehen, und war wieder, wie es 
fon bei anderer Gelegenheit geltend gemacht worden iſt 
(Note m), weil ed an einem hinreichenden Grunde zur 
Annahme einer Aemberung fehlt. — Und von demſelben 
Standpunkt aus iſt dann auch der Lekte noch Abrig blei⸗ 
benbe Fall zu entfcheiden, der Kal, in welchem jene Perſon 
auch in Feiner früheren Zeit irgend einen Wohnſth errich⸗ 
tet hat. Denn in einem ſolchen Fall müſſen wir auf einen 
Zeitpunkt zuruck gehen, im welchem fe, ohne eigene Wall, 
einen Wehnfitz Hatte. Dieſes if der Zeitpunkt der Geburt, 
im welchem ver Wohnfig bes ehelichen Kindes mit kan 


(m) Aus demſelben Grunde iſt Buͤrgerrecht hatte (8 307). — Mit 
ſchon oben eine gleichartige Ents der Hier aufgeftellten Behauptung 
fheidung getroffen worden, wenn ſtimmt überein Mxızan de con- 
neh Mümiiien Met diefelbe Miete lagum p. 16. 

Berfon an mehreren Orten das 
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Wohnſitg zuſammen fällt, den zu dieſer Zeit der Water 
hat (m). 
Dieſes nun iſt die origo im Sinne unſers neueren 
Rechts, und fo ift auch die Sache, bei Gelegenheit des 
forum. originis, von befounenen Rechtslehrern ftets auf⸗ 
gefaßt worden (o), obgleich dabei oft die Verwechslung mit 
dem bloßen Geburtsort (8 350.2), oft auch eine unklare Bots 
ſtellung von dem Berhältnig dieſes Begriffs zu dem Römifchen 
Begriff von origo, der richtigen Einficht hinderlich geweſen 
if. Um in biefer lebten Beziehung jeder Tünftigen Ber- 
wechölung 'ficherer vorzubeugen, will ich den Unterſchied, 
wie ex aus der ganzen bisher geführten Unterfuchung ber» 
vorgeht, hier kurz zufammenftellen. Die Römer nennen origo 
bas durch die Geburt eines Menfchen erworbene Stabt- 
buͤrgerrecht deſſelben. Wir nennen origo die Fiction des 
Wohnſitzes eines Menſchen an dem Dri, an welchem zur 
Zeit Der Geburt befielden der Wohnſitz des Vaters ges 
weien iſt. 


(m) ©. o. 5 363. t. (mit ber 
daſelbſt Hinzugefügten näheren Be⸗ 
ſtimmung). — Wit diefer Ent 
fheinung ſtinunt überein Vortıus 
v4 nr (am Ende des $)', der 
auch ben richtigen Grund angicht. 
— Mxın de conflictu legum 
p. 14 will auf den Geburtsort 
ſehen, der aber als folder ganz 
‚gleichgültig if. Thatfächlich wer⸗ 
den freilich beibe Orte meif zu 
ſammen treffen. 


(0) Auch die Preußiſche Ge⸗ 
ſetzgebung faßt die Sache richtig 
in dieſem Sinne auf. Zwar iſt 
in dem A. L. R. Cinl. $ 25 der 
Ausdruck: „Ort der Herkunft” uns 
beftimmt, und koͤnnte von dem 
bloßen Geburtsort verfianden wer: 
den. Allein die Allg. Ger. Ordn. I. 
2 6 17. 15 erklärt bie Herkunft 
und tas forum originis ganz 
ausbrüdlih von dem Gerichts: 
fand der Eltern. 
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Diefer Begriff ver origo oder ber Herkunft im Sinne 
des heutigen Rechts iſt num gleichmäßig anzuwenden auf 
den Gerichtsftand, als forum originis, und uf d das örtliche 
Recht ber Perfon, als lex originis. 

Mit dieſer Behauptung ſetzen wir uns auch gar nicht 
etwa in Widerſpruch mit den Beſtimmungen des Römifchen 
Rechts, veffen Entfcheidung über den hier vorliegenden Fall 
ich oben einftweilen dahin geftellt gelaften habe (8 357). 
Bielmehr glaube ich, daß Die Römer diefen Fall ganz eben 
fo entſchieden ‚haben würden, wenn ihnen ein folder Fall 
vorgelommen wäre. Dafür- fpricht nicht nur der oben für 
das heutige Recht geltend gemachte Innere Grund, ven’ fie 
eben fo gut, als wir, anerkennen fonnten, fondern auch ein 
auf demſelben Grunde beruhender beftimmter Ausſpruch 
über einen nahe liegenden, völlig verwandten Fall. Der 
Freigelaffene konnte feinen Wohnfig frei wählen, unabhäns 
gig von dem Wohnfig feines Patrons ($ 353.v). Dennod) 
wird daneben gefagt, der Wohnſitz eines Freigelaffenen 
werde beftimmt durch den Wohnſitz des Patrons; eben 
ſo fogar der Wohnſitz der Kinder des Freigelaſſenen, und 
ſelbſt der von ihm wiederum freigelaffenen Sklaven (p). 
Der feheinbare Widerſpruch Diefer Ausfprüche ift unbedenk⸗ 
lich auf folgende Weife zu löfen. Im Augenblid ver Frei⸗ 


(pP) ©. o. $ 353.u. -- Die flänpniß diefer Stellen befonders 
entſcheidenden Stellen find: L. 6 zu vergleichen: Zeitſchrift für ge- 
$3, L.22 pr. ad mun. (50.1), ſchichtliche Rechtswiſſ. ®. 98.98. 
und es iſt für das richtige Wer: 
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taffung hat der biäherige Sklave Feinen anderen Wohnſit, 
Als den feines Patrons, zu deſſen Hausftand er bis dahin 
gehört hat. Er behäft-diefen Wohnſitz fo fange, bis durch 
feinen freien Willen eine Veränderung hierin vorgenommen 
wird, das heißt, fo lange, als nicht eine folche Veränderung 
nachgeiwiefen werden kann. Derfelbe Wohnfig muß alfo 
bis dahin auch fortwährend angenommen werben für Die 
von ihm abhängigen Perſonen (Kinder und Breigelaffene), 
fo lange bis auch dieſe wieder eine Veränderung hierin 
vornehmen durch Errichtung eines eigenen Wohnfites. — 
Diele Ausfprüche der Römifchen Juriſten beruhen augen: 
fcheinlich auf demfelben Grunde, welcher oben für die origo 
des heutigen Rechts geltend gemacht worden ift, und fie 
Yaffen kaum einen Zweifel übrig, daß die Römer auch für . 
den Sohn eines Freigebornen, wenn er feinen eigenen Wohn: 
ſitz errichtet Hatte, denjenigen Wohnſitz -angenommen haben 
würden, den der Vater zur Zeit der Geburt dieſes Sohnes 
hatte. 

Es iſt hierbei noch befonvers hervor zu heben ein felt- 
ſamer, bei neueren Schrififtelfeen ganz gewöhnlicher, Kunft- 
ausbrud: domiciliuni originis (q). Unter Vorausfegung 
des Römifchen Sprachgebrauche ift diefe Zuſammenſetzung 
wiberfinnig, da diefe Ausprüde zwei verfchiedene, unabhän- 


(q) Scuurer ex. 13 $ 24. ausbrud, verwickelt fich aber babei 
Lauresgach de domicilio $13. in unerträgliche, völlig unfrucht⸗ 
— Tuomasrus de vagabundo bare Subtilitäten. 
$ 44. bis 68 Fritifirt diefen Kunſt⸗ 
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gige Gründe der Angehörigleit bezeichneten. Im Sinn 
der neueren Juriften folk es heißen: der Wohnfig eines 
Menfchen, der nicht durch eigene freie Wahl, ſondern durch 
feine Abftammung begründet wird, alſo gewiſſermaßen auf 
einer Fiction beruht. 


Man kann nun allerdings in der Kaſuißik noch eiwas 
weiter fortfchreiten, und die Frage aufwerfen, welches Recht 
anwendbar fei auf einen Menfchen, bei dem weder ein 
ſelbſtgewaͤhlter Wohnſizz, noch ein Wohnſitz des Vaters er⸗ 
mittelt werden kann. Diefe Frage kann unter andern vor- 
fommen, wenn biefer Menfch fticht, und deſſen Inteſtaterb⸗ 
folge beflimmt werben fol, Dann wird kaum etwas Ans 
deres übrig bleiben, ald den augenblidlichen Aufenthalt für 
den Wohnfig anzunehmen, alfo (wenn von ber Grbfolge 
bie Rede ift) den Ort, am welchem er geftorben if. — Bei 
Sinvelfindern mag ald Wohnfig gelten der Ort, wo fie 
gefunden werben, mit Vorbehalt einer Aenderung, wenn 
fie an einem Anderen Orte zum Zwed ber Erziehung einen 
bleibenden Aufenthalt befommen, fei es in einer öffentlichen 
Anftalt, oper bei Privatperfonen (r). 


(r) Linde Lehrbuch $ 89. 
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$. 360. 
Webergang zu ben einzelnen Rechtsverhältniſſen. 


Wir find jeht an einem Punkt unſrer Interfuchung ans 
gelangt, der einen größeren Abfchnitt bildet, und an welchem 
ein Ruͤckblick auf den zurüdgelegten Theil väthlich erſcheint. 

Der Gang der Unterfuchung war bisher folgender. Cs 
wurbe ein Nechtögruud aufgefuckt, aus welchem die Unter⸗ 
ordnung der einzelnen Perſon unter ein beftimmtes örtliches 
Recht, alfo die Ungehörigfeit der Berfon an ein beftimmtes 
Rechtsgebiet, abgeleitet werben Tonne (8345). Als ein 
folcher Rechtsgrund wurde im Römifchen Recht anerkannt 
das ſtaͤdtiſche Bürgerrecht (origo), in deſſen Ermangelung 
aber der Wohnfts in einem beflimmten Stadtgebiet ($ 350. 
HE 207). Im Heutigen Recht trat an die Stelle biefes 
Rechtogrundes ber Wohnſitz in einem beſtimmten Geſetz⸗ 

ſyrengel (6 358. 359). 

Es wurbe aber zugleich anerkannt, daß dieſe Beſtimmung 
nur die Grundlage bilden koͤnne für die Loͤſung unſrer Auf⸗ 
gabe, und wicht als eine ſolche Loͤſung ſelbſt angeſehen 
werben duͤrſe. Denn zu dieſer Löfung genügt nicht Die 
Betrachtung der Perfon in ihrem abfiracten Dafeyn (fo 
wie in ber oben erwähnten Beftimmung), fondern es muß 
vielmehr die Berfon unter einem ganz anderen Geſichts⸗ 
yunft beirachtet werben, nämlich alt eintretend in einen 
weiten Kreis erworbener Rechte, und als Träger biefer 
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Rechte, womit zugleich die Möglichkeit des Eintritts in Die 
verfchievenften Rechtögebiete gegeben ift (8 345). | 
Anftatt alfo, daß bisher der Gegenftand unferer Unter⸗ 
ſuchung die Berfon war, für welche ein Band aufgefucht 
wurde, durch das fie an eine beftimmte Oertlichkeit, als an 
ein einzelnes Rechtsgebiet, angefnüpft wäre, fo wendet fich 
jet die Unterfuchung auf einen anderen Gegenftand, auf 
die Rechtsverhältniffe,‘ für welche wir nunmehr eine 
ähnliche Verfnüpfung mit einer beftimmten Oertlichfeit, mit 
einem einzelnen Rechtögebiet, feftzuftellen Haben. Um aber 
beide Theile der Unterfuchung auch im Ausdruck einander 
näher zu bringen, Können wir fagen, daß in ber Folge für 
jede Klaffe der Rechtöverhältniffe ein beftimmter Sitz auf- 
gefucht werben fol. ; | 
Diefen Gedanfen verfolgend, will ich Hier die Formel 
wiederholen, die fchon oben in anderem Zufammenhang vor: 
läufig aufgeftellt worden ift ($ 348), und nach welcher die 
geſammte Aufgabe dahin geht, 
Daß bei jedem Rechtsverhältniß dasje— 
nige Rechtsgebiet aufgefuht werde, 
welchem dieſes Redtsverhäftniß feiner 
eigenthümlidhen Natur nah angehört 
oder unterworfen ift, (werin baffefbe feinen 
Sitz hat). 
Dieſe Formel iſt im Weſenilichen gleich anwendbar auf 
bie Colliſton von oͤrtlichen Rechten deſſelben Staates und 
verſchiedener Staaten. 
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Nur duch: die vollſtaͤndige Löfung dieſer Aufgabe wird 
eine fichere: und erichöpfende. Anwendung Dee aufzuftellenven 
Gnumndfäge.. auf das wirkliche Leben möglich, und von biefem 
Standpunfte aus koͤnnen wir bie bisher geführte Unter: 
fuchung als nen theoretifchen Theil der ganzen Lehre, die 
nunmehr folgende als den praftifchen' Bi derfelden be⸗ 
ahnen. 


In dieſer Unterfuchung werden einige allgemeine Ges 
| ſichtspunkte öfter erwähnt werben müffen. Eine vorläufige 
Zufammenftellung derfelben am gegenwärtigen Orte wirt 
die fpAter. Davon zu’ machende Anwendung weſentlich er⸗ 
leichtern und foͤrdern. 

1. Schon oben iſt auf den inneren Zuſammenhang auf⸗ 
merkſam gemacht worden, welcher zwiſchen dem Gerichts⸗ 
ſtand und dem anzuwendenden örtlichen Recht ſchon 
bei den Roͤmern beſtand, und auch im heutigen Recht nicht 
verſchwunden iſt (8 356. 359). Dieſer Zuſammenhang 
beruhte bei der Perſon auf dem Gehorſam, den dieſelbe, 
wie der Obrigfeit, fo dem örtlichen Recht, zu leiſten hatte, 
alfo auf einer gleichartigen Unterwerfung der Perfon unter 
beide über ihr ſtehende Gewalten. Eine ähnliche Verwandt⸗ 
fchaft, beftehend in gleichartiger Unterwerfung, müfjen wir 
nunmehr auch. für bie Rechtsverhältnifie geltend machen. 
Rur darf diefer innere Zufammenhang nicht bi zu völliger 
Identität ausgedehnt werben. Eine folde Annahme wird 


- ' 
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ſchon durch den Umſtand ausgeſchloſſen, daß in vielen 
Fällen ein mehrfacher Gerichtsftand anwendbar IR, anflatt 
daß das anwendbare oͤrtliche Recht flets nut ein einfaches 
ſeyn kann. | 

2. Das für jedes Mechtönerhältnig anwendbare otillche 
Mecht ſteht unter einem ſehr ausgedehnten Eimfiuß des 
freien Willens der betheiligten Perſonen, alfo der frebs 
willigen Unterwerfung unter ein beftimmtes Rechtsgebiet, 
obgleich dieſer Einfluß nicht als ein unbegränzter gedacht 
werben. darf. Diefelbe freiwillige Unterwerfung if auch 
wirkfam bei dein für bie einzelnen Mechtöverhäftitifie gelten⸗ 
den Gerichtoſtand. 

Die freie Unterwerfung unter ein örtliches Mecht erfcheimt 
in verfchievenen Arten und Graben. Zaweilen darin, daß 
der Inhalt eines beftimmten örtlichen Rechts als manßgebend 
fret gewählt wird, anftatt daß auch wohl ein anderer In⸗ 
halt Hätte vorgezogen werben Tönnen; fo insbeſondere bei 
den vbligatorifchen Verträgen, bei welchen das frei gewählte 
Örtliche Recht gleichſam als DBeftanbtbeil des Verttages 
ſelbſt anzufehen if. In anderen Faͤllen erſcheint jene feel 
Unterwerfung in dem Erwerbe eined Rechtes an ſich, fo 
4. B. bei dem Erwerbe eines Grundeigenthums in einem 

"fremden Rechtsgebiet, wobel der Erwerber zwar fürte Macht 
hat, den Erwerb zu Unterlaffen, wert ei ihn aber beſchließt, 
ven Inhalt des örtlichen Rechts über den Grundbefig heiß 
wendig anerkennen niuß. | 
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Bei dieſet Anwendung eines örtlichen Rechts in Zolge 
freier Unterwerfung find flets zwei Fragen zu beachten: 
inter welchen Bedingungen iſt diefelbe anzunehmen, Da es 
meift an einer ausprüdfichen Erfiärung darüber fehlen wirb? 
In welchen Källen if} fie zulaͤſſig, oder aber durch entgegen: 
ſtehende abſoluie Gefehe ausgeſchloſſen? 

Der große Einfluß dieſer freiwilligen Unterwerfung auf 
das anzuwendende etliche Recht Hat denn auch ftets fehr 
allgemeine Anerkennung gefunden. Gr konnte noch etwa 
bezweifelt werden im Römischen Recht, nach welchem die 
perfärliche Abhängigkeit von einem beſtimmien örtlichen 
Recht zunaͤchſt durch das ſtäͤdtiſche Bürgerverhältnig bes 
ſftimmt wurbe (8 35T), in welches Jeder regelmäßig nicht 
durch feinen freien Willen, fonvern durch die Geburt ein- 
trat ($ 352). Jeder mögliche Zweifel aber verſchwindet 
für das Heutige Hecht, in welchem bie. perfünliche Abhän- 
gigfeit von einem beſtimmien örtlichen Recht durch ben 
Wohnſth beflimmt wird. Denn ba ver Wohnſttz felbft durch 
völlig freie Mahl eined Jeden beſtimmt wird, fo kann auch 
für einzelne Nechtöverhältniffe bie regelmäßige Befugniß zur 
freien Unterwerfung ımter ein beſtimmies örtliche Recht 
kennem Zweifel unterliegen. 

Die Bier erwähnte freiwillige unterwetfung erſcheint 
theils als eine einſeltige (wie Bei dem Erwerb des Eigen⸗ 
thunid und anderer vinglicher Rechte), theils als eine In 
mehreren Perſonen uͤbereiuſtimmend vorhandene (wie bei ben 
obligatoriſchen Berträgen). Diefe lebte Fönnte man geneigt 
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feyn, ſelbſt für einen Verteng, nämlich einen ſtillſchweigen⸗ 
ven, zu halten. Alfein dieſe Auffaffung wuͤrde nicht genau 
richtig feyn. Zu jedem Vertrag wird vorausgefest ein 
pofitives Wollen mit beftimmten Bewußtſeyn. Kin folches 
it bei ver hier in Frage flehenden Unterwerfung keineswe⸗ 
ges immer vorhanden. Bielmehr wird bier nur das dem 
inneren Bedürfniß Entfprechende als gewollt, in Kraft einer 
allgemeinen Rechisregel, vorforglid angenommen, fo lange 
nicht ein beftimmt wiberfprechender Wille vorliegt. Bor 
biefer, allerdings etwas fubtilen, Unterſcheidung zwiſchen 
der hier angenommenen Unterwerfung und dem Vertrage, 
wird unten eine nicht unwichtige Anwendung gemacht 
werden (8 379 Num. 3), im welcher bie unlerſchelduns 
ſelbſt noch anſchaulicher hervortreten wird. 

Wenngleich nun in der Sache ſelbſt große Ueberein⸗ 


ſtimmung herrſcht über den großen Einfluß der freiwilligen 


Unterwerfung unter ein beftimmtes örkliches Recht, fo muß 
ich doch Widerfpruch einlegen gegen einen Sprachgebrauch, 
der hierin neuerlich geltend gemacht worden if. Die 


\ 


neueren Schrififteler pflegen nämlich dieſe fehr allgemeine - 


Einwirktung des freien Willens als Autonomie zu ber 
zeichnen (a), da doch diefer Kunſtausdruck von früherer Zeit 
her vielmehr angewendet worben ift als Bezeichnung eines 
ſehr eigenthümlichen Verhältniffes in der Entwidelung des 
deutfchen Rechts , beſtehend in ver Defugniß des deutſchen 


(a) Waächter U. ©. 35. Mittermaler deutſches Recht 
Cichh orn deutſches Recht 5.34.37. 5 30. 31. Foxiix p. 41343.. 
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Adels und mancher Korporationen, ihre eigenen BBerhälts 
niffe durch eine Art innerer Geſetzgebung ſelbſtſtaͤndig zu 
ordnen (b). Hier ift der Ausprud nicht wohl zu entbehren, 
und ex wird in feiner eigenthümlichen Bedeutung nur ges 
ſchwaͤcht durch die überflüffige Anwendung auf bie ganz 
ungleichartigen Verhaͤltniſſe unferer Lehre, welche an Klar⸗ 
heit und Beſtimmtheit dadurch gar Nichts gewinnt. Wollte 
man diefe Anwendung etwa dadurch zu rechtfertigen fuchen, 
daß fi auch Hier die Parteien einem (ſchon beſtehenden) 
Nechte unterwerfen, in biefem Sinne alfo fich ſelbſt ein 
Geſetz geben, fo gilt ja Daffelbe in noch höherem Grade 
von der freien Wahl des Wohnſitzes, und doch denkt 


Niemand daran, die Wahl des Wohnſitzes ald Ausflug der 


Autonomie zu bezeichnen. — Hiernach fcheint es gerathen, 
bei ber freien Unterwerfung unter irgend ein örtliches Recht, 
eben ſo wie bei der Wahl des Wohnfiges, und bei den 
unzähligen anderen freien Handlungen, woraus rechtliche 
Folgen entfpringen, den Namen der Autonomie zu vers 
meiden (c). “ 

3. Wenn wir die Behandlung ber. hier vorliegenden 
Fragen im Großen betrachten, wie fie im Laufe mehrerer 


(b) Eichhorn veutjches Recht heitsrecht B.1 ©.158, B.2 ©. 107. 


8. 20. 25. 30, Rechtsgeſchichte Es Liegt bei dem bier getabelten 
B. 2 5 346. — Phillips deut: Sprachgebrauch, eine ähnliche Ver⸗ 
ſches Recht B.1 S. 89 B. 2 wechſelung zum Grunde, wie bie, 
S. 73. — Puchta Gewohnheits⸗ durch welche die Entftehungsgründe 
recht B. 1 ©. 155—160 3.2 der Nechtöserhältuifie mit den 
©. 107. Rechtsquellen zufammengeftellt wers 
(c) Bgl. auch Puchta Gewohn⸗ ben, f. 0.8.1 96 Rote b. 
vm. 8 


⸗ 


1A Bud Ul. Herrſchaft der Rechtsregeln. aap. I. Hriliche Goanzen. 


Jahrhunderte bei den Schriftſtellern, in der gerichtlichen 
Praxis, und ſelbſt in der Geſeßgebung verſchiedener Nas 
tionen erſcheint, ſo erſcheint uns darin eine unverkennbare 
Umaͤnderung, und zwar ein Foriſchritt, nach einer und der⸗ 
ſelben Richtung hin. Im früherer Zeit war eine ſcharfe 
Apfonderung der einzelnen Staaten gegen einander vor⸗ 
herrſchend, an deren Stelle im Laufe der Zelt eine ſtets 
wachſende Annäherung getreten ift. Nebereinſtimmend damit 
hat ſich auch unter den Schriftftelleen der verſchiedenen 
Nationen eine merkliche Berminderung der früheren Mei- 
numgsverfchienenheiten gezeigt. Bon dieſer veränberten 
Richtung geben zwei ſchon oben ($ 348) bemerkte That» 
fachen Zeugniß:- vie ſtets allgemeiner anerkannte: gleiche 
Rechtsſaͤhigleit unter Inländern und Ausländern, fo tie 
das zunehmende Einverftändniß über manche Saͤtze eines 
allgemeinen Gewohnheitsrechts über unfere Fragen. Wird 
dieſe bereitS angefangene Entwidelung des Rechte nicht 
durch unvorhergeſehene äußere Umſtaͤnde geſtoͤrt, ſo läßt 
ſich erwarten, daß fie zuletzt zu einer völlig übereinfime- 
menden Behandlung unferer Lehre in allen Staaten führen 
wird. Eine folche Uebereinſtimmung Fönnte herbeigeführt 
_ werben auf dem Wege der Wiffenfchaft und der durch dieſe 
geleiteten Praxis der Gerichte. Sie könnte auch bewirkt 
werden buch ein unter allen Staaten vereinbartes Gefeh 
über die Gollifion der örtlichen Rechte. Ich fage nicht, daß 
ein ſolches wahrfcheinlich wäre, oder auch nur raͤthlicher 
und beilfamer, als die blog wiffenfchaftliche Bereinbarung,. 


\ 
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Allein der Gebanfe an ein folches Geſez kann uns ale 
Maaßſtab dienen für die Prüfung einer jeden von und aufs 
zuftellehben Regel über die Colliſion. Wir Haben uns das 
bei ſtets au fragen, ob eine ſolche Regel wohl geeignet 
ſeyn dürfte, um in jenes allen Natlonen gemeinſame Geſctz 
aufgenommen zu werden. | 

Bei viefer zunehmenden Annäherung if Ein Haupt: 
punkt übrig geblieben, ar welchen fich fortwährend bie 
ſtrengften Gegenſaͤtze angeſchloſſen Haben. Das Ältere ger⸗ 
maniſche Recht geht aus von einem ſcharfen Unterſchied 
zwiſchen dem Eigenthum an unbeweglichen Sachen auf der 
einen Seite, und dem beweglichen Eigenthum nebſt allem 
übrigen Vermögen (beſonders Obligationen) auf der andern 
Seite. Hält man dieſen Unterfchied auch in unferer Lehre 
fett, fo wird man dahin geführt, das unbewegliche Ver⸗ 
_ mögen in aflen Beziehungen nad; dem Recht des Ortes, 
wo die Sache liegt, zu beurtheilen, alfo tn vielen der 
wichtigften Faͤlle von dem übrigen Vermögen gänzlich zu 
trennen. Giebt man jenen Unterfhied auf, fo fommt man 
dahin, in vielen folchen Fällen das -Bermögen aller Art 
gleich zu behandeln. Diefer fehr wichtige Gegenfaß wird . 
zunaͤchſt bei den binglichen Rechten, dann aber beſonders 
in dem Erbrecht und in dem ehelichen Güterrecht, weiter 
unten genauer dargeſtellt werben. Seiner alfgemeineren 
Natur wegen erfchiten jedoch eine vorläufige Erwähnung 
veffelben fchon cm dieſer Stelle raͤthlich. 

Rach einer unbefangenen Betrachtung muB man aner⸗ 

8 » . 
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fennen, daß die in neuerer Zeit völlig veränderten Verhaͤlt⸗ 
niffe ded Vermögens und des. Verkehrs dahin führen, jenen 
firengen Unterfchieb aufzugeben. Die Gegner dieſer Meinung 
verfennen zwar nicht bie große Schwierigkeit ver Ausführung, _ 
die in heutiger Zeit mit dem Beharren bei jenem Unter 
fchied verbunden ſeyn müſſe. Sie pflegen aber auf biefen 
Umftand etwas vornehm herab zu fehen , indem ſie be- 
haupten, eine folche Unbequemlichkeit dürfe uns nicht 
hindern, an richtigen Grundfägen feſt zu Halten. Dieſes 
moͤchte zugegeben werden, wenn die Rede waͤre von einer 
bloßen Schwierigkeit für die urtheilenden Richter, deren 
Mühe und Arbeit alfo durch die ausgleichende Meinung 
vermindert werden follte, Allein die Schwierigfeiten, und 
die aus dieſen entipringenden Nachtheile treffen die Bes 
theiligten felbft, die Parteien, auf welche die Rechtsregeln 
anzuwenden find, und wir Dürfen niemals vergeflen, daß 
deren wahres und gleichfürmiges-Intereffe zu fördern, ber 
Zwed der Nechtsregeln ift, daß dieſe Regeln ihnen dienen 
ſollen, nicht umgekehrt. | 

Und betrachten wir doch genauer, worin der Grundſatz 
beftehen könnte, der Durch die Befeitigung jener Schwierig. 
feit etwa gefährbet würde. — Man Eönnte gefährdet glau⸗ 
ben ven Vortheil. der eigenen Unterthanen, wenn vielleicht 
in einzelnen Fällen ein Grundeigenthum unfres Randes - 
durch Vererbung nach Nechtsregeln des Auslandes an einen 
Ausländer fiele, anftatt an einen Einheimifchen. Allein 
theild Fönnte im einzelnen Sal auch gerade der umgekehrte 
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Erfolg bei der Anwendung der fremden Rechtsregel eintreten, 
theild wird jede folche Gefahr, (wenn man diefen Namen 
gebrauchen will) durch die von und vorausgefehte Gegen» 
feitigfeit vollig befeitigt. — Oder man könnte glauben, die 
Würde und Seldftftändigfeit unfres Staates wäre gefähtbet, 
wenn auf die Vererbung eines einheimifchen Grundeigen- - 
thums fremde Rechtöregeln - angewendet würden. Allein 
auch diefer Einwurf widerlegt fich Durch die angenvinmene 
Gegenſeitigkeit, die ſich, allgemeiner aufgefaßt, in eine 
völferrechtliche Gemeinfchaft, als Grundlage und letztes 
Ziel unfrer ganzen Lehre auflöft ($ 348). 

Thatſaͤchlich nun hat ſich der hier erwähnte Gegenſatz 
der Meinungen fo ausgebildet. Die deutichen Schriftfteffer 
haben fich in neuerer Zeit immer mehr dahin geneigt, ben 
oben erwähnten firengen Unterfchien zwiſchen unbeweglichen 
und anderem Vermögen aufzugeben, umb zwar fo, daß hierin 
Romaniften und Germaniften ganz einverflanden find. Die 
Englifchen Schriftfteller dagegen mit Einfchluß der Ame⸗ 
rifanifchen (deren Lehre auf demfelben Boden des common 
law flieht) halten jenen unterſchied in großer Strenge 
feſt (d), und ihnen ſcheinen ſich auch die Franzoͤſtſchen 
Schriftſteller anzuſchließen. Mit den Schriftſtellern aber 
geht uͤberall die Praxis der Gerichte, nach einer ſehr natuͤr⸗ 
lichen Wechſelwirkung, Hand in Hand. 


(d) Nicht ohne Einfluß auf geweſen, welches daſelbſt noch jetzt 
dieſes Feſthalten in England it dem Verkehr im Grundeigenthum 
gewiß das Normaͤnniſche Lehenrecht großentheils beherrſcht. 


118 Buch I. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Örtliche Graͤnen. 


$. 361. 


‚ Mebergang zu den einzelnen Rechtésverhältniſſen. 
(Fortſetaung.) 


Unſere naͤchſte Aufgabe geht dahin, für jede Klaſſe der 
Rechtsverhaͤltniſſe ein beftimmtes Nechtögebiet dem ed an⸗ 
gehört, alſo gleichfam einen Sie des Nechisverhältnifiee, 
aufzufuchen ($ 360). Die Grundlage dieſer Arbeit muß 
eine aufammenftellende Weberficht der Rechtsperhaͤltniſſe 
ſelbſt bilden, auf welche jene Unterfuchung gerichtet wer⸗ 
den foll (a). 

Den Mittelyunft jedes Rechtoverhaälmiſſes bildet die 
Derfon, als der Träger derfelben, und es muß zuvoͤrderſ 
der Zuftand der Berfon an ſich beſtimmt werden. Diefet 
geichieht durch vie Feſtſtellung von zweierlei Bedingungen: 
den Bedingungen, unter welchen die Perſon Träger von 
Rechtsverhaͤlmiſſen ſeyn Tann (Rechtsfähigkeit); mW 
den Beringungen, unter welchen fie durch eigene Freihen 
Träfer von Rechtsverhaͤlmiſſen werben TonnCH andlungs« 
fähigkeit). Man pflegt dieſe zweifache Fähigkeit den 
abfoluten Zuftand der Perſon zu uennen. 


(a) Bol. oben $ 345 und B.1 daß die vorliegende Unterfuchus 
8 53—58. — Die Rechtsfaͤhig- fo wie das ganze Werk, befchränft 
Teit und Handlungsfähigfeit find ift auf das materielle Privatrecht, 
oben dargeſtellt, B. 2 und 3, das fo daß davon ausgefchlofien bleibt 
Actionenrecht B. 5. 6. und 7. — Sowohl das Prozeßrecht, als Das 
Mebrigens verſteht es ſich vom ſelbſt, Strafrecht, ſ. o. B. 18 4. 


® 
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Um biefen Mittelpunft mm (Die Perfon an fich) bilden 
fih die erworbenen Rechte in Ihren wannichfaltigen Ges 


"falten. Sie laſſen ſich auf zwei Hauptflaffen zuruͤckführen, | 


die durch ihre Gegenftände beftimmt - werden: Familien⸗ 
recht und Bermögensredt. 

Zum Vermoͤgensrecht gehören zunächft die Rechte an 
einzelnen Sachen (dingliche Rechte), dann die Rechte an 
einzelnen Handlungen beftimmter Berfonen (Obligationen- 
recht, wovon das Actionenrecht als einzelner Zweig zu be⸗ 
trachten if). 

Diefe, das Vermögen Bifbenbe, einzefne Rechte erfcheis 
nen als eine fünftfiche Einheit im Erbrecht, welches das 
Bermögen in feinen abftracten Begriff, von unbeſtimmtem 
Inhalt, zum Gegenſtand Hat. 

Die Familie erfcheint theils in ihrer urfprünglichen Wa⸗ 
tur, ald dauernde Lebensform (reined Familienrecht), theils 
in dem wichtigen Einfluß, ven ihre einzelne Zweige auf das 
Bermögen audüben (angewandtes‘ Familientecht). Ste if 
in ben brei Geftalten zu betrachten, die Im heutigen Nömi⸗ 
fen Recht allein noch übrig find: he, väterliche Ge⸗ 
walt, Bormundfchaft, da das im Römischen Recht is 
zur wpaͤteften Beit enthaltene Sklavenrecht langſ verſchwun⸗ 

den iſt. 

Aus dieſer neberſicht ergiebt ſich, als leitend für den 
ganzen folgenden Theil unferer unterſuchung, ſolgende Reihe 
der Rechteverhaältnifſe: u 


420 Buch II. Herrſchaft der NRechtoregeln. Rap.L Örtliche Graͤnzen 


1. Zuftand der Berfon an ſich. (Rechtsfaͤhigkeit, 
Banblungsfähigfeit.) 

IL Sachenrecht. 

II. Obligationenrecht. 

IV. Erbrecht. 
V. Familienrecht. 
A. Ehe. 
B. Vaͤterliche Gewalt. 
C. Vormundſchaft. 


2 


Für jedes Rechtsverhaͤltniß nun, das einer dieſer Kiaſſen 


angehört, werben wir die Regel feſtzuſtellen haben, nach 
welcher die Eollifion verfchiebener örtlicher Rechte zu ent- 


ſcheiden iſt. Der formelle Grundſatz zur Löfung dieſer 


Aufgabe ift bereits (8 360) dahin angegeben worben, daß 
der Sit (bie Heimat) jedes Rechtöverhättniffes (wohl zu 
unterfcheiben von dem Wohnfis der Perſon) ermittelt wer⸗ 
den muͤſſe; dieſes örtliche Recht ſoll in jedem Fall eimer 
Eolifion zur Anwendung kommen. Die tbatfächlichen Bew 
haͤltniſſe, Die bei dieſer Ermittelung in Betracht Emmen 
fönnen, unter welchen: alfo jedesmal zu wählen "fein 
wird, wo «8 Darauf ankommt, den Sig der einzelnen Rechte: 
verhältnifie feftzuftellen, find folgende: | 

Der Wohnfig irgend einer mit dem Rechts⸗ 

verhältniß in Beziehung ftehenden Berfon. 
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Der Ort, an welchen eine Sache liegt, auf die 
ſich das Nechtöverhältniß - bezieht. 

Der Ort einer juriſtiſchen Handlung, welche 
geichehen ift oder gefchehen fol. 

Der Ort des Gerichts, welches einen Rechte 
ftreit zu ‚enticheiden Bat. 

Nun find aber zu verſchiedenen Zeiten Verfuche ge⸗ 
macht worden, auch einen materiellen Grimdſatz für die 
Eniſcheidung aller vorkommenden Colliſionsfragen aufzu⸗ 
"finden. Ich will hier die wichtigſten Verſuche dieſer Art 
zuſammen ſtellen. Die Prüfung eines jeden derſelben wird 
davon abhaͤngen, ob er dem angegebenen formellen Grund⸗ 
ſatz entſpricht, das heißt, ob aus ihm in ber That für 
jedes einzelne Rechtsverhältnig der wahre Sig deſſelben 
firher ‚erkannt werben fann. Als bedenklich aber. müffen 
alle dieſe Berfuche ſchon in vorläufiger Beirachtung des⸗ 
wegen erſcheinen, weil ja die einzelnen Rechtsverhaͤltniſſe 
von ſo ſehr verſchiedener Natur find, daß fie ſchwerllch 
auf eine gemeinſame, durchgreifende Regel uͤber ihren Wohn⸗ 
ſißz zurüdgeführt werben: koͤnnen. 

1. Die uUnterſcheidung der Statuta personal, realia, 
mixta DI 


(db) Darauf iſt ſchon oben hin &. 256 — 261. ©. 270 — 31. 
gedeutet worden am Schluß des‘ Mol. auch Foxtix $ 19 fg, Sronr 
5.345 und im 5 347. Wusführ- $ 12 fg. 
ich Handelt davon Wächter 1. 
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In einem ſehr unreifen Anfang findet ſich Diefe Unter- 
fcheidung ſchon bei Bartolus (0), vollſtaͤndiger ausgebil- 
het erft gegen Ende des ſechszehnten Jahrhunderts (d). j 

Berfonalftatuten follen Diejenigen Geſetze jein, 
welche prineipaliter die Perſon und deren Zuflände zum 
Gegenftande haben, mögen ſie auch nebenher Beftimmungen 
enthalten, die Rh auf Dad Bermögen begiehen. 

Realſtatuten werden die Geſehe genannt, welche prin- 
cipaliter von Sachen (und zwar von unbeweglichen) han⸗ 
dein, mögen auch nebenher die Perſonen erwähnt fein. 

Gemifchte Statuten werben von Einigen die Geſetze 
genannt, die feined von beiden (Perſon oder Sache) zum 
Gegenſtand Haben, fondem vielmehr die Hanblungen (e); 
son Anderen die, melche beides (Perſon und Sache zugleich) 
umfaſſen. Diefe zwei Erflärungen find einander ſcheinbar 
enigegengefest, fpielen jedoch in einander über.” 

Die praftifche Bedeutung diefer Begriffe iſt nun dieſe. 
Man geht aus von der Frage, welche Geſetze auch außer 
dem Stantögebiet des Geſetzgebers anzuwenden find, und 
man beantwortet Diefelbe in folgender Weife: Perſonalſtatuten 
ſolen anzuwenden ſeyn auf alle Perfonen, Die in dem Ge⸗ 
biete des Gefehgeberd ihren Wohnfis haben, auch wenn 


(C) Barrogus in L.1 C. de 7.8. ine kurze, klare Arſammen⸗ 
summa trin. Die Haupiſtelle iR ſtellung bei J. Vogt. 5,24. : 
excerpirt bei Wächter J. S.2722 de) Auch wmohl mit engerer Be 


bis 274. fihränfung . auf die Form ber 


(d) ARGENTBARUS Num. 5.6. Handlungen. I. Vorr. $ 4. 
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ein auswärtiger Richter zu. entſcheiden hat Neolſtatuten 
auf alle in dem Gebiete des Geſetzgebers liegende Grund⸗ 


_ Rüdke, wiederum ohne Underſchied, ob ein einfelmifcher ober 


ein auswärtiger Richter zu entfcheiden hat; gemifchte Sta- 
tuten endlich auf alle in dem Gebiete des Geſetzgebers vor⸗ 
kommende Handlungen, es mag Die Eniſcheidung in bewfelben 
Rande zu geben feyn oder nicht. — So ſtellt ſich die An⸗ 
wendung im Großen und Ganzen, allein im Einzelnen fin- 
den_fich unzählige abweichende Meinungen, indem bie Graͤn⸗ 
zen der Begriffe feld, fo wie ber praftifchen Anwendung 
derfelben, bald fo, bald anders gezogen werben. 

Ais ganz unwahr laͤßt fich dieſe Lehre gewiß nicht ver⸗ 
werfen, da fie der verfchiebenfien Deutungen und Anwen⸗ 
dungen empfänglich if, unter welchen fich mitunter auch 
ganz richtige wahrnehmen lafien. Dagegen zeigt fie fich als 
völlig ungenügend, ſowohl durch Unvollſtaͤndigkeit, ald durch 
Vieldentigkeit, und fie iſt daher durchaus unbrauchbar, als 
Grunudlage für. den hbevorſehenden Theil unferer Unterſu⸗ 
Hung zu Dienen. 

Manche neuere Schrififteller haben behauptet, es 
dieſe Lehre als entſchiedenes Allgemeines Gewohnheitorecht 
aufgenodimen worden (f). Die Richtigfeit dieſer Behaup⸗ 
tung ift nicht nur unerwiefen, fondern fogar unmöglich, da 
die Meinungen der Schriftfteller, mit welchen auch die Ent⸗ 
ſcheidungen der Gerichte mehr oder weniger. zufammenhäns 


(f) Thibaui Pandelten 5 38. Kierulff © 7.82. 
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gen, weit aus einander gehen; alſo nicht: von einer über- 
einftimmenden Gewohnheit Zeugniß geben fönnen. : Als 
wahren Beftandihell jener Behauptung koͤnnen wir nur Die 
Thatfache anerkennen, daß faft alle Schriftfieller, bis auf 
fehr neue Zeit hin, -in der Behandlung unferer Lehre die 
erwähnten Kunftausbrüde (Berfonals und Realſtatuten, 
nebft gemifchten) anwenden. Da fie aber an diefe Aus⸗ 
drüde ganz verſchiedene Begriffe und Regeln anfnüpfen, fo 
iR der übrig bleibende wahre Beftandtheil der erwähnten 
Behauptung ganz unbedeutend und gleichgültig. 

Der oben erwähnte fcharfe Unterſchied zwiſchen dem 
unbeweglichen und dem übrigen Vermögen (8 360 No. 3) 
pflegt mit der fo eben bargeftellten Lehre in Berbindung 
gefeht zu werden, und zwar in ber Art, daß bie Verthei⸗ 
diger jenes Unterſchledes ein beſonderes Gewicht auf den 
Begriff der Realſtatuten legen, anſtatt daß für ihre 
Gegner dieſer Begriff ein weit geringeres Intereffe hat. 

2. Jedes einzelne Rechtöverhäftnig foll in der Regel, 
im Zweifel,. nach dem örtlichen Recht des Wohnfiges 
der Perſon beurtheilt werden, welche das Rechtsverhaltniß 
betrifft. Dieſes ſoll alfo gefchehen in allen Fällen, für 
welche nicht eine befonbere Ausnahine nachgewieſen werben 


kaͤnn (8). — R a a | ih ur 
2 
(6) Eichhorn deutſches Recht Grundſatz nur an bei der Colliſton 
534. Goͤſchen Vorleſungen B.1 örtlicher Rechte deſſelben Staates). 
©. 111. Puchta Pandekten 6.113 — Gegen diefen Grundfag erklärt 
und: Borlefungen über die Ban: fh Wächter U. S. 9—12. 
dekten 5113. (Puch ta ninımtdiefen - - 
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Auf den erſten Blid ſcheint dieſer Grundſat im. Zu⸗ 
ſammenhang zu ſtehen mitder ſehr allgemein, und auch 
von ir, anerkannten Regel, nach welcher der Wohnftg das 
Band if, das eine Perfon mit einem beflimmten Rechts⸗ 
geblet verknüpft (8 359. a). Bei genauerer Betrachtung 
aber verhält es fich damit ganz anders. Das für die Per 
fon als ſolche geltende Recht gilt darum nicht auch fuͤr die 
einzelnen Rechtsverhaͤltnifſe, in welche ſich die Perſon bes 
giebt, und durch bie fie in die verſchiedenſten Rechtsgebiete 
eintreten kann ($ 360). Das örtlihe Recht der Perſon 
kann zugleich für irgend ein einzelnes Rechtsverhaͤltniß 
derfelben anwendbar fein, und darum zeigt fich jener Grund⸗ 
fag in manchen befonderen Faͤllen als richtig. Aber ein 
ſolches Zuſammenireffen iſt ganz zufällig, der Grundſat 
ſelbſt hat an ſich feinen Anſpruch auf allgemeine Anwend⸗ 
barfeit für die einzelnen Rechtsverhältniffe, und wir können 
uns bei dieſen nicht der Nothwendigkeit entziehen, für jebes 
verfelben das ihm angemefiene Rechtsgebiet mit völkiger 
Unbefangenheit beſonders zu ermitteln. 

Dazu fommt noch der wichtige Umſtand, daß die meiften 
Rechtsverhaͤltniſſe nicht eine einzelne Perſon allein, ſondern 
mehrere Berfonen zugleich betreffen. In folchen Füllen. 
nun läßt uns jener Grundfag ganz ohne Entfcheidung, in» 
dem aus ihm nicht erkennbar ift, welche unter dieſen meh⸗ 
teren, von dem Rechtsverhaͤltniß betroffenen, Perfonen: 
durch ihren Wohnſitz das auf das Rechtsverhältniß anzu- 
wendende örtliche Recht beftimmen fol. 


26 Yun IH. Herrſchaſt der keihtsregeln. Rap. I. Helliche Öränjen, 

Endlich muß auch noch‘ Widerſpruch eingelegt Werben 
‚gegen die ganze Geſtalt, worin der erwaͤhnte angebliche 
Grundſatz auftritn ‚Er ſoll In ver Regel, oder im Iweiſel, 
gelten, alſo nur dann nicht gelten, wenn bie Anwenbbar⸗ 
keit eines anderen oͤrtlichen Rechts vollſtaͤndig bewleſen 
werben kann (h). Damit ſcheint die Geltung bes Gtund⸗ 
ſatzes bevorwortet zu werben für die zahlreichen Bälle, wo⸗ 
rin für eine ober die andere Meinung ſcheinbare Gründe, 
gewichtige Autoritäten, Praͤfudizien ver Gerichte, vorgebracht 
werben. Es wird alfo hier gewiffermaßen das Verfahren 
des Civilprozeſſes angewendet, ‚in welchem Ieber, Deut bie 
Bewweisiaft obliegt, den Prozeß verliert, wenn es Ihm nicht 
gelmgt, ven Beweis zu führen. Diefe ganze Art der Bes 
handlung kann ich nicht billigen. Vielmehr muß für jebes 
einzelne Rechtsverhaͤltniß das Rechtsgebiet, dem es nad 
feiner Natur angehört, ſelbſtſtaͤndig unterfucht und feflge- 
ſtellt werden, fo daß in dieſe Unterſuchung feine allgemeine 
Pruͤſumtion, foͤrdernd oder hindernd, eingemiſcht werden 
darf. Dieſer Widerſpruch uͤbrigens wird nicht Bloß gegen 
den eben erwaͤhnten vermeintlichen Grundſatz erhoben, ſon⸗ 
bern er if ganz eben fo auch auf ven nachfolgenven ans 
wendbar. 

3. Jedes einzelne Rechtsverhaͤltniß ſoll in der Regel zu 
beurtheilen ſein nach dem Ort des Gerichts, Das heißt, 
wach ben Gefegen des Landes, dem der darüber urtheilende 


(h) So befonders bei Puchta Pandekten 9 143 Rote b 
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Richter angehört.  Diefen: Grundſatz wird: übrigens nur 
aufgeſtellt für vie Gollifion ver Rechte verſchiedener Staa⸗ 
ten, nicht für Die ber Particularrechte deſſelben Staates (i). 
An fich aber würbe kein Hinderniß fein, Diefen Grundſat, 
werte. man ihn als wahr anerfennte, auch auf die collidi⸗ 
renden Particularrechte eines und _beffelben Staates anzu⸗ 
wenden. j 

Die ſcheinbare Wahrheit diefes Grundſatzes liegt darin, 
daß jeder Geſetzgeber ausſchließende Herrſchaft über fein 
Land Hat, in biefem Gebiet alfo die Einmiſchung irgend 
eines fremden Rechts nicht zu dulden braucht; ober, was 
von anderer. Seite her Daffelbe jagt, daß jeber Richter nur 
die Gelege ſeines Staates anzuwenden berufen iſt (k). Diefer 
Grund würbe entfcheidend fein, wenn ber vorherrichende 
Gefichtspunkt neuerer Gefepgebung bie eiferfüchtige Hand⸗ 
babung der eigenen Autorität wäre. Dieſes aber verftcht 
ſich gewiß nicht von ſelbſt; vielmehr entfleht uns nun erſt 
die Frage, ob die .einheimifche Gefehgebung nach ihrem 
Geiſt und ihrer Richtung die Ambendung jedes fremden 
RMechts auf die mit mehreren Nechtögebleten in Berührung 


(> Wäaächter J. S. 261 —270 
(deffen ganze Schrift nur von den 
Geſetzen verfchiedener Staaten han: 
belt); Puchta Bandelten $ 113. 
Borlefungen $ 113. — Diefe 
Meinung wird beftritten von 


Schäffner $ 24 — 20. Kori 


Archiv B.27. ©. 312. 


(k) Zugleich fleht diefer Grund⸗ 
fab fcheinhar in Zufammenhaug 
mit der oben ($ 360) geltend ge: 
machten Berwandifchaft zwiſchen 
dem Gerichtsſtand und dem ört- 
lichen Recht. Nur wird irriger⸗ 
weiſe von den Vertheidigern deſſel⸗ 


ben dieſe Verwandiſchaft in: wirk⸗ 


liche Identitaͤt ausgebildet. 
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ſtehenden Rechtöverhältmifie in der Regel ausfchließt (1). 
Ein neuerer Schriftfteller giebt dieſer Anficht folgenden fehr 
angemefienen Ausdruck. Wir wollen einräwmnen, fagi er; . 
daß jeder Richter zunächft die Gefehe feines Landes anzu⸗ 
wenden habe. Aber er foll fie doch gewiß nur anwenden 
auf die Perſonen umd bie Bälle, für welche fie gegeben find; 
ob nun aber der Gefehgeber fein Geſeß hat gelten Iaffen 
wollen für die an fich zweideutigen Rechteverhältniffe, bei 
weichen eine Gollifion örtlicher Rechte eintritt, Diefes her- 
auszufinden (jagt jener Schriftfteller), iſt der allein ſchwie⸗ 
ige Punkt (m). 

Wenn wir nun die oben angeregie Frage unbefangen 
erwägen, fo müffen wir und überzeugen, daß der vorherr⸗ 
ſchende Gefichtöpunft der neueren Gefehgebung und PBraris 
nicht in ber eiferfüchtigen Handhabung der ausſchließenden 
eigenen Herrfchaft befteht, ja daß fie vielmehr gerade um- 
gekehrt auf bie Foͤrderung einer wahren Rechtsgemeinſchaft 
gerichtet ift, alfo auf die Beuriheilung ver Eolitfionsfälle 
nach dem inneren Weſen und Beduͤrfniß eines jeden ein⸗ 
zelnen Rechtsverhaͤltniſſes, ohne Ruͤckſicht auf Die Graͤnzen 
der Staaten und ihrer Rechtsgebiete (8 348). \ 
| Erkennen wir aber dieſen vorherrſchenden Geſichtspunkt 
der neueren Rechtsentwickelung (in Gefeßgebung und 


- 


() Diefen Gefſichtspunkt er: als wahr an. Wächter J. ©. 262. 
kennt auch der Vertheidiger des 266. 
hier zu prüfenden Grundſatzes, (m) Thol Gandelsrecht B.1 
J S. 28. 


* 
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Praxis) als wahr an, ſo muͤſſen wir nothwendig den hier 
vorliegenden Grundſatz (daß der Richter in der Regel nach 
den Geſetzen ſeines Landes zu entſcheiden habe, wo ihm 
ein Colliſionsfall vorkommt) verwerfen. Dieſer Grundſatz 
ſtoͤrt und hindert ſogar die wuͤnſchenswerthe und annaͤhe⸗ 
rungsweiſe zu erreichende nebereinſtimmung der Ent⸗ 
ſcheidung von Colliſionsfaͤllen in verſchiedenen Staaten. 
Er koͤnnte daher unmöglich in ein gemeinſames Geſez aller 
Staaten über die Eollifion der örtlichen Rechte (wenn ein 
ſolches je verfucht werben follte) aufgenommen werben 
(8.360, ©. 115). 

Es fommt aber noch ein befonderer Grund hinzu, der 
die Anwendung jenes Grundfages fehr bedenklich macht. 
In vielen Eolifionsfällen findet fih der Gerichtsſtand an 
verſchiedenen Orten concurrirend begründet, fo daß bie 
Wahl des Gerichtsftandes im einzelnen Falle dem Kläger 
frei ſteht. Dadurch wird, wenn jener Grundſatz gelten 
ſoll, das in jedem einzelnen Fall anzuwendende oͤrtliche 
Recht abhängig gemacht, nicht allein von blos zufälligen 
Umftänden, fondern felbft von der einfeitigen Willfür einer 
Partei. Ein Grundfat aber, defien Anwendung zu dieſem 
Erfolge führt, kam unmöglich ald gerecht anerfannt wers 
den. Recht auffallend erjcheint die Härte und Willkuͤr, 
wozu die Anwendung, jenes Grundfages führen fann, wenn 
man dabei an die Länder denkt, worin der volle Land» 
faffiat eingeführt ift (n). | 

(m) Eichhorn deutſches Recht 8 75. — Als befonderer Cinwurf 

vm. 9 
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Zum Schluß aber müffen noch die wahren Beſtand⸗ 
thelle des Hier befämpften Grundſatzes anerkannt werden, 
um fo mehr, als gerade dieſe Anerkennung vielleicht eine 
Verſtaͤndigung über die wiberflreitenden Meinungen erleich- 


tern fann. 


A. Wenn der Richter ein einheimifches Geſeß über 


die Eollifionsfrage vorfindet, To muß er dies 
ſes unbedingt befolgen, felhft wenn es mit feiner 
eigenen theoretifchen Anficht nicht übereinftimmen 
follte (8 347. 348). — Weit wird inbeffen bie 
Befolgung diefer Regel nicht führen, da bie Ge⸗ 
fee über die Behandlung der Colliſivnen meift 
nur der Ausbrud irgend einer unvolfländigen, 
ungenügenben Theorie find. 

. Der Richter Tann niemals ein fremdes oͤrtliches 
Recht anwenden, wenn diefe Anwendung buch 
die oben gezogenen Gränzen für die Rechtsge⸗ 
meinfchaft unabhängiger Staaten ausgefchloffen 
ift (8 349). Die wichtigften Folgen dieſer Regel 
werben unten in dem 8 365 zuſammengeſtellt wer⸗ 
den. Dadurch wird es zugleich anfchaulich wer⸗ 
den, daß die praftifche Verſchiedenheit zwiſchen 


gegen den hier vorliegenden Grund⸗ 
faß wird auch noch der Umſtand 
geltend gemacht, daß in dem Ge⸗ 
richtsfprengel des entfcheidenden 
‚Richters mehrere örtliche Rechte 


neben einander beſtehen koͤnnen, Mu 


und daß es dann unentſchieden 

bleibe, welches derſelben gelten 

ſolle. Seuffert Archiv für Ent 

ſcheidungen der oberſten Gerichts⸗ 

höfe in den deutſchen Staaten B. 2 
m, 4, F 
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der Hier bekaͤnpften und Der yon wir vertheidig⸗ 
te Ehre in der That minder groß iR, als fie 
‚auf den reiten Blick erisheinen mag. 

GC. Der Richter muß ſtets das Recht feines eigenem 
Lanbed anwenden, wenn nicht von einem Ver⸗ 
haͤltniß des materiellen Rechte, ſondern vielmehr 
von Der gerichtlichen Rechtsverſolgung die Rebe 
iñ. Dahin gehören nisht blos Die für ben eigent⸗ 
lichen Prozeß geltenden Formen und Regeln, ſon⸗ 
dern auch theilweiſe die Regeln des Actionen⸗ 
rechts. Hierin aber iR die Gränsfcheitung oft 
fehr ſchwierig, es muß dabei mit großer Vorſicht 
verfahren, und ſtets auf die wahre Natur und 
Beftimmung der einzelnen Rechtsinftitute geachtet 
werden. Gar manche Regel ift nur fcheinbar der 
Rechtsverfolgung, in der That aber. dem Reqchts⸗ 
verhaͤltniß ſelbſt angehörig. 

A. Jedes Rechtsverhaͤltmniß ſoll nach dem örtlichen Recht 
besienigen Rechtsgebietes beurtheilt werden, worin es 
exiſtent geworden iſt (0). 

Dieſer Grundfag iſt nicht nur willkürlich, weil der Ent 
ſtehungsort an fh, und abgefehen von möglichen vermit⸗ 
telnden Gründen, nicht das anzuwendende örtliche Recht 
beftimmen Tann, fondern er hat auch blos den Schein eines 
materiellen Grundſatzes, während er in der That eine blos 


(0) Schäffner $3%.— Bol. dagegen Wachter I. S. 32. 
g* 
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formelle Ratur hat, Denn der Ort, wo das Rechtsver⸗ 
haͤltniß im juriſtiſchen Sinn eriftent wird, kann nur Durch 
"genaueres Eingehen in die Individuelle Natur jedes Rechts⸗ 
verhältniffes erkannt werden, und dabei iſt die vorherrſchende, 
an die Spige geftellte Rüdficht auf ven Entſtehungeort nur 
ftörend, nicht fördernd. 

5. Es fol ſtets dasjenige oͤriliche Recht angewendet 
werden, wodurch wohlerworbene Rechte aufrecht erhalten 

werben (p). 

Dieſer Grundſatz führt auf einen bloßen Zutel Denn 
welche Rechte wohlerworben ſind, koͤnnen wir nur erfahren, 
wenn wir zuvor wiſſen, nach welchem oͤrtlichen Rechte wir 
den vollzogenen Erwerb zu beurtheilen haben. 


In dieſer allgemeinen Ueberſicht ſollen zuleßt noch einige 
der in neuerer Zeit erſchienenen umfaſſenden Geſetzbuͤcher 
für größere Europaͤiſche Staaten erwähnt werben. 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht (q) erkennt den 
Grundſatz der Rechtsgleichheit in der Behandlung der In⸗ 
laͤnder und Ausländer ſehr beftimmt an (r), und wo da⸗ 
von Ausnahmen vorkommen, da haben dieſe durchaus nicht 
den Zweck, dem einheimifchen Recht eine ausfchließende Herr 
ao auch über Fremde zu verſchaffen, ſondern vielmehr 


(p) Bgl. über dieſen Grundſatz Waͤchter I. ©.1—9. 
(VD BEAMER. Einleitung $ 3-5. (1) VUN. Ein⸗ 
leitung 8 34, vgl. mit 6.23 - j N 
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den wohlwollenden Zweck, unternommene Rechtsgeſchaͤfte 
gegen die Ungüuͤltigkeit zu ſchuͤtzen, die etwa aus der Colli⸗ 
ſion örtlicher) Rechte hergeleitet erben möchte (s). — Sicht— 
baren Einfluß auf die Abfafjung dieſer Stellen des Land⸗ 
rechts hat die damals allgemein herrſchende Lehre von Per⸗ 
ſonal⸗ und Realſtatuten gehabt (t); und gerade die Mans 
gelhaftigkeit dieſer Lehre iſt als Haupiurfache ber neuerlich 
entftandenen Zweifel und Streitigfeiten über eine der wich. 
tigften Anwendungen geworben, wovon unten in ber Lehre 
vom Erbrechte ($ 378) Die Rede feyn wird. 

Das Franzöftfche Gefeßbuch enthält nur wenige Bes 
flimmungen, die ald entſcheidend für Colliſtonsfragen ange 
fehen. ‚werden fünnen. Dennoch ift auch hier bie regelmäßig 
anzuienbenbe Rechtögleichheit in der Behandlung der Ein» 
heimifchen und. ber Fremden unzweideutig anerfannt (u). 

Das Defterreichifche Geſetzbuch (v) nähert ſich dem 
Preußiſchen. Es erfennt die Rechtögleichheit ber Inlander 
und Ausländer an und nimmt ähnliche wohlwollende Rüd- 
fichten auf bie Erhaltung der Rechtsgeſchaͤfte, wie das 


Preußiſche Recht (w) 


9— A. L. R. iileitung 8.27. : (u) Code civil art 3 art. 11. 
35. bis 13. Vgl. oben $ 358 Noten d 
(t) Bornemann Preuß.Recht bis h. 
Ausg. 2. B.1 S. 52. Koch Preuß. , (v) Oeſterreich. Geſetzbuch $ 4. 
Recht B.1 E10. 5 337. 
Da | (m Gbendaſ. 5 33. 34, 5 36. 


er 
. 


v 
— 
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8. 362. 
1. Zuſt and der Perſon an ſich. (Rechtsfaähigkeit un 
HSandlungsfahigkeit.) 


Auf die verſchiedenen Zuſtaͤnde der Perſon, wodurch die 
Rechtsfoͤhigkeit und Handlungsfaͤhigkeit beſtimmt wird, iſt 
nur eine reine, einfache Anwendung besjenigen örtlichen 
Rechts möglich, welchem bie Perfon rot durch Ihren 
Wohnſit angehört (8 359. 

Diefer Grundſatz iſt zwar auch nicht ganz ohne Wider⸗ 
ſpruch geblieben (a). Allein die Zahl der Anhänger deſſel⸗ 
ben iſt fo überwiegend, daß man ihn dennoch als Gegen⸗ 
ftand einer faft allgemeinen Meinung bezeichnen kann, ja 
daß er durch ein gemeines in Deutfchland geltendes Ge⸗ 
wohnheitsrecht beftaͤtigt worden iſt (b). Auch liegt darin 
die eigentliche Bedeutung der Perſonalſtatuten, auf 
deren Begriff in fruͤherer Zeit ſo großer Werth geist 
worben ift (8 361 Num. 1). 
| Indeſſen wuͤrden wir irren, wenn wir dieſe ueberein⸗ 
ſtimmung allzu hoch anſchlagen wollten, da ſie großentheils 
nur ſcheinbar iſt. Es iſt naͤmlich folgende Unterſcheidung 
ſchon in fruͤherer Zeit verſucht, neuerlich aber mit großem 
Nachdruck geltend gemacht worden (o). Mar will unter⸗ 


(a) So z. B. bei J. Voxr, (e) Haar. $.5. 8. 14. 22. 
8. 7. Andere Gegner ſirhe bei Meier, p. 14 RNittetmeier 
Wächter H.-S. 16%. 163 und deutſches R. S 30 ©. 118. Ausg. 7, 
Fozııx p. 121. befonders aber Wächter I. & 163. 

(b) Wädterll. 8.162.163. ©. 175 — 184. 

175. 177, 
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ſcheiden das bloße Dafeyn der rechtlichen Eigenfchaften 
einer Perſon an fi, und die rechtlichen Wir- 
tungen biefer Gigenfchaften, das Heißt, Die daraus entſprin⸗ 
genden Rechte und Befchränfungen ber Perfon. Die Eigen 
ſchaften an fich follen beurtheili werden nach Dem drtlichen 
Recht des Mohnfiges; die rechtlichen Wirkungen aber nicht 
nach dieſem, fondern nach irgend einem anderen örtlichen 
Recht; nad weichen Recht? Davon wird noch ferner Die 
Rede ſeyn. Bon ven Vertheidigern biefer Unterfcheivung 
wird daher auch die allgemein übereinflimmende Meinung, 
und das damit zufammenhängende gemeine Gewohnheitsrecht, 
auf die Eigenſchaften an ſich beſchraͤnkt. 

Der Sinn dieſer Unterſcheidung wird aus folgenden An⸗ 
wendungen klar werden. Zu den Eigenſchaften an ſich ge⸗ 
hören Die Zuſtaͤnde des Bevormundeten, Unmuͤndigen, 
Minderjährigen, des Verſchwenders, ferner des Geſchlechts, der 
Verheiratheten, der ehelich oder unehelich Gebornen u. ſ. w. 
Ob alſo Jemand minderjährig iſt oder nicht, das heißt, Die 
Graͤnze der Minderjaͤhrigkeit, fol zu beurtheilen ſeyn nad) dem 
Recht des Wohnfiges. Dagegen gehören die Rechte und 
Berchränfungen des Minderjährigen zu den rechtlichen 
Miekuugen, und find daher (nach jener Lehre) nicht nach 
dem Wohnſitz zu beuriheilen. 

Zu allen Zeiten jedoch haben viele Schriftfteller eine 
folche Unterfheidung gar nicht gemacht, fondern vielmehr 
die vechtlichen Wirkungen, gerade fo wie die Eigenjchaften 
an fi, Lediglich nach dem durch den Wohnfig der Perſon 
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beftimmten örtlichen Rechte beurtheilt (d). Und mit dieſen 
übereinftimmend muß auch ich jene Unterſcheidung gänzlich 
verwerfen. Ich halte fie für willfürlich und inconfequent, 
da es an einem inneren Grunde, eine ſolche Graͤnze zu 
ziehen, gänzlich fehlt. Sehen wir die Sache genau an, 
fo finden wir feinen anderen Unterſchied, als daß manche 
perfönliche Zuftände mit befonderen Namen bezeichnet 
werden, andere aber nicht; diefer ganz zufällige, gleichgüls 
tige Umftand nun kann unmöglich einen Grund abgeben, 
verfchiedene örtliche Rechte anzuwenden. 

Volljährig nennen wir Den, welcher die vollftän- 
digfte, durch das Alter erreichbare, Handlungsfaͤhigkeit be⸗ 
ſitzt; das ift alfo nur ein Name für gewiſſe rechtliche 
Wirkungen, für die Verneinung früher ‚vorhandener Bes 
fehränfungen ver Fähigkeit. Eben fo nennen wir minders 
jährig Den, welcher jene vollftändige Fähigkeit noch 
nicht befibt; e8 if ein Name für die Verneinung des Zus 
ftandes vollftändiger Fähigkeit. Wenn nun aber ein Geſetz 
auch bei den Minderjährigen gewiſſe Stufen der Fähigkeit 
aufftellt, ohne dafür einen befonderen Namen zu gebrauchen, 
fo ift doch gewiß Fein Grund einzufehen, warum nicht dieſe 
Stufen der Fähigkeit, eben fo wie der Eintritt der voll 
ftändigen Fähigkeit, nach dem Recht des Wohnſttzes beurs 


(d) ARGENTRAEUS N. 47. 48, . wendung auf Ehefrauen und Ge: 
49. Rovensurg T.1 C.3 $4—10. ſchlechtsvormundſchaft). Biele am 
Bourrenoss T.1 p.145—198. dere Anhänger dieſer Meinung 
Huser $12. Foerıx p.126 (An: ſ. bei Wächter I. ©. 167. 


$. 362 1.  Zufland der Berfon an ſich. 137 


theilt werben follten. Durch folgendes Beifpiel wird biefe 
Behauptung noch anfchaulicher werden. Die Vertheidiger 
jener Unterſcheidung räumen ein, daß ein Franzofe, d 
21 Jahre alt if, auch in Preußen, wo fonft 24 Jahre, und 
eben fo in Ländern des Römifchen Rechts, wo 25 Jahre erfors 
dert werden, als volljährig und völlig hHandlungsfähig gelten 
muß; denn er hat ja durch den art, 488 des Franzöfifchen 
Geſetzbuchs den Titel als majeur erhalten, und daher hat 
ee eine Eigenfchaft an fi, auf welche das Recht des 
Wohnſttzes anzuwenden feyn fol. Allein daſſelbe Gefehbuch 
raumt den Minderjährigen theils mit 16, theils mit 15 und 
18 Jahren, gewiſſe befchränttere Fähigkeiten ein, ohne aus 
ihnen eine befonvere Klaſſe mit eigenem Namen zu bilden (e). 
Das ift alfo nach jener Lehre Keine Eigenfchaft an fich, 
ſondern blos eine rechtliche Wirfung, eine eigenthümlich 
eingerichtete Beſchraͤnkung der PBerfon, und dabei fol das 
echt des Wohnftges nicht gelten. 

Ein anderes Beifpiel mag folgendes ſeyn. Rack 
manchen Gefehen bedürfen Frauen zu ihren Rechtögefchäften 
ver Zuziehung eines Gefchlechtsvormundes; nach anderen 
Geſetzen beduͤrfen die Ehefrauen der Genehmigung des 
Mannes. Wenn nun eine Frau im Ausland ein Gefchäft 
eingeht, fo müßte Cbei confequenter Anwendung jener 
Lehre) nach dem Wohnftt beuriheilt werden nur das Da⸗ 
feyn der perfönlichen Eigenfchaft an fih, das Heißt, die 


(e) Code eivil art. 90% 904. 477. 478. 
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Frage, ob fie eine Frau iR (im Gegenfag eines Mannes), 
over eine Ehefrau (im Gegenfah einer Jungfrau ober 
Witte). Dagegen wäre bie. nothwendige Zuzichung des 
Geſchlechtsvormundes, fü wie die Genehmigung bes Ehe 
manned, nicht nach dem Wohnſitz zu beurtheilen, da dieſe 
Dinge zu den rechtlichen Wirkungen und Veſchranſungen 
gehören (f). 

Ich komme nun auf bie grage, welches andere kei 
Hecht, als das des Wohnfibes, von den Vertheidigern jener 
Anterfcheidung angewendet wird, wenn hie rechtlichen Wir: 
lungen ber perförlichen Gigenfchaften zu beurtheilen find, 
‚Hieräber finden ſich folgende. verſchiedene Meinungen, 

In älterer Zeit verfuchte man. auch hierin Die Real⸗ 
fkatuten anzuwenden, men von unbeweglichen Wermoͤgen 
die Rede war, fo daß alfe eine und dieſelbe Perfon gauz 
verſchiedene Hanbhingsfähigfeit Haben konnie in Anfehung 
ihrer auswärtigen Grunbftäde, und in Anſehung ihres 
Abrigen Vermögens. Diefe Meinung findet jest in Deutſch⸗ 
kand wenig Anklang mehr (8). 

Andere nehmen an, die Wirkungen der verfäntichen 
Sigenfchaften ſeyen zu beurtheilen nach dem Rechte des 
Drts, an welchem ein Rechtögeichäft vorgenemmen wire (h}. 


. (ff) So meint es in der That die wir pen bei und hanbelaben 
Wächter II. S. 180, der dadurch Ausländerinnen einräumen. 
unmittelbar dahin geführt wird, (g) Wächter IE S. 183.164. 
auf die im Ausland handelnden (h) Meıer p. 14. Dagegen 
einheimifchen Frauen ganz andere erklärt fih Mittermaier beut- 


Eollifionsregeln anzuwenden, is ſches Recht 5 31 ©. 420. 
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Diefe Meinung iſt noch aus befonveren Gründen, unabhaͤn⸗ 
gig von dem allgemeinen Winerftreite, zu verwerfen. Wenn 
Der, welcher auswärts einen Vertrag fchließt, an feinem 
Wohnſitz mehr Hanblungsfähigfeit bat, ald am Ort des 
Bertrags, fo Tann man nicht annehmen, daß er ſich habe 
mit biefem Vertrag einem örtlichen Rechte unterwerfen 
wollen, nach welchem biefer Bertrag ungültig wäre; bie 
freie Unterwerfung aber (die fogenannte Autonomie) ift ja 
der einzige Grund, wodurch das am Ort des Vertrags gel⸗ 
tende Recht anwendbar gemacht werden. ſoll. Hat aber 
umgekehrt der Handelnde an ſeinem Wohnſitz weniger 
Handlungsfoaͤhigkeit, als am Ort des Vertrags, fo daß der 
am Wohnſttz gefchloffene Vertrag ungültig wäre, fo würbe 
es inconfequent fein, wenn das. beimathliche Geſeß ben 
Bertrag an fich verhinvern, aber mit Hülfe. einer kleinen 
Reife zulaſſen wollte; vielmehr wird ihm jened Gefeh eben 
fowohl an der Unterwerfung unter. dad frembe Recht, als 
an dem Bertrag felbft, verhindern. Dabei Braut gar 
nicht einmal bie Abſicht einer Umgehung des Geſetzes (in 
fraudem legis) eingemifcht zu werben. 

Der neuefle Vertheidiger jener Unter cheidung nimmt 
dagegen an, daß die Wirkungen der perfoͤnlichen Eigen⸗ 
ſchaften nach dem örtlichen Recht des in jedem einzelnen 
Valle urthellenden Richters zu beurtheilen feyen (Rote co). 
Gegen dieſe Meinung muß ich zunächft bie Gründe geltend 
machen, die gegen bie ganze Unterſcheidung zwiſchen dem 
Cigenfihaften an ſich und deren Wirkungen bisher ausge⸗ 
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führt worden find; dann aber auch bie anderen Gründe, 
die überhaupt gegen das örtliche Necht des urtheilenven 
Richters als durchgreifende Regel fprechen (8 361. Nr. 3). 
Und hier befonders muß daran erinnert werben, wie grell 
fih die Anwendung jener Meinung darftellt in den Ländern, 
worin der volle Landfaffiat gilt. Denn da wiürbe Jeder, 
der einen unbebeutenden Grundbeſitz in einem folchen Lande 
bat, durch die bloße Willfür feines Gegners, einem ihm 
völlig fremden Rechte in der Beurtheilung der rechtlichen 
Wirkungen feiner eigenen perſoͤnlichen Zuſtaͤnde unterworfen 
werden koͤnnen. 

Meine Meinung geht alſ vielmehr dahin, daß Jeder 
in feinen perfönlichen Zuſtaͤnden ſtets nach dem Recht feines 
Wohnſttzes zu beurtheilen ift; ohne Unterfchien, ob darüber 
im Inland oder im Ausland geurtheilt werde; eben fo 
aber auch ohne Unterjchien, ob Die perfönliche Eigenfchaft 
an ſich, oder bie rechtliche Wirkung berfelben, beurtheilt 
werben fol. 

- Dabei follen jedoch keinesweges die praftifchen Schwie— 
rigteen verkannt werben, bie mit der Anwendung biefeß 
Grundſatzes in einzelnen Fällen verbunden fenn Tonnen. 
Bei dem. Vertrag mit einen Auslaͤnder mag ed zuweilen 
ſchwer feyn, das örtliche Recht feiner Heimath ficher zu 
erfennen; allein dieſe Schwierigkeit wird auch durch bie 
hier verworfene Unterſcheidung nicht befeitigt, nur im Um⸗ 
fang verringert. Es wird alfo Nichts übrig bleiben, als 
in Fällen folder Art genaue Erkundigungen einzusichen, 
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die ja ohnehin für. Die individnellen Berhältniffe des Aus 
länders unentbehrlich find, ganz unabhängig von dem 
fremden "örtlicden Recht. Wer aber etwa noch mehr Er- 
leichtetung und Sicherheit auf dieſem Gebiete verlangen 
möchte, der Tann diefelbe nur auf dem Wege pofltiver Ger 
febgebung erwarten. Was hierin gefchehen kann, wirb ſo⸗ 
gleich bei der Weberficht neuerer Geſetze in unſerer kehre 
geil werben. . 


2 EU . 

I. Zuſtand der Perſon an ſich. (Rechtsfähigkeit und - 
Sandlungsfähigfeit) (Hortfegung) - 

Es fol nim zufammengeftellt werden, was fich in ben 
wichtigſten neueren Geſebbůchern uͤber die hier voriehende 
Frage findet. 

- 1 Das Preußiſche Allgemeine Landrecht ftellt ſol⸗ 
genden Grundſatz an die Spitze: „Die perſoͤnlichen Eigen⸗ 
ſchaften und Befugniſſe eines Menſchen werden nach den 
Geſehen der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter welcher der⸗ 
ſelbe feinen eigentlichen Wohnſitz hat” (a). Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich auf die Preußiſchen Unterthanen, und 
unterſcheidet nicht, ob ſie ihre Befugniſſe (wozu vor allen 
die Handlungsfaͤhigkeit gehört) ausüben an ihrem Wohnfitz 
ſelbſt, oder an einem andern Ort des Inlandes, der viels 


(a) 8% R. Einl. $ 23. Die näheren Beſtimmungen folgen in ben 
55 24 -27. wu 
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leicht ein anderes oͤrtliches Recht über ſolche Befugniffe 
hat, oder endlich im Ausland. 

Für die Auslaͤnder lautet die Beſtimmung ſo: „Auch 
Unterthanen frember Staaten, welche in hieſigen Landen 
leben, oder Geſchaͤfte treiben, muͤſſen nach obigen Be⸗ 
ſtimmungen beurtheilt werben” (b). 

So weit ſtimmt Alles mit den oben aufgeſtellten Grund⸗ 
fägen überein. Voͤllig gleiche Behandlung der Enheinuſchen 
und der Fremden. Allgemeine Beurtheilung des perfönlichen 
Zuftandes, der Handlungsfaͤhigkelt, nach dem örtlichen Recht, 
das an dem Wohnſitz der Perſon befteht, es mag dieſes 
ein einheimifches oder ein fremdes Recht fenn. 

Daneben bleiben aber zwei ragen zu exöriern, welche 
fchon-oben für das gemeine Recht aufgeworfen worben fin. 
Zuerft: Sind hier nur die Eigenfchaften an. dh gemeint, 
oder sollen auch die rechtlichen Wirkungen berfelben. nach 
dem Rechte des Wohnfites beurtheilt werden (8 362)? 
Wäre in dem 8 23 blos gefagt: „die perfönlichen Eigen- 
ſchaften“, fo könnte man vielleicht die erfle, alfo bie ber 
fchräntende, Bedeutung in jene Worte legen; da aber hin⸗ 
zugeſetzt wird: „und Befugniffe”, jo muß jene Bor- 
ſchrift auch anf die rechtlichen Wirkungen ber Wigen- 
Schaften besogen werben, dad heißt: es ift für Sehen 
nah dem Recht feines Wohnfiges zu beſtimmen, wicht 
blos, ob er minderjährig iſt oder nicht, fonbern auch, 


(b) 2. R. Einl. 5 34. 
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was er als: Minderjaͤhriger vermag und nicht vermag. 
Wollte man diefe Behauptung noch bezweifeln, fo wärbe 
doch jeder Zweifel hefeitigt werben durch einige nachfolgende 
‚Stellen des Geſehes, worin der nach dem Recht des Wohn- 
figes zu beuriheilende Gegenſtand Hezeichnet wird als Faͤ⸗ 
higkeit zu Handeln [e), und zwar fo, daß damit nicht 
etwas Reue erwaͤhnt, ſondern blos das Vorhergehende mit 
einem willkuͤrlich abwechfelnden, völlig gleichbedeutenden 
Ausdruck bezeichnet werden fol. Es ift daher ungwelfel- 
Haft, daß dad Preußiſche Recht umter den perfönlichen Ei⸗ 
genfchaften und Befugnifen gerade die Handlungsfaͤhigkeit 
mit begreift, und daß es alſo nicht blos die Gigenfchaften 
an fi, ſondern auch die rechtlichen Wirkungen berfel- 
ben, nach dem örtlichen Rechte des Wohnſitzes beurtheift 
wiſſen wi. | | | 

Zweitens ift ſchon oben auf die praftifche Schwierigkeit 
aufmerkſam gemacht worden, vie bei ben MWerträgen eines 
Auslanders in unferm Rande entftehen kann, indem vielleicht 
das im Auslande, an feinem Wohnftg geltende, Recht bei 
uns unbelannt ift (5 362). Diefe Schwierigkeit befeitigt 
Bas Vreußifche Gefeh durch die Vorfchrift, daß die Hand⸗ 
Iungsfähigfeit des Ausländers nach dem für das Beftehen 
des Bertrages günftigften Geſetz Calfo nach dem leichteften) 
beurtheift werben fol, vorausgefegt, daß die Gegenftände 


() 8. R, Einl. 627.3. - 


144 Bud 111. Herrſchaft ber NRechtsregeln. Kap. J. Oriliche Brängen. 


des Vertrags in unferm Lande fih befinden (d). Bird 
alfo in Berlin‘ ein folder: Vertrag gefchlofien von einem 
Franzoſen, der über 21 Jahre alt ift, fo ift der Vertrag güls 
tig nach Sranzöflichem Recht, welches die Volljährigkeit 
auf 21 Jahre ſetzt. Wird der Vertrag ebendaſelbſt geſchloſ⸗ 
fen von dem Einwohner eines unter dem Römifchen Recht 
ſtehenden Landes, welcher über. 24 Jahre alt it, fo iſt der 
Berirag gültig nach Preußifchem Recht, welches 24 Jahre 
als Gränze der Minderjährigfeit annimmt. Das erfte ift dem 
allgemeinen Grundſatz gemäß, das zweite If} eine rein pofitive 
Vorfchrift, gegeben in der Abficht, Die Inländer gegen die Folgen 
eines unverſchuldeten Irrthums, vielleicht ſelbſt der Unredlichkeit 
ihres Gegners, zu ſchuͤßen. Eine gleichartige Beſtimmung 
ließe fich in den Geſetzen jedes Staates denken, und die 
wünfchenswerthe Rechtögemeinfchaft in der Beurtheilung 
der Collifionen würde dadurch nicht beeinträchtigt werben. 
1. Das Defterreichifche bürgerliche Geſetzbuch (1811) 
befchränft ſich auf zwei hierher gehörende Beſtimmungen, 
die mit den oben aufgeftellten Grundſaͤtzen übereinftimmen. 
Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen, die fie 
außer diefem Staatsgebiete vornehmen, an dieſe Gefehe 


(d) L. R. Ein. $ 35 „Doc 
wird ein Fremder, der in biefigen 
Landen Berträge über bafelbft be- 
findlihe Sachen fließt, in An- 
fehung feiner Fähigkeiten, zu han⸗ 
bein, nad) denjenigen Geſetzen be⸗ 
urtheilt, nach welchen die Hand⸗ 
lung am beſten beſtehen kann“. 


Der 8 286 enthaͤlt eine ähnliche, 
aber weit weniger wichtige, Be⸗ 
ſtimmung. Beide Stellen fehlten 
in dem Entwurf, und wurden erſt 
ſpaͤter aufgenommen, mit Rückſicht 
auf die oben erwaͤhnte praktiſche 
Schwierigkeit. Bornemann 
Preuß. Recht B. 1 ©. 53 Note J. 
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(alfo an die Gefehe ihres Wohnfiges) gebunden, „infoweit 
als ihre perſoͤnliche Fähigkeit, fie zu unternehmen, dadurch 
eingefchränft wird” (e). 

Eden fo- wird für Fremde beftimmt: ‚Die yperfönliche 
Faͤhigkeit der Fremden zu Rechtögeichäften iR insgemein 
nah den Geſetzen ded Ortes, denen der Fremde vermöge 
feines Woßnflges ..... unterliegt, zu beurtheilen“ (f). 

Aus diefen Stellen, fo allgemein fie auch gehalten 
ſind, geht doch ungweifelfiuft hervor, daß für Inlaͤnder und 
Ausländer der perfönliche Zuſtand nach gleichem Grundſatz, 
und zwar nach dem örtlichen Rechte des Wohnſitzes zu be⸗ 
ustheilen if; ferner, daß dieſe Beurtheilung nicht blos zu 
beziehen ift auf die -Eigenfchaften an fich (z. B. ob Jemand 
minderjäßrig ift oder nicht), fondern auch auf die rechtlichen 
Wirkungen diefer Eigenſchaften, da in beiden Stellen aus: 
drüdlich erwähnt wird, die „perfönliche Fähigkeit, fie (die 
Handlungen) zu unternehmen, bie perfönliche Fähigkeit... .... 
zu Rechtsgeſchaͤften.“ | 

Dagegen findet ſich hier eine befondese Vorkehrung wer 
gen des, vielleicht unbefaunten, örtlichen Rechtes, dem ber 
Ausländer unterrvorfen fein farm, nicht (g). 


(e) Oeſterr. Sefehbuh 5 A. gleihung bes 534 mit $ 36 — 37 
(f) Ebendaſ. $ 34. muß man fd) überzeugen, daß nur 
(2) Zwar könnte man hierauf der $ 34. von der perſonlichen 
beziehen den $ 35, indem man ihn Handlungsefaͤhigkeit ſpricht, anflatt 
in einem ähnlichen Sinne auffaßte, daß die drei Folgenden $$ von ber 
wie die oben erwähnte Vorſchrift objectiven Natur und Gültigkeit 
des Breußifchen Rechts (Note d.). der Rechtsgeſchaͤfte reden. 
Allen bei einer unbefangenen Ber- 
vmi. 10 
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MM. Das Kranzäfifche Geſetzbuch enthält Aber unfre 
Frage nur folgende ganz Furze Stelle: „Les lois ooncer- 
nant l’etat et la capacit€ des personnes r&gissent les Fran- 
cais mèême residant en pays dtranger* (h). Allein aus 
den vorhergegangenen Discuffionen ſcheint unzweifelhaft her: 
vorzugehen, daß man dabei vorausfehte, auch die perfünkiche 
Handlungsfähigkelt der Ausländer müffe nach dem Wohn⸗ 
id derfelben, alfo nach dem ausländifchen Rechte, beurtheilt 
werden. Hierüber find Schriftfleller und Gerichte in ihren 
Entſcheidungen übereinftimmend (i). 6 
Aus den angefuͤhrten Ausdruͤcken des Geſetzes iſt es 
übrigens unzweifelhaft, daß daſſelbe nicht blos auf die Ei⸗ 
genſchaften an ſich (l’etat), ſondern auch auf Die rechtlichen 
Wirkungen biefer Cigenfchaften (et la capaoite) zu beziehen 
iſt (k). Ferner geht daraus ganz Beftimmt hervor, daß, fo 
lange die Eigenfchaft eines Frangais nicht aufgehoben iſt, 
diefe Eigenſchaft allein entfcheivet, Telbf wenn bie Perſon 
ihren Wohnftg in Das Ausland verlegt (möme r&sidant em 
pays 6tranger), ‘fo daß alfo das Franzoͤſiſche Geſetß den 
Wohnſitz ale Grundlage der Rechtsfäßigkeit und Handlungs⸗ 
fähtgfeit nicht unbedingt fe haͤlt (8 339.0). 


(h) Code oivil art. 3. di) Forııx p. 44. dk) Foxuix 
p. 126 (f. o. 6 362.d). 
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8. 364 
1. Zuſtaund der Berfon un ſich. (Nechtefähigkeit und 
Sandlungsfahigkeit) (Fortſehung) 


Es iſt bisher der Grundſatz durchgeführt worden, daß 
der perſoͤnliche Zuſtand an ſich, der vorzugeweife In der 
Handiungsfätigfeit befleht, nach dem an dem Wohnfis 
‚ver Perfon geltenden örtlichen Rechte beurtheilt werben 
mäffe. Diefem Geunbfag aber werden nicht felten von 
Denen, die ihn im Allgemeinen anerkennen, mancherlei Eins 
ſchraͤnkungen an die Seite geſtellt, die nunmehr zu pruͤfen 
find, und die theilweiſe die Natur wahrer Ausnahmen an 
fih tragen, anflatt daß andere nur auf der Anerlennung 
natürlicher Graͤnzen berußen, die nur vielleicht verfannt 
werben möchten. Diefe Einfchränfungen werben hier thells 
al® gegründet angenommen, theild aber verworfen werden 


muͤſſen. 


Von manchen Seiten wird ein Unterſchied behauptet 
zwiſchen einer allgemeinen und beſonderen Faͤhigkeit 
und Unfähigkeit zu juriſtiſchen Handlungen. Die erſte fol 
fih anf Rechtögefchäfte aller Art Beziehen, und dabei fol 
das Örtliche Necht des MWohnfiges zur Anwendung kommen; 
die zweite fol nur auf beftimmte, einzelne Rechtögefchäfte 
gehen, und babei ſoll nicht das Recht des Wohnfſfitzes an⸗ 
wendbar fein, ſondern daslenige oͤrtliche Recht, in deſſen 

10* e 
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Gebiet das einzelne Rechtögefchäft vorgenommen wird. — 
Diefe Unterſcheidung ift aber an ſich willfürlich und grund- 
108, da die an einen beſtimmten Zuftand der Perſon ger 
fnüpfte Unfähigkeit in beiden Yällen viefelbe Natur. hat; 
auch ift hierin eine fehle Grängbeftimmung, alfo eine fichere 
Anwendung kaum möglich (a), — In folgenden Fällen 
etwa kann von dieſer Unterfcheibung Gebrauch gemacht 
werben. 

1. Nach dem Römischen Recht find Frauen, Ihres bloßen 
Geſchlechts wegen, unfähig zu wirkſamen Bürgfchaften 
(Se. Vellejanum); Wenn nun eine Frau in einem 
fremden Lande eine Bürgfchaft übernimmt, fo entflcht 
die Frage, nach weldem örtlichen Rechte die Gültig. 
feit derſelben zu beurtheilen if. Nach der eben. dar- 
geſtellten Unterſcheidung wäre die. Buͤrgſchaft ungültig, 
wenn am Ort des. Vertraged das Roͤmiſche Recht gälte, - 
möchte auch am Wohnfig der Bürgin ein anderes Recht 
beftehen. Rach der richtigen Meinung ift die Bürgfchaft 
ungültig, wenn das Römifche Recht am Wohnfig ber 
Bürgin gilt, ohne Nüdficht auf das am Ort des Ber- 
trags beſtehende Recht. Wollen wir hierin den früher 
verbreiteten Kunſtausdruck anwenden, fo miüfjen wir 
fagen: Das Sc. Vellejanum if ein reines Perſonal⸗ 
ſtatut (b). | 


(a) Aus beiden Gründen ver- (dB) Diefer Ausorud wird in 
wirft dieſe Unterfheibung auch der That gebraucht von folgenden 
Waͤchter I ©. 172, Schriftſtellern, welche die hier auf⸗ 


—* 
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2. Gleichfalls nach dem Römifchen Recht if jede in 
väterlicher Gewalt ſtehende Perſon unfähig, ohne Wiſſen 
des Waters ein gültiges Gelddarlehen aufzunehmen (Sc. 
Macedonianum). Diefe Vorſchrift Hat eine ganz ähn- 
lie Ratur, wie die eben erwähnte Vorſchrift uͤber 
die Buͤrgſchaft der Frauen: ſie iſt ein reines Perſonal⸗ 
ſtatut. Die Gültigkeit des. Darlehens wird alſo davon 
abhängen, ob am -Wohnfig des Schuldners das Sc. 
Macedonianum- als geltendes Recht beflcht. Das Recht 
des Ortes, wo das Darlehen geſchloſſen wird, ift dabei 
gleichgültig. 

3. Die wichtigſte und ſchwierigſte Anwendung jener 
Unterſcheidung iſt die auf das Wechſelrecht. Denn fuͤr 
fein Gefchäft beſtehen fo verſchiedene örtliche Rechte, 
wie über die perfönliche - Wechſelfähigkeit, und kein 
Rechtögefchäft verbreitet feine Wirkſamkeit in fo ſchran⸗ 
fenlofer Ausbehnung Mach gemeinem Recht num ſtellt 
fh die Sache fo: Die Anhänger jener Unterſcheidung 
mäfjen die allgemeine Fähigkeit des Ausflellers (3. B. 
Bolijährigkeit) nach dem Recht ves Wohnſitzes, vie be 
jondere nach dem Recht des Ausftellungsortes beflimmen (c). 


geftellte Meinung (mit Widerlegung (C) Shäff ner ©. 120 Hat 
der Gegner) vertheidigen: Bawr- Hierin eine abweichende Meinung. 
LENOIS T.'1 p. 187. Cursor de Nah ihm muß der Ausſteller 
’Allier questions transitoires wechfelfähig fein: 1. am Ort ber 
Paris 1809 T.2 p. 352. Ausftellung, 2. an feinem Mohn: 
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Nach der richtigen Meinung wird das örtliche Recht des 
Wohnſitzes allein entſcheiden. 

Die fo eben erwaͤhnte ganz eigenthuͤmliche Natur des 
Wechſelgeſchaͤfts dürfte gerade Hier ein erleichterndes ins 
greifen poſitiver Gefehgebung verhtfertigen, da es dem Kaͤu⸗ 
fer eines Wechfels oft ſchwer, ja unmöglich fein wird, bie 
verfchiedenen Geſetze tiber Wechtelfählgleit zu kennen, unter 
weichen die einzelnen durch ben Wechſel bezeichneten 
Schuldner (Ausfeller, Indoſſanten, Aeceptanten) nach 
ihrem Wohnſitz ſtehen, fo wie- bie auf die Heimath bes 
zuͤglichen perfönlichen Verhältniſſe dieſer Schuldner (d). 
Indeſſen iſt doch die Schwierigleit im wirklichen Leben 
geringer, als ſie auf den erſten Blick ſcheinen mag. Der 
vorſichtige Käufer eines gezogenen Wechſels (e), wenn auch 
dieſer durch mehrere Meltiheile gelaufen und mit zahlreichen 
Unterfchriften bevedt ift, wird meift nur auf wenige Unier⸗ 
friften jehen, die ihm aus eigener Erfahrung als ficher 
bekannt find, und neben weichen ihm alfe übrigen gleich⸗ 
gültig fein Können. — Für ganz. Deuiſchland aber iR die 
Schwierigfeit ungemein vermindert worden durch bie nene 


fiß, wenn er da verklagt werben 
foll, weil fonft ein abfolutes Ge: 
feß die Klage hindern würbe. Er 
iſt irre geführt worden dutch un⸗ 
richtige Auffaffung der Borfchriften 
des Preußifchen Rechts, wovon 
ſogleich die Rede feyn wirt. 

(d) Darauf gründet ſich im 
Preußischen Recht, eine abweichen- 


be, das Wechfelgefchäft erleichternpe, 
Beſtimmung über die perfönliche 
Fähigkeit (f. u. Noten 1. m.) 

(e) Bei trodenen Wechſeln If 
ohnehin, wegen ber großen Ein⸗ 
fachheit des Geſchaͤfts, bie Er⸗ 
mittelung ber Wechſelfaͤhigkeit we⸗ 
nig ſchwierig. 
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deutſche Wechfelorvnung vom 27. Rovember 1848 (f), bie 
gleich im: erſten Artikel Jeden, der überhaupt Bertrige 
ſchließen Tann, für weihielfähig erklaͤrt, alfo alle biöher be⸗ 
ſtehenden befonderen Einſchruͤnkungen der Wechfelfähtgkeit 
aufhebt (8): Im Berhältuiß zum Ausland erfennt tiefe 
Wechfeloronung den hier aufgeflellten Grundfah an, daß 
vie perſoͤnliche Faͤhigkeit nach dem Wohnfig jedes Ver⸗ 
pflichteten zu beurtheilen if; nur mit ver fehr zweckmaͤßigen 
praftifchen Erleichterung, daß Des, welcher im Auslanve 
eine Mechfelverpflichtung eingeht, vom Gericht dieſes Lan⸗ 
des ale wechielfähig zu behandeln iſt, wenn ihn auch nut 
das Geſetz diefes Landes als fähig annimmt (Art. 84). 

Es würde übrigens ganz unrichtig fein, ven Ball vines 
Wechſelſchuldners, dem Das Mecht feines Wohnfitzes die 
Wechſelfaͤhigkeit verfügt, mit dem Aal gleich zu ftellen, 
wenn am Ort des Wohnſitzes (ober auch am Ort der Aus⸗ 
ſtellung) kein Wechſelrecht gilt. In dieſem Fall ift bee 
Aussteller, Indoſſant, Acceptant, für wechſelfaͤhig zu halten, 
wenn er nur überhaupt handlungéfähig if. Aber eine 
Wechſelklage freitich wird gegen Niemand ängsftellt 
werden konnen an einem Orte, wo kein Wechfelrecht gilt, 
weil bei ver Wechſelklage Alles auf das örtliche Prozeßrecht 


(f) Bgl. die Preußiſche Geſetz- Wechſel befindliche Unterſchrift für 
fanımlung 1849 ©. 51. Das Ges ſich verbindliche Kraft hat, unab: 
feb has in Pteußen Geſetzeskraft hängig Yon Her Gültigkeit ber 
vom i. Febr. 1849 ab. übrigen Unterfchriften, weiche Be⸗ 

(8) Der Art. 3 beſtimmt aus: ſtimmung befonders für die per- 
dradlih, daß jede auf einem foͤnliche Wechſelfaͤhigkeit wichtig iſt. 
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anlommt. Die aus dem ausgeſtellten Wechfel herzuleitende 
perfönliche Verbindlichkeit felbft wird dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, wenngleich fie nicht (wenigftend am Wohnftt des 
Ausftellers) im Wechfelprozeß verfolgt werden kann. 

Eine befondere Rädficht verdient in viefer Beziehung Die 
Preußifche Befeggebung. Wenn wir die allgemeinen Regeln 
derſelben über die perfönliche Hanblungsfähigfeit (6 363 
Ar. 1) unbedingt anwenden auf die Werhfelfähigfeit, fo 
finden wir folgendes Ergebniß. Der Inlaͤnder iſt in feiner 
Wechielfähigkeit nach Breußifchem Recht (dem Recht feines 
Wehnfiges). zu beurtheilen, er mag im Inland oder Ausland 
ein Wechjelgeichäft vornehmen. Der Ausländer, ver in 
Preußen Wechfelgefchäfte vornimmt, wird nach dem hei⸗ 
mathlichen oder dem PBreußifchen Rechte beurtheilt, je nach⸗ 
dem Das eine oder das andere die Gültigkeit des. Gefchäfts 
mehr begünftigt (8 363d). — Bei biefer reinen Anwen⸗ 
- bang der allgemeinen Grundfäge auf das Wechfelgefihäft 
ift nun aber unfere Gefeßgebung nicht fichen geblieben, ohne 
jedoch ſtark davon abzumeichen. Zu einiger Abänderung. 
fonnte fie aber auch in der That bewegen werben, nicht 
nur durch die oben bargelegte ganz eigenthümliche Natur 
des Merhfelgefchäfts überhaupt, ſondern auch durch Die ganz 
befonberen Beſchraͤnkungen der Wechſelfaͤhigkeit, die fie nö⸗ 
thig fand, und worin fie einen eigenen Weg, verfchienen 
von anderen Gejeggebungen, einfchlug. Betrachten wir. 
zunächft dieſe Befchränfungen, wie fie bis auf Die neuefe . 
Zeit im Preußiſchen Recht beſtanden. 


N 


8.364. 1. Zuſtand der Berfon an ſich. (Fort) 153 


Wechfelfähig follten nur folgende Klaffen von Perſonen 
feyn: Die, welche die Rechte eines Kaufmannes hatten, | 
ferner Rittergutsbefiger, Domänenpächter, und Die, welchen 
von ihrem perfönlichen Richter die Befugnig zum Wechfels 
gefrhäft beſonders beigelegt war; alle übrige Einwohner 
(alfo die ungeheure Mehrzahl aller Einwohner überhaupt) 
ſollten nicht wechfelfähig ſeyn (h). Beſonders ſchwierig 
aber wurde die Erkennbarkeit jener Eigenſchaft durch die 
geſetzliche Beſtimmung, daß da, wo Innungen der Kaufleute 
beſtanden, nur die Mitglieder dieſer Innungen kaufmaͤnniſche 
Rechte haben, alſo wechſelfähig ſeyn ſollten (1). Der Grund 
dieſer fehr eigenthümlichen Befchränfung war ohne Zweifel 
die vormundfchaftliche Fürforge für Die, welche etwa aus 
Leichtfinn Schulden zu machen geneigt feyn möchten. Das 
Mechjelgefchäft wurde, wegen der damit verbundenen ftren- 
gen Erecution, al8 beſonders gefährlich angefehen; und der 
"Gebrauch dieſes gefährlichen Inftruments zur Tünftlichen 
Erhöhung des. Credits jollte allen Denen verfagt werben, 
denen es nicht, wegen ihrer befonderen gewerblichen Vers 


hältniffe, unentbehrlich wäre (k). 


(b) A.?. R. I.s 715 - 747. 

AH) A. L. R. H. 8 g. 480. 
Dieſe Beſtimmung wurde außer 
Kraft geſetzt durch das Gewerbe⸗ 
geſetz vom 7. Septbr. 1811, nach 
welchem der Gewerbeſchein zu allen 
kaufmaͤnniſchen Rechten genügen 
ſollte; dagegen wurde fie für bie- 
jenigen Städte wieberhergeftelft, 
welche ein befonderes Statut für 


die KRaufmannfchaft erhielten, wie 
Berlin, Stettin, Danzig, Königs: 
berg, Magdeburg u. f. w. Bal. 
Ergänzungen des A. & RM. von 
Graf, Roh, Rönne, Simon, 
Wentzel (Häufig das Fünfmäuner⸗ 
buch genannt) B. 4 ©. 758 — 760 
Ausg. 2, 

(k) Koh Brenß. Recht 3. 1 
6415 8.2 8 617 N. 2. 3. trennt 
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Nach dieſer Vorbereitung gehe ich uͤber zu den Beſtim⸗ 
mungen uͤber das bei Beurtheilung der Wechſelfaͤhigkeit 
anzuwendende oͤrtliche Recht. Zuerſt von den Inlaͤndern. 
Wenn dieſe im Inlande Wechfelgeſchaͤfte vornehmen, fo. 
ſind ſie natuͤrlich an die Beſchraͤnkungen des Preußiſchen 
Rechts gebunden. Thun fie es im Auslande, fo müßte ei⸗ 
gentlich, nach dem allgemeinen Grundfag, “Daffelbe gelten; 
fie müßten nach dem Rechte des Wohnſitzes beurtheilt werben, 
alfe nach dem Preußifchen Gefek über bie befchräntte Wechſel⸗ 
fähigleit. Diefes aber fol hier anders gehalten werben; ihre 
Wechſelfaͤhigkeit fol beurtheilt werden nach dem Orte ded verhan⸗ 
delten Gefchäftes (l), und nur ausnahmsweiſe nach Preußiſchem 
Rechte, wenn nämlich beine Gontrahenten Preußen find (m). — 
Wie iſt es nun zu erklaͤren, daß das Landrecht hier von dem allge⸗ 


bei Wechſeln gänzlich die allge- Wechſels u. ſ. w., und nicht von 
meine Haublungsfühlgkeit von ber der perſoͤnlichen Wechſelfähigkeit, 
Mechfelfähigkeit; dieſe legte fey  verftanden werden. Die Beziehung 
nad Breußifchen Recht eine Ge: auf dieſe letzte aber wird unzweiftl⸗ 
werbsberechtigung, ein Privilegium Haft durch den augenſcheinlichen 
der Kaufleute. Dieſe Auffaſſung Gegenſatz im $ 938: „Hat aber 
ſcheint mir gezwungen, und erflärt ein Landeseinwohner mit einem 
auch nicht einmal die befonderen andern Landeseinwohner, 
Berjchriften über das örtlihe Reccht welcher nit wechſelfähig 
bei bee Wechfelfähigkeit (ſ. u. if, ein Wechſalgeſchäft geſchloſſen: 
Note q). fo if felbiges nur ebeu fo 
HJ a8. R. I. 8 5936 zu beurtheilen, wie wenn» 
„Außerhalb Landes vorgenommene es innerhalb Landes ge: 
Wechſelgeſchaͤfte ſind nad den Ge- ſchloſſen wäre”. 
ſehen des Orts, wo fie verhandelt- (m) A. L. R. 1.8 8 938 
worden, zu beurtheilen‘. Diefe (abgebrudt in Note 1). — Daf ' 
Worte allein Eönnten auch etwa dieſe Auffaflung die richtige fey, 
blos von der Ginrihtung des wurde früherhin beſtritten, im 


5. 364. 1. Zußand ver Perfon an fh. (dd) N 
meinen Grunbfaß des $ 23. ver Einleitung (8 363.2) ab» 
geht, und venfelben nur noch ausnahmsweiſe für den Fall 
gelten laͤßt, wenn zwei Preußen mit einander ein Wechſel⸗ 


gefchäft abſchließen? Der Grund dieſer Abweichung liegt, 


wie.ich glaube, in der ganz eigentgümlichen Beichaffenheit 
der Preußischen Gefepgebung über die Wechjelfähigfeit. 
Wenn ein Berliner in Paris an einen Franzofen einen 
Wechſel ausftellt, fo wäre es gewiß hoͤchſt unbillig, von 
dem Franzoſen, der über die Fünftige Wechfelllage in Ber⸗ 
lin Gewißheit haben woßte, zu verlangen, nicht nur, daß 
ex jene Gefehe kenne (welches noch etwa auszuführen wäre), 
fondern auch daß er unterfuche, ob der Ausfieller Mitglied 
der Berliner Kaufmannscorporation, oder Ritterguisbefiger, 
oder Domänenpärhter fei, welche Eigenſchaften gewiß nicht 
leicht exfenl®bar find... Eine ſolche Unbilligfeit wuͤrde ſich 
aber fogleich empfindlich beftraft haben, indem dadurch ber 
Wechſelcredit der im. Ausland befindlichen Preußen unter⸗ 
graben worden wäre. Daher war ed rälhlich, ja faft noth⸗ 
wendig, in diefem Ball den allgemeinen Grundfatz aufzuge- 
ben(n). Dagegen mußte verfelbe ausnahmsweiſe beibehalten 


neuerer Zeit ift es alfgemein aner- 
fannt worden. Es ſpricht dafür: 
1. Ein Gutachten des Staatsraths 
von 1834, 2. Ein Erfenntniß des 


Obertribunals vom 21. Nov. 1840, 


Entfcheibungen des Obertribunals 
von Simon B.6 ©. 288— 300, 
wo auch ein Auszug bes vorher 
erwähnten Staatsrathsgutachtens 
S. 289 abgebrurt ift, 


(n) Anders wird dieſe Ab: 
weichung erklaͤrt in dem Staats⸗ 
rathsgutachten und dem Erkennt⸗ 
niß des Obertribunals (Note m), 
indem an beiden Orten die Unter⸗ 
ſcheidung der allgemeinen und 
befonderen Beringungen ber 
Handlungsfähigfeit zum Grunde 
gelegt wird, gegen welche ich mid 


im Eingang dieſes $ ausgeiprochen 
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werden für den Fall von zwei mit einander im Ausland 
verhandelnden Preußen, weil fonft das Preußifche Geſetz 
über die beſchraͤnkte Wechfelfähigkeit durch eine Reife über 
bie Graͤnze allzuleicht umgangen werben Tonnte. — Es 
muß aber noch hinzugefügt werden, daß die eben erwähnte 
Abweichung von den allgemeinen Grundfägen an bie Ana⸗ 
logie einer anderen Beflimmung unferes Gefeßes fich an- 
fließt, nämlich des 8 35 der Einleitung zum A. ER. 
Was hier für die Ausländer in Preußen vorgefchrieben iſt, 
wird dort auf die Preußen im Ausland übertragen, und 
dazu war gerade im Wechſelrecht, wie fo eben bemerkt, 
dringender Grund vorhanden. Man hätte aber auch dieſe 
Mehertragung allgemein vornehmen können, fin alle Rechts⸗ 
verhältnifie, ohne den Grundfägen allzuviel zu vergeben. 

Sch betrachte nun ferner bie Befimmungeh - über bie 
Wechfelfähtgkeit der Ausländer, die im Preußifchen Staate 
MWechfelgefchäfte unternehmen wollen. Hier lauten die Bes 
flimmungen des Gefepes fo: 

8 931. Fremde Reifende find in Anfehung der Fähig- 
feit, Wechſelverbindlichkeiten zu übernehmen, den 
Einfehränkungen des hiefigen Wechſelrechts nicht 
unterworfen. | 


. babe. — Wieder anders erklärt fie Privilegium des Raufmannsftandes 
Koh (Note k); da nämlich die gedacht werde, fo könne davon 
ausfchließende MWechfelfähigkeit ver. im Ausland Feine Anwendung ein: 
Kaufleute in unſrem Geſetz als treten. 


— 
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$ 932. Uebrigens aber werben die von ihnen in hieſigen 
Landen vorgenommenen Wechielgefchäfte, nad 
der Borfchrift der Einleitung 8 38. 39. (0) bes 
urtheilt. 

Es liegt blos an der nicht ganz , glüdtichen Faſſung, 
daß der 8 931 das Anſehen hat, und auch wohl von 
Schriftfieilern fo aufgefaßt worden ift, als follte darin eine 
Apweichung von den allgemeinen, in ver Ginleitung zum 
A. L. R. aufgeflellten Grundfägen vorgefhrieben werben. 
Es iſt aber vielmehr eine reine Anwendung derſelben beab⸗ 
ſichtigt, beide Paragraphen waren eigentlich zu entbehren, 
und ohne fie würde ganz Daſſelbe eingetreten ſeyn, welches 
aus ihnen hervorgehen fol. Der 8 932 fagt Diefes für 
die objectiven Exforberniffe des Wechſels ausdruͤcklich. Aber 
auch von der perfönlichen Wechjelfähigfeit, von welcher der 
8931 fpricht,- muß Dafielbe behauptet werden, Denn der 
8 931 enthält nur den negativen Satz, daß bie Einfchrän- 
fungen des hiefigen Wechfelrechts den Ausländer nicht 
binden follen. Darin Liegt aber gar nicht, daß er num 
unbebingt wechfelfähig feyn follte; vielmehr ſoll er (ganz 
nach dem 835 der Einleitung), in Anfehung der Wechſel⸗ 
fähigkeit, nach demjenigen Geſetz beurtheilt werden, welches 


(0) Diefes Allegat ik falſch; 
es muß heißen: 34. 35. DBgl. 
Kampp Jahrb. B. 43 ©. 445, 
Ergänzungen ıc. von Oräffx. B. 4 
©. 804. — Der Irrthum beruht 
nicht auf einem Druckfehler, ſondern 


darauf, daß man die Baragraphen- 
zahlen aus dem Geſetzbuch (1792) 
beibehalten hatte, die aber im N. 
L. R. (1794) hier, wie an mehreren 
Drten, abgeändert worden waren. 
\ 


\ 
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die Teichteften Beringungen ftellt (p). Diefe in der That 
beabfichtigte Vorſchrift konnte ohne hefondere Gefahr fo 
ausgedruͤckt werden, wie es hier gefehehen iſt, weil man 
im Boraus gewiß feyn Tonnte, daß fein fremdes Geſetz in 
der Befchräntung ‚ver perfönlichen Wechfelfähigkelt fo weit 
gehen würde, wie das Preußiſche. Unter dieſer Vorqus⸗ 
fegung aber reichte der negative Satz des 5 931 für den 
praftifchen Iweck völltg aus, obgleich ein einfacherer Aus⸗ 
drud der eigentlichen Abficht wuͤnſchenswerth geweſen wäre 
zur Verhütung von Mißverftännniffen. — Iſt nun aber, 
wie ich glaube, ber 8 931 Teine abweichende Borfehrift, 
fondern nur eine einfache Anwendung ber allgemeinen 


‚ Orundfäge, fo bedarf es für ihm auch keiner beſonderen 


Erklaͤrung und Rechtfertigung (g). Höchftens könnte man 
fragen, warum ber vormundſchaftliche Schuß gegen die 


Gefahren der Wechfelftrenge, 


(P) Bol. Ergänzungen ıc. von 
Gräff x. B. 4 ©. 804. — Der 
Unterſchied vom $ 35 der Ein- 
leitung muß allerdings eintreten, 
dag bei dem MWechfel nicht bie 
Einſchraͤnkung des 5 38 Hinzuger 
dacht werben darf, nach welcher 
das Gefhäft nur die im Inland 
befindlichen Sachen betreffen darf. 
Diefer Unterfchied Liegt aber in 
der Natur und dem Gegenfland 
des Wechſels. 

(9) Die Anfiht von Koch 
(ſ. 0. Rote k) ift, wie ich glaube, 
mit diefer Beftimmung nicht wohl 
vereinbar. Es laͤßt fih denken, 


um deſſen Willen das Land» 


dag dem Breußifchen Handelsſtand 
ber aus dem Wechfelgeihäft zu 
ziehende Vortheil als ein Privile⸗ 
gium, wit Ausſchließung der 
übrigen Landeseinwohner, zugeflan- 
den warden wäre, walches nur im 
ber Abfiht gefchehen ſeyn Töunte, 
um den Handelsſtand zu begün- 
fligen. Dann wäre es aber völlig 
inconfequent gewefen, den in bas 
Land fommenden Ausländern (aud) 
den Nichtkaufleuten) den Mitgenuß 
jenes Vortheils zu geftatten, 
während man ihn den gleidhartigen 
eigenen Unterthanen verfagte. 


“ 


8. 864. I. Zuftand ver Perfon an ih. (Foriſ). 139 
recht Die meiften Einwohner von der Wechſelfähigkeit aus⸗ 
ſchließt, nicht auch den Ausländerh zu gut Tommen folle. 
Allein Diefes rechtfertigt ſich hinreichend daraus, daß übers 
haupt die Grängen ſchuͤzender Maaßregeln jedem Geſetz⸗ 
geber fuͤr die ihm unterworfenen Einwohner anheim geſtellt 
bleiben. Wie alſo in Preußen der Franzoſe mit 21 Jahren 
fählg erfanmt wird, andere Berträge zu fchließen, bie ihm 
Nachtheil bringen Eönnen, welches wir dem Preußen erft 
mit 24 Jahren geflatten,: fo mäflen wir confequenterweife 
den Sranzofen für fählg Kalten, in Preußen Wechſelver⸗ 
binvlichfeiten zu übernehmen, ohne Kaufmann, Ritterguts⸗ 
befiker oder Domänenpächter zu ſeyn. | 

Alle tier erörterten Zweifel und Schwierigkeiten aber 
haben im Breußifchen Recht ihr Ende erreicht ſeit dem 
1. Gebr. 1849, an welchem Tage hier die neue deutſche 
Wechſelordnung In Kraft getreten if, bie Jeden, der übers 
haupt Verträge fchließen kann, auch für wechfelfähig erflärt 
(Rote f). 


$. 365. 
1. Zufßand der Berfon an fid. (Reätsfähigkeit und 
Handblungefähigkfeit) (Fortſetzung.) 

Bisher iſt für die Handiungsfähtgfeit das örtliche Recht 
des Wohnſttzes als allgemein maaßgebend behauptet worben, 
und zwar felbft in ſolchen Källen, die von manchen Schrifts 
flellern anders amgefehen zu werben pflegen (8 364). 8 
find aber nun noch die Graͤnzen der Anwendung jenes 
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Grundſatzes hinzuzufügen, alfo Die Fälle, in welchen derſelbe 
nicht anzuwenden ifl. Die Anerkennung dieſer Fälle kann 
vielleicht auch eine Verſtaͤndigung mit manchen von mir 
bisher befämpften Gegnern erleichtern, welche nicht felten 
duch die Nüdficht auf folche Fälle dem Grundſatz ſelbſt 
abgeneigt geworden ſeyn mögen. ü | 

Diefe Fälle laſſen ſich auf zwei Klaffen zurüd führen. 

A. Wenn ein den perfönlichen Zuſtand (Rechtsfaͤhigkeit 
oder Handlungsfähigkeit) betreffendes Geſetz unter Diejenigen 
abjoluten Gejehe gehört, die durch ihre anomale Natur 
außer den Graͤnzen der Rechtsgemeinſchaft unabhaͤngiger 
Staaten liegen, ſo hat der Richter nicht das oͤrtliche Recht 
des Wohnſitzes der Perſon anzuwenden, ſondern vielmehr 
das oͤrtliche Recht des Landes, dem der Richter angehoͤrt. 
Dieſer Grundſatß iſt oben (8 349) ausführlich dargeſtellt 
worden, und es kommt hier nur darauf an, einige der 
wichtigſten Anwendungen deſſelben auf die Rechtsfaͤthigkeit 
und Handlungsfaͤhigkeit, wovon gegenwärtig die Rede Ift, 
anzugeben. | 

1. Wo die Polygamte ald Recht befteht, hat auch 
Der, weldher in einer gegenwärtigen Che lebt, vie 
Fähigfeit, neben derſelben eine zweite und fernere Che 
einzugehen- “Der Richter eines chriftlichen Staates aber 
wird ihm dafür keinen Rechtoſchutz gewähren, alfo, in 
Anfehung dieſer Art der Handlungsfähigfeit, nicht das 
Recht des perfönlichen Wohnfiges, fondern das Recht des 
eigenen Landes, zur Anwendung bringen. 


_ 
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2. Wenn Der, welchem ald Keber dad Recht feiner 
Heimath die Rechtsfähigfeit verfügt, in einem Lande 
Rechte erwerben und Handlungen vornehmen will, das 
ein folches Keberrecht als unfittlich verwirft, vielleicht felbft 
der Religion dieſes jogenannten Letzers zugethan iſt, ſo 
wird der Richter dieſes Landes nicht das am Wohnſitz der 
Perſon geltende, ſondern das eigene, einheimiſche Recht zur 
Anwendung bringen (a). 

3. Wenn die Gejehe eined Landes die Erwerbsfaͤhig⸗ 
feit kirchlicher Inſtitute (der todten Hand) einſchraͤnken, 
ſo werden daſelbſt von dieſer Einſchraͤnkung auch die in 
einem anderen Lande beſtehenden kirchlichen Inſtitute ‚be- 
troffen werden. Umgekehrt werden in dem anderen Lande, 
das ſolche Geſetze nicht hat, die kirchlichen Inſtitute, die 
in ihrer Heimath unter ſolchen Geſetzen ſtehen, ſolchen Ein⸗ 
ſchraͤnkungen nicht unterliegen. Es wird alſo in beiden 
Faͤllen die Handlungsfaͤhigkeit zu beurtheilen ſeyn nach dem 
Recht des Landes, dem der urtheilende Richter angehört, 
nicht nach dem an dem Wohnfig eines folchen Inftituts 
geltenden Recht. 

4. Erklaͤrt ein Landesgeſetz die Juden für. unfähig 
zum Grwerb des Grundeigenthums, fo bindet daſſelbe 


(a) Hsar. $ 8 Rote 3. — fähigkeit gehörend, auch auf bem 
Anders verhält es ſich wohl mit freien Willen der Berfon beruhend, 
der Unfähigfeit auswärtiger Mönche in unfrem Staate anzuerkennen if. 
zum Erwerb von Grbfchaften, Hear. 6.13. Bornemann Preuß, 
welches Recht ihres Wohnfiges, Recht B.1 ©. 53 Note 1. 
als zur gewöhnlichen Handlungs⸗ 

vm. 11 
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fowohl fremde als einheimische Juden; die einheimiſchen 
Juden aber find dadurch nicht gehindert, in einem anderen 
Rande, das ein ſolches Geſetz nicht Hat, Grundeigenthum 
zu erwerben. Sm beiden Faͤllen alfo kommt das am 
Wohnſitz der Berfon geltende örtliche Recht nicht zur An- 
werbung. 

5. Ganz diefelbe Bewandniß bat e8 mit einem bes 
fannten Franzoͤſiſchen Gefeß, welches im einigen wefllichen 
Ciheilweife nachher am deutſche Staaten abgetretenen) De- 
partements die Juden für unfähig erklärte, Schulnfors 
derungen anderd, als unter gewifien, fehr befchränfenden, 
Bebingungen zu erwerben. - Diefed Gefeh bindet inner⸗ 
halb - eines folchen Landes alle Juden, einheimifche und 
fremde (b); die einheimifchen werben davon in eimem 
anderen Lande nicht betroffen. Bon dem örtlichen Recht 
des Wohnftges ift alſo dabei feine Rebe. | 

Die bier zufammengeftellten Falle gründen fich darauf 
daB das anzuwendende Geſetz über die Rechtsfaͤhigkeit oder 
Handlungsfaͤhigkeit eine ſtreng poſttive und zwingende Natur 
hat (e). In folgenden Faͤllen wird eine gleichmäßige Aus⸗ 
nahme von der ſonſt geltenden Regel des Wohnſitzes des⸗ 


(c) Es bedarf kaum ber Er- 
innerung, daß der Werth oder 


(6) Wachter IL ©. 173. 
Foeııx p. 147. — Damit ſtimmt 


überein ein Urtheil des O. 9. ©. 
zu Münden. Seuffert Archiv 
für Entſcheidungen der oberflen 
Gerichte in den deutſchen Staaten 
3.1 N. 35. 


Unwerth ber hier beifpielsweife 


angeführten Geſetze für unfre Frage 
gleichgültig if, alfo dahin geftellt 
bleibt. 


5. 365. IL Zuſtand der Perfon on ſich. Bol) 188 
wegen behauptet werben müflen, weil. in einem Staate 
irgend ein Rechisinftitut des anderen Staates überhaupt 
‚Feine Anerkennung gefunden hat. . 

6. So verhält es ſich mit der aud dem bürgerlichen 
Tod des Franzöfiichen und bed Rufſiſchen Rechts hervor⸗ 
gehenden Nechtsunfähigfeit. Der Richter eines Staates, 
dem bas-Inftitut bed bürgerlichen Todes fremd if, wird 
davon Feine Anwenbung machen, alfo das Recht des 
Wohnfiged nicht beachten dürfen ($ 349.d). 

7. Ganz Daffelbe gilt von der Rechtsunfähigfeit eines 
Negerſtlaven, wenn- biefelbe zum Sprache kommt in einem 
Staate, der die. Sklaverei überhaupt nicht als ein Rechts⸗ 
inſtitut anerfennt (8 349. e). . 

B. Andere Säle, in welchen die Anwendbarkeit unfres 
Grundſatzes verneint werden muß, haben ben Grund ber 
Berneinung darin, daß in ihnen gar nicht von ver Rechts⸗ 
fähigkeit over Hanblungsfähigfeit, die allein hierher gehört, 
die Rede ift, daß fie alſo ihrer Natur nach außer den 
Graͤnzen „Diefer Lehre liegen, und nur durch täufchenben 
Schein dahin gezogen werden können. Dahin rechne ich 
folgenbe Fälle: 

1. Im manchen Ländern hat der Adel gewifle eigen- 
thümliche Rechte im Erwerb des Grundeigenthums eder 
in der Erbfolge. Diefe Privilegien haben mit unfrer 
Lchre gar feinen inneren Zuſammenhang. Ob fie blos 
dem einheimifchen Adel, oder auch dem auswärtigen, zu- 


fiehen jollen, hängt von dem Inhali der das Privilegium 
11* 
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begründenden Rechtönormen ab; aus einem. allgemeinen 
Rechtsgrundſatz laͤßt ſich dieſe Frage nicht entfcheiden (d). 

2. Eine ganz ähnlihe Bewandniß Hat ed mit den 
Privilegien im Concurs, welche nach manchen Gefehen 
den Kirchen und Klöftern, oder auch dem Fiscus, zufommen. 
Was insbefondere den Fiscus betrifft, jo iſt damit nicht 
der abftracte Begriff eines Fiscus überhaupt, ſondern ſtets 
nur der einheimische Fiscus gemeint. Alle folche Rechte 
aber gehören nicht Hierher, fondern zur Lehre vom 
Concurſe (e). 

3. Zweifelhafter ift die NReftitution ber Minderjähri- 
gen, indem genau feflgeftellt werben muß, in «welchem 
Sinn das Recht derfelben in der Gefeßgebung ſelbſt 
gedacht wird. Uxrfprüngli war dieſelbe aufgefaßt als 
eine Beſchraͤnkung der Handlungsfähigfeit, fo daß fie dem 
Minderjährigen ald ein Surrogat dienen follte für Die 
den Unmündigen fchügende völlige Unfähigkeit. Seitdem 
aber die. Reftitution auch auf die Handlungen der Eu- 
tatoren angewendet, und in biefer Geftalt felbft auf Die 
Zutoren der Unmuͤndigen ausgebehnt worden ift, hat 
fie jenen Charakter verloren (f). Sie gehört nun nicht 
mehr hierher, zu der Einfchränkung der Handlungsfaͤhigkeit, 
wuß vielmehr in Anfehung des anwenbbaren örtlichen 


(d Wächter ll. ©. 172, (e) Waͤchter I. ©. 173. 181. 
(ff) ©. o. 8.7 $. 32. 
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Rechts ſo, wie andere Anfechtungsgründe ver Rechts⸗ 
gefihäfte, behandelt werben (g). 

4. Eben jo muß auch behauptet werben, daß die 
Begünftigung der Minderjährigen, wodurch fie gegen alle 
Klagverjaͤhrungen unter 30 Jahren geſchuͤtzt find (und 
zwar ſelbſt ohne Reſtitution) (h), mit der Handlungs⸗ 
fähigkeit feine Verbindung hat, alfo in Anfehung des 
örtlichen Rechts nicht nach den hier aufgeftellten Regen 
zu beurteilen ift (i), fondern nach den für bie Klagoer⸗ 
jaͤhrung geltenden Regeln. 


- 


Zum Schluß diefes Theil der Unterfuchung mögen noch 
zwei allgemeine Bemerkungen folgen. 

Es war hier die Rede von der Rechtsfähigkeit und 
der Handlungsfähigfeit (8 362 — 365). Unter dieſen 
beiden Berhältniffen gebührte im Römifchen Recht der erfte 
Rang der NRechtsfähigfeit, fie war das Ueberwiegende. Im 
heutigen Recht verhält es fich umgelehrt, indem die Roͤmi⸗ 
fchen Einfchränfungen der Rechtsfähigkeit theild ganz ver- 
ſchwunden, theils vermindert find. Verſchwunden ift ber 
Einfluß der Freiheit und ber Eivität, vermindert der auf 
die väterliche Gewalt gegründete Einfluß. 


(E) Bol. Wachter U. ©. 174.19. (h) ©. 0.8.7 8 824 
N. 1. G) Waächter U. ©. 1m. 
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Eine zweite Bemerkung betrifft den Wohnſitz, als den 
hier anerkannten Beſtimmungsgrund für das in jedem ein⸗ 
zelnen Fall anwendbare örtliche Recht über den perfönlichen 
Zuftand. Der Wohnfig aber Hat eine veränverliche wech⸗ 
ſelnde Natur, und daher wird auch der perfünliche Rechtes 
zuftanb in Folge des veränderten Wohnſitzes wandelbar 
ſeyn, dergeſtalt, daß der Rechtszuſtand in jeder Zeit zu bes 
meiheilen ift nach dem ortlichen Recht des gegenwärtigen 


Mohnfipes, nicht nach dem des früheren, wenngleich Diefer - 


von der Geburt an. beftanden haben fellte (k). 

Als Regel ift dieſer Sag ziemlich allgemein. anerfannt 
(l), und er wird namentlich, wenn auch nur auf indirecte 
Weiſe, durch eine Stelle des Preußifchen Landrechts beftä- 
tigt (m). Nach zwei Seiten bedarf derſelbe jedoch einer 
genaueren Erwägung. 

Erftlich wird jener Sap leicht und allgemein anerfannt 
werben von den Gerichten des neuen Wohnſitzes; eben fo 
auch von den Berichten irgend eines dritten Ortes. Dage- 
gen findet ſich nicht felten ein Widerfpruch von Seiten der 
Gerichte des fruͤheren Wohnſitzes, welche ihr eigenes ört⸗ 


— 


(k) Dieſe ganze Frage gehört läſſigkeit erhellet, verändert die 


zu den oben, $ 344.e, vorbehaltenen. 

(l) Storr $ 69 fe. 

(m) A. L. NR Einl 5 24. 
„Sine bloße Entfernung aus feiner 
Gerichtsbarkeit, bei welcher bie 
Abſicht, einen andern Wohnfitz 


perfönlichen Rechte und Pflichten 
diefes Menſchen nit.” Darin 
liegt der unzweifelhafte Gegenfap, 
daß die zuverläffige Wahl eines 
neuen Wohnftges die perfönlichen 


Dede in der That verändert. 


zu wählen, noch nicht mit Zuver . 


⸗ 
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liches Recht auch nach veränderiem Wohnſitz ver Perſon 
fett Halten wollen, obgleich grundfäglich dieſer Widerſpruch 
nicht zu rechtfertigen iſt (n). 

Zweitens verdient befondere Erwägung eine vorzüglich 
häufige und wichtige Anwendung jenes Satzes, die auf 
den gefeglichen Zeitpunkt der Bolljährigkeit. Eine unbes 
dingte Anwendung der oben aufgeftellten Regel würbe hier 
zwei entgegengefebte- Folgen mit fich führen. Das Preußifche 
Landrecht ſetzt Die Volljährigkeit auf vier und zwanzig Jahre, 
das in Coͤln geltende Franzoͤſiſche Recht auf ein und zwanzig. 
Wenn nun im Alter von zwei und zwanzig Jahren ein 
Berliner feinen Wohnſitz nad Coͤln verlegt, fo müßte ex 
augenblicklich volljährig werben. Verlegt dagegen im gleichen 
Alter ein’ Bölner ven Wohnfig nad Berlin, fo müßte er. 
wieder minderjährig werben, von Neuem unter Vormund⸗ 
ſchaft fommen, und noch zwei Jahre unter berfelben bleiben. 
— Die erfte diefer beiden Folgen bat auch Fein Bedenken, 
und wird fehwerlich einen Widerſpruch erfahren. Die zweite 
Folge aber, obgleich fie von Älteren Schriftftellern gleichfalls 
vertheidigt wird (0), ift aus folgenden Gründen zu vers 


werfen. 


(an) Stoar a. a. 9. führt fo- 
wohl Schriftfteller, als Amerika: 
nifhe und Engliſche Urtheile- 
fprüche, für die eine oder andere 
Meinung an. Indeſſen fpielen in 
feiner ausführliden Grörterung 
zwei an fich fehr verfchienene Fragen 
in einander: Die Collifion des 


alten und neuen Wohnſitzes, und 


die Colliſion des Wohnſitzes über: 


haupt mit dem Ort, wo ein 
Rechtsgeſchaäͤft (3. B. eine Ehe) 
gefchloffen wird. 
(0) Laurtzrsack de domici- 
lio 6 69, Dissert. Vol.2 p. 1353. 
Herr. $5 am Gnde des $. 
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Für den Minderjährigen, der an feinem Wohnſttz das 
gefeßliche Alter ver Bolljährigkeit erreicht, hat die dadurch 
erlangte Selbftftändigfeit ganz die Natur eines erworbenen 
Rechts, welches ihm alfo durch die blos zufällige Veraͤnde⸗ 
rımg ded Wohnfiged nicht wieder entzogen "werden Tann. 
Diefe Auffaffung erhält eine beſondere Beſtaͤtigung durch 
die Vergleichung mit dem Fall, wenn die Volljährigkeit an 


dem früheren Wohnſitz nicht durch das Alter, fondern durch - 


venia aetatis, erworben, und nachher der MWohnfib verlegt 
wird. Die Folgen einer folchen landesherrlichen Verleihung 
können ihm unmöglich wieder entzogen werben (pl. Es 
würde aber unnatürlich und willfürlich fein, der auf das 
Geſetz der früheren Heimath gegründeten Volljährigkeit ge- 
ringere Kraft und Dauer zuzufchreiben, ale der aus Ber- 
leihung entftandenen. 

Die Hier aufgeftellte Behauptung ift im PBreußifchen 
Recht, ſowohl durch die Praris der Gerichte, als durch 
Schriftſteller, unzweifelhaft anerfannt (q). | 


% 


(p) Diefes Letzte wird auch 
anertannt in der Webereinkunft 
zwiſchen Preußen und Sachſen 
vom J. 1821 $ 3 (Geſ. Samml. 
S. 39). Desgleihen wird es 
anerfannt von Henr 68, der 
alfo Hierin ganz inconfequent ift 
(Roten). | 


(q) Bornemann Preuß. Recht 
3.1 © 53 Notel. Num. 2. 
Koch Preuß. Recht 540 Note 11. 


. Beide geben mehrere Mefcripte des 


Zuftizminifterii an, wodurch bie 
Praris der Berichte außer Zweifel 
gefeht wird. 
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$. 366. 
- U. Sachenrecht. Gemeinfame Regeln. 


Indem wir jest zu den Rechten an einzelnen Sachen, 
oder den dinglichen Rechten, übergehen, um das Rechtöge- 
biet, dem fie angehören, zu ermitteln, werben wir fchon 
durch den Gegenftand derfelben zur Beftimmung dieſes Ge- 
bieted hingeführt. Denn da ihr Gegenftand finnlih wahr« 
nehmbar ift, alfo einen beftimmten Raum erfuͤllt, ſo iſt der 
Ort im Raͤum, an welchem ſie ſich befinden, zugleich der 


Sitz jedes Rechtsverhältniſſes, deſſen Gegenſtand ſie ſeyn 


ſollen. Wer an einer Sache ein Recht erwerben, haben, 


ausüben will, begiebt ſich zu dieſem Zweck an ihren Ort 


und unterwirft fich freiwillig für dieſes einzelne Rechte: 
verhältniß dem in dieſem Gebiet herrfchenden örtlichen Recht. 
Wenn aljv behauptet wird, Daß die dinglichen Rechte nach 
dem örtlichen Recht der gelegenen Sache (lex rei sitae) 
zu beurtheilen feyen, jo beruht diefe Behauptung auf dem- 
felben Grunde, wie die Anwendung der lex domieilii auf 
den perfönlichen Zuftand. Beides entfpringt aus freiwilli- 
ger Unterwerfung. 

Auch Hier zeigt ſich der fehon oben hervorgehobene 
innere Zufammenhang des Gerichtöftandes mit dem ört⸗ 
lichen Recht (a). Zwar war im älteren Römifchen Recht 


(a) ©. o. 6 360 Rum. i. Ueber das forum rei sitae ift im 
Allgemeinen zu vergleiihen: Bethmann Hollweg, Verſuche 
S. 69 — 77, wo die hier ſolgenden Säbe weiter ausgeführt find. 
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das forum rei sitae ganz unbekannt (b). Allein es wurde 
ſchon frühe für die Eigenthumsklage eingeführt (ec), und 
fpäter auf andere Klagen in rem ausgedehnt (d). Es gilt 
jedoch nicht als ausfchließender Gerichtsftand, fondern fo, 
daß der Kläger die Wahl hat zwifchen dem (fperiellen) fa- 
rum rei sitae und dem (allgemeinen) forum domieili. Allein 
eine folche, von einfeitiger Willkür abhängige, "Unbeftimmt- 
heit würde für die Beſtimmung des örtlichen Rechts, "das 
einer feften Regel bedarf, nicht anwendbar fein. Daher 
muß für dieſen Zwed Eines von Beiden ausfchließend 
gelten, und dieſes Eine wird nur das örtliche Recht der 
gelegenen Sache (lex rei sitae) fein können, indem baffelbe 
durch den fpeciellen,.- gerade auf dieſes einzelne Rechtsver⸗ 
hältnig gerichteten, Willen gerechtfertigt wird. Diefer Vor⸗ 
zug wird aud noch durch einen anderen Grund unterftügt. 
Zu demfelben Recht auf eine einzelne Sache koͤnnen meh⸗ 
tere Perfonen in Beziehung ftehen, deren jede einen. befon- 
deren Wohnfig haben Tann. Sollte nun das Recht des 


(b) Vatic. fragm. $ 326. — 
Das Gegentheil folgt nicht aus 
L.24 $ 2 de jud. (5. 1), welche 
- Stelle nicht vom forum rei sitae 
fpricht, fondern von dem forum 
originis, das jeder Römifche Bür- 
ger in ber Stadt Rom, noch neben 
feiner befonderen Heimath, hatte, 
dem fich aber die Legaten entziehen 
fonnten (8 352. k). 

() L. 3 C ubi mn rem 
(3. 19). a 


(d) Nov. 69. — Ob dieſe Aus- 
dehnung hier als ganz neues Recht 
eingeführt, oder nur anerkannt 
werben ſollte, während fie ſchon 
früher in die Praxis Eingang ge- 
funden hatte, ift in Ermangelung 
von Quellen nicht zu eutfcheiben. 
Mühlenbruch Acchiv 3. 19 
©. 377 behauptet wohl zu be 
ſtimmt, daß jenes Geſetz nichts 
Neues enthalten ſollte. 
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MWohnftkes maaßgebend fein für die dinglichen Mechte, fo 


- würde in einem folchen Fall ver Zweifel übrig bleiben, 


welcher Wohnſitz zu enifcheiden hätte. Diefer Zweifel ver- 
ſchwindet von felbft durch den Vorzug der lex rei sitae, 
die ſtets eine einfache, ausſchließende Natur hat. 

Der bier aufgeftellte Grundſatz hat denn auch im All⸗ 
gemeinen von jeher Anerkennung gefunden, und es ſteht 
damit in Verbindung der oben erwähnte Begriff der Real: 
ſtatuten ($ 361 Nr. 4.), durch welchen eben ausgedrückt 
werben jollte, daß Die Geſetze, welche zunächft und haupi⸗ 
fächlich über das Recht an Sachen Berfügung treffen, ans 
zuwenden feyen auf alle im Gebiet dieſes Geſetzgebers lies 


-gende Sachen, ohne Rüdficht darauf, ob einheimifche oder 


fremde Perjonen zu dieſen Sachen in Beziehung teeten 
möchten. Jedoch wurde lange Zeit hindurch“ die Anerken⸗ 
nung biefer richtigen Lehre durch folgende willfürliche Unter: 
fheidung verfümmert, die ihr alle innere Haltung und 
Gonfequenz entzog. Der Grundfag follte namlich nur gel: | 
ten in Anwendung auf unbemwegliche Sachen; dagegen 
ſollten die beweglichen beurtheilt werden, nicht nach der 
lex rei sitae, ſondern nach der lex domicilü, indem vermöge 
einer Fiction angenoınmen werden müfle, daß bewegliche 
Sachen, auch wenn fie anderwärts fich befänden, doch fo 
angefehen werben müßten, als befänden fie fih an dem 
Wohnfik der PBerfon (e). | 


> (e) Neuere Schriftibeller bes durch die Yormel: mohilia ossibus 
zeichnen nicht felten biefe Anficht inhaerent, und zwar in folder 


' 
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Diefe Unterfcheidung ift eigentlich entſtanden auf dem 
Gebiete des Erbrechts, wo davon eine fehr wichtige, und 
zwar ganz irrige, Anwendung gemacht worden ifl. Bon 
da ift fie erft übertragen worden auf die Rechte an ein> 
zelnen Sachen, wozu fie” aber großentheils fo entfchieden 
nicht paßt, daß ihre confequente Anwendung auf die ding⸗ 
lichen Rechte oft ganz unhaltbar iſt, und auch ſchwerlich 
Vertheidiger finden wird. Grundſaͤtzlich ift biefe Unterſchei⸗ 


dung in beiden hier erwähnten Gebieten der Anwenbung 


zu verwerfen, fo daß überall ein und daſſelbe örtliche 
Recht auf bewegliche und unbewegliche Sachen anzumenden 
iſt. Jedoch muß glei Hier darauf aufmerffam gemacht 
werden, daß in diefen beiden Anwendungen die Parteimei- 
nungen auf ganz verſchiedene, ja entgegengefebte Weiſe ein- 
ander gegenüßer ftehen. ——- Im Erbredht ift, der richtigen 
Meinung nad, das örtliche Recht des Wohnſitzes auf 
Sachen aller Art anzuwenden. Die Gegner geben Diejes 
zu bei den beweglichen, wollen aber bei ven unbeweglichen 
ein anderes Recht, das Recht ver gelegenen Sache, zur 
Anwendung bringen. — Umgekehrt ift im Sachenrecht, der 
richtigen Meinung nad, das örtliche Recht der gelegenen 
Sache, und zwar bei Sachen aller Art; anzuwenden. Die 
Gegner geben dieſes zu bei den unbeweglichen Sachen, 


Weiſe, daß man glauben möchte, ift aber nicht richtig, und ich weiß 
dieſe Formel fände ſich bei den auch den Urfprung jener Formel 
älteren auf jeder Seite. So Story nidht anzugeben. 

5362. Schäffner $ 65, Diefes 
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wollen aber bei beweglichen Sachen das am Wohnfl ber 
Berfon geltende örtliche Recht anwenden. 

Bei der gegenwärtig (für das Sachenrecht) vorliegenden 
Frage nad dem Werth jener Unterfcheivung wollen wir 
zunächft erwägen, "wohin die -in verfchiedenen Zeitaltern ent- 
fprungene Gefeßgebung neigt. Und hier können wir nicht 
in Abreve fielen, daß die älteren Deutfchen Rechtshücher, 
der Sachjenfpiegel und Schwabenfpiegel, allerdings eine- 
befondere Rüdfiht auf unbewegliche Sachen zu nehmen 
fheinen, infofern alfo die hier befämpfte Unterſcheidung 
ſcheinbar begünftigen (f). Indeſſen find die darauf bezüg- 
lichen Stellen fo ſchwankend und unbeftimmt, und es.bleibt 
beſonders fo zweifelhaft, welche Gegenfähe vabei im Hin- 
tergrunde liegen, daß durchaus Feine fichere Behauptung 
darauf gebaut werben kann. 

Die Batrifche Gefeugebung aus der Mitte des achtzehn- 
ten Jahrhunderts erflärt fich entfchteden gegen jene Unter- 
ſcheidung, und will bei beweglichen und unbeweglichen 
Sachen das Örtliche Recht ver gelegenen Sache gelten 
laſſen (8) 


Sachenrecht. Bemeinfame Regeln. 


(f) Sachfenfpiegel I. 30, IM. 
33. Schwahenfpiegel Rap. 87. 
130. 405. 

(g) Con». Bavan. Maxımin. 
P.1. C.2. $ 17 „fo fol... in 
realibus vel. mixtis anf die 


Rechten in löco rei sitae ohne 


Unterfchied der Sachen, ob fie 
beweglich oder unbeweglih ... 
gefehen und erfannt werben.“ Die 
ganze Stelle ift abgenrudt bei _ 
Eichhorn deutfches Recht G 34 
Note d. 
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Dagegen Haben fich die in neuere Zeiten fallende Ges 
feßbücher der zur Zeit ihrer Mbfafjung herrſchenden Unter- 
ſcheidung angeſchloſſen, jedoch in ſo abſtracter und unbe⸗ 
beſtimmter Weiſe, daß daraus ein ſicherer Schluß, insbe⸗ 
ſondere auf die beabſichtigte Behandlung der dinglichen 
Rechte, durchaus nicht gezogen werden kann. Dieſes gilt 
vom Preußiſchen Recht (h), und in noch höherem Grade 
vom Oeſterreichiſchen (i). Das Franzoͤſiſche Geſetzbuch 
aber deutet ſeine Zuſtimmung zu der herrſchenden Unter⸗ 
ſcheidung nur ſtillſchweigend an, indem es für unbewegliche 
Sachen die Anwendung des oͤrtlichen Rechts der gelegenen 
Sache vorfchreibt, von den beweglichen Sachen aber par 
Nichts Sagt (k). Alle dieſe Gefegblicher jagen nur, daß gewiſſe 
Sachen nach dieſen oder jenen Geſetzen beurtheilt wer— 
den, ihnen unterworfen ſind u. ſ. w. Solche allge⸗ 
meine Ausſprüche aber find vereinbar mit den verſchiedenſten 
Deutungen in Beziehung auf die Art und die Gränze einer 
folchen Beurtheilung oder Unterwerfung. 





(h) A.EN. Einleitung $ 28. 
„Das bewegliche Vermögen eines 
Menfhen wird... nach ven Ge: 
feßen der ordentlichen Gerichts: 
barkeit deſſelben beurtheilt“ 
(d. h. nach dem Wohnfts $ 23). — 
$ 32 „In Anfehung des unbeweg- 
lichen Vermögens gelten, ohne 
Rückficht auf die Perſon des Eigen- 
thümers,, die Geſetze der Ge 
richtsbarkeit, unter welcher fi 
daſſelbe befindet.‘ 


(i) Oeſterr. Gel. $ 300 „Un- 
bewegliche Sachen find den Ge: 
feßen des Bezirks unterworfen, 
in welchen: fie Liegen; alle übrige 
Sachen Hingegen ſtehen mit ber 
Perfon ihres Eigenthümers unter 
gleihen Geſetzen. 

(k) Code civil art.3. „Les 
immeubles, meme ceux posse- 
des par des etrangers, sont 
regis par la loi frangaise.‘ ’ 
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Ich gehe nun über zu ven Meinungen ber Schriftfteller 
über die hier vorliegende Frage. 

In der älteren Zeit erklären ſich bie meiften und ange. 
« fehenften derfelben. entjchienen für die eben erklärte Unter- 
fheivung der beweglichen und unbeweglichen Saden (1), 
md diefe Meinung hat fi auch noch bis in fehr neue 
Zeit Hin erhalten (m). Indeſſen ift fie doch bei mehreren 
der neueften Zeit angehörigen Rechtslehrern mehr fcheinbar, 
als in der Wirklichkeit anzutreffen. Sie tragen jene Lehre 
zwar in denſelben allgemein lautenden Formen vor, wie 
ihre - Borgänger, und fchließen fich alfo diefen fcheinbar 
an (n), wo es aber darauf ankommt, diefelbe auf vie 
Rechte an einzelnen Sachen wirklich anzuwenden, gehen ſie 
wieder davon ab, und werden alſo dem eigenen Grundſatz 


untreu (0). 


Dagegen wird dieſe Unterſcheidung von den meiſten 


neueren Schriftftellern völlig 


(l) AnRGEntRarus Num. 30. — 
Ronpensure Tit 1 C.2 — 
P. Vorr. Sect. 4 C.2 88. — 
I. Vorr. $. 11. (diefer jedoch mit 
der ſehr beachtenswerthen Gin- 
ſchraͤnkung, daß Geſetze von poli- 
zeilicher Natur, z. B. über Getreide: 
ausfuhr, eine fireng territoriale 
Ginwirfung auch auf die beweg- 
lihen Sachen im Lande haben 
müßten). X 

(m) Sronr Chap. 9. 10 und 
6362. — Foxx p. 7Te —75 
P. 80, — Schäffner $ 54— 06 


verworfen, alſo eine gleiche 


$ 65-68. — Stonr $ 386 be: 
merft jedoch, daß die Gerichte von 
Louiſtana auch Bei beweglichen 
Saden die lex rei sitae (nicht 
domicilii) als anwenbbar be- 
trachten. 

(n) Forrix und Schaͤffner 
(Note m). 

(0) ForLiıx p. 78, 
Schäffner $ 66, welcher geradezu 
behauptet, für die Rechte an ein- 
zelnen Sachen gebe ed gar feine 
allgemeine Regel. 
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Regel für bewegliche und unbewegliche Sachen (das örtliche. 
Recht der gelegenen Sache) behauptet (p), für welche Mei- 
nung auch ich mich bereit auögefprochen habe. 

Die fchwächfte Seite jener unterſcheidenden Meinung, . 
welche auf die beweglichen Sachen nicht die lex rei sitae, 
fondern die lex domicilii, anwenden will, wird von ben 
Bertheidigern derfelben meift umgangen oder verhült. Man 
ſagt, der Wohnfig der Perfon jolle über das anzuwen⸗ 
dende örtliche Recht entſcheiden; welche Perſon aber iſt 
damit gemeint (q)? Ohne Zweifel die bei dem Rechie- 
verhältniß zu dieſer Sache beiheiligte Perſon; viefes ift 
aber ein fehr vieldeutiger Begriff, und dadurch wird bie 
ganze Behauptung felbft, auch wenn man fie zugeben wollte, 
in hohem Grade unbeftimmt und ſchwankend. Man kann 
unter dem Betheiligten den Cigenthümer verftehen (r); 
daneben aber bleibt es zweifeldaft, ob bei einer Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums der alte oder der neue Eigenthümer 
gemeint fein foll; eben fo, bei einem Streite über das Ei- 
genthum, welche der beiden freitenden Parteien, deren jede 
das Eigenthum fich zuſchreibt. — Man Tann aber aud 


(p) Müntensruch doctrina (q) Diele Einwerdung iR fehr 
Pand. $. 72. Meißner vom gut Hervorgehoben von Wächter 
flillfchweigenden Pfandrecht, Ganz 1. ©. 293, 
befonders aber Wächter J. S. 292. (r) So wird es aufgefaßt in 
298. 11. ©. 199 — 200. ©.383. der Preußischen und der Oeſterreichi⸗ 
— 389, wo auch I. 293 Note 130 ſchen Gefeßgebung, f. o. Roten 
noch mehrere Vertheidiger dieſer h. und i. | 
Meinung angeführt werben. 
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den Gebanfen an den Gigenthümer ganz aufgeben, und 
dafür den Befiger annehmen, wodurch allerdings die Aus⸗ 
führung vereinfacht und erleichtert wird. — — Außer dem 
Eigenthum endlich kommen noch verfchievene andere dingliche 
Rechte in Betracht, und jedes derſelben, wenn es vorhan- 
ben if, oder auch mur behauptet wird, führt wiener auf eine 
neue bei diefer Sache beteiligte Berfon. — So ift alfo die 
auf den Wohnfig der Perſon gerichtete Behauptung, 
ſelbſt wenn fie an fi Grund hätte, doch eine fehr viel- 
deutige, indem jebe ber hier genannten Perfonen einen ver- 
ſchiedenen Wohnſitz Haben kann; und daher iſt die behaup⸗ 
tete Regel nicht dazu geeignet, eine praftifche Löfung der 
Aufgabe Berbei zu führen. 

Die Hauptfrage aber bleibt immer die, ob denn ein in: 
nerer Grund vorhanden ift, die dinglichen Rechte an ber 
weglichen Sachen nach einem anderen örtlichen Necht zu 
beurtheilen, al8 die an unbeweglichen. Gerade Diefed muß 
durchaus verneint werden. Wielleicht iſt eine Einigung 
über die ganze Frage bisher am meiſten dadurch verhindert 
worden, daß man die Frage felbft zu abſtract aufgefaßt 
hat. Ich will es verfuchen, anfchaulich zu machen,‘ wie 
fih die Sache im wirklichen Reben auf ganz verfchievene 
Weiſe geftaltet. Dieſe Betrachtung wird zugleich dahin 
führen, die Entfleffimg ver Meinung, die ich für irrig halte, 
zu erffären,; und das in Ihr enthaltene wahre Element nach⸗ 
zuweiſen. ... . 


vun 12 
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Wenn wir die räumliche Lage beiveglicher Sachen bes 
teachten, fo fönnen wir dabei zwei Außerfie, völlig enige- 
gengefeßte, Bälle unterfcheiden, zwiſchen welchen viele an⸗ 
dere Halle, mit mancherlei Abſtufungen, in der Mitte 
liegen. 

Erſtlich Tann die räumliche Lage der beweglichen Sache 
in ſolchem Grave unbeſtimmt und wechſelnd ſeyn, Daß da⸗ 
durch ein beftimmmies Bewußtſeyn dieſer Lage, fo wie des 
” Landgebietd worin das örtliche Recht befteht, folglich auch 
die Annahme einer freiwilligen Unterwerfung unter dieſes 
örtliche Recht, völlig ausgefchlofien wird. Dahin gehören 
etwa folgende Fälle. Ein Reifener, der ſich mit feinen 
Sachen in einem Eilmagen oder auf einer Eiſenbahn be 
wegt, kann in Einem Tage mehrere Landgebiete durchſchnei⸗ 
den, ohne auch nur daran zu denfen, in welchem berfelben 
ex fich augenblicklich befindet. Derſelbe Fall triti ein, wenn 
en Kaufmann Waaren auf weite Streden Bin verfenbet, 
fo lange als diefe Waaren auf dem Wege find; beſonders 
im Seehandel, wenn die Waaren nach verfchlenenen Häfen, 
vielleicht nach verſchiedenen Welitheilen, verfchilft werden, 
damit irgendwo ein vortheilhafter Verlauf bewirkt werde. — 
In ſolchen Ballen Tann man von dem. Öxtfichen Recht der 
gelegenen Sache allerdings feine Anwendung machen; 
man wird vielmehr in Gedanken irgend. einen Ruhepunkt 
aufſuchen müflen, an weichem ſolcho Sachen. auf Iängere, 
vieleicht unbeftimmte Zeit zu bleiben beftimmt find. : Ein 
folder Ruhepunkt kann vielleicht aus dem erweislichen 
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Willen des Eigenthümerd unzweifelhaft hervorgehen; in 
andern Fällen wird er mit dem Wohnſitz des Eigenthuͤmers 
zuſammen fallen. Diefes Lebte wird unter Anderm anzu- 
‚nehmen feyn bei dem Reifegepäd, das nach vollenveter Reife 
in die Heimath zurück zu kehren pflegt; oft aber auch bei 
den in Fracht gehenden Waaren, die der Eigenthuͤmer, wenn 
fein Berfauf zu Stande fommt, vielleicht nach feinem Wohn⸗ 
fit fommen läßt, um fie da bis zu einer günftigeren Zeit 
aufzubewahren. Die einfeitige Rüdficht auf Fälle folcher 
Art Scheint die oben dargeftellte Behauptung veranlaßt oder 
unterftüßt zu haben, nach welcher das örtliche Mecht bes 
Mohnfiges bei beweglichen Sachen überhaupt anwendbar 
fein fol (s). 

Der zweite, völlig entgegengefebte, Fall ſetzt voraus; 
daß bewegliche Sachen eine Beftimmung erhalten haben, 
die fie an einem bleibenden Aufenthalt feft bindet. So 
gefchieht ed mit dem Mobiliar eines Haufes, mit einer da- 
ſelbſt aufgeftellten Bibliothef oder Kunftiammlung, mit 
dem Inventar eines Landguted. Zwar kann auch bei fols 
chen Sachen vie Abficht geändert, fie können an einen an- 
deren Ort, in. ein anderes Land gebracht werden; allein 
diefe Veränderungen find zufällig, und liegen außer dem 


(5) "Datans erflärt es fih auch denn bei diefen ift die vorherrſchende 
wohl, warum Amerifanifhe Ger Nüdfiht auf den Seehandel fehr 
richte n. Schriftftefler (wie Story) natürlich. ' 
diefer Meinung fehr zugethan find, 0 
12 * 
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gegenwärtigen Bewußtſeyn und Willen des Beflgerd (t). 
Es verhält Fch damit genau, wie mit dem Wohnftg einer 
Berfon, welcher gleichfalls als bleibend gedacht wirb, und 
dennoch in der Zufunft ſtets veränberlich bleibt (8 353).. 
— Bei Sachen diefer Art nun ift auch nicht einmal ein 
"fcheinbarer Grund vorhanden, fie anders zu behandeln, als 
unbewegliche Sachen, vielmehr find fie ohne allen Zweifel, 
eben fo wie diefe, nach demjenigen örtlichen Recht zu be- 
urtheilen, welches durch ihre gegenwärtige Lage (nicht durch 
den Wohnfitz des Eigenthuͤmers oder Beflgers) beftimmt - 
wird. Diefes wird denn auch von mehreren Schriftftellern 
anerkannt, die außerdem die Unterfcheidung beweglicher und 
unbeweglicher Sachen grundfäglich vertheidigen, die alfo 
für die angegebene Klaſſe von Sachen eine Ausnahme ihrer 
Regel behaupten, und infofern eine mittlere Meinung ver- 
treten (u). | . 
Zwiſchen den bier dargeftellten Klafien beiveglicher Sachen 
liegen endlich viele andere in der Mitte, und zwar in den 
verfchtebenften Abftufungen. Als Beifpiele können gelten 
die Kaufmannswaaren, Die der Eigenthümer an- einem ans 
deren Ort, als an feinem Wohnſitz, auf, unbeftimmte Zeit 


(t) Diefes Verhaͤltniß beweg⸗ 
licher Sachen von bleibender räum- 
licher Beſtimmung wird auch im 
Römischen. Net öfter erwähnt, 
wenngleih aus anderen juriftifchen 
Beranlafjungen, als der hier vor⸗ 
liegenden. L. 35 pr. $3—5 de' 


her. inst. (28. 5), L.17 de act. 
emt. (19.1), L. 32 de pign. 
(20.1), L. 203 de V. S. (50. 16). 

(u). 1. Vorr. ad Pand. 1. 6. 
$.14, Story $ 382, und mehrere 
audere bei Wächter L ©. 296 
Note 133 angeführte Schriftfteller. 
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aufbewahren laͤßt, das Reifegeräthe bei einem voruͤbergehenden 
Aufenthalt des Eigenthümers an einem fremden Orte u. f.w. 
Bei diefen wird ed von den Umftänden abhängen, ob fie der 
erften oder der zweiten Kaffe von Sachen beigezaͤhlt werben 
follen. Es wird Diefed nicht blos von dem Fürzeren ober 
längeren Aufenthalt folcher Sachen abhängen, fondern auch 
von ber Natur der Mechtsregel, deren Anwendbarkeit gerade 
in Frage geftellt wird. So z. B. wird bei der Frage nach 
der Form der Veräußerung (Tradition vder bloßer Vertrag) 
auch ſchon ein fehr kurzer Aufenthalt an einem beſtimmten 
Orte binreichen, um das örtliche Recht der gelegenen Sache 
für anwendbar zu erachten, anftatt daß. die Erſttzung viel- 
leicht andetd anzufehen fein wird. Im Allgemeinen aber 
müflen wir die Anwendung des örtlichen Rechts der gele- 
genen Sache ald Regel fefthalten, fo daß und eime ab- 
weichende Behandlung der‘ oben bargeftelltien erften Klaſſe 
von Sachen nur ald eine (verhältnigmäßig feltnere) Aus— 
nahme gelten darf. 


8 


8. 367. | 
1. Sachenrecht. Eigenthum.. 


Ich will Hier die einzelnen, das Eigenthum betreffenden, 
Rechtöfragen der Reihe nach vürchgehen, bei welchen von 
ber Anwendbarkeit verſchiedener örtlicher Rechte die Rebe 
feyn kann. 

1. Die Fähigkeit einer Perſon, Eigenthum zu | erwerben, 
und eben fo die Faͤhigkeit einer Perſon, das ihr gehörende 
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Eigenthum aufzugeben, iſt zu beurthrilen nach dem örtlichen 
Recht, welches am Wohnfig der einen oder der anderen 
Berfon gilt (8 362), alfo nicht nach dem Recht ver gele- 
genen Sache, weil jede diefer Fähigkeiten nur ein einzelner 
Zweig der allgemeinen Rechtefähigfeit und Handlungs⸗ 
fähigkeit ift, alfo zum perfönlichen Zuſtand gehört. 

Diefe Regel. ift von folgenden irrigen Standpunkien 
aus beftritten worden, welche fchon oben ifre Erledigung 
gefunden haben. Manche jagen, jene Faͤhigkeiten gehörten 
nicht zu den Eigenfchaften der Perfon an fich, fondern zu 
den rechtlichen Wirkungen jener Eigenfchaften; dabei aber 
fol nicht das Recht des Wohnfipes zur "Anwendung 
kommen, fondern das Recht des jedesmal uriheilenben 
Richters (a). 

Andere -laffen zwar im Allgemeinen das Met des 
Wohnſitzes gelten, behaupten aber eine Ausnahme für ven | 
Hal unbeweglicher Sachen. Hier foll auch die perfönliche 
Fähigkeit nach der lex rei sitae beurtheilt werden, das heißt, 
es fol das Realftatut zur Anwendung fommen (b). 

Allerdings aber muß eine Ausnahme jener Regel be- 
hauptet werden, wenn eine Befchränfung der Erwerbe- 
faͤhigkeit vorgefchrieben wird durch ſtreng pofitive, zwingende 


⸗ 


(a) Bon dieſer Meinung iſt (b) Del. oben $ 362 Note E. 
oben ausführlich gehandelt worden Diefe irrige Meinung hat Story 
8. 362. ., $ 430.434, der viele Schriftfteller 

anführt; die richtige Meinung hat 
Huser $ 12 
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Geſetze, wie die, welche einen polizellichen Charakter an ſich 
tragen. Solche Gefebe kommen zur Anwendung bei allen 
- im Gebiete dieſes Geſetzgebers befinblichen Sachen, und es 
iſt dabei auf. das Recht des Wohnſitzes der Perfon, die 
erwerben will, nicht zu jehen ($ 365). - _ 

2. Die Fähigkeit einer Sache, dem Brivatelgenthum 
unterworfen zu werben, alfo nicht unter die res quarum 
commereium non est zu gehören, ift zu beurtheilen nach 
dem Geſetz des Ortes, an welchem Die Sache legt. 

3. Diefelbe Regel gilt für den Umfang der herrenlofen 
Sachen, alſo für vie Zuläffigkeit over Befchränfung des 
SEigenthumserwerbs durch Occupation an Sachen mancher 
Art. Dahin gehören die Geſetze über die Regalitaͤt des 
Bernfteins, fo wie mancher Arten von Mineralien. Niemand 
bezweifelt, daß Hierin die lex rei sitae allein, entfcheibet, 
alfo auch auf bewegliche Sachen anzuwenden ifl. If 
jedoch nad dieſem Gefe das Eigenthum einer folchen 
Sache einmal erworben, jo muß dieſes Eigenthum auch 
in jedem anderen Staate anerfunnt werben, wenngleich 
diefer Staat eine gleichartige Erwerbung innerhalb feiner 
Graͤnzen nicht anerkannt haben möchte. 

A. In den Formen der Veräußerung, das heißt, der 
freiwilligen Mebertragung des Eigenthums an eine andere 
Berfon, kommen ſehr verſchiedene Nechtöregeln vor, und 
nach dem oben aufgeftellten Grundſatz müffen wir die am 
Ort der gelegeriem Sache geltende Rechtsregel anwenden, 
ohne Rüdficht auf den Wohnfig der einen oder ber anderen 


184 Buch 111. Hesrfchaft der Kechtaregeln. Kap. I. Oriliche Granzen. 


Berfon, und ohne Rüdficht auf den Ort des gefchlofienen 
Vertrages. 

So beruht nach. dem Roͤmiſchen Recht die Beräuferung 
auf der Uehergabe der Sache. Nach dem Preußiſchen Recht 
gleichfall8 auf der Mebergabe (ce). Nah dem Sranzöfifchen 
Recht wird dagegen die Nebertragung des Eigenthums fchon 
durch den bloßen Vertrag bewirft (d). 

. Die Anwendung diefer Regeln wird Durch folgende Bei- 
ſpiele anſchaulich werden. Wenn ein Barlfer fein in Berlin 
befindliche Mobiligr einem Pariſer in Paris verfauft, fo 
geht das Eigenthum nur durch Trakition über. Wenn 
aber umgekehrt ein Berliner feine in Paris ſtehende Sachen 
einem Berliner in Berlin verfauft, fo überträgt ſchon der 
bloße Vertrag daB Eigentfum. Ganz Daſſelbe wird ein- 
treten, wenn / wir in dieſen Beifpielen die Stadt Köln an 
die Stelle von Paris ſetzen. 

Für die Anwendung dieſer Negel wird es genügen, 
wenn der Aufenthalt der Sache auch nur ein vorübergehen- 
der, kurz dauernder, ſeyn follte (e), da in jedem Fall die 
Uebertragung des Eigenthums auf einer augenblidtichen 
Handlung beruht, .aljo Eeinen längeren Zeitraum erfüllt. 


() U.LE.R. 510. 5S4. Bel. cl. 11 $ 128133) ändern an 
Koh Preuß. Recht B.1 5252. jenem Grundſatz Nichte. 
255. 174. Selbſt die bebeutenden Id) Code civil art. 1138. 
praftifchen. Erleichterungen bei der Diefes Mecht gilt alfo auch im ver 
unter Abwefenden durch Ueberſen- Preußiſchen Rheinprovinz. 
bung ‚vor ſich gehenden: Tradition ° (e) &. 0. $ 306 ©. 181... 
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Anders wird es ſich nur verhalten in ven Ausnahmefällen, 
in welchen ber augenblidliche Aufenthalt der Sache in 
folchem Grabe unbeftimmt ift, daß auf venfelben ein ficheres 
Bewußtſeyn der handelnden Perfonen gar nicht gerichtet 
feyn kann. In folhen Fällen werden wir ald Ort der 
gelegenen Sache denjenigen Ort zu betrachten haben, an 
welchem die Sache zunächft zu bleiben beflimmt iſt, welches 
haufig der Wohnfis des gegenwärtigen Eigenthuͤmers (des 
Veraͤußerers) ſeyn wird (f). 

In allen hier unterſchiedenen Fäͤllen kommt es unzwei⸗ 
felhaft nur auf den Ort an, an welchem ſich die Sache 
zur Zeit der Uebertragung befindet. If dieſe Hebertragung 
einmal geſchehen, fo ift für das Schidfal des Eigenthums 
jede fpätere Veränderung des Aufenthalts der Sache gleich» 
gültig, indem das einmal erworbene Eigenthum durch eine 
ſolche raͤumliche Veraͤnderung nicht beruͤhrt werden kann. 

5. Der Erwerb des Eigenthums durch Erſitzung un⸗ 
terſcheidet ſich weſentlich von dem Erwerb durch Tradition 
darin, daß er nicht, wie die Tradition, durch eine augen⸗ 
blickliche, ſondern durch eine über einen längeren Zeitraum 
verbreitete Thatſache bedingt if, 


N 


(f) S. o. $366 S. 179. Bei Waaren im Transport begriffen 
der Beränßerung von Kaufmanns⸗ ſind) von ber Wirkung bes über⸗ 
gütern kommen noch bie ſehr zwei: tragenen Connoſſements im Be⸗ 
felhaften Fragen von dem kauf⸗ tracht. Bel. Thoöͤl Handelsrecht 
männifchen Zeichen, und (wenn die $ 79. 80. 
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Bei unbeweglichen Sachen nun iſt die Anwendung des 
Rechts der gelegenen Sache ganz unbeſtritten. Dagegen 
gehen, in Anſehung der Erfigung beweglicher Sachen, die 
Meinungen fehr auseinander (g). Hier aber iſt die Frage 
dadurch beſonders wichtig, daß die Geſetze verfchienener 
Länder fehr von einander abweichen. Das Römifche Recht 
erfordert einen Beſitz von drei Jahren, das Breußifche von 
zehn Jahren (h), das Franzoͤſiſche endlich erfordert gar 
feinen fortgefegten Beſitz, fondern fchließt fchon mit dem 
Anfang defielben die Eigenthumsklage des früheren Eigen⸗ 
thümers aus; Diefes jedoch mit Ausnahme verlorener und 
geftohlener Sachen, deren Schug aber mit dem Ablauf von 
drei Jahren aufhört (i). Durch dieſe letzte Beſtimmung 
ſchließt ſich im praftifchen Erfolg das Franzöfifche Recht 
dem Römifchen nahe an. 

Gerade Hier nun erjcheint die Anwendung ber lex rei 
» sitae vorzugsweiſe gewiß durch den Umſtand, daß die Grund» 
lage aller Grfigung ber fortwährende Beſitz if. Der Bells. 
aber, ald ein, feinem Wehen nach, ganz thatfälhliches Ver⸗ 
haͤltniß, iſt noch ungweifelhafler, als jedes Pingliche Recht, 
nach der lex rei sitae zu beitrihiellen ($ 368). 


(g) MöncensrucH doctm fenden Ufucapion das praͤtoriſche 
Pand. $73 nimmt ganz rihtig Eigenthum fchon Habe. Schäff⸗ 
die lex rei sitae an. Meızr ner $. 67 läßt Alles ungewiß. 
p. 37 die lex domicilii, und zwar dh) MER. 1.9 $. 620, 
nach dem Wohnfitz des Uſucapien- (i) Code civil art. 2279. _ 
ten, weil dieſer während der lau⸗ 
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Ein Zweifel. faun noch entfliehen für die Fälle, in wels 
chen der Aufenthalt der beiveglichen Sache, während Der 
Erfinungszeit, innerhalb verſchiedener Landgebiete geweſen 
if. Es kann nicht zweifelhaft fein, daß alle viefe Zeiten 
des Befipes zufammengerechnet werden müflen. Der Abs 
lauf der Crfitung aber, alfo der vollendete Erwerb des 
Eigentums, muß nach dem Recht des Orts beuriheilt 
werben, an welchem zuletzt die Sache ſich befindet, weil 
erſt mit dem Ablauf des ganzen Zeitraums die Veraͤnderung 
im Gigenthum eingetreten, vorher aber eine folche nur 
erſt vorbereitet worden if (k). If einmal nach dieſem 
Recht durch Erfikung das Eigenthum erworben, jo muß 
dafielde auch in jevem anderen Bande anefannt werden, 
wenngleich das Geſeh dieſes Landes einen längeren Zeit- 
raum erfordern moͤchte. 

6b. Die Berfolgung des Eigenthums buch Klage, mit “ 
allen dazu gehörenden näheren Beſtimmungen, iſt zu beur- 
theilen nach dem Recht des Ortes, an welchem der Prozeß 
geführt wird (i). 

, Diefes kann der Ort der gelegenen Sache fein, wegen 
des an dieſem Orte begrümpeten Gerichtsſtandes (8 366.2); 


alsdann iſt die lex zei: sitae anwendbar. Es kann aber 


auch der -Wohnfip des Beklagten fein, weil nach gemeinem 


(k) Es gilt alfo- bier derſelbe (I) ©. o. 5361 Num. 3 C. 
Grundſatz, wie bei ber zeitlichen " 
Collifion der Uſueapionsgeſetze 
($ 391.6). ° 6 


' 
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Recht beide Arten des Gerichtöftannes in der At concur- 
eiren, daß ber Klaͤger zwiſchen beiden die Wahl hat; als- 
dann iſt die lex domicihi des Bellagten anzuwenden auf 
alfe, die Eigenthumsklage betreffende, Rechtsfragen. Es ift 
nicht zu verfennen, daß durch dieſe alternative Megel eine 
bedenkliche Willtür in die Hand des Klägers gelegt wird; 
fie ift aber Hier unvermeiblich. 

Eine große Verſchiedenheit zwifchen den Gefehgebungen 
finder fih in Anſehung der Befchränfung der Eigenthums⸗ 
Mage. Das Römifche Recht laͤßt die Klage undedingt zu ge⸗ 
gen jeden Beſitzer, der nicht Eigenthümer if, und zwar ohne 
Anſpruch dieſes Befigers auf Erfah des -ausgelegten Kauf 
preifes. — Das Preußiſche Recht läßt gleichfalls die uns 
bedingte Bindication zu, jedoch mit Vorbehalt des eben 
_ erwähnten Erſatzes an den redlichen Befiger (m). — Das 
Branzöfifche Recht laͤßt in der Regel gar keine Vindication 
beweglicher Sachen zu, und macht- davon nur einige Auss 
nahmen: bei geftöhlenen oder verlorenen Sachen birinen 
drei Jahren, und. bei verkauften, noch unbezahlt gebliebenen 
Sachen, die gegen ven Käufer birmen acht Tagen vinbichzt 
werden können (n). Der eine ‚oder der andere biefer Grund⸗ 
fäße wird zur Anwendung kommen mürfien, - je nachdem an 
dem Ort des Gerichts, vor welchem der Brözep' geführt 
wird, das Römifche, das Preußifche, das Franzöfliche - 
Recht gilt. 


(mM) WER. 115 8 1. 286. (n) Code civil art. 2278. 
art. 2102 N. 4. ’ 
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Der eingeleitete Prozeß. über. das Eigenthum kann be 
ſondere Folgen wit fish führen, insbefonvere wegen ber 
Beüchte, wegen. des. durch. den Untergang ober bie Beſchaͤ⸗ 
bigung der vindicirten Sache begründeten Schadenerſatzes 
u. ſ. w. (0) Alle darauf begügliche Fragen find gleichfalls 
nach dem am Orte des Gerichts geltenden Recht zu ent» 
ſcheiden. 


8. 368. 
1. Sachenrecht. Jura in re. 

‚Auf bie dingfichen Rechte außer dem Eigenthum (jura 
in re) find meift äßnliche Grunpfäße anzuwenden, wie auf 
das Eigentum. J 

1. Daß die Bräbialfervituten nur nach der lex rei 
sitae beurtheilt werben koͤnnen, wird von feiner Seite bes 
ſtritten. | — 
Eben fo verhält es ſich mit den perfönlichen Servituten, 
deren Gegenftand in einer unbeweglichen Sache befteht. 

Iſt der Gegenſtand eine bewegliche Sache, ſo wird von 
Bielen die lex domicilü eben ſo, wie bei dem Eigenthum 
an beweglichen. Sachen, mit Unrecht für anwendbar gehals 
ten. .. Dey,-Barteiftzeit, über. dieſe Frage im Allgemeinen if 
ſchon oben ‚ausführlich abgehandelt worben (8.366). 

2. Die Emphyteuſe und die Superficies find feinem 
Zweifel unterworfen, da fie nur an unbeweglichen Sagen 


⸗ 


1 


(0) S. o. B. 6 8 260 fg. u u 


- 
. 
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vorkommen fönnen, alfo, wie alle Barteien annehmen, nach 
dem Recht ver gelegenen Sache zu beurteilen find. 

3. Das Preußifche Recht giebt dem Miether, Pächter, 
und ähnlichen Inhabern fremder Sachen zum Zwedch eige, 
ner Benutzung, ein dingliches Recht mit einer Klage in rem 
gegen den britten Beflger, vorausgefeht, daß ihnen die 
Sache übergeben if (a). Im Römifchen Recht Tommt 
befanntlich ein ſolches dingliches Recht nicht vor. 

Ohne Zweifel wird nun ein dingliches Recht diefer Art 
entftehen, wenn die Sache, fie mag beweglich oder unbe- 
weglich fenn, im Preußifchen Staat zur Zeit der Uebergabe 
fih befindet; liegt fle zu jener Zeit in einem, dem Roͤmi⸗ 
fchen Recht folgenden Lande, fo entfteht das dingliche 
Recht nicht. ' 

Geſeht aber, dieſes dingliche Hecht wird Im Preußiſchen 
Staat durch Uebergabe einer gemietheten beweglichen Sache 
begründet, und der Bellber bringt die Sache in ein Land 
des Römifchen Rechts, fo Fönnte man annehmen, er Tönne 
auch Hier das einmal erworbene Recht gegen einen dritten 
Beſttzer geltend machen. Ich glaube jedoch, Diefes verneinen 
zu müffen, weil fein Anſpruch auf einem ganz eigenthäm- 
lichen Rechtöinftitut beruht, dad‘ in jenem Lande über- 
haupt nicht anerfannt IR (b). — Vebrigens iſt dieſe Frage 


(2) 9.2.R.1.25135—137. Meinung it auch Wächter IM. 
1. 7. 8169. 170. Bol. Roh S. 388. 389, zwar nicht in dem 
Preuß. Recht B. 1 $. 317. 318, bier angeführten befonderen Fall, 

(b) ©. o. $ 140. B. Diefer wohl aber In dem ganz gleithar- 
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nicht von praltiſchet Erheblichkeit, weil das hier ermähnte 
dingliche Necht überhaupt nur bei unbeweglichen Sachen 
in wichtigen Folgen hervortritt. 

4. Das Pfandrecht iſt nicht nur von ausgedehnterer 
Wirkſambeit, als die bioher genannten jura in re; ſondern 
auch in der hier vorliegenden Frage größeren Zweifeln umb 
Streitigkeiten unterworfen. 

Auch hier muß das örtliche Recht der gelegenen Sad 
“als. Regel. feftgehalten werben, und bie meilten dagegen ers 
hobenen Bedenken beruhen auf bloßem Schein. 

Ich will damit anfangen, eine Ueberficht der wichtigften, 
dieſes Nechteinftitut im Ganzen beiveffenden, Verſchieden⸗ 
beiten zu geben, die in deutichen Staaten wahrzunehmen 
find. 
Das Römifche Recht beruht auf folgenden Grundſaͤtzen. 
2: Das Pfandrecht enificht, als dingliches, gegen jeden 
dritten Beſiher verfolgbared Recht, durch bloßen Vertrag, 
auch ofme Übergebenen Beſitz (c). b. Der Bertrag kann 
auch ſtillſchweigend gefchloflen werben, indem, neben mehre- 
ren obligatorifchen Rechtögefchäften, vermöge einer allge- 
meinen Rechtöregel fingirt wird, es fey zur Sicherheit der 


tigen BU des Pfandrechtes, von in re, das. heißt, ci‘ vom Gigen- 
welchem ſogleich Die Rede feyn ihnm abgezweigtes Mecht, mit 
wird. Uebergehung der kuͤnſtlicheren An- 

(ce) Ich beſchraͤnke mich hier wendung deſſelben auf Obligatio⸗ 
abſichtlich auf das Pfandrecht in um u. ſ. w. 
ſeinem eigentlichen Sinn, als jus 
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Forberung zugleich eine Berpfändung verabredet worden (d). 
- €. Bewegliche und unbewegliche Sachen werben, ald Ge⸗ 
genftänve einer Berpfändung, nicht unterſchieden. d. Der 
ausprädliche fowohl, als der ſtillſchweigende Bertrag Tann 
ich beziehen, nicht nur auf einzelne Sachen, fondern auch 
auf ein ganzed Vermögen. Die Berpfändung biefer legten 
Art hat den Sinn, daß fie alle zu diefem Vermoͤgen jetzt 
gehörende, und alle in baffelbe künftig eintretende Sachen 
umfaßt, alfo auch ſolche Sachen, die nicht einzeln bezeich- 
net, ja nicht einmal einzeln zum Bewußtſeyn der Parteien 
gebracht werben. Mit Unrecht hat man als den Gegen- 
ftand eines ſolchen Pfandrechts das Vermögen in feinem 
tvealen Begriff, abftrahirt von allem Inhalt, anfehen, und 
daher die juriftifchen Begriffe der universitas und successio“ 
per universitatem, aͤhnlich den Verhaͤltniſſen des Erbrechts, 
darauf anwenden wollen (e); in der That iſt dabei nur 
von einer indirecten Bezeichnung und Begränzung der Ge⸗ 
genſtaͤnde die Rebe, vie als einzelne Sachen mit dem 
Pfandrecht behaftet ſeyn ſollen. .— 


9 2* 


(d) L. 3 caus. 
(20.2), .. tacitam conven- 
tionem de inveetis illatis“ 


in quib. „. . tacıte inteliguntur pignori 
esse . .. etiamsi nominatim id 


‚non convenerit." - Der bei 


L.4 pr. eod. „,.. quasi id tuci- 
te: consenerit ..” L. 6 .ead. 
„.. . tacite solet convestum ac- 
cipi, at perinde teneantur in- 
vecta et illata, ac si specialiter 
convenisset . .“ L. 7? pr. eod. 


neueren Schriftſtellern übliche Aus⸗ 
druck des geſetzlichen Pfandrechts 
(pignus legale) verdunkelt die 
wahre Natur des Mechtsinſtituts. 

(e) Ueber dieſe Begriffe vgl. 
oben B.3 8105. - j 
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Unter den verfchienenen Ländern nun, welche im Ganzen 
das Nömifche Recht befolgen, kommen gerade im Pfand- 
recht, neben ber eben bargeftellten gemeinfamen Grundlage, 
manche untergeorbnete Abweichungen vor. Hauptfächlich 
betreffen dieſe den Umfang des ftillfchweigenben Bfanprechts, 
welches, je nach den einzelnen Landesgeſetzgebungen, bald 
mehr bald weniger Fälle von Obligationen umfaßt, - bie 
mit der Fiction eines Pfandvertrages verbunden feyn follen. 

Gefegt nun, es fen von zwei, das Römifche Recht im 
Ganzen befolgenden, Ländern die Rede. In dem einen 
gelte auch die Regel des Römifchen Rechts, nach welchem 
das BVerfprechen, eine Brautgabe zu beftellen, ſtets Durch 
ſtillſchweigende Verpfändung des ganzen Bermögend ge- 
fichert iſt (f); in dem anderen Lande fen dieſe Regel auf: 
gehoben. Wenn nun zwei Einwohner jened erften Landes 
einen ſolchen Dotalvertrag fchließen, der Schuldner aber 
‚befißt in dem zweiten Lande ein Grundflüd, fo fragt es 
fih, ob diefes Grundſtuͤck dem ſtillſchweigenden Pfandrecht 
unterworfen ſey. Man fönnte diefe Frage verneinen wollen, 
indem man die lex rei sitae zur Anwendung brächte; aber 
mit Unrecht. Denn auch das zweite Land erfennt die 
Möglichkeit einer Verpfändung durch bloßen Vertrag, unb 
ſelbſt durch ftillfchweigenden Vertrag, an. Ob nun im 
vorliegenden Fall ein folcher Pfandvertrag vorhanden iſt, 
das ift eine thatfächliche Frage, die nur nach demjenigen 


(HM) L.un$1 C. de rei ur. act. (5. 13). 
vm. 13 
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örtlichen echt entſchieden werben kann, unter welchem 
überhaupt das hier geſchloſſene Rechtsgeſchaͤft ſteht (8). 
Nach dieſem Recht aber wirh fingirt, es ſey eine aushrüds- 
liche Verpfändung des ganzen Vermögens, alfo auch jenes 
auswärtigen Grundflüds, vorgenommen worden, und Daher 
muß das Grundftüd als mitverpfändet gelten (h). Wäre 
der Dotalvertrag in dem zweiten Lande, von Einwohnern 
defielben, gefchloflen worden, fo würde weder dad Grund⸗ 
ftüd, noch das übrige Vermögen des Schuldners, als 
verpfänbet anzufehen feyn. 

Eine ungleich größere Verſchiedenheit aber findet fich 
zwifchen ven beutfchen Ländern, die das Römifche Pfand⸗ 
recht im Ganzen anerkennen, und denen, die das Pfand» 
seht auf eine ganz neue Grundlage flellen. Ich will als 
Topus diefer letzten die Preußifche Geſetzgebung annehmen, 
worin ein ſolches neues Recht am volltändigften ausgebildet 
erfcheint. Einzelne Beftandtheile davon finden ſich auch in 
anderen Ländern, und es wird nicht ſchwer feyn, die Hier 
folgenden Regeln auch auf diefe anzuwenden. 

Das Preußifche Recht nerfagt dem bloßen Vertrag all- 
gemein die Kraft, ein Pfandrecht als dingliches Necht zu 


(g) Welches örtliche Recht als 
ſolches anzuſehen ift, wird in dem 
gleich folgenden Abſchnitt (Obli- 
gationenrecht) feftgeftellt werben 
($ 374, D.). 

(h) Diefelbe Entſcheidung ge⸗ 
ben MEıer p. 89 — 41. Meißner 
vom ſtillſchweigenden Pfandrecht 


6 23.24, aber aus einem Grunde, 
den ich nicht als richtig auerkenne. 
Das Recht des Wohnfikes, als 
ſolches, ſoll entfcheiden, gerade wie 
bei ragen des Erbrechts, weil 
bier das ideale DBermögen, bie 
universitas, Gegenſtand ber Ver⸗ 
pfaͤndung ſey. 


8. 368. U. Gachenricht Jurainre. : ı 1% 


erzeugen. Es unterſcheidet ferner unbewegliche und beweg⸗ 
liche Sachen. Bei den unbeweglichen entſteht das dingliche 
Recht mur Durch die Eintragung in das Hypothelenbuch . 
Ein Vertrag Aber die Eintragung eines beſtimmten Grund⸗ 
ſtuͤfs iſt ein Vitel, auf deſſen Grund vie Eintragung ſelbſt 
gefordert werben kann, ein allgemeiner Pfandvertrag über 
das ganze Bermögen giebt einen folchen Anfpruch für ein⸗ 
zelne Grundſtücke nicht (k). — An beweglichen Sachen ent⸗ 
Reht ein dingliches Pfandrecht nım durch die Mebergabe (1); 
ein Vertrag über Die Berpfändung beftimmter einzelner 
Sachen ift ein Titel zum Anſpruch auf diefe Uebergabe (m). 

Wenn nun in einem Lande, worin dad Römifche Recht 
gilt, eine Verpfaͤndung durch Vertrag ausdruͤcklich oder 
ſtillſchweigend vorgenommen wird, ſo kann dieſe an den in 
Preußen befindlichen Sachen des Schuldners fein Pfand- 
recht erzeugen. Sie kann hoͤchſtens als Titel gelten, um 
an jenen Sachen vie Beſtellung eines Pfandrechts Church 
Ginteagimg ober Uebergabe) zu fordern, und auch das nur 
unter den fo eben angegebenen befonderen DBebingungen 
(Roten k. m). — Wird aber umgefehrt in Preußen ein 
Pfandvertrag über einzelne Sachen oder Über ein ganzes 
Bermögen geihlofien, und hat der Schuldner Vermoͤgens⸗ 


Hd A. ẽæ. R. 1 20 5 411.412. trag giebt diefen Anſpruch nur in 
(k) Ebendaſ. $ 402. 403. ven befonderen Fällen, wort auch 
(l) Ebendaſ. $ 111. eine Gautionsfeiftung gefordert 
(m) Ebendaſ. 9 208. 140. — werden kann. Ebendaf. 9 112. 
Ein allgemeines Verpfänbungevers 
| 13* 
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ftüde, die in einem Lande des Römifchen Rechts liegen, fo 
it fein Hinderniß vorhanden, dieſe Vermoͤgensſtuͤcke als 
gültig verpfändet zu behandeln, da das Römische Recht die 
Berpfändung durch Vertrag weder von einem beftimmten 
Ort des gefchloffenen Vertrags, noch von einem beftimmten 
Wohnſitz des Verpfänders abhängig macht. Es kann und 
muß alſo hier Die lex rei sitae ungeftört zue Anwendung 
fommen (n). 

Nur folgender Kal bleibt dabei noch zu erwägen übrig. 
Wenn in einem Lande des Römifchen Rechts eine beweg⸗ 
liche Sache durch Vertrag, fey es ausbrüdlich oder ſtill⸗ 
fehweigend, gültigerweife verpfänbet, Die Sache aber nach- 
ber nach Preußen gebracht wird; wirkt nun das Pfandrecht 
fort, fo daß die Sache auch hier mit einer Klage gegen 
jeden Befiger (ſey es der Schuldner oder ein Dritter) ver- 
folgt, und eben fo von dem Pfanpberechtigten, wenn dieſer 
durch Zufall, ohne Uebergabe, ven Beſitz erlangt, veräußert 
werben kann? Man möchte geneigt fein, dieſe Frage zu 
beiahen, weil fcheinbar das einmal erworbene Recht durch 


(n) Eine buchſtaͤbliche Anwen- 
dung des Allg. Landrechts Einf. 
$28 würbe dahin führen, dag ein 


Berliner in Stralfund (wo Rö- 


miſches Recht gilt) feine bewegliche 
Sache nicht duch bloßen Bertrag 


verpfänden könnte, jo baß dieſe Ber- 
yfandung in Stralfund wirkfam, 
wäre ($366.h). Die Widerfinnig- 


feit Diefer Behauptung wird befon- 
ders einleuchtend, wenn man ben 


Fall umgekehrt denkt. Denn fo müßte 
auch der Stralfunder feine beweg- 
lihe Sache durch bloßen Bertrag 
in Berlin dergeſtalt verpfänden 
fönnen, daß die Berpfändung in 
Berlin wirkſam wäre. Diefe lebte 
Behauptung wird fehwerlich irgend 
einen Vertheidiger finden, und 
doch folgt auch fie aus der völlig 
buchftäblichen Anwendung des $ 28. 
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die Beränderung des Orts feine Kraft nicht verlieren 
fann. | | 0 

Dennoch glaube ich, die Frage verneinen zu muͤſ⸗ 
fjn. Es ift nämlich in einem folchen Fall nicht von 
einem und demſelben Pfanprecht die Rede, - das nur in 
mehreren Ländern auf verfchievene Weife erworben werben 
möchte, etwa fo, wie das Eigenthum hier durch Trabition, 
dort durch ‚bloßen Vertrag erworben wird, und dennoch 
überall gleichmäßig anerfannt, als. Eigenthum wirkt. 
Vielmehr ift das Pfandrecht durch bloßen Vertrag ein 
ganz anderes Rechtsinftitut, als das, welches nur durch 
Nebergabe begründet werden kann, und beide haben nur 
den Namen und den allgemeinen Zwed mit einander ge⸗ 
mein.. Wenn daher die oben erwähnte bewegliche Sache in 
das Gebiet der Preußifchen Geſetzgebung hHereingebracht 
wird, und hier das anderwärts durch bloßen Vertrag bes 
gründete Pfandrecht geltend gemacht werden full, fo beruft 
fi der angebliche Pfandgläubiger auf ein im Preußifchen 
Staat nicht anerfanntes Rechtsinftitut und ein folches Ver⸗ 
fahren ift fchon oben als unzuläffig nachgewiefen wor⸗ 
den (0). Dagegen kann umgefehrt der Pfandgläubiger, 


v 


(0) ©. o. $ 349.B. — Die 
felbe Meinung wird vertheidigt in 
den Ergänzungen zum A. L. R. 
von Gräffuf.w. 3.1 ©. 116. 
— Eben fo auch von Wächter 
I. ©. 386. 388. 389, in Bezie- 
Hung auf das Württembergifche 


Recht, welches Hierin mit dem 
Preußiſchen übereinftimmt. Er 
giebt ale Grund an, daß das Ge⸗ 
fe Hier das Pfandrecht an Mo- 
bilien in Entſtehung und im 
Fortbeftehen nur in der Form’ 
des Fauſtpfandes anerkenne. Diefe 
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weichem in Preußen eine bewegliche Sache durch Mebsrgabe 
verpfändet worben ift, fein Recht auch in einem Lande des 
Nömifchen Rechts geltend machen, da er alle Bedingungen 
in fich vereinigt, Die Gier zu einem mickfamen Pfanprechte 
erfordert werden. 


Die Rangorbnung mehrerer an berfelben Sache begruͤn⸗ 
deter Pfandrechte if nach der lex rei sitae zum beurtheilen. 
Diefe Rangorbnung kann beſonders auch Im Boncurfe zur 
Sprache kommen, und von diefem Falle wird noch unten 
gehandelt werden (9 374). 


5. Mas hier von den dem NRömifchen Recht angehö- 
renden, und den ihnen durch neuere Gefehgebung nachge- 
bildeten binglihen Rechten gefagt worden ift, muß eben fo 
von den rein germanifchen gelten. Das Recht an Lehen 
und Fideicommiſſen ift ftetS ein Recht an beflimmten Grund: 
ftüden, und wird alfo beherrfcht von dem Gefeh des Ortes, 
an welchem die Grunbftüde liegen. 





Im Laufe dieſer Unterſuchung üher das Geſetz, welchem 
die dinglicden Rechte unterworfen find, Habe ich an jedem 
gehörigen Orte fogleih die oben (8 344.e) vorbehaltene 
Frage eingefchaltet, inwiefern das anwendbare Geſetz durch 


Begrundung if weſentlich dieſelhe, im bar Ausdruckoweiſe davon ven 
wie die von mir perſuchte, und nur ſchieden. 
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eine Veränderung in. dem Aufenthalt ver beweglichen Sache, 
die den Gegenſtand eines binglichen Rechts bildet, fo oder 
anders beftimmt werden müffe. 


Der Beſitz gehört zwar nicht unter die binglichen 
Rechte, jedoch wird am der gegenwärtigen Stelle, neben 
ben dinglichen Rechten, die Frage nach dem auf den Bells 
anwendbaren örtlichen Recht zwedmäßiger, als an irgend 
einer anderen Stelle, behandelt werden koͤnnen. 

Der Beſitz ſelbſt ift, feiner Natur nach, ein rein that- 
fächliches Verhältniß (p), und als folches kann er nur Dem 
örtlichen Recht der gelegenen Sache unterworfen feyn, er 


mag fich auf bewegliche ober unbewegliche Sachen beziehen. . 


Nach diefem Recht allein alfo ift bie Frage nad dem Er⸗ 


werb und Berluft irgend eines Befiges, alfo nad dem“ 


Dafeyn deffelben, zu entfcheiden, ohne Unterfchied, um wel» 
ches Zwedes und Erfolges Willen dieſe Frage irgendwo 
aufgeworfen werben möge. An den Befig aber fnüpfen fich 
zwei rechtliche Folgen, die Ufucapion und die poffefforifchen 
Interdicte. Die erfte hat gar feine felbftftändige Natur, 
fällt vielmehr mit dem Eigenthbum zufammen, und gehört 
mit dieſem zur lex rei sitae ($ 367 Num. 5). — Die 


poffefjorifchen Interbicte, als die zweite Folge des Beſitzes, 


gehören unter die obligationes ex delicto (q),ftehen alſo 


(p) — Rei des Befitzes 5 8. (q) Savigny 
a. a. O. $. 6. 
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unter dem örtlichen Rechte des Gerichts, vor welchem ber 
Rechtöftreit geführt wird (r). Indeſſen iſt dieſer Sag von weit 
geringerer Erheblichkeit, ale man ihm auf den erften Blick 
zufchreiben möchte. Er betrifft nämlich nur das eigentlich 
velictartige Element in den Befigklagen, alfo ihre Straf- 
natur, welches ber bei weitem geringere Beftandtheil ihres 
juriftifchen Gehaltes iſt. Der weit wichtigere Beſtandtheil, 
Die Frage nach dem Dafeyn und der Anerfennung des Be⸗ 
fies, ift aber von jedem Richter, wie fo eben” bemerkt 
wurde, lediglich nach der lex rei sitae zu entfcheiden. 


8. 369. 
IH. Obligationenreht. Einleitung. 


Bei den Obligationen, wie bei den dinglichen Nechten, 
tritt die Perſon aus ihrer abftracten Perfönlichkeit heraus 
in das örtliche Nechtögebiet eines einzelnen Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſes ($ 345. 360. 366). Auch hier alfo haben wir die 
ftetS wiederkehrende Frage zu beantworten, wo der. wahre 
Sitz jeder Obligation ift, an welchem Ort im Raum fie ihre . 
Heimath hat. Denn aus diefem Sitz der Obligation, aus 
diefer ihrer Heimath, werden wir zugleich den befonderen 


(r) ©. u. $ 374.C. Diefes Nov. 69.C.1. Es kann aber auch 
kann nun allerdings das forum das davon vielleicht verfchiedene 
rei sitae feyn, welches unftreitig forum domicilii feyn, indem biefes 
für die Beſttzklagen flets begründet mit jenem electiv concnrrirt ($ 371 
il. L. un C. ubi de poss. (3.16), Note n. und p.). 
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Gerichtsſtand derfelben, fo wie das örtliche Recht erkennen 
nach welchem fie zu beurtheilen ift. 

Die Beantwortung diefer Frage ift gerade bei den Obli- 
gationen aus folgenden Gründen, mehr als anderwärts, 
ſchwierig und zweifelhaft. 

Erftlih hat die Obligation einen Gegenfland von uns 
fichtbarer Natur, in Vergleichung mit dem dinglichen Recht, 
welches an einem finnlich wahrnehmbaren Gegenftand, einer 
Sache, haftet. .Wir müflen uns alfo jenes Unftchtbare in 
der Obligation erft zu verförpern fuchen. 

Ferner bezieht fich jede Obligation wefentlich auf zwei 
verfchienene Berfonen ; in der einen erfcheint fie als erweiterte 
Freiheit, als Herrſchaft über einen frempen Willen: in ber 
anderen als befchränkte Freiheit, als Abhängigkeit von 
einem fremden Willen (a). Nach welchem viefer beiden, 
zwar eng verbundenen, dennoch verſchiedenen, Berhältniffe 
follen wir nun den Sit der Obligation beftimmen? — Ohne 
Zweifel nad den WVerhältniß des Schuldners, da die in 
der Perſon des Schuldners vorhandene Nothwendigkeit 
einer Handlung das eigentliche Wefen der Obligation auss 
macht. Diefe Annahme wird beftätigt durch den unbeftrits 
tenen großen Einfluß des Orts der Erfüllung auf den 
Gerichtsſtand, indem die Erfüllung vorzugsweiſe in einer 
Thätigfeit des Schulpners befteht, neben welcher eine Thä- 
tigkeit des Glaubigers entweder gar nicht, oder doch nur 


@) S. o. 8.1 658, 
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in untergeoroneter, mitwirkender Weiſe vorfommt. Kerner 
durch den inneren Zufammenhang ‚des örtlichen Rechts mit 
dem Gerichtöftand, welcher legte ſtets auf die Perfon des 
Bellagten, hier alfo des Schuldners, ſich bezieht. 

Endlich entfieht noch eine Schwierigfeit aus ber Gegen⸗ 
ſeitigkeit, welche, wenn auch nicht bei allen, doch bei vielen 
Obligationen vorkommt. Wo diefe vorhanden iſt, da iſt 
jede der beiden Perfonen ald Schuldner anzufehen, nur in 
Beziehung auf verfchiedene Handlungen, weshalb die fo 
eben aufgeftellte Regel der überwiegenden Berüdfichtigung 
des Schuldners nicht mehr auszureichen fcheint. Allein in 
jeder gegenfeitigen Obligation lafien fich die beiden getrenn⸗ 
ten Schuldverhältnifie ſtets als getrennte behandeln, fo daß 
uns auch hier Nichts hindert, fir jede der beiden, durch 
biefe Trennung entftehenven, Hälften, den Gerichteftand und 
das örtliche Recht nach der Perfon des Schulpners zu ber 
flimmen. Ja fogar ift dieſe abjondernde Auffaffung als 
die urfprüngliche und natürliche anzufehen, vie zuſammen⸗ 
. faffente Behandlung und Bezeichnung als eine abgeleitete 
und fünftliche, welche jedoch in der innigen Verbindung der 
beiden Obligationen -ihre Rechtfertigung findet. Die Rich⸗ 
tigfeit der hier aufgeftellten Anſicht wird beftätigt Durch bie 
bei den Römern fehr gewöhnliche Abfchliebung eines Kauf- 
vertrag u. f. w. durch zwei getrennte Stipulationen (b). 


(b) GEs ſoll dabei nicht geleugnet der Hälften einer zweiſeitigen Obli⸗ 
werben, daß in manchen Fällen gation, namentlich in Beziehung 
biefe abfondernde Behandlung bei: auf das örtliche Recht, Zweifel und 
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Bei den Obligationen finden wir wieder den fchon öfter 
hervorgehobenen Zuſammenhang zwiſchen dem Gerichtsſtand 
und dem Recht ($ 360. Num. 1). Derſelbe zeigt ſich aber 
hier wichtiger und einflußreicher, als anderwaͤrts, weil im 
Roͤmiſchen Recht der für die Obligationen geltende beſon⸗ 
dere Gerichtsftand forgfältig ausgebildet erfcheint, amftatt 
daß das Örtliche Recht faft gar nicht erwähnt wird. Den, 
noch paſſen die den Gerichtsſtand beflimmenden Gründe 
durchaus auch auf das örtliche Recht, indem Beides auf 
dem gleichmäßigen Gehorfam gegen verfchiedene Zweige ber 
örtlichen öffentlichen Zuftände beruft. Wir können haber 
aus den Beſtimmungen ded Römifchen Rechts über ben 
Gerichtsſtand der Obligationen mit Sicherheit abnehmen, 
in welchen Sinne das örtliche Recht der Obligationen auf: 
zufaſſen ift. 

Der fpecielle Gerichtsſtand, wie Das örtliche Recht der 
Obligationen, beruht auf einer freiwilligen Unterwerfung 
($ 360. Rum. 2), die in den meiften Fällen nicht ausdruͤck⸗ 
lich erklärt wird, fondern nur aus den Umftänvden zu 
ſchließen ift, eben deshalb aber auch duch eine entgegenge⸗ 
feste ausdruͤckliche Erklaͤrung ausgefchloffen wird (e). Die 
Umftände alfo, unter welchen eine Obligation entfteht, kön⸗ 


Berwickeluugen mit fih führen hauptet. Vgl. Wächter U. S. 45. 
kaun. Grundſaͤtzlich aber iſt fie (e) L.19 $2 de jud. (5.1) 
darum nicht meniger rihtig, und „ - . nisi alio loci, ut defen- 
fie wird auch ven Auberen für deret, convenit“ ... 

mehrere Bälle der Anwendung bes 
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nen oft in Anderen eine beftimmte wohlbegründete Erwar⸗ 
tung erregen, und biefe Erwartung foll dann auch nicht 
getäufcht werden. Das ift der Geſichtspunkt, von welchem 
aus fowohl der Gerichtöftand der Obligationen, als das 
örtliche Recht derfelben, aufgefaßt werden muß. 

Freiwillige Unterwerfung ift nun auch der Grund bes 
prorogirten Gerichtsftandes, und daher ift eine Verwandt: 
fchaft zwifchen biefem und dem Gerichtöftand der Obliga- 
tionen unzweifelhaft, obgleich dieſer legte eine mehr objective, 
ber prorogirte eine mehr fubjective Natur Hat, die Rüdficht 
auf ein beftimmtes Gericht, oft auch auf beftimmte Gerichts⸗ 
perfonen. Den Gerichtsftand der Obligation als eine reine 
Anwendung des prorogirten, als einen einzelnen Fall deſſel⸗ 
ben, aufzufaflen, iſt wohl nicht gerechtfertigt (d). Das 
eigentliche Intereffe diefer Frage möchte etwa darin beftes 
hen, daß ed nach Römifchem Recht zweifelhaft ift, ob die 
Prorogation fireng bindet (e). Der Gerichtsſtand der 


(d) Über diefe Frage wird 
geftritten zwifhen Bethmann 
Hollweg Berfuhe ©. 20—27 
©. 50 und Linde Abhandlungen 
B. 2 ©. 75 fg. Der Tehte aber 


L.15 de jurisdict. (2.1), L. 1C. 
de jurisdiet. (3.13). 
(e) Nah L. 29 C. de pact. 
(2. 3) jcheint fie bindend, nad) 
L. 18 de jurisdict. (2.1) wider⸗ 


iret offenbar darin, daß er bei ven 
Obligationen nicht blos den Aus» 
druck des prorogirten Gerichte: 
ftandes verwirft, fondern felbft die 
freiwillige Unterwerfung ale Rechts: 
grund. — Die Hauptftellen über 
den prorogirten Gerichtsſtand fin: 
L.1 L.2 pr. $1 de jud. (5.1), 


ruflih. Die lebte Stelle ſetzt wohl 
ein nudum pactum voraus, fo 
dag die Stipulation allerdings 
bindend war, und eben fo bas 
pactum adjectum neben einem 
b. f. contractus (Caro de re 
rust. 149). Bel au Holl: 
weg Berfuhe ©. 12. 
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Obligation dagegen ift ganz gewiß bindend für den Beklag⸗ 
ten, und eben fo gewiß nicht bindend für den Kläger, ber 
» zwifchen dieſem fpeciellen Gerichteftand und dem forum 
domieilii des Beklagten freie Wahl hat (f). 


$. 370. 


HI. Obligationenrecht. 


Schriftſteller. 


Gerichtsſtand der Obligation. 


Linde Archiv fuͤr civiliſtiſche Praxis Band 7. ©. 59 — 


79 (1824). 


Abhandlungen B. 2. S. 75—121 (1829), 
v. Bethmann Hollweg. Berfuhe Rum. I. S. 1—77 


(1827). 


Mühlenbruch Archiv 2. 


19. ©. 337—384 (1836). 


Albrecht Programm über dad Motiv des forum con- 


tractus. 


Würzburg 1845. 


Es find oben drei in fich zufammenhängende Fragen auf- 
geworfen worben (8 369): Wo ift der Sig einer Obliga- 
tion? Wo ift der befondere Gerichtsftand derfelben? Wo ift 


(f) Bel. unten $ 371. Der 
Grund des fpeciellen Gerichtäftan- 
bes der Obligationen ift alfo gewiß 
nit die Begünfligung bes Be⸗ 
Hagten (wie Linde anninmt, 
Archiv VII ©. 67), fondern bes 
Klägers. Dieſem foll der Beweis 


und die Ereeution erleichtert wer⸗ 
den, vielleicht auch die Prozeßfüh⸗ 
rung felbft, indem er dadurch oft 
an dem eigenen Wohnſitz klagen 
kann, nicht blos an dem des Ber 
klagten. 
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das Örtliche Recht aufzufuchen, weiches auf fie angewendet 
werden muß? Die erfte diefer drei Fragen hat eine then- 


- retifche Natur, und dient blos als Grundlage für bie rich⸗ 


tige Beantwortung der beiden anderen, weshalb fie mit der 
zweiten Frage fogleiih zufammen gefaßt werden fann. 
Diefe zweite, den Gerichteftand der Obligation betreffende, 
Frage hat im Roͤmiſchen Recht zu einer Reife von praf- 
tifchen, fehr in das Einzelne gehenden Entſcheidungen ge⸗ 
führt, weshalb die Meinungsverfchiedenheiten unfrer Schrift- 
fteller weniger den Inhalt der Rechtsregeln, ale deren An⸗ 


orpnung und Begründung betreffen, alfo eine mehr theore⸗ 


tifche, als praktifche Natur haben. 

Der befondere Gerichtsftand der Obligation (zufammen 
fallend mit dem wahren Sig der Obligation) beruft auf 
freier Unterwerfung der Parteien, die jedoch meift nicht in 
einer ausprüdlichen, fondern in einer ftilfchweigenden Wil 
lenserflärung liegt, und daher ſtets Durch eine entgegenge- 
fette ausdrüdliche Erklärung ausgefchlofien wird (8 369). 
Mir haben alfo zu erforfchen, auf welchen Ort die Erwar⸗ 
tung der Parteien gerichtet war, welchen Ort fie ſich als 
den Sig der Obligation gedacht haben? An biefem Ort 
haben wir dem befonderen Gerichtöftand der Obligation, 
vermöge freier Unterwerfung, anzunehmen. Da aber die 
Obligation an ſich, als Rechtsverhaͤltniß, ein unförperliches, 
nicht räumeliches Dafeyn hat, jo müflen wir in dem natür- 
lichen Entwidelungsgang derſelben fichtbare GErfcheinungen 
auffuchen, an welche wir das unfichtbare Weſen der Obli⸗ 
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„ gatien anknüpfen Tonnen, um ihr gleichſam einen Körper 
zu verfchaffen. | 

Nun finden wir in jeder Obligation vorkerrfchend und 
gleichförmig zwei ſolche ſichtbare Eefcheinungen, die wir 
als leitend anfehen könnten. Jede Obligation entfteht naͤm⸗ 
lich aus fichtbaren Thatfachen: jede Obligation wird aber 
auch erfüllt durch fichtbare Thatfachen; beide muͤſſen an 
irgend einem ‚Orte vorfommen. Wir koͤnnen baher entmes 
der den Entfiehungsgrund der Obligation, ober bie 
Erfüllung derfelben, ald Anhalt wählen, um darauf den 
Sig der Obligation, fo wie den befonderen Gerichtsſtand 
derfelben, zu beflimmen; entwerer den Anfang oder das 
Ende der Obligation. Welchen von beiden Punkten wer 
den wir nach allgemeiner Betrachtung den Vorzug zu geben 
haben? 

Nicht dem Entfiehungsgrund. Diefer iſt an. fiih zus 
fällig, vorübergehend, dem Weſen ver Obligation und ihrer 
ferneren Entwidelung und Wirkjamfelt fremd. Sollte dem 
Ort, wo die Okligation entſtand, in den Augen der Par⸗ 
teten eine bleibenbe, in die Zukunft hin wirkende, Wichtig⸗ 
feit zugejchrieben werden, fo Fünnte Diejed gewiß nicht aus 
dem Gntkehungsgrund an fich hervorgehen, fondern nur 
aus der Verbindung deſſelben mit äußeren, ihm felbft fremb- 
artigen Umftänden, durch welche eine beitimmte Erwartung 
der Martelen gerade auf biefen Ort gerichtet werden 
moͤchte. 
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Ganz anders verhaͤlt es ſich mit der Erfüllung, die mit 
dem eigenften Wefen der Obligation zufammen fällt. Denn 
die Obligatton befteht eben darin, daß irgend Etwas, das 
früher in der Wilffür einer Perfon ftand, in ein Nothwen⸗ 
diges, das bisher Ungewiſſe in ein Gewifles, verwandelt 
wird, und dieſes nothwendig und gewiß Geworbene iſt ge- 
rade die Erfüllung. Auf dieſe alfo iſt die ganze Erwar⸗ 
tung der Parteien gerichtet, und es liegt daher im Wefen 
der Obligätion, daß der Ort der Erfüllung als Sik der 
Obligation gedacht, daß an dieſen Ort der befondere Ge- 
richtsſtand der Obligatien durch freie Unterwerfung verlegt 
werde. — Bevor aber diefer Gedanke im Einzelnen durch⸗ 
geführt wird, ſcheint es raͤthlich, einen vorläufigen Blick 
auf die unter den neueren Schriftſtellern vorherrſchenden 
Auffaffungen der hier vorliegenden Frage zu werfen. 

Die meiften Schriftfteller haben von jeher den befon- 
deren Gerichtöftand der Obligation an den Ort gefekt, 
an welchem die Obligation entftanden if. Da nun 
die meiften Obligationen aus Berträgen entſtehen, fo follte 
der Ort, an welchem der Vertrag gefchloffen wurbe, be= 
ſtimmend feyn für den Gerichtöftand, und daraus erflärt 
fh der fehr allgemein verbreitete, keinesweges quellen⸗ 
mäßige, Kunflausprud forum contractus für den befonde- 
ren Gerichtöftand der Obligationen. — Die Erklärung und 
fcheinbare Rechtfertigung dieſer Lehre liegt in einigen Haupt⸗ 
ftellen des Römifchen Rechts, in welchen durch ungründ- 
liche Auslegung das wahre Verhaͤltniß der Regel zur Aus⸗ 
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nahme, des Mittelpunktes zu den untergeordneten Beſtim⸗ 
mungen, verkannt und verſchoben wurde. Die praktiſchen 
Irrthümer, wozu jener Grundſatz führen konnte, wurden 
nun eben abgewendet durch eine Reihe beigefügter Ausnah⸗ 
men,’ die aber den Grundfag felbft großentheils in bloßen 
Schein auflöften (a). — Nach der oben aufgeftellten Ans 
ficht müffen wir diefe Lehre im Ganzen verwerfen, weil 
fie eines inneren Grundes, der nur aus dem Wefen der 
Obligation entnommen werben Fönnte, völlig ermangelt. 
Was aber an partieller Wahrheit in ihr enthalten ift, wird 
in der unten folgenden Lehre feine wahre Stellung finden, 
und nad; Gebühr anerkannt werben. 

Andere Schriftfteller dagegen haben in neuerer Zeit je 
nen Grundfag aufgegeben, und den Gerichtöftand der Oblis 
gation vielmehr an den Erfüllungsort anzufmüpfen verfucht. 
Mit diefer Grundlage habe ich mich bereits im Allgemeinen 
einverftanden erflärt. Der richtige Erfolg dieſes Verfah⸗ 
rend hängt aber ab von der Art, wie der Erfüllungsort 
feftgeftellt werben fol. Diefes kann zunaͤchſt gefchehen 


(a) Bol. oben B.1 Vorrede 
S. XLV. — Jene Stellen find: 
L. 3 de reb. auct. jud. (42. 5), 
L.21 de O. et A. (44.7), vor: 
züglih aber L. 19 $ 2 de jud. 
(5. 1), welche allerdings auf den 
erften Blick fo ausficht, als wolle 
fie fo, wie e8 von ben Neueren 
zu gefchehen pflegt, Regel und 
Ausnahme neben einander ftellen, 

VIII. 


anſtatt daß ſie in der That nur 
verſuchsſsweiſe einen ſcheinbar allge⸗ 
meinen Satz an die Spitze ſtellt, 
dann aber durch hinzugefügte Be⸗ 
ſchraͤnkungen den Leſer dahin führt, 
die wahre Negel, die fie nit un⸗ 
mittelbar ausfpricht, durch Abs 
ftraetion zu finden; ganz wie es 
der Methode der alten Suriften 
angemefien iſt. 
14 
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bucch den für viele befondere Obligation ausgefprochsnen 
Willen ver Parteien. Daß nun an einem folhen Ort der 
Gerichtsſtand der Obligation anzunehmen fey, if niemals 
bezweifelt worden. Allein der hier vorausgefehte Ball ift 
gerade der felinere, und es bleibt daher für. die meiften 
Falle zu unterfuchen übrig, welcher Ort in Ermangelung 
eines folchen befonderen ausgefprochenen Willens ald Er: 
füllungsort, und (an dieſen anfnüpfend) zugleich als beſon⸗ 
derer Gerichteftand der Obligation angenommen werben fol. 

Hierüber wird von manchen Schrififtellern folgender 
Grundſatz aufgeftelt: In Ermangelung ded Brivatwillene 
entfcheivet dad Geſetz. Für jede Obligation alfo giebt. es 
ſtets einen feft befiimmten Erfüllungsort; diefer beruht ent» 
weder auf dem befonveren Willen der Parteien, oder, in 
defien Ermangelung, auf der Vorfchrift des Geſetzes. Der 
eine wie der andere beſtimmt zugleich ven beſonderen Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation. 

Ich halte dieſe Lehre für völlig verwerflich, will aber 
die Widerlegung berfelben exft verfuchen, nachdem ich eine 
andere durchgeführt Haben werde. Diefe läßt fih in we- 
nigen Worten fo ausbrüden: 

Der Erfüllungsort wird ftets beftimmt durch den 
befonveren Willen der Parteien; diefer kann aber 
entweder ausprüudlich erflärt werben, ober 
ſtillſ chweigend; in beiden Fällen beſtimmt 
er zugleih den befonderen Gerichtsſtand ver 
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Obligation, der aljo ſtets auf freier Unterwerfung 
beruht (8 369) (b). 

Die bier angebeutehe Lehre alfo unterfcheidet fich von 
ber vorher angegebenen und verworfenen darin, daß an bie 
. Stelle des gefeglich beftimmten Erfüllungsortes ver 
durch ftillfchweigende Uebereinkunft beflimmte ges 
jest wird. ' 

Ich gehe.nun zur genaueren Darftellung biefer. Lehre 
über. | 

J. Der erfte mögliche Ball, den wir zu beruͤckſichtigen 
haben, ſetzt voraus den an fich zufälligen Iimftand, daß ver 
befondere Wille der Parteien einen Ort der Erfüllung feſt⸗ 
geftellt Hat. Diefes kann etwa dadurch gefchehen, daß ber 
Vertrag, worin die Auszahlung einer Geldfumme vers 
Iprochen wird, zugleich die Stadt geradezu benennt, worin 
biefe Handlung vorgenommen werben fol. Daß nun in 
einem ſolchen Ball dieſer Ort als der befondere Ges 
richtsſtand der Obligation gelten fol, ift in unfern Rechts: 
quellen fo deutlich und zugleich fo vielfältig gefagt (c), 


(b) MWeſentlich ſtimmt damit 
überein Albredt ©. 13 —27, 
defien Ausführung ich ganz als 
rihtig anertenne Er geht aber 
in dem fpäteren- Theil feiner Ab: 
handlung (S. 23— 35) wieder in 
die oben erwähnte irrige Lehre 
über, wovon noch unten bie Rebe 
. feyn wird (Note aa). 


(c) L.19 $4 de jud. (5.1), 
L.1.2.3dereb. auct. jud. (42. 5), 
L.21 de O. et A. (44. 7) „con- 
trazisse .. . in eo loco intelli- 
gütur“, C.17 X. de foro comp. 
(2. 2). — Es gehört dahin auch 
L. 1 de eo quod certo loco 
(13, 4). Denn indem dieſe Stelle 
fagt, daß eigentlich (d. 5. abgefehen 

14* 
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daß Darüber zu keiner Zeit ein Zweifel erhoben worden 
iR (4). | 

Jedoch würde man diefen Fall in zu enge Gränzen ein- 
fließen, wenn man ihn auf die Geftalt befchränfen wollte, 
die ſo eben an einem Beifpiel anfchaulich gemacht worben 
iſt. Um Dieſes klar zu machen, ift ed nöthig, den natür- 
lichen Unterfchled unter den Handlungen hervor zu Heben, 
die als Gegenftände von Obligationen vorkommen fönnen. 
Einige diefer Handlungen, und zwar die meiften, find fo 
befchaffen, daß fie an ‚jedem Orte vorgenommen werben 
fönnen. Dahin gehören perſoͤnliche Dienftleiftungen, ferner 
die Bearbeitung beweglicher Sachen, eben fo die Beſitz⸗ 
übertragung beweglicher Sachen, insbefondere die Zahlung 
. von baarem Gelde. Für diefe Handlungen nun fann ein 
beſtimmter Erfüllungsort nur in der oben beifpielsweife be- 
merkten Geftalt feftgeftellt werben, nämlich durch wörtliche 
Bezeichnung des Ortes, wo fie gefchehen follen. — Andere 


von der actio arbitraria) an 


feinem anderen, als dem be: 
dungenen Grfüllungsort geflagt 
- werden koͤnne, liegt darin gewiß 
por Allem die Megel, daß an 
dieſem Ort die Klage zuläffig ifl. 

(d) Manche haben ven wahren 
Geſichtspunkt verbunfelt, indem fie 
diefen Fall ale forum solutionis 
bezeichnet, und Dadurch als weſent⸗ 
lich verfchieden von den folgenven 
Fallen mit Unrecht angegeben 
haben, Andere Haben dieſe ver 


meintlihe Berfchiedenheit bis zu 
dem praftifchen Irrthum getrieben, 
neben biefem Gerichtsſtand gleich- 
zeitig ein zweites forum contrac- 
tus anı Ort des gefchlofienen Ver⸗ 
trages anzunehmen. So Linde 
Abhandl. 11. S. 112— 114. (Bgl. 
Hollweg ©. 46). Allerdings be⸗ 
fieht neben diefem befonberen Ge⸗ 
rihteftand ſtets das allgemeine 
forum domicilii, fo daß zwifchen 
beiden der Kläger die Wahl Hat 
($ 371). , 
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Handlungen dagegen find fchon ihrer Natur nach fo aus 
fließend an einen einzelnen Drt gebunden, daß fie nur an 
diefem gedacht werden fönnen. Dahin gehört jede Bearbeis 
tung eines beflimmten Grundftüds, der Aufbau oder Die 
Ausbefferung eines Haufes, Vermietfung, WBerpachtung, 
Berfauf eines Haufes ober Landgutes. Denn bei jedem 
Berfauf befteht vie Verpflichtung des Verkäufers in der 
Befigübertragung (e), dieſe aber iſt an einem Grunbftüd 
nur denkbar da, wo dieſes liegt (f). Daher waͤre es eine 
ganz müfftge, überflüffige Förmlichkeit, in dem Berfauf zu 
verfprechen, daß die Uebergabe des verkauften Haufe gerade 
in der Stadt, worin das Haus liegt, vorgenommen werben 
ſolle. Bon diefer Börmlichfeit die Anwendung unferes 
Grundſatzes abhängig zu machen, ift durchaus fein Grund 
vorhanden, und wir müſſen alfo vielmehr behaupten, daß 
die Feftftellung des Erfüllungsortes mit ihren Folgen bes 
wirft wird nicht nur durch die wörtliche Bezeichnung eines 
Ortes, fondern ganz eben fo auch durch die Natur einer 
folhen Handlung, die nur an diefem Orte. denkbar ift (g). 
Ya es würde felbft ungenau fein, in dieſem Ball eine. nur 
ſtillſchweigende Willenserklaͤrung annehmen zu wollen. Denn 
unter dieſer verſtehen wir die auslegende Folgerung aus 


(e) L.11 $ 2 de act. emti daß ver bisherige Beſitzer auch ab- 
(19. 1). wefend feyn kann (Ebendaf. S.239). 
(f) Die Apprehenfion ift nur (g) Anderer Meinung bierüber 
dur die Gegenwart des Befik- if Bethmann Hollweg S.47. 
erwerbers möglich (Savyigny — 50. 
Recht des Beſitzes 5 15), anftatt 
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einer zu anderen Zwecken, ald ver Willenserklärung‘, be- 
flimmten Handlung, welche Folgerung ftetd durch eine ent- 
gegengefeßte ausprüdliche Erklärung ausgeſchloſſen werben 
fann (h). Werm aber Jemand ein Haus verkauft, das 
heißt, zu übergeben verfpricht, fo ift der befondere Umftand, 
daß diefe Uebergabe gerade da, wo das Haus liegt, geſche⸗ 
hen ſolle, ſchon in dem Verſprechen ſelbſt unmittelbar 
enthalten, indem eine Uebergabe an anderem Orte unmög⸗ 
lich ift, fo daß auch eine entgegengefekte ausprüdliche 
Erklärung über viefen Rebenpunft völlig widerfinnig feyn 
würde. 


Wir gehen jet über zu den weit häufigeren und fehr 
mannichfaltigen Fällen, in weldjen ein feſt beftimmter Er- 
füllungsort der Obligation nicht vorhanden ift; viefe Fälle 
aber werben fich nur beziehen können auf Handlungen, die 
ihrer Ratur nach überall vorkommen können, aljo nicht mit 
‚einer beftimmten Dertlichkeit zufammen hängen, weil fonft, 
wie fo eben gezeigt wurde, eben diefer Zufammenhang den 
Erfüllungsort mit fich führen würde. Für alle dieſe Faälle 
nun haben wir zu unterfuchen, an welchem Orte von den 
Parteien die Erfüllung gedacht und erwartet feyn möge; 
diefen Ort Haben wir ald den wahren Sig der Obligation 
und als ihren befonderen Gerichtsftand zu betrachten, indem 


(h) ©..0. 3.3 $ 131. 
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m jener durch die Umſtaͤnde begründeten Erwartung eine 
ſtillſchweigen de Feftftellung des Erfuͤllungsortes, alfo 
auch eine. ſtillſchweigende Unterwerfung des Beklagten unter 
den Gerichtoſtand diefes Ortes, enthalten ik. Aus dieſer 
Annahme einer ftillfehweigenden Webereinfunft und Unter- 
werfung folgt aber von felbft, daß der durch die folgenven 
Betrachtungen feftzuftellende beſondere Gerichtäftand Der 
Obligation ſtets ausgeſchloſſen werben kann durch eine ent- 
gegengefeßte ausbrüdliche Willenserklärung (8 369. b). 
Dieſer Grundfag num findet fich im Nömifchen Recht nirgend 
wörtlich ausgefprochen; allein alle einzelne Entſcheidungen 
der NRömifihen Juriſten laffen fi ungezwungen auf ihn, 
und nur auf ihn, zurädführen, auch ſteht es in unverfenn- 
barem Zufammenhang mit der freien Unterwerfung (8369), 
die ja in diefer ganzen Lehre überall als beftimmend anzus 
fehen iſt. | 
Wir werden alfo nunmehr zurädgeführi auf die Thats 
ſachen, die der Obligation ihre Entftehung gegeben haben, 
und mir haben, der Reihe nad), viejenigen äußeren Um⸗ 
fände anzugeben, unter deren Borausfehung der Entſtehungs⸗ 
ort der Obligation von den Parteien zugleich ald Erfuüllungs⸗ 
ort zu erwarten war. Wenn wir und bei dieſer Unter⸗ 
fuhung an die Ausfprüche der Römifchen Zuriften halten, 
weiches, vom Stanbpunft des gemeinen Rechts aus, als 
richtig und nothwendig nicht bezweifelt werden Tann, fo 
dürfen wir dabei nicht überfehen, welcher Ratur jene Aus⸗ 
fprüche find. Sie enthalten nicht etwa Borfchriften des 
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pofttiven Rechts, ſondern leitende Gefichtspunfte, aus 
welchen der wahrfcheinliche, natürliche Gedanke der Parteien 
zu erkennen ift, neben welchen alfo ftet8 die befonderen Um⸗ 
ftände jedes einzelnen alles zu beachten find. Wo alfo 
diefe Umftände auf eine andere Entfcheidung führen möchten, 
da handeln wir ganz im Sinn jener Römifchen Ausfprüche, 
‚wenn wir fie nicht zur Anwendung bringen. Bon hHäu- 
figem Einfluß wird jedoch diefe Bemerkung gewiß nicht 
feyn. 

. DI. Um den erften Fall diefer Art deutlich zu machen, 
ift eine vorläufige Betrachtung nöthig über bie verjchiedene 
Befchaffenheit und äußere Erfcheinung der Thatfachen, aus 
welchen Obligationen entftehen. Die meiften Obligationen 
entftehen aus einzelnen, vorübergehenden Handlungen. So 
verhält es fich mit dem häufigften aller Entflehungsgründe, 
dem Vertrag, der zwar nicht felten lange vorbereitet wird, 
deffen wirklicher Abfchluß aber ſtets eine augenblidliche 
Erfcheinung darbietet, alfo einen faum merflichen Zeitraum 
erfüllt. Dagegen giebt es andere, allerdings feltinere, Obli- 
gationen, die aus einer fortgefegten, zufammenhängenden 
Thätigkeit des Schuldners entfpringen, einer Thaͤtigkeit, die 
ſtets einen längeren Zeitraum erfüllt, und zugleich mit einer 
beftimmten Dertlichkeit in Verbindung fteht. Wir können 
eine Thaͤtigkeit folcher Art, aus welcher, im Laufe der Zeit, 
mehr oder weniger einzelne Obligationen zu entftehen pflegen, 
mit dem gemeinfamen Namen der Gefchäftsführung be- 
zeichnen. ine Meberficht ver wichtigften Fälle folcher Art, 


7 
n 
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wie fie in unferen Rechtsquellen erwähnt werben, mit Ans 
erfennung des dadurch begründeten Gerichtsſtandes, wird 
die Sache anfchaulich machen (i). 

Es gehören dahin folgende Fälle. Die Tutel über Uns 
mündige, fo wie jede Art von Curatel. Berner die Be: 
forgung der Gefchäfte eines Anderen, ſey es aller feiner 
Gefchäfte (Generalmandat), fey es einer gewiſſen Klaffe 
derfelben, etwa einer Fabrik, Handlung u. f. w.; fen es 
in Folge eined Vertrag (Mandat ober operae locatae), 
oder aber aus einfeitigem Willen (negotiorum gestio) (k). 
Endlich ein fortlaufendes eigened Bank⸗ und Commiſſions⸗ 
gefchäft (argentaria). Aus diefer Ueberſicht ergiebt es fich, 
daß fowohl eigene, als fremde Gefchäftsführung dieſen 
Gerichtsſtand begründen Tann, ferner fowohl ein Vertrag, 
als ein Quaficontraft, welcher der fremden Gefchäftsführung 
zum runde liegt. Die wefentlide Vorausſetzung befteht 
nur darin, daß die fortgehende Gefchäftsführung an eine 
beftimmte Dertlichfeit bleibend geknüpft ift (). In den 


G) L19. $i de jud. (5.1), 
L.36 $1 L.45 pr.eod, L.4$5 
de ed. (2.13), L.54 $1 deproc. 
(3. 3), L.1. 2 C. ubi de ratio- 
ein. (3.21). — Der Grund der 
freiwilligen Unteriwerfung wird aus- 
brüclich angegeben bei der nege- 
tiorum gestio in L. 36 $1 de 
jud, (5.1) „non debet judicium 
recusare .. . cum sua sponte 
sibi hanc obligationem con- 
traxerit“. 


(k) Nicht jedes Mandat, und 
nicht jede negotiorum gestie ge: 
hören in dieſe Kategorie; denn 
beide können auch ein einzelnes, 
vorübergehendes Geſchaͤft zum Ge: 
genftand haben, wovon hier nicht 
die Rede if. 

() L.19 $ 1 de jud. (6. 1) 
Si quis tutelam ... vel quid 
aliud, unde obligatio oritur, 
certo loci administravit, etsi 
ibi domicilium non habuit, ibi 
se debebit defendere“, 
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meiften Fällen tritt diefer befondere Gerichtöftand deswegen 
nicht merklich hervor, weil die Gefchäftsführung mit dem 
MWohnfig zufammenfällt; beide Fönnen aber auch getrennt 
feyn, und dann zeigt fich dieſer Gerichtsftand wirkſam 
(Note 1). \ 

Manche Schriftfieller Haben dieſen Gerichtsſtand ale 
einen ganz eigenthümlichen betrachten wollen unter dem 
Namen forum gestae administrationis, verfchleden von Dem 
fogenannten forum contractus. Ganz mit Unrecht, da beide 
auf demfelben Grunde beruhen, auf der In den Umftänden 
begründeten Erwartung der Parteien, daß die aus ber Ges 
ſchaͤftsfuͤhrung entflehenden Obligationen auch an dem Ge⸗ 
fchäftsort ihre Erledigung finden werben, zu welcher Er⸗ 
wartung die ‚dauernde Natur einer ſolchen Berwaltung 
gewiß hinreichenden Grund Ddarbietet; denn in dieſer Ge⸗ 
ſchäftsführung Hat die Gefammtheit der aus ihr entſprin⸗ 
genden Obligationen gleichſam ein räumliches, ſichtbares 
Daſeyn gewonnen, fie erfcheint darin wie verförpert. Will 
man alfo überhaupt den Kunftausdrud forum contractus 
anwenden, jo muß man diefen Fall durchaus darunter be- 
ziehen. Nur darf hier der Entflehfungsort der Obligation 
nicht da gedacht werden, wo etwa der Vertrag wegen 
Hebernahme des Gefchäfts gefchloffen worden ift; noch auch 
da, wo die einzelnen Kaufverträge, Geldeinnahmen u. f. w. 
Statt gefunden Haben, aus welchen der Gefchäftsführer 
dem Herren des Geſchaͤfts verantwortlich geworden feyn 
mag. Diefe beiden Orte verfchwinden hier als unterge- 
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oronet, und das Gefchäft felbft,. ald dauerndes Ganze, muß 
als die gemeinfame Grundlage der daraus enifpringenden 
einzelnen Obligationen angefehen werden (m). Auf den 
bleibenden: Sig dieſes Gefchäfts war der Gedanke, die Er- 
wartung, die freie Unterwerfung ber PBarteien gerichtet. 
MM. Es bleiben: jetzt noch übrig diejenigen Obligationen, 
denen weder ein beftimmter Erfüllungsort angewieſen ift 
(Num. 1), noch eine fortgefehte Tchätigfeit an einem be- 
ftimmten Orte ald Grundlage dient (Num. IL). Diefe 
müſſen alfo insgeſammt auf Handlungen, die überall vor: 
tommen Tönnen, gerichtet feyn, und zugleich aus einzelnen, - 
vorübergehenden Handlungen entfpringen, denn fonft wür- 
den fie den früher aufgeftellten- Kategorieen anheim fallen. 
Bei diefen alfo haben wir zu unterfuchen, unter welchen 
Borausfegungen die NRüdficht auf den Entftehungsort die 
Erwartung begründet, daß- diefer zugleich der Erfüllungs- 
ort, und daher der wahre Sig der Obfigation, feyn 
werde. 
Der nächſte Fall, auf welchen wir in dieſer Reihe von 
Betrachtungen geführt werben, befteht darin, daß ein Schuld⸗ 
ner in feinem perfönlichen Wohnfig in eine Obligation 
eintritt. Dadurch unterwirft er fich dem Gerichte Diefes 
Ortes ald dem befonderen Gerichtsftande diefer Obligafion. 
Es fcheint auf den erften Blick iberflüffig, ja widerfprechend, 
den Gerichtöftand, der ohnehin für dieſe Perſon als der 


(m) Bol, Albrecht ©. 33. 


- 
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allgemeine begründet ift, nun noch als etwas Neues, ale 
einen befonderen Gerichisftand, anfehen zu wollen, indem 
man annehmen möchte, ed fey ausreichend, in einem folchen 
Fall blos die gewöhnliche Wirkung des ohnehin. geltenden 
forum domicilii anzuerkennen. 

Allein die praftifche Wichtigkeit der Hier aufgeftellten 
Unterfcheidung bezieht fich auf die Bälle möglicher Veraͤnde⸗ 
rungen. Wenn jener Schuldner willfürlich feinen Wohnſitz 
ändert, oder wenn er ftirbt, fo hat fein bisherige forum 
domicilii, als folches, gänzlich aufgehört. Aber in der hier 
. aufgeftellten Eigenfchaft, als befonverer Gerichtsſtand der 
Obligation, dauert er fort: er folgt dem Auswandernden 
in feinen neuen Wohnftg nach, er bindet im Fall des To; 
des den Erben, wenngleich dieſer einen anderen Mohnftk 
hat (n). | | 

Der Grund dieſer eigenthümlichen Beftimmung liegt 
darin, daß der Schuldner durch die hier übernommene Obli- 
gation die Erwartung erregt hat, er werde fich an dem⸗ 
jelben Orte auch den Folgen verfelben unterwerfen (8 369); 


(n) L.19 pr. de jud. (5.1), 
L. 2 C. de jurisdict. (3. 13). 
Vgl. Bethmann Hollweg 
S. 24. Dieſer wichtige Satz ſteht 
in Verbindung mit dem oben 
gemachten Vorbehalt 5 344. e. 
— Aus diefem Satz ift auch zu 
erflären L. 45. de jud. (5.1), 
welche folgenden Tall vorausfegt. 
Eine Einwohnerin von Rom nimmt 


in ihrer Heimath ein Darlehen auf. 
Nach ihrem Tode wird fie beerbi 
von ihrer Tochter, deren Wohnfitz 
in eine Provinz fommt. Hier 
werben die Vormünder im Namen 
ber Muͤndel verurtHeilt. Dennoch, 
fagt Ulpian, gehört die judicati 
actio wieder nah Rom, weil die 


Crblaſſerin daſelbſt den Gerichte: 


ftand der Obligation begründet hatte. 
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viefe Erwartung foll nicht getäufcht werben, dee Schuldner 
ſoll alfo zwar nicht gehinvert werben, feinen Wohnftg will- 
fürlich zu ändern, er ſoll aber die an dem alten Wohnſitz 
übernommenen Obligationen ebendafelbft abwideln. 

IV. Aber auch außer feinem Wohnfis kann Jemand 
als Schulpner in eine Obligation eintreten unter folchen 
Umftänden, welche die natürliche Erwartung erregen, daß der 
Eniftehungsort der Sagen zugleich ihr Erfüllungsort 
feyn werde. 

Eine ſolche Erwartung erregt Der, welcher außer feinem 
Wohnſitz ein gewerbliches Gefchäft von einiger Dauer bes 
gründet, und dabei Einrichtungen trifft, aus welchen abzu⸗ 
nehmen‘ ift, er werbe bie Waaren, die er hier verkauft, 
auch eben daſelbſt abliefern. Dadurch unterwirft er fich 
dem befondern Gerichtsftand der Obligation an dem Ort 
des gefchloffenen Vertrags. Diefes wird von Ulpian 
ausführlich angegeben, und zwar als Warnung gegen bie 
unbedingte Annahme eines Gerichtsſtandes blos deswegen, 
weil an irgend. einem Orte ein Vertrag gefchlofien worben . 
ſey; er begründet diefe Warnung durch die Ermähnung 
eines Durchreifenden, der einen Vertrag fchließe, und von 
welchem man doch gewiß nicht werde behaupten wollen, 
daß er fich einem Gerichtsſtand am Ort des Vernags un⸗ 
terwerfe (0). 


(0) L.19 $2 de jud. (5.1) facicns, delatus est, tot locis 
„.. durissimum est, quotquot se defendi. At si quo consti- 
locis quis navigans, vel iter 'tit, non dico jure domicilii, sed 


. 222 Buch II. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Örtliche Drängen. 
Aber Das hier erwähnte gewerbliche Verhältnsg iſt uͤber⸗ 
haupt nur als Beifpiel, keinesweges als ausſchließende Bes 
dingung, eined Gerichtöftanded der Obligation anzufehen. 
Werden nämlich während eines Aufenthaltes außer dem 
Wohnfig Verträge gefchlofien, fo muß aus dem Inhalt 
derſelben abgenommen werben, welchen Gedanken über bie 
Erfüllung die Parteien damit wahrjcheinlich verbunden ha⸗ 
ben mögen. Wenn alfo ein Beamter in Folge eined Amts⸗ 
gefchäfts, oder ein Abgeorbneter zu einer legislativen Ber- 
fammlung, Monate lang an demfelben Orte verweilt, und 
daſelbſt Schulden contrahirt, die ſich auf feinen täglichen 
Lebensunterhalt beziehen, fo ift an der Begründung des 
befonderen Gerichtöftandes der Obligation nicht zu zweifeln. 
Eben fo, wenn bei einem Badeanfenthalt Schulden zu ähn- 
lichen Zweden entfliehen. Wenn dagegen bei einem Babe- 
aufenthalt Verträge über Handelögefchäfte geſchloſſen wer- 
den, deren weitere Entwidelung nur von der Heimath aus 
‘zu erwarten ift, fo muß ein folcher Gerichtsftand für ben 
Ort des gefchloflenen Vertrages verneint werben (p). Da 
‚ bier Alles auf die wahrfcheinliche Abficht der Parteien an⸗ 
fommt, fo kann nach Umftänden auch ſchon ein fehr kurzer 


tabernulam . . .. officinam con- 
duxit, ibique distraxit, egit: 


einzelnen Kaufgefchäften als Hei: 
ſende befuchen, nicht gegen Die, 








defendere se eo loci debebit.“ 
— L.19. $ 3 eod. — L. un. C. 
de nund. (4.60) verneint tas 
forum contractus nur gegen Die, 
welche einen öffentlichen Markt zu 


auf welche die oben von Ulpian 
angegebenen Kennzeichen paflen. 

(pP) Bethmann Hollweg 
©. 24. 25. Vgl. Seuffert Ar 
div 8, 2 N, 119, 


6.370. IU. Obligationenrecht. Gerichtsſtand der Obligation. 223 


Aufenthalt zur Begründung jenes Gerichtsſtandes hin⸗ 
reichen. So wird dieſe Begründung angenommen werben 
hürfen-gegen einen Reifenden, der im Gafthaufe feine Rech⸗ 
mung nicht bezahlen will, da bei dieſem Gefchäft die unver: 
zügliche Erfüllung allgemein üblich ift, alfo von Jedem ers 
wartet werden fann. Es fommt alfo Alles darauf an, in | 
welchem Berhältniß die Natur und die Dauer des Aufents 
halts zu dem Inhalt der Obllgation fteht. 

Wenn wir die bisher aufgeftellten Regeln (Num. ILUL IV.) 
mit der oben bargekellten und vermorfenen Meinung vers 
gleichen, fo ergiebt fich folgendes Verhaͤltniß beider Auf⸗ 
faffungen. Jene Meinung beirachtete den Ort der obliga⸗ 
torifchen Handlung an fich als den Grund des Gerichte: 
ftandes . der Obligation (nur mit Ausnahmen); die hier 
vorgetragene Lehre knuͤpft dieſe Wirkung | nicht an die oblis 
gatorifche Handlung an fih, fondern nur in Verbindung 
mit anderen, ihr zum Grund liegenden und vorhergehenden 
Umfländen (q). | 

V. Es bleibt envli noch übrig, den Sig der Obligas 

tion für Diejenigen Fälle zu beftimmen, in welchen alle bis⸗ 
| ber angegebene Borausfeßungen nicht ausreichen, indem 


(g) Mühlenbruch beurtHeitt 
die unter der Rum. IV. zuſammenge⸗ 
ftellten Fälle an ſich richtig, und 
mit praftifcher Einficht in die Ver- 
hältuiffe des wirklichen Lebens 
(S. 3655 — 357. 360— 361. 365— 
375), allein er irrt in ber theores 


tifchen Begründung derfelben, in- 
dem er in biefen Fällen ein Qua: 
fipomicil oder ein temporäres Do— 
mieil annimmt, und fie alfo mit 
dem Fall Num. I. in Verbindung 
feßt. Diefe Verbindung ift ges 
zwungen und unfruchtbar. 
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weder ein feft beftimmter Erfüllungsort vorhanden iſt 
Rum. 1), noch der Entflehungsort der Obligation durch 
begleitende Umftände geeignet erfcheint, zugleich als Erfuͤl⸗ 
lungsort von den Parteien gedacht zu werden (Rum. IL II. 
IV). Dahin wird alfo namentli der von Ulpian ans 
gegebene Fall zu zählen ſeyn, wenn ein Durchreifender 
während feined ganz vorübergehenden Aufenthaltes einen 
Vertrag ſchließt (Note 0). Fehlt es hier an jeder Andeu⸗ 
tung irgend eines beftimmten Erfüllungsorted, fo muß an- 
genommen werden, baß der Wohnftg des Schuldners, an 
den er doch immer wieder zurüdfehrt, als Erfüllungsort 
gedacht worden iſt. Ein folcher Fall ift alfo gerade fo zu 
beurtheilen, wie wenn der Vertrag nicht auf der Reife, 
fondern in dem eigenen Wohnfig, von dem Schuldner ger 
fchloffen worden wäre (Num. IL). 

Diefer Fall wird am hHäufigften in folgender Geftalt 
auftreten, die noch einer befonderen Erwähnung wegen der 
zweideutigen Natur des Inhalts der Obligation bedarf. 
Wenn der Eigenthümer einer Fabrik oder Handlung um- 
her reift oder feinen Diener reifen läßt, um Beftellungen zu 
‚Sammeln, alfo Verträge über Lieferung von Waaren abzu- 
fchließen, fo kann es zweifelhaft fcheinen, worin eigentfich 
der Inhalt der von ihm übernommenen Obligation befteht, 
‘and davon wird zugleich der Erfüllungsort abhängig fein. 
Die Lieferung ift nämlich ein zufammengefehtes, Zeit er⸗ 
fülfendes Gefhäft. Die Waare wird zuerft vom Berfäu- 
fer abgefendet, bleibt dann einige Zeit anf dem Wege, und 
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fouyt endlich in den Befih des Käuferd. Dabei könnte man 
als wahren Inhalt der Dbligation denken entweber die Ab⸗ 
ſendung, jo daß. die Empfangnahme blos eine fpätere Folge 
der vollendeten Erfüllung wäre, oder aber die Empfang- 
nahme, fo daß die Abfenvung blos als Vorbereitung der 
wirklichen Erfüllung gelten fönnte. Im erften Fall wärbe 
als Erfuͤllungsort der Wohnfig bed Verkäufers gebacht, im 
zweiten Fall der Wohnſitz des Käufers. Welche diefer bei⸗ 
den Anſichten iſt nun nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 
vorzuziehen? Ich halte die erſte fuͤr richtig, nach welcher 
die eigentliche Erfuͤllung in der Abſendung beſteht, der Er⸗ 
fuüllungsort alſo an dem Wohnſitz des Verkäufers anzuneh⸗ 
men iſt. Dafür ſprechen, wie ich glaube, zwei Beſtimmun⸗ 
gen des Roͤmiſchen Rechts. Erſtlich ver Uebergang ber 
Gefahr des zufälligen Untergangs auf den Käufer vom Aus 
genblid des gefchloffenen Kaufs an, alſo noch ehe das Ei⸗ 
genthum durch Webergabe erworben ift (r). Zweitens die 
lgemeinere Regel, nach welcher die veriprochene Vebergabe 
‚einer beweglichen Sache nur an dem Orte geforbert werben 
kann, wo gerade. jegt die Sache liegt (s). — Im Preußir 
ſchen Reiht ift dieſe Anficht noch unzwelfelhafter anerkannt. 
Denn hier geht mit der Abfendung nicht blos bie Gefahr, 


(x) $3 J. de emt. (3.23). $ 78 Note 5. 6, die Uebergabe 
(s) L.12 $1 depos. (16.3). einer Waare müfle in ber Pegel 
Bon dieſem Sage wird fegleich da erfolgen, wo ber Verkaͤufer feine 
noch ausführlicher die Rede feyn. gewöhnliche Wanrenniederlage habe. 
In Verbindung mit demfelben be: 
hanptet au Thol Sanbelsreht __. vn 
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ſondern ſelbſt ſchon das Gigentchum auf den Aauſfer ber, 
vorausgefent, daß vie Art der Abſendang duch ven Käufer 
enrweder angeorbnet war, ober durch unterlaſſenen Wiver⸗ 
ſpruch genehmigt worden iſt (t). 

Unter vieſelbe Kategorie glaube ich auch fielen zu 
müffen den Fall der L. 65 da Judiciis (B. 1) von einer 
Dos, über weiche der fünftlge Ehegatte einen Fapriftlichen 
Vertrag ſchließt außer feinem Wohnfig (etwa In Wohufig 
der Braut, oder Ihres Waters). Die Mage auf Rüdgabe 
ver Des, fagt Ulpian, Ift fünftig nicht anzuſtellen an baum 
Ott des geſchloſſenen Dotalvertrags, funvern an dem Wohn⸗ 
ſth des Mannes. Denn dieſet iſt zugleich der Sid der 
Ehe, alſo ber Aufenthalt ver Dos, und von dieſem Orte 
aus mußte daher die künftige Rüdgabe der Dos wrwartet 
werden. J 


Der begitemeren Heberficht wegen will ich die hier ml 
füßrtich 'erörterten Regeln Tibes den befonderen Gerichtsſtand 
ver Obligation kurz zuſammenſtellen. Dicker Gerichtaſtand 
m in folgenden verſchiedenen Fällen ale begruͤndet anzu 
nehmer. 

1. An dem Orte, welcher als Erfüllungsort durch den 
Millen der Pärtelen beſonders feſtgeſtellt iſt; ohne 
Unterſchied, ob dieſe Feſtſtellung bewirkt wird durch 
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die woͤrtliche Bozeichnung Irgenb eines Ortes, ober 

durch bie Ratur der durch Die Obligatjon herbei 
zu führenden Handlung, welche nur ay einem ein⸗ 
zigen Orte möglich ift. 

I. In Ermangelung eines feftgeftellten Erfüllungsortes 
Tann der Gerichtsſtaud dadurch begründet werben, 
daß eine Obligation entſpringt aus der an einen 
beſtimmten Ort gebunbenen Geſchaͤftsfuͤhrung des 
Echuldners. 

JE Dee Gerichtsſtand wird ferner begründet durch ben 
- Enifiehungsort der Obligation, wenn biefer mit 
dem Wohnfitz des Schuldners zufammen fällt. 
- IV. Bach, außer dem Wohnſitz des Schuldners Tann 
der Entſtehungsort der Obligation. den Gerichts⸗ 
‚Rand. begrimden, wenn buch bie Umftände bie 
Erwartung begründet wird, daß am demſelben 
Orte auch die Erfüllung eintreten werde. 

V. Wenn Feine der angegebenen Borausfegungen vor⸗ 
handen if, fo iſt der Gerichtoſtand der Obligation 
an dem Wohnfig des Schuldners. 

"Alle wiefe Faͤlle, ſo verfchlebenartig fie ausfehen, und 
fo zufällig ihre Berbindung erfcheint, laſſen ſich doch auf 
einen gemeinfamen Grundſatz zuräd führen. Es iſt überall 
der :Erfälfungsort, welcher den beſonderen Gerichtsſtand 
beſtimmt; entweder ber ausdruͤclich feitgeftellte (Rum. L), 
oder der auf ſtillſchweigender Erwartung beruhende (Num. 
U + 73. In beiden Fallen iſt eine en Unterwerfung 

. 1 
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ves Beklagten unter biefen Gerichtsſtand anzunehmen, 
wenn nicht eine entgegengefehte ausprüdliche Erklaͤrung 


ihn ausfchließt. 


Die hier vorgetragene Lehre ift oben sufammengeftellt 
worden mit einer anderen, theilweife ähnlichen, deren Prüfung 
und MWiderlegung nun noch nachgeholt werden muß 
(S. 210). Diefe andere: Lehre lautet, auf eine confequente 
Spitze getrieben, alfo. Für jede Obligation läßt fich ftets 
ein beftimmter Ort angeben, an welchem fie erfüllt werben 
muß. Diefer Tann duch den Willen der Parteien feftge- 
flellt ſeyn; wo dieſe Seftftellung fehlt, da forgt das Geſetz 
für einen beftimmten Erfüllungsort. Im beiden Fällen ift 
der Gerichtöftand der Obligation an dieſem Erfüllungsort 
begründet. 

Diefe ganze Lehre fieht und faͤllt mit der Behauptung, 
dag. es für jede Obligation einen gefeblichen Exfüllungs- 
ort gebe; prüfen wir alfo vor Allem die Richtigkeit dieſer 
Behauptung. Es ließe fich etwa denken, Daß gefeglich be: 
Rimmt wäre, jede Obligation muͤſſe da erfüllt werben,. wo 
fie entftanden wäre; dann wäre das forum contractus im 
buchftäblichen Sinne dadurch begründet, daß ber Ort des 
geſchloſſenen Vertrags als Erfuͤllungsort vorgefchrieben 
wäre (u), und an innerem Zufammenhang würde es Dann 


(u) &o nahm es früher Rinde (Archiv Sc61 —63 ©. 75), & 
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jener Lehre nicht fehlen. Allein weder viefe, noch irgend 
eine ähnliche Regel ‚uber den gefeglichen Erfüllungsort ift 
wahr. Vielmehr lautet die wahre Regel fo, daß in Er- 
mangelung eines vertragsmäßigen Grfüllungsorts der 
Schuldner erfüllen muß da, wo er gerabe verklagt wird 
(ubi petitur) (v), fo daß ed ganz in der Willkür des 
Klägers flieht, an welchem Ort er die Erfüllung erzwingen 
will, natürlich vorausgefeht, Daß er an Diefem Ort einen 
Gerichtöftand findet, welchen der Beklagte anzuerkennen 
verpflichtet iſt. Anftatt alfo daß nad) jener Lehre der ge- 
fepliche Erfüllungsort den Gerichtsſtand beftimmen ſollte, 
wird gerade umgefehrt der gefehliche Erfüllungsort beftimmt 
durch jeden irgendwo begründeten Gerichtöftand, fobald nur 
der Gläubiger befchließt, des einen oder des anderen Ge- 
richtsſtandes fich zu bevienen. Nach Römifchem Recht nun 
war für jeden Schuldner fowohl das forum originis be 
‚gründet, al8 das forum domieilii, welche beide ganz vers 
ſchieden ſeyn konnten; ja der Schuldner konnte in mehreren 
Städten Bürger feyn, auch in mehreren Städten einen 
wahren Wohnſitz haben. Dann hatte der Kläger freie 
Wahl, am welchen unter dieſen vielen Orten er 
Hagen wollte, und wo er immer klagte, da war zugleich 


wurbe aber felbft fpäter irre an (v) L.1 de.ann. leg. (33.1), 
diefem Grundſatz (Abhandlungenll. L. 38 de jud. (5.1), 2.47 $1 
S.111). Daß er ihn theilmeife de leg. 1(30. un.), L. 4 de cond. 
beibehalten hat, wird fogleich ge: trit. (13. 3), L. 22 de reb. cred. 
zeigt werben. (12.1). 


— 


230 Bud II. Herrſchaft der Mechteregeln. Kav. J. Hriliche Eränzen. 


ber gefepliche Erfüllungsort. So wird aljo durch jeme 
Lehre das wahre Sachverhältmiß geradezu umgekehrt; bean 
nach der wirklichen Lehre des Römifchen Rechts iſt der Er⸗ 
füllungsort nicht das Beftimmenbe für den Gerichtaſtand, 
fondern vielmehr das von dem Gerichtsftand Abhängige. 
Waͤre nun die eben angegebene Regel des Romiſchen 
Rechts allein vorhanden, fo wuͤrde ein fo hanbgreiflicher 
Zirkel nicht verfannt worden feyn, und bie erwähnte irrige 
Lehre hätte ſchwerlich Vertheidiger gefunven. Allen jener 
Regel it im Mömifchen Recht eine Beſchraͤnkung hinzuge⸗ 
fügt worden, und dieſe Beichränkung hat das ganze Miß⸗ 
verſtaͤndniß verſchuldet. Im vollftändigem Zufammenhang 
fteht nun die Sache alfo. 
- Allerdings Tann in der Regel jeder Glaubiger die Er 
füllung einer Forderung an jedem Ort erzwingen, wo er einen 
Gerichtoſtand des Schuldnerd findet. Wenn aber Die Forberung 
auf Mebergabe einer individuell beſtimmten bewegiichen 
Sache, einer certa species, gerichtet ifl, fo teitt fr ven 
Schuldner vie Erleichterung ein, daß er ch frei.:machen 
kann durch die Uebergabe an dem Orte, wo ſich gerade jept 
die Sache zufällig befinnet, daß er fie alfo nicht auf ſeine 
D Koften und Gefahr an ven Ort der Klage zu bringen ver 
 pflichtet If. Nur verliert er dieſen DBortheil, wenn die 
Sache nicht durch Zufall, fondern durch feine unrebliche 
Handlung anderwärts iſt. Berner gilt diefe Erleichterung 
nicht bei allen Schuldklagen, fondern nur bei Klagen aus 
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bonae fidei Contracten (w), ober aus einem Zeftament auf 
Entrichtung eines’ Legates (x); namentlich alfo nicht bei ber 
Condietion aus einer Stipulation (y).. Dagegen gelten 
biefelben Süße auch bei Klagen in rem, namentlich ber Eigen⸗ 
thumstlage, und eben fo bei der actio ad exhibendum, 
welche beide. arbitraͤre Klagen find (z). 

Faßt man dieſe exceptionelle Vorſchrift fo auf, wie es 
hier gefchehen iſt, als eine bloße Beguͤnſtigung des Schulb- 
ners, auf Billigfeit gegründet, fo ift es einleuchtend, daß 
ſie mit dem Erfüllungsort, und einem auf benfelben zu 
grünhenden Gerichtsſtand, gar Nichts zu fchaffen hat; denn 
biefe find gerade umgefehrt bindend und hefchränfend für 
den Schuldner. Die Nichtigkeit meiner Auffaffung aber 
geht Daraus Berner, daß durch den Dolus des Schuldners 
die erceptionelle Maaßregel ausgeſchloſſen fenn fol, welches 
nar Sinn bat, wenn dieſe Maaßregel als Begünftigung des 
Schuldners anzuſehen if. Daraus folgt aber, daß die 


gleich, alſo fehr frei, behandelt 


(w) L.12 $ 1 depos. (16. 3). 
(x) L. 38 de jud. (5.1), L.47 
pr. $. 1 de leg. 1 (30. un.). Es 
tann auffallen, daß hier bie per⸗ 
ſönliche Legatenklage mit ven b. f. 
aotiones gleich geftellt wird, da 
ſie ſelbſt Do eine Condiction war. 
(8.0.8.5 &. 540). Wahrfchein- 
lich bezogen ſich jene Stellen ur: 
fprünglich blos anf das sinendi 
modo legatum, in defien Begriff 
biefe Begünftigung ſchon lag, und 
Das auch in anberen Beziehungen 
von Julian den Kideicommifien 


wurde (Gasus IL $ 280.) Mit 
der hier vorliegenden Streitfrage 
hat viefes Bedenken gewiß keinen 
Bujammenhang. 

(YV) 4.137 $4deV.O. (45.1) 
1». . ut sic non multum referre 
videatur, EpAhesi daturum se, 
an (quod Ephesi sit, cum 
ipse Romae sit) dare spon- 
deat .. .“ 

(z) L.10. 11.12 de rei vind. 
(6.1), L. 38 in f. de jud. (5.1), 
L. 11 8. 1 4d cakib. (10.4). , 
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Bertheidiger der Hier befämpften Lehre im Irrthum find, 
wenn fie in dieſer Manfregel einen gefeglichen Erfühungs- 
ort fehen, und darauf einen beſonderen Gerichtöftand Der 
Obligation gründen wollen, nämlich eben an dem Orte, wo 
vie bewegliche Sache ſich zufällig befindet (aa). Vollends 
diefe lebte Folgerung (worauf Hier Alles ankommt) ift fehon 
deswegen durchaus verwerflich, weil darin ein forum rei 
sitae für perfönliche Klagen Liegen würde, das wohl Ries 
mand behaupten wird. 

Die Hier befämpfte Meinung ift noch durch folgenden 
Umftand unterflügt worden. Bei Fideicommiſſen (womit 
‚gewiß das fideicommissum hereditatis gemeint ift) befteht 
die, auf billige Schonung des belafteten Erben gegründete, 
Borfchrift, daß er fie nur da zu entrichten braucht, wo ber 
größere Theil der Erbfchaft liegt. An dieſem Ort fol da⸗ 
für auch ein befonderer Gerichtöftand begründet fein (bb). 
Eine ähnliche billige Rückſicht ſoll auch gelten zum Vortheil 


(aa) Linde Abhandlungen 1. 
©. 118. Albrecht S. 29— 32. 
Diefer legt mit Unrecht Werth auf 
ſolche Ausdrücke, wie: ibi dar! 


debet, ubi est in L. 38 de jud. .. 


8.1). Nah dem ganzen Zu: 
fammenhang heißt das: „er ift 
nur ſchuldig, an die ſem Ort zu 
übergeben‘, wie die gleich darauf 
folgende Ausnahme deutlich macht; 
er braucht alfo nicht die Trans: 
portloften daran zu wenden „nisi 
dolo malo heredis subductum 


fuerit, tune enim ibi dari 
debet, ubi petitur.“ — So 
heißt es ja auch in L. 38 de jud. 
(5. 1) „per in rem actionem 
. ibi peti debet, ubi res 
est.“ Und do Hat der Kläger 
flets Die Wahl zwifchen dem forum 
rei sitae und dem forum domi- 
eili. Bethmann Hollweg 
©. 70. 

(bb) L.50 pr. de jud. (6.1), 
L. un. C. ubi fideicomm. (3.17). 
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des Flveicommiſſarerben, welcher aus Erbichaftsfchulden be; 
langt wird (ce). Ganz irrig hat man diefe, was den Ge⸗ 
richtsſtand betrifft, ſehr pofitive Vorſchriften in folche Ver⸗ 
bindung gefeßt mit der vorher erörterten Regel über bie 
Ablieferung beweglicher Sachen an dem Orte, wo fie liegen, 
daß man daraus auch bei diefen einen befonderen Gerichis- 
ftand Hat ableiten wollen (dd). Noch weit irriger aber 
war es, diefe fehr willkuͤrliche Vorfchriften zur Unterſtuͤtzung 
eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes über den Gerichtsftand 
der Obligationen bemugen zu wollen. Die ganz pofltive 
und vereinzelte Natur der erwähnten Borfchriften ergiebt 
fih theils aus dem fehr unbeftimmten Begriff der major 
'pars hereditatis, der gewiß nicht auf die Ableitung aus 
einer allgemeinen Rechtsregel himdeutet, theils aus der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwickelung der Fideicommiſſe uͤberhaupt, die, 
geſchuͤtzt durch extraordinaria cognitio, ſtets einer viel freieren 
und durchgreifenderen Einwirkung der Geſetzgebung unter⸗ 
worfen waren, als die Obligationen (ee). 


8. 371. 
m. Obligationenrecht. Gerichtsſtand der Obligation. 
(Bortfegung). 
Die Hier aufgeftelten Regeln über den befonderen Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation bebürfen noch einiger Ergänzun- 


(cc) L.66 $4 ad Sc. Treb. (36.1). (dd) Par & 2. 
(ee) Bol. Bethmann Hollweg S. 2— 35. ©. 48 
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gen und näheren Beflimmungen, bie nunmele hinzugefügt 
werben follen. | 

Nach einer früher ſehr verhreiteten Meinung, die felbf 
dem Kunſtausdruck forum contrachus jum Grunde liegt, 
foll jener Gerichtoſtand in der Regel an dem Orte ange 
nommen werben, an welchem die obligatorifche Handlung, 
alfo der thatſaͤchliche Entſtehungsgrund ver Obligation, vor 
genommen worden if (8 370). Dieſe Meinung mußte 
wwar verworfen werden, indem. nicht jene Handlung am ſich 
ſelbſt, ſondern mir In Verbindung wit anderen, ihr zum 
Grund liegenden und vorhergehenden Iimfänden, dazu gerig- 
net ift, einen ſolchen Gerichtsſtand zu begründen (©. 208). 
Dennoch muß, auch nach dieſer umgebildeten Anſicht, der 
obligatoriſchen Handlung noch Immer ein wichtiger Einfluß 
auf die Begründung jenes Gerichtsſtandes zugeſtanden wer⸗ 
den. Und fo erſcheint und auch jeht noch die Frage von“ 
Bedeutung: Wo iſt der wahre Ort einer obligaloriſchen 
Handlung? oder mit ‚anderen Worten: Wo _-enifteht eine 
Obligation? Die Beantwortung diefer Frage, die oft nicht 
ohne Schwierigkeit ift, ſoll hier nach den drei wichtigften 
Arten vbligatorifcheer Handlungen verfucht ‚werben: Ber: 

träge, einfeitige erlaubte Handlungen, Delicte. 

A. Vertraͤge. Dieſe werden meiſt geſchloſſen in per⸗ 
ſoͤnlicher Zuſammenkunft beider Parteien; dann iſt ver Ort 
dieſer Zuſammenkunft zugleich der Entſtehungsort der Obli⸗ 
gation. Es koͤnnen aber folgende Abweichungen von dieſem 
einfachſten und gemwöhnlichften Hergang eintreten. 


6. ari. HI. Obligationenrecht. Gerichtoſtand x. (fFartſ.) 335 


Zuerſt kann die Gültigkeit des Vertrags durch gefepliche 
Borfchrift, oder auch buch den Willen ber Parteien, abhaͤn⸗ 
gig gemacht werden von ber Beobachtung einer befonberen 
Form, etwa von fehriftlicher, notarieller, gerichtlicher Ab⸗ 
faffung. Daun ift ver Ort, an welchen biefe Form vollens 
det wird, dee wahre Ort des Vertrags, weil bis gu dieſer 
Vollendung fein Theil gebunden iſt (a). 

Weit häufiger und fehwieriger aber ift der Kal, wenn 
ein Vertrag nicht in perjönlicher Zufammenfunft beider 
Theile gefchlofien wird, fondern durch einen Boten, durch 
eine an verſchiedenen Orten von Beiden unterzeichnete Urs 
kunde, over, weldjes das Haͤufigſte if, durch bloßen Beiefr 
wechjeL Hier ift der wahre Ort ded Vertrags ungemein 
befiritten. Fuͤr dieſen Fall entſtehen eigentlich drei, an ſich 
nerfchiedene, Fragen, die jedoch won den Meiſten vermiſcht 
behandelt werden: Wo iſt der Vertrag gefchlofien? Welcher 
Ort gilt für den Gerichtsſtand? Welcher für das örtliche 
Recht? Die erfte Frage beantworte ich unbebenklich dahin, 
daß der Vertrag da gefchlofien ift, wo ver erfte Brief em- 
pfangen und von dem Smpfänger die zuftimmende Antwort 
abgeſendet wird; denn an diefem Ort iſt e8 zu einer über- 
einſtimmenden Willenserflärung gefommen. Der Abſender 
des erften Briefes ift demnach fo zu betrachten, als ob er 
fich durch eine Reiſe zu dem Anderen hinbegeben, und deſſen 


(a) L.17 C. de fide ınstr. (4.21). Dgl. Meıze p. 58. 
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Zuftimmung eingeholt hätte (b). Diefe Meinung ift auch 
von Mehreren angenommen worden (c). Manche aber 
haben dabei folgendes Bedenken geltend gemacht. Der zu: 
ftimmende Brief, meinen fie, könne ja vor der Anfunft wies 
der zuruͤckgeholt oder durch einen Widerruf entfräftet wer- 
den; daher fey der Vertrag erft vollendet an dem Orte, wo 
der Abfender des erften Briefes die Antwort empfangen, 
alfo von der Zuftimmung ein Bewußtfeyn erhalten Habe (d). 
Es ift aber ganz verwerflich, den richtigen Grundfas durch 
die Rüdficht auf folche, ohnehin ſehr feltene, Fälle enikräf- 
ten zu wollen. In den allermeiften Fallen werden beide 
Erklaͤrungen abgegeben werden ohne ein ſolches Schwanken 
der Entſchluͤſſe, wo aber ein ſolches einmal vorkommt, da 
kann die Frage nur durch Beruͤckſichtigung der ſehr man⸗ 
nichfaltigen einzelnen Umſtaͤnde entſchieden werden, ſo daß 


(b) Daffelbe iſt alſo bei dem 
Boten anzunehmen an den Orte, 


von dem Zeitpunkt des vollens 
beten Vertrags, ſpricht jedoch fo, 


wo dieſem bie Zuflimmung ausge: 
ſprochen wird; bei der doppelt 
unterfchriebenen Urkunde an bem 
Drte, wo die letzte Unterfchrift er⸗ 
folgt; bei einem Wechſel an jedem 
Orte, an welchem Giner acceptirt 
oder inboffirt. 

(c) Homme obs. 409 N. 17. 
48. Meier p. 59 (Beide bei Ge⸗ 
Vegenheit der Frage nad) dem gel- 
tenden örtlichen Recht). Wening 
Archiv f. civ. Praxis B. 2 
©. 267 - 271 (der zunaͤchſt nur 


daß ſeine Entſcheidung zugleich 
auf den Ort zu beziehen iſt). 
LAUTERBACH de nuncio g 25 
(Diss. T.3 N. 107), wo zunaͤchſt 
von dem Boten die Rede ift, diefer 
aber dem Briefe ganz gleich geſtellt 
wir. 

(d) Herr de commeatu lite- 
rarum 6 16—19 in Comment. 
Vol. 1 p. 243. Haffe Rhein. 
Mufeum 11. 371— 382. Wächter 
Archiv 3. 19 ©. 116. Gtwas 
zweibeutig ift 1. Voer. V.1 $ 73. 
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dann auch jene non den Gegnern aufgeſtellte fehr willfür- 
liche Regel keinesweges ausreicht (e). 

Ich gehe num zu der zweiten Frage über: Wo ift der 
Gerichtsſtand der Obligation bei einem durch Briefwechfel 
geſchloſſenen Vertrage? Man möchte, nach der eben aufge- 
ſtellten Behauptung, glauben, an dem Orte, wo der erfte 
Brief empfangen und zuftimmend beantwortet wurbe. Dies 
fe8 muß aber entfchieven verneint werden (f). Denn ber 
Abfenver des erften Briefes kann doch höchflens verglichen 
werden mit einem Durchreifenden, gewiß nicht mit Einem, 
der einen bleibenden Aufenthalt an dem Wohnſitz des Geg⸗ 
ner® aufgefchlagen hat; alfo hat er fich auch nicht dem Ge⸗ 
richtsſtand dieſes Ortes unterwerfen wollen (8 370. 0). 
Bielmehr ift für jede der beiden Parteien der durch Brief- 
wechſel gefchlofiene Vertrag zu betrachten ald an ihrem 
Wohnfig gefchloffen, und hier muß fie den befonderen Ge- 
richtoſtand der Obligation für fi) anerkennen (8 370 Nr. V.) 
Iſt aber in dem Vertrag ein beftimmter Erfüllungsort ans 
gegeben, jo wird durch diefen zugleich der Gerichtsſtand 
der Obligation begründet. — Das eigenthümliche Beduͤrf⸗ 
niß des MWechielgeichäfts (Note b) Tann ftarfe Modifica⸗ 
tionen biefer Grundſaͤtze über den Gerichtsftand rechiferti- 
gen, So iſt denn auch in der Preußifchen Einführungs- 


(e) Wening a. a. O. macht 9. 2. NR. 15 500 fg Könnten 
dafür praftifche Vorſchlaͤge. Die dabei benutzt werben. 
für eine andere, aber verwandte, () So erflärtfih au ul 
Frage gegebenen Borfchriften bes lenbruch ©. 348, 351. - 
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ordnerng zur neueften Deutſchen Woech felvrvnung ) vorge⸗ 
ſchrieben worden, daß nicht blos der Jahlugsort und Dar 
Wohnſitz den Gerichtsſtand begründe, fondern daß ar den 
Ort der einmal angefbellten Wechſelllage auch andere Beh, 
felfchuloner herangezogen werden koͤnnen. 

Die dritte Frage, wegen des bei einem Wertrag durch 
Briefwechſel geltenden örtlichen Rechte, Tann erſt weiter un⸗ 
ten (6 873) beantwortet werben. 

B. Einfeitige erlaubte Handlungen. 

Daß dvieſe Hier ganz auf gleiche Weiſe wie Beträge ya 
beachten find, iſt in unferen Rechtsquellen klar ausge⸗ 
forschen (h); auch If von biefem Sad fchon oben Anwen⸗ 
dung gemacht werben auf die wichtigen Obligationen, die 
aus einer Gefchäftsfühtung u.f.w. entſtehen (8 BTONE.IL.). 
Nur Ein Fall bedarf jevoch noch einer beſonderen Er⸗ 
wähnung. 

Der Erbe, der eine Erbſchaft antritt, übernimmt dadurch 
Obligationen verſchiedener Art, insbefondere gegen die Erb⸗ 
ſchaftsglaubiger und gegen die Legatare. Dieſe Obliga⸗ 
tionen werden in unfern’ Rechtsquellen als contractaͤhn⸗ 
liche bezeichnet (i). Daher haben mehrere neuere ea 


@) 8 5, f. Giſchfamml. 1849. (0) 5.5 d. de ab. masi 05 
©. 50. contr. (3. 27), L.3 $3, 

(b) L. 20 de jud. (5. 1) quib. ex caus. (42.4), L.5 vr 
„Omnem obligationem pro de O. et A. (44.7), L. 19 pr: 
contractu habendam, exikti- de R. * (60. 1). 
mandum est... ., ohne Zweöiſel 
mit Ginſicht auf den Gerichteſond 
ſo ausgeſprochen. 
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ſteller für einen ſolchen Kal ein forum contractus unge» 
nommen, und war bafp an dem Ott; wo: der Antriu der 
Erbſchaft erllaͤrt worden fen, bald an: dem, ‚we die Erbſchaft 
liege, oder am Mohnfih des MWerftorbenen (k): Dieſe 
Munumg aber ift zu verwetfen, und es ift ein folcher (Ger 
tichtstand nicht anzunehmen: Nur ausnahmsweiſe, durch 
ganz pofitive Vorſchrift, iſt ein ſolcher Grrichtsſtand bes 
gruͤndet für Fideicommiſſe, und zwar an dem Orte, wo bez 
größte Stell der Erbſchaft liegt (1). Der oben erwähnte 
Ausdruck der Rechtsquellen bezieht ich nur auf ven per 
fönfichen Eintritt Des Erben in das obligatorifche Verhaͤlt⸗ 
nis zu Slaubigern und Legataren, wicht auf deſſen eigents 
liche Gntſtehung und juriſtiſ se Beſchaffenheit. 

» °C. Delicte. 

Dert durch un Dell wenrundete beſondere Gertichtsftand 
IR dem Altern Roͤmiſchen Recht ſveind, und erft An der 
Kuiſerzeit entſtanden (m). Bann aber hat er eine fo all⸗ 
gemeine Anerkennung gefunben, daß er ‚nunmehr auih An 
Geſeten auf glelche Rinie mit dem forum domicini, con- 
traetus, rei sitae geftellt wird (m). — Es wuͤrde aber un 
richtig feyn, dieſen Gerichtöftand als eine einzelne Anwen⸗ 
dung des Gexichts ſtandes der Dakar, des — g. forum 


(k) Linde Abhandlung B.? (m) Bethmann boliweg 
©. 101 — 109, Mühlenbruch Verſuche ©. 29. 52. 
&. 370-382. (a) Nov. 69 C.1. — 0. 20. 
() Bethmann. Gollweg X. de foro comp. (2. 2). 
Berfuhe S. 32 — 35. 8.48. Bol, on 
oben $ 370 am Ende des $. 
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contractus, zu betrachten (0). .Denn das forum deliciä 
entfteht nicht durch eine praͤſumtive freiwillige Unterwer⸗ 
fung, und daher geiten für dafielbe auch nicht die Bes 
fchränfungen, welche oben für den Gerichtsſtand der Oblir 
gation aufgeftellt worden find (8 370). Zur Begrimbung 
dieſes Gerichtöftandes ift werner Wohnſitz, noch irgend ein 
anderer hinzutretender Außerer Umſtand, erforberlich, viel 
mehr entfteht berfelbe aus der Verubung des Delicts an 
fih, auch bei einem ganz zufälligen und vorübergehennen 
Aufenthalt. — Es hat demnach dieſer Gerichisftand eine 
ganz eigenthümliche Natur, indem er begründet wirb nicht 
durch freiwillige, fondern durch nothwendige Unterwerfung ; 
dieſe aber iſt eine unmittelbare Folge der Rechtsperlegung, 
deren fich der Thäter ſchuldig gemacht hat. — Der Ger 
richtsſtand aus dem Delist it übrigens eben fo wenig aus⸗ 
ſchließend, als der aus dem Bontract, vielmehr bat ber 
Kläger ftetd die Wahl zwifchen diefem beſonderen und bem 
allgemeinen, auf den Wohnftg des Schuldners gegründeten 
Gerichtsſtand. Dieſes Liegt fchon in der wörtlichen Er⸗ 
waͤhnung jenes Gerichtsſtandes in den angeführten Ge⸗ 
ſetzen (Note n); noch mehr aber folgt es Daraus, Daß der⸗ 
felbe ganz gewiß nicht zum Vortheil des Beklagten, ſondern 
vielmehr des Klägers, eingeführt ift (0'). 


(0) Im der angeführten Stelle  (o') Linde Lehrduch des Pre⸗ 
des canoniſchen Rechts werben zeſſes $ 93 Rote 10. 
beide auch woͤrtlich unterfchieben 
und einander coorbinirt, 
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‚ "Man bat die Frage aufgeworfen, ob der Gerichtsſtand 
der Obligation blos begründet fey für die lagen, die zur 
natürlichen Sntwidelung der Obligation gehören, alfo zur 
Erfuͤllung derfelben führen, oder vielmehr auch für die, welche 
De umgefehrte Richtung haben, indem fie die Auflöfung der 
Obligation besweden, oder Das rüdgängig machen wollen, 
welches in Erfüllung der Obligation ſchon gefchehen ift. 
Hier muß nun in der Regel die erfte, befihränftere Anwens 
dung jenes Gerichtöftandes behauptet werben (p). Die 
zweite, ausgedehntere Anwendung bed Gerichtsſtandes kann 
nur ausnahmsweiſe in den feltneren Fällen eintreten,. tr 
welchen die Auflöfung der Obligation. mit der Entflehung 
derfelben einen gemeinfchaftlichen. Urfprung Hat, alfo wenn die 
-Auflöfung einer durch Vertrag gegründeten Obligation abs 
geleitet wird .aus einem diefem Vertrag hinaugefügten 
Nebenvertrag (9). 


Der befonvere Gerichtäftand der Obligation fchließt den 
allgemeinen, aus dem Wohnſitz entſpringenden, Gerichts⸗ 
ſtand nicht aus, vielmehr hat der Klaͤger freie Wahl, an 
dem einen oder dem andern eine Klage anzuſtellen (r). 


„® L.2% C. ubi et apud quem des Gerichtöftandes verneint von 
AT). Linde Archiv 8.7 S. 07869. 
28 Glück B.6 S. 301 —303. (r) L. 19 $4 de jud. (6. 1), 
Unbedingt wird dieſe Anwendung (wo geleſen werben muß: habeat 
vol, 16 


RAR an IL Herrſchaft der Rechtswegeln. Kap L Ortiche Ska. 
Manche Haben mit Unrecht dieſes Wahlrecht auf den Hall 
einfchränfen wollen, wenn der Oerichtsſtand durch einen 
befonders verabeedeten Ort der Erfüllung begründet ſey. 
Das Wahlrecht gilt vielmehr in dee That auch, wenn ber 
Gerichtsſtand fich gründet auf den Vertrag an ſich (ohne 
Erfüllungsort) (s), ober aber auf eine geführte Verwal⸗ 
tung (t). 

Gerade umgekehrt mußt? für ben Hal eines 6 Durch Sti⸗ 
pulation beſtimmten Erfuͤllungsortes urſpruͤnglich behauptet 
werden, daß nur. an dieſem Ort geklagt werben könne, 
indem der Glaubiger durch den befonderen Inhalt dieſer 
Etipulstion darauf verzichtet hatte, den allgemeinen perſdn⸗ 
lichen Gerichtsſtand feines Schulbners für die Klage zu be 


anſtatt habult, .f. Gollmeg dt) Bas f. g. forum gestae 


©. 46), L.1.2.3 de reb. auct. 
jud. (42.5), L. un C. ubi conv. 
(3.18) C. 17 X. de foro comp. 
(2.2). — Nah Römischen Red 
tonnte der Kläger auh noch. in 
dem forum originis Hagen ($ 355). 

(0) L. 2 C. de jarisdiet. 
(3. 13). In den Worten: ubi 
domieilium reus habst‘“ Tiegt 
der Accent nicht auf domieilium, 
ſondern auf reus. Es foll alfo 
otfsgt werben, des Beklagten 
Wohnfitz (nicht des Klaͤgers) be⸗ 
ſtimme den Gerichtsſtand; das 
zeigen die Anfangsworte der Stelle. 
Damit ſoll aber dem Kläger nicht 
benommen feyn, das forum con- 
traetus vorzuziehen, wo ein foldhes 
bezruͤndet iſt. 


administrationis hat überhaupt 
feine eigenthüntliche Natur ($ 370, 
I). Auch witb das Wahlrecht 
ausdruͤcklich anerfannt im Fall 
des Argentarius. L.4 $5 deed. 
(2. 13). Und gerabe für diefen Kal 
hat man es verneinen wallen wegen 
L. 45 pr. de jud. (5.1). Allein 
bier beißt „„convenird oportet“. 
er muß fih gefallen laffen, daß 
er verklagt werde. Die richtige . 
Meinung Haben, Stenben Br: 
denfen III. 96. Gönner Hand- 
buh 23. 1 Abh. X I; Die irrige 
Meinung: Lerser 73.8, Weber 
Beiträge ®B. 2 ©. 3, Linde 
Archiv 8,7 ©. 73. 


3. 211. MI Obligallonenrecht. Gerichtsſtand x. (art) AI 
nugen. Weil aber dieſes zu einer völligen Verſagung des 
Rechtsſchutzes führen konnte, wenn etwa der Schuldner die 
Vorſicht gebrauchte, an dem bedungenen Erfüllungsorte nicht 
ju erfcheinen, fo wurde eine befondere Klage eingeführt, die 
nun auch an dem perfönlichen Gerichtsſtand angeſtellt wers 
den konnte, nur mit Berüdfichtigung des vielleicht verfchtes 
denen örtlichen Intereſſe der Leiftung (u). Durch dieſe 
Klage iſt alfo felbft für ſolche Fälle das Wahlrecht des 
Klägers -begründet worden. 

Dagegen iſt e8 nicht zu rechtfertigen, wenn Manche 
auch ein Wahlrecht ded Klägers annehmen mollen zwiſchen 
dem auf ausdruͤckliche und dem auf ſtillſchweigende Berabres 
dung eines Erfüllungsortes gegrümbeten Gerichtsftande (v); 
denn die Annahme einer folchen ſtillſchweigenden Verabredung 
wird durch das Daſeyn einer ausdruͤcklichen ſtets aus— 





geſchlofſen. 


rd 


. « 5 ah 


(u) L. i de eo quod certo 
loco (13. 4). „Alio loco, quam 
M quem sibi dari quisque sti- 
pulatus esset, non videbatur 
agendi facultas competere. Sed 
quia iniquum erat, si promis- 
sor ad eum locum, in quem 
daturum se promisisset, nun- 
quam accederet, quod vel’data 
opera faceret, vel quia aliis 
loeis necessario distringeretur, 
nôn posse stipulatorem ad 
suum pervenire, ideo visum 
est, utilem actionem in eam 
Fem eomparare:‘ Was hier von 


der Stipulation gefagt if, gilt 
eben fo von jeder anderen mit 
einem beſtimmten &rfillungsort 
verfehenen Obligation, ſobald diefe 
eine Condiction erzeugt (mie Bars 
lehen und Legat), nur nicht son 
ben b. f. obligationes, wobei bie 
GBontrartstlage ſelbſt ſchon aus⸗ 
reichte. L.7 eod. 

(vw) So daß alfo der SMäger 
bald an dem bedungenen Er⸗ 
füllungsort, bald an dem Ort des 
gefchloffenen Vertrages, nah Bes 
fieben ein forum 'contraetus gel⸗ 
tend machen koͤnnte (8 370). 
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Der befondere Gerichtöftand der Obligatton Tann nur 
geltend gemacht werben, wenn ber Schuldner in biefem Ger 
richtöfprengel entweder perſoͤnlich anweſend Afl, oder 
Bermögensftüde befist, in welchem lebten Ball durch missio 
in possessionem der Zwang gegen ihn durchgeführt wird. 
Diefe alternative Bedingung iſt nach dem Alteren Roͤmi⸗ 
ſchen Recht unzweifelhaft (w). Nach einem Geſetz von 
Zuftinian könnte man diefelbe für aufgehoben anfehen (x). 
Allein dieſes Geſetz iſt fo allgemein und unbeftimmt gefaßt, 
und wirft fo fehr die verſchiedenen Gerichtsftände ohne Un- 
terſcheidung durch einander, daß die Abficht, das frühere . 
Recht zu verändern, daraus nicht mit Sicherheit entnom⸗ 
men werben Tann. Daher hat denn auch eine Derretale 
darauf Feine Rüdficht genommen, fich vielmehr ganz an 
das. frühere Römifche Recht, und felbft an die Ausdrücke 
defielben,. angefchlofien (y). Die überwiegende Praris ber 
neueren Zeit ift diefer Meinung beigetreten (z), fo daß 


trahere coram se non debent 


(w) L. 1 de eo qui certo 
loco (Rote u) „.. sinunguam ac- 
cederet“. L. 19 pr. de jud, 
(5.1) „si ibi inveniatur“. 51 
eod. „si non defendat,.. bona 
possideri patietur“. Aehnlich 
lautet die Beftimmung für das 
forum rei sitae in L. 2 C. ubi 
in rem (3. 19). 

(x) Nov. 69 C. 1.2. 

(y) C. 183 de foro comp. 
in VI. (2.2) „.. . nisi inve- 
niantur ibidem (vgl. Note w) 


invitos, licet in possessionem 
bonorum, quae ibi habent, 
... possint missionem facere‘“. 
Don Mehreren wird diefe Stelle 
fehr gezwungen fo ausgelegt, ber 
Richter folle den Abwefenden nicht 
durch eigene Gewalt (fondern nur 
durch Requifition feines Richters) 
zwingen. Coccxai jus eontrov. V. 
1 qu 15. Glück VI ©. 304, 
Linde Archiv VI. ©. 69. 70. 
(2) Diefe überwiegende Prarie 


8. 871. 1. Obligationenrecht. Gerichtsſtaud 5c. (Bortf) 245 


alfo der Gerichtsftand der Obligation gegen einen Abwe⸗ 
fenden durch bloße Requifition eines fremden Gerichts nicht 
geltend gemacht werben kann. — Es iſt nicht zu verfennen, 
daß durch diefe beichränfende Bedingung ver befondere Ges 
rihtöftand der Obligation einen großen Theil feiner Wich⸗ 
tigkeit verliert. 


In neueren Gefehgebungen hat der Gerichtsftann ber 
Obligation, wie zu erwarten war, biejentge Geftalt ange 
nommen, die zur Zeit ihrer Abfaffung unter den Schrift⸗ 
ftelleen herrſchend war, alfo theilmeife nicht in Ueberein⸗ 
flimmung mit dem wirklichen Römifchen Recht, dem ‚man 
ſich doch anzufchließen glaubte. So feht das Preußifche 
Recht jenen Gerichtöftand zunächft an den Ort der verab- 
redeten Erfüllung, und, wo ein folcher nicht vorhanden ift, 
an den Ort des gefchloffenen Vertrags (aa), ohne 
Rüdficht auf die befchränfenden Bedingungen, unter welchen 
allein das Römifche Recht den Ort des gefchloffenen Ber 
trags als entfcheivend anfieht. Das Wahlrecht des Kläs 
gerd wird auch hier anerkannt, und zugleich wird der Bes 
Hlagte, im Sinn der neueren Praris (Note z), nur dann 


wirb ſelbſt von den Gegnern eins Gerichtsſtand anerkannt in Ver⸗ 

geräumt. Cocczsı l.c. Glũck VI trägen mit vielen Nachbarſtaaten, 

©. 304-306. Linde ©. 69, . 3. B. Weimar 1824 Art. 29, Ge⸗ 
(aa) Allg. Ser. Oron. L 2 fehfammlung 1824 ©. 153, 

5 148—152, Eben fo if diefer - . Ä 
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an dieſen Gerichtsſtand gebunden, wein ex ſich an einem 
ſolchen Orte antzeffen läßt. 


8. 372. 
M. Obligationenrecht. Ortlihes Recht. 

Die Lehre vom Gerichtsftande der Obligation ift bisher 
deshalb fo genau in ihren Einzelheiten dargeftellt worden 
($ 370. 371), weil fie allein einen ſicheren Halt gewährt 
für die Frage nach dem bei den Obligationen anmwendbaren 
örtlichen Recht, für welche Frage es an quellenmäßigen 
Beftimmungen des Römifchen Rechts eigentlich ganz fehlt. 
Gerade bier ift der innere Zufammenhang zwifchen dem 
Gerichtsftand und dem örtlichen Recht eben fo ergiebig und 
fruchtbar, als wohl begründet, indem dieſelbe präfumtive 
Unterwerfung, welche den Sig der Obligation und mit ihm 
den Gerichtsſtand beſtimmt, auch für das anwendbare oͤrt⸗ 
fiche Necht als beftimmend anerkannt werden muß (a). 

Ich nehme die ganze Reihe praftifcher Regeln, wie fie 
oben für den Gerichtsftand aufgeftellt worden find, ohne 
Bedenken zugleih als maafgebend für Das anwendbare 
örtfiche Recht an (8 370). Daſſelbe iſt alſo, je nad 
Verſchiedenheit der Fälle, auf folgende Orte zuruͤck zu 
führen (S. 226. 227). 


. 2). Auch Eichhorn deutſches Mömifchen Mechts unmittelber auf 
Reit $ 37. b wendet Die won dem Bas. örtliche * an. 
Gerichtsſtand redenden Stellen des = 


” w- 


$, 372. 


UI. Obligationenrecht. 


HOriliches Recht. UT 


L Wenn die Obligation einen feſt beſtimmten Erfuͤl⸗ 
lungsort hat: auf dieſen Erfuͤllungsori. 

H. Wenn die Obligation hervorgegangen iſt aus einer 
fortlaufenden Gefchäfteführung des Schuldners: auf 
den Ort, an welchen biefe Gefchäftsführung ihren 


bleibenden Sig hat. 


M. Wenn die Obligation aus einer einzelnen Handlung 
des Schuldners an defien MWohnfip entſtanden iſt: 
auf den Ort diefer Handlung, fo daß die fpätere 
Aenderung des Wohnſitzes Hierin Nichts ändert. 

IV. Wenn die Obligation aus einer einzelnen Handlung 
des Schuldners außer deſſen Wohnſitz, ‚aber unter 
folden Umftänden entftanden iſt, welche eben» 
dafelbft die Erfüllung erwarten laſſen: auf den Ort 


dieſer Handlung. 


V. Wenn keine dieſer Vorausſetzungen vorhanden , 
auf den Wohnfig des Schuldners (b). 


(b) Es könnte ſcheinen, ale. 


wollte ich mich Gier anfchließen an 
den oben verworfenen Grundſatz 
($ 361. 6), nad welchen das ört⸗ 
liche Recht des Wohnfipes fubft- 
diäre Gültigkeit haben follte für 
alle Kühle, in welchen nicht ein 
anderes örtliches Recht befonders 
nachgewiefen werben kann. Diefes 
iſt aber nicht der Fall. Denn auf 
das Recht des Wohnſitzes wird 
bier zurück gegangen, nicht weil 
fein anderes Recht begründet 


J 


werden Tann, ſondern weil tn 
diefem Ball die Batteien Wie Ges 
füllung der Obligation an bem 
Wohnſitz des Schulbners, natürs 
licher als an jedem anderen Ort, 
zu erwarten haben. Diefer Grund 
aber, ver blos eine einzelne Aus 
wendung ber allgemeinen Regel 
über den Sitz der Obligation iſt, 
paßt für den Gerichtsſtand (6 370 
Num. V.) nit mehr und nicht 
weniger, als für das detliche Recht. 


2S Buch M. Herrſchaft der Rechtoregeln. Kap. 1. "Örtliche Graͤnzen. 
Inſofern alſo fällt die Beſtimmung des örtlichen Rechts 
ganz zufammen mit der Beftimmung des Gerichtöftandes. 
Kur darin ift ein wichtiger Unterfchled wahrzunehmen, daß 
neben dem beſonderen Gerichtöftand der Obligation auch 
noch der allgemeine Gerichtöftann des Wohnfiges wirkſam 
bleibt, mit freiem Wahlrecht des Klägers; anflatt daß das 
anwenbbare örtliche Recht einem folchen einſeitigen Wahl⸗ 
recht nicht unterworfen feyn Tann, fondern ausfchließend 
durch den .feft beftimmten Erfüllungsort, in defien Exrmans 
gelung durch den Ort der Entflefung der Obligation, oder 
durch den Wohnſitz des Schuldners, je nach Verſchieden⸗ 
heit der Faͤlle, beſtimmt werden muß. | 
Die Ableitung der hier aufgeftellten Regeln aus ber 

vermütheten freiwilligen Unterwerfung des Schulpners uns 
ter ein beftimmtes örtliches Recht hat einige wichtige prafs 
tifche Folgen, die Hier zufammengeftellt werben ſollen. 
A. Diefes örtliche Recht tritt zurüd, wenn es in 

Widerfpruch ſteht mit einer am Ort des urtheilenden Rich 
terö geltenden zwingenden, fireng pofitiven Rechtöregel 
($ 349), indem in ſolchen Fällen ver freie Wille ber 
Parteien überhaupt feinen Einfluß haben kann (b’). = 

B. Das angegebene örtliche Recht tritt gleichfalls 
‚ jurüd, wenn die Vermuthung der freiwilligen Unterwerfung 


(b’) Bol. Wachter M. ©, 397-405. Foxuz p. 145. 
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ausgefchlofien wird durch eine ausbrüdlie abweichende 
Willenserklärung (e). 

C. Bon manchen Seiten ift behauptet worden, daß 
unter mehreren an ſich denkbaren oͤrtlichen Rechten dasje⸗ 
nige jevesmal angewendet werden müffe, nach welchem das 
vorliegende Rechtsgeſchaͤft am beften aufrecht erhalten wers 
den könne (d). Aus dem beftehenven Recht läßt fich dieſer 
Sat in folcher Allgemeinheit wohl nicht begründen, . page 
gen Tönnte man darauf fommen, ihn ald neues. pofitives 
Geſetz aufzuftelen (e). Allein in folgendem Sinn läßt ſich 
der Sa dennoch veriheidigen. Wenn die Anwendung der 
oben aufgeftellten Regeln dahin führen würbe, den Vertrag 
einem’ örtlichen Recht (etwa des Erfuͤllungsortes) zu unter⸗ 
werfen, nach welchem er ungültig ſeyn würde, anſtatt daß 
er nach dem Rechte des Wohnſitzes gültig wäre, fo if} ges 
wiß nicht zu vermuthen, daß fich die Parteien einem ört⸗ 
lichen Recht haben unterwerfen wollen, das mit ihrer Abftcht 
völlig im Widerſpruch ftände (e’). 


(ce) L.19 $2 de jud. (5.1) 
„. . misi alio loci, ut defen- 
deret, convenit..“. Was hier 
von dem Gerichtsſtand gefagt wird, 
muß eben fo von dem örtlichen 
Recht gelten, foweit deſſen Be 
fimmungen dur PBrivatwillkür 
abgeändert werben Tönnen. Bol. 
oben 6 369. b. und $ 370. 

(d) Eich horn deutfches Recht 
$ 3. Noten f. g. 


(e) Für einen einzelnen Fall 
ift er im Preußiſchen A. L. R. auf 
geftellt (I. 5 $ 113), namlich für 
den Fall verfchiedener gefeßlicher 
Formen bei einem durch Brief: 
wechfel gefchloflenen Bertrage. 

(e!) So aufgefaßt, ſtimmt ver 
Satz ganz überein mit einer be 
fannten Auslegungsregel bei zwei⸗ 
Sutig gefaßten Rechtsgeſchaͤften. 
L. 12 ‚de reb. dub. (34.5). 
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Wenngleich nun durch die hier aufgeftellten Regeln ber 
Sig der Obligation, und mit diefem zugleich das örtliche 
Recht derſelben, im Ganzen ſicher beftimmt ſeyn meg, fo 
fol damit Doch nicht behauptet werden, daß alle bei Gele 
genheit einer Obligation möglichermeife eintretende Rechts⸗ 
fragen eben nur nach dieſem örtlichen Rechte zu entſcheiden 
feyn möchten. Dazu ift eine tiefer eingehende Erwägung 
folder Rechtsfragen in ihrem vollftändigen Zufanmenhang 
nöthig, die der Fortſetzung dieſer Unterfuchung (8 374) 
vorbehalten bleiben muß (f). 

Bon der Hier aufgeftellten. Lehre über das bei den Dhli« 
gationen anmwenbbare örtliche Recht weichen die Mei⸗ 
mungen unferer Schriftfteller in toigenben zwei Haupt 
punften ab. 

Erſtlich knuͤpfen faft Alle das anwendbare örtliche Recht 
an. den Ort der obligatorifhen Handlung an fi, ohne 
zugleich die im Romiſchen Recht Binzugefügten befonberen 
Borausfegungen zu berüdfichtigen (8 370), obgleich doch 
im Allgemeinen die Meiften auf dem Boden des Römifchen 
Nechts zu ftehen vermeinen. Diefes if aber um fo mehr 
zu mißbilligen, als bie erwähnten Vorausfegungen des Roͤ⸗ 


(f) Auf die verjchievenartige 
Beuriheilung folcher einzelnen 


Grundſatzes anfehen; es wich 
daranfanfommen, bei den einzelnen 


Rechtsfragen haben ſchon Yinges 
wiefen: Levser 73. 3, FoeLıx 
p. 142-145. Diefe Schriftfteller 
fann ich daher nicht als meine 
Gegner in der Aufſtellung bes 


Rechtsfragen fih wit einander zu 
verftändigen. Gin ähnliches Der: 
fahren ift fchon oben in- ber 
Lehre vom Gigentgum eingefchlas 
gen worden ($ 367). 
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miſchen Rechts, wodurch die Sache eine andere Geftalt 
gewinnt, nicht auf willfürlichen poſitiven Borfchriften 
beruhen, fondern vielmehr auf der in der Natur der 
Sache beruhenden Erwägung, in welchen Fällen eine frei 
willige Unterwerfung unter ein beftimmtes örtliches Recht 
mit MWahrfcheinlichfeit angenommen werben kann oder nicht. 

Zweitens findet fich ein fehr häufiger Widerſpruch gegen 
bie .bier angenommene Meinung, nach welcher vorzugsweife | 
ein verabredeter Erfüllungsort zugleich das anwendbare 
Örtliche Recht beftimmen fol. Hierin find jedoch die Mei⸗ 
nungen fehe getheilt. Ein Theil der Schriftfieller, und 
zwar der größere Theil, ſtimmt mit der bier vorgetragenen 
Lehre überein (g). Ein anderer Iheil dagegen behauptet, 
das örtliche Necht dürfe lediglich nach dem Ort der obligas 
torifhen Handlung beflimmt. werden; der verabredete Er⸗ 
füllungsort habe darauf gar feinen Einfluß, indem bie von 
dieſem redenden Stellen des Römifchen Rechts lebiglich auf 
ven Gerichtsſtand, gar nicht auf das örtliche Recht, zu be⸗ 
ziehen ſeyen ()J. 

Bei dieſer Streitfrage kommt es auf die Erklaͤrung der 
hier einſchlagenden Stellen des Roͤmiſchen Rechts an, die 
ich, der leichteren Ueberſicht wegen, voranſtelle. 


(dd) Cmrıstmarus Vol. J. Forrix p. 142 - 145. Srtorr 
Dec. 283 N 8. 11. P. Vorr. $ 280. 299. 

Sect. 9C.2 $ 12.15. Mönzen- (h) Herr. ’$ 10 ampl. & 

»auch doctr. Pand. $73.not.17. Meier p. 57.58. Wächter I 
S. 41— 4. 
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1. L.6 de evict. (21. 2.) „Si fundus venierit, 
ex consuetudine ejus regionis, in qua negotium 
gestum est, pro evictione caveri oportet.” 

2. L. 21 de obäg. et act. (44. 7.) „Contraxisse 
unusquisque in eo loco intelligitur, in quo, ut 
selveret, se obligavit.” 

3. L. 1. 2. 3. de reb. auct. jud. (42. 5.) „Venire 
bona ibi oportet, ubi quisque defendi debet, id 
est — ubi domicilium habet — aut ubi quisque 
eontraxerit. Contractum autem non utique eo 
loco intelligitur, quo negotium gestum sit, sed 
quo solvenda est pecunia.” . 

Diefe Stellen werden von den Gegnern auf folgende 
Weiſe erklärt. Die erfte Stelle, fagen fie, fpreche allein - 
vom örtlichen Recht, und wolle bei diefem ausfchließenn 
den Ort, beachtet wifjen, art welchem die obligatdrifche Hand⸗ 
fung vorgenommen worden fey (in qua negotium gestum 
est), wodurch alfo die Beachtung des Erfüllungsortes vers 
neint werde. Die zweite und dritte Stelle dagegen follen 
lediglich von dem Gerichtsſtand reden, nicht von dem ört- 
lichen Recht; für den Gerichtsſtand aber forbern fie bie 
Beachtung des Contractsorts, und als Contractsort bezeich⸗ 
nen fie nicht den Ort der obligatorifchen Handlung, fon- 
dern den der Erfüllung. So werden, fagen fie, in biefen 
Stellen der Gerichtöftand und das örtliche Recht ſcharf uns 
terfchteden, und nach entgegengefegten Regeln behandelt. 
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Diefe Erklärung hat Schein, aber Feine Wahrheit. 
Allerdings fpricht die dritte Stelle von dem Gerichtsftand, 
nicht von dem örtlichen Recht; die zweite aber redet fü 
allgemein, daß fie eben fo gut auf das Eine, wie auf das 
Andere, anzuwenden if. Sind nun die oben aufgeftellten 
Gründe für. den inneren Zufammenhang des örtlichen Rechts 
mit dem Gerichtsſtand überzeugend, fo muß eine praftifche 
Verſchiedenheit in der Behandlung beider Fragen fo lange 
verneint werden, als nicht beftimmte Zeugniffe für dieſe 
Berfchievenheit aufgewiefen werben fönnen; dieſe eben follen 
in den oben angegebenen Stellen liegen, und es wirb jegt 
Bauptfächlich "darauf ankommen, durch die Erklärung ber 
erften Stelle zu zeigen, daß dieſe den praftifchen Gegenſatz 
gegen die zwei anderen Stellen, den man darin finden wi, 
in der That nicht enthält. 

Von der erften Stelle nun, ber L. 6 de evict, iſt ſchon 
oben bemerkt worden, daß ſie eigentlich gar nicht von dem 
anzuwendenden örtlichen Recht ſpricht, ſondern von thats 
fächlichen Gewohnheiten, die gar nicht Rechtöregeln begrün« 
den ($ 356. i. k). Indeſſen Tönnen wir über dieſes Bes 
denken hinweggehen, und einen indirecten Gebrauch dieſer 
Stelle für unfere Frage willig einräumen. Denn biefelbe 
Wahrfiheinlichkeit, die dafür fpricht, daß die Parteien ges 
wiſſe factifche Gewohnheiten des Orts ſtillſchweigend bes 
folgen wollten, läßt. fich auch geltend machen für ihre frei⸗ 
willige Unterwerfung unter das örtliche Recht deſſelben 
Orts. Wir wollen alſo die Stelle ganz fo behandeln, ala 
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ob fie uͤber das örtliche Recht entſcheiden wollte, und nur 
noch fragen, für welchen beftimmten Ort fie entſcheidet. 
Offenbar will fie in den Worten: ejus regionis, in qua 
negotium gestum est, irgend einen anderen denkbaren Ort 
ausfchließen; welches ift nun biefer von ihr außgefchloffene 
Ott? Um die verfchledenen Möglichkeiten, die dabei in 
Betracht kommen fönnen, zur Anfchauung zu bringen, will 
ich folgendes Beifpiel wählen. Zwei Einwohner von Pu⸗ 
teoli, deren Einer in diefer Stadt ein Grunbftäd beſitzt, 
treffen aufammen im Babe von Bajd, und fchließen daſelbuͤ 
einen Kaufcontract über jenes Grundſtuͤck; hinterher ent 
fleht ein Streit über die Evictionsleiſtung, und es fragt 
fh, welches örtliche Recht dabei angewendet werden fell. 
Rah der Erklärung der Gegner müßte es das Recht von 
Bajü feyn (regionis, in qua negotium gestum est), nicht 
das von Buteoli, und dieſes letzte eben ſollte durch den 
Ausſpruch des Juriſten verneim werben. Ich gebe nun 
zu, daß es möglich wäre, ber alte Juriſt Hätte an ven auf 
einem fo verwickelten Fall beruhenden Begenfag gedacht, 
mid darüber eine Entſcheidung geben wollen; aber in ber 
Stelle felbft findet ſich darauf nicht vie entferntefte Hin⸗ 
bentung, und eine unbefangene Erklärung muß vielmehe 
Darauf fuͤhren, folgenden viel einfacheren Fall vorauszu⸗ 
fegen. Die zwei Einwohner von Puteoli haben in ihrer 
Vaterſtadt felbft den Kaufvertrag gefchloffen (i); in viefem 


() So erflärt die Stelle au) de statutis in bem Comm. in 
©. Mostarus, Cotelusiones : Oodicem hinter L. 1 C. de 


x 
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Siadtgeblet aber gilt bei Evictivnen eine eigenthümliche 
Gewohnheit, abweichend von ver anderwärts üblichen. Ans 
flatt nämlich, daß die allgemeine Gewohnheit anderer Orte 
- dahin führte, für den Hall der Eviction den doppelten Kauf 
preis zurück zu zahlen (k), war. es in Puteoli üblich, 
einen anderen Erfah, etwa den anberthalbfachen, oder den 
dreifachen Kaufpreis eintreten zu lafien. “Der Ausfpruch 
des Juriften geht alfo dahin, in einem ſolchen Fall nicht 
die allgemeine, anderwaͤrts übliche, Höhe des Erſatzes gel⸗ 
ten zu laſſen, ſondern die an dieſem Ort hergebrachte, 
weil wahrſcheinlich dieſe den Parteien vorgeſchwebt haben 
werde. Geſetzt num, es waͤre ihm die weitere Frage vor⸗ 
gelegt worden, wie es zu Halten ſey, wenn ber Ver⸗ 
trag nicht in Puteoli felbft, fondern in Bajaͤ gefchlof- 
fen worben. wäre (wovon übrigens die Stelle felbft feine 
Spur enthält), fo würde er ohne Zweifel auch wieder auf 
die Gewohnheit von Puteoli verwiefen haben, weil des 
Vertrag in diefer Stadt und nicht In Bajaͤ zu erfüllen war; 
nur würde er dann nicht mehr den Ausdruck gebraucht 
haben: in qua negotium gestum est, weil diefer, wenn ein 
folcher- Segenfab in Frage geftanden hätte, faft nothwendig 


#. 


summa trin. (p. 6.7 ed. Hanov. adaptari ad casus vel hypo- 
2894. f} „guod est intelligen- thesss, quae salent frequenter 
dum non de loco contractus accidere: nec extendi ad casus 
fortuiti, sed domicili, prout raro accidentes.“ 

exebrius usu venit, immodilla (k) 4. 31 520 de uodil. ed, 
non vendi peregre, sed inloco (21.1), L. 2. L.37 de evict. 
domielä. Lex autem debet (1.2). - 
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mißverftanden werden mußte. — Wird nun diefe Erklärung 
der Stelle angenommen, die ganz bei ihren Worten fliehen 
bleibt, und ihr Feine fremdartige Vorausſetzungen aufprängt, 
fo enthält fie durchaus feinen Grund, das örtlihe Recht 
nach einer andern Regel zu beftimmen, als den Gerichts» 
fand, 


8. 373. . 
m. Obligationenrecht. Ortlichee Recht (Hortfehung): 
Es ſind nun fuͤr das oͤrtliche Recht der Obligation 
einige Nebenfragen zu eroͤrtern, meiſt anſchließend an aͤhn⸗ 
liche Nebenfragen, die ſchon oben für den Gerichtsſtand der 
Obligation unterfucht worden find (8 371). | 
In mehreren Faͤllen nämlich wird das örtliche Recht, 
eben fo, wie der Gerichteftand der Obligation, begründet 
durch den Entſtehungsort derfelben (8 372 Num. IL IV), 
und es kann dann die genauere Beftimmung dieſes Ent⸗ 
ftehungsortes wichtig, zuweilen aber auch zweifelhaft feyn. 
Mit Rüdficht auf folche Zweifel ſollen Hier mehrere befon- 
dere Falle angegeben und einer Prüfung unterworfen 
werden, ‚in ähnlicher Weife wie Diefes bereits bei dem 
Gerichtsſtand gefchehen ift. 
A. Vertraͤge: 

Der zweifelhafteſte und beſtrittenſte Fall iſt der eines 
Vertrages, welcher durch Briefwechſel geſchloſſen wird. 
Mit dieſem Fall aber iſt auf voͤllig gleiche Linie zu ſtellen 
der Vertrag, ber durch eine am verſchiedenen Orten unter⸗ 
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zeichnete Urkunde, oder durch bie mündliche Willenserklärung 
vermittelft eines Boten, zu Stande kommt (8 370.b). — 
Hierüber nun kann nur wiederholt werden, was oben 
(S. 235) über den Gerichteftand in folchen Fällen gefagt 
worden if. Der Bertrag durch Briefmechfel ift als ger 
fchloffen anzufehen an dem Orte, wo der Brief empfangen 
- und zuftimmend beantwortet wird. Kaͤme es alſo blos 
darauf an, fo müßte durch dieſen Ort auch das örtliche 
Recht beffimmt werben, und biefes ift in der That die 
Meinung mehrerer Schriftfteller (a). Diefe Meinung muß 
aber verworfen werden, weil der Verfaſſer des Briefes 
höchftens einem Neifenden zu vergleichen ift, ver fich auf 
einen Augenblid zu dem Empfänger hinbegeben hat, um 
den’ Bertrag zu ſchließen; durch einen folchen ganz vorüber- 
gehenden Aufenthalt aber wird, auch wenn darin ein Ver⸗ 
trag zu Stande Tam, der Sitz der Obligation mit feinen 
rechtlichen Folgen nicht begruͤndet. Daher iſt bier das 
Örtliche Recht der Obligation zu beurtheilen vor Allem 
nach dem Erfüllungsort, wenn ein folcher feft beftimmt ift; 
fehlt e8 an einer ſolchen Beitimmung, fo gilt für jeve 
Partei das Recht ihres Wohnfttes (b).. — Ganz abweichend 
von dieſen verfchiedenen Anfichten haben andere Schriftiteller 
angenommen, der durch Briefwechfel gefchloffene Vertrag 


N 


(a) Hommeı rhaps., obs.409 das Recht des Wohnſttzes allge: 
N. 17.18, Mer p. 59. mein an, ohne NRüdficht auf den 

(b) Wähter ll. S. ab nimmt Erfüllungsort. 

vm. 17 
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möüfle nach dem Naturrecht beurtheilt. werben (ec); wobei 
nur zu bedauern ift, daß fte nicht zugleich das naturrecht⸗ 
lihe Syſtem angegeben Haben, welches fie angewendet 
wiſſen wollen. — Das Preußifche Geſetzbuch entfcheibet 
die hier vorliegende Yrage nur in der befchränften An- 
wendung auf den all, wenn am Wohuſitz beider Parteien 
ein verſchiedenes Recht über die Form des Vertrags gelte; 
dann fol dasjenige Recht angewendet werben, bei weichem 
der Vertrag am beften befiehen kann (d). Im dem Sinn 
dieſer Vorfchrift aber liegt es, auch In anderen Beziehungen 
(wo es nicht auf das Beſtehen des Vertrags, fondern auf 
die Art der Wirkung anlommt) das. Recht des MWohnftges 
über die Schuld jenes Theiles entſcheiden zu laflen. 

Die wichtigfte Anwendung diefer Streitfrage iſt die auf 
098 Wechſelrecht. Nach dem aufgefellten Grundfage muͤſſen 
wir armehmen, daß die Verpflichtung jedes einzelnen Unter⸗ 
zeichners eines Wechfeld nach dem Recht feines Wohnſitzes 
zu beurtheilen if. Das ganz eigenthümliche Beduͤrfniß 
dieſes Gefchäfts aber kann eine abweichende pofitive Bes 
flimmung wohl rechtfertigen. Das neuefte deutſche Wechſel⸗ 
recht beflimmt im Art. 85. Folgendes. Jede Wechſel⸗ 
erfiärung ift zu beurtheilen nach dem Geſetz des Orts, an 
weldyem fie erfolgt if. IR fie jedoch nach dieſem Geſetz 
mangelhaft, genügt aber den Anforderungen des inlaͤndiſchen 


(ec) Gagrıus de. belli Lib.2 C. 11 $5 N.3. Haar. de com- 
meatu literarum $ 16 — 19 (Comm. Vol. I pag. 243). 
(4) ML NR. 15 $ 118. 114. 
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Gefetzes, fo ſind die fpäter im Inland auf den Wechſel 
gefegten Wechfeklerklaͤtungen güftig. Eben fo find güftig 
die Mechfelerftärungen, die ein Inlaͤnder einem anderen 
Inlaͤnder im Auslande giebt, wenn fie nur ven inlaͤndiſchen 
Geſetze entfprechen (e). 

B. @infeitige ertaubte Handlungen. 

Aus dieſer Kategorie kommen hier hauptfächlich in 
Betracht die mannichfaltigen Verpflichtungen, die aus dem 
Kiagentecht hervorgehen, insbeſondere aus der Litisconte- 
ftatton (Anftellung der Klage), den gerichtlichen Geſtaͤndniß, 
dem vechtöfräftigen Urtheil. Hierüber waren früher viele 
Zweifel und Meinungsverſchiedenheiten wahrzunehmen, bie 
fich jedoch alfmälig immer mehr dem richtigen Grundfag 
angenähert haben, nach welchem das am Ort des Gerichts 
(und zwar ver erften Inftang) beſtehende oͤrtliche Necht als 
anwendbar geften muß, auch wenn an anderen Gerichten 
diefe Frage fpäterhin vorfommt (f).- 

Es muß jedoch bemerkt werden, daß hier eigentlich zwei, 
wenngleich verwandte, dennoch an fich verfchiedene Fragen 
zu entfcheiven find, deren Sinn am anfchaulichften werben. 
wird, wenn ich fie ſogleich auf den wichtigften Fall ver 
Anwendung, das rechtöfräftige Urtheil, beziehe. Die erfte, 
allerdings wichtigfte, Frage iſt die, ob uͤberhaupt das aus⸗ 


(e) Preußiſche Geſeh⸗Sammlung 1849 S. 68. Aehnliche Ber 
lnmungen enthält das A. 2. NR. II. 8 $ 938 - 938. (f) Houxi 
86. Mezır p. 29. Stfonrg 84 fg. 
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deſprochene rechisfräftige Urtheil auch anderwaͤrts, ſelbſt in 
einem anderen Lande, anzuerfennen iſt. Die zweite Frage 
betrifft die Modalitäten in den Bedingungen und Wirfungen 
des rechtöfräftigen Urtheils, die in den Geſetzen verfchie- 
dener Länder verſchieden beftimmt feyn, fünnen. Unſere 
Schriftfteller denfen meift nur an die erfte Frage. Wer 
aber diefe zum Vortheil der Gültigkeit des rechtöfräftigen 
Urtheile beantwortet, muß confequenterweife auch auf Die 
Modalitäten das Gefeh des Orts anwenden, an welchem 
das Urtheil gefprochen wurde, da man doch überhaupt das 
Urtheil nur In dem Sinn kann anwenden wolleny in welchem - 
der urtheilende Richter daſſelbe erlafien hat. 

Diefer Gegenſatz tritt hervor in ber Faſſung vieler Ver⸗ 
traͤge, die von der Preußiſchen Regierung mit Nachbarſtaa⸗ 
ten geſchloſſen worden find (g). Nach ver woͤrtlichen 
Faſſung dieſer Verträge koͤnnte man annehmen, wenn ein 
in Weimar gefprochened Urtheil in einem Preußifchen Ge⸗ 
richt vorgebracht werde, fo müffe bie exceptio rei judicatae 
fo angewendet werben, wie es ben Preußifchen Regeln 
über dieſe Exception, nicht, wie es den Weimarfchen (ges 
meinrechtlichen) entſpreche. An dieſen feineren Gegenſatz 


(g) Bertrag mit Weimar Art. 3 
(f. 0. $ 348) „Ein von einem zu⸗ 
ſtaͤndigen Gericht gefälltes rechte: 
kraͤftiges Erfenntniß begründet vor 
. ben Berichten des andern Staates 
die Cinrede des rechtsfräftigen Ur- 
theils (exceptio rei judicatae) 


mit benfelben Wirkungen, 
ale wenn das Urtheil von einem 
Gericht desjenigen Staates, in 
welchem ſolche Cinrede geltend ge- 
macht wird, gefprochen wäre”. — 
Ehen jo mit mehreren anderen 
Nachbarſtaaten. 
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aber Hat man dabet ſchwerlich gedacht, um ſo weniger, als 
bei jenen Verhandlungen gewiß nicht die moͤglichen Ver⸗ 
ſchiedenheiten in der Theorie der exceptio rei judicatae ers 
wogen worden find. Die Meinung ging vielmehr unzwei- 
felhaft bio8 dahin, daß die Exception aus einem Urtheil 
des Rachbarlandes eben fo gewiß, wie aus einem inlän- 
difchen Urtheil, geltend gemacht, alfo nicht etwa wegen ber 
ausländifchen Stellung des früheren Richters zuruͤckgewie⸗ 
fen werben fönne. 

C. Delicte. 

Der Gerichtsftand am Ort des begangenen Delicts hat 
nach den Geſetzen und nach der Praris feinen Zweifel, ob- 
gleich er auf andere Weife begründet werden muß, als der 
Serichtöftand anderer Obligationen (8 371. C.). Für das 
örtliche Recht aber muß eine andere Regel gelten. Indeſſen 
wird es zweckmaͤßiger feyn, diefe Frage in einem anderen 
Zufammendang zu behandeln (8 374. C.), weshalb fie hier 
einftweilen ausgeſetzt bleibt. 


Die neueren Geſetzgebungen enthalten nur fehr unvoll 
ftändige Beftimmungen über das örtliche Recht der Obli- 
gattonen. Das Preußifche Kandrecht giebt eine Vorſchrift 
über die durch Briefwechſel gefchlofienen Verträge (Note d). 
Es erkennt ferner bei der Frage über Maaß und Gewicht, 
fo wie über die Münzforte, die in einem Vertrag gemeint 
feyn mögen, den Grundſatz an, daß der örtliche Gebrauch 


262 Bud, II. Herrſchaft ver Rechtsregeln. Kap. I. Ortliche Gröngen. 


des vertragsmaͤßigen Erfuͤllungsortes anwendbar fen (b); 
dieſe Vorſchrift nun bezieht ſich zwar eigentlich nicht auf 
das örtliche Recht, ſondern auf Die davon perſchiedene 
Auslegung der Verträge (6 374. 5); ich Halte es aber für 
unbedenklich, den hier gnerfannten Grundſatz auch auf das 
örtliche Recht über die Wirkungen ber Verträge im Sinne 
des Landrechts anzuwenden, da in bemfelben der erwähnte 
Scharfe Unterfchieb ſchwerlich vorausgejet werben darf. 

Das Defterreichifche Gefebbuch legt vorzugsweiſe Ge⸗ 
wicht auf den Ort, wo ein Vertrag gefchlofien iſt, um das 
anwendbare örtliche Recht zu beſtimmen, und fügt nur die 
natürliche Blusnahme hinzu, wenn die Partieien erweislich 
die Anwendung eines anderen örtlichen Rechts beabfichtigt 
haben (i). 


(bh) 2.9.15 8 250. 267. nimmt biefen Ort als vorber: 


— Bon der’ 


— Koch Preuß. Recht B. 1 
S. 133 ſtellt den ganz richtigen 
Grundſatz auf, es müſſe das ört- 
liche Recht gelten, dem fich bie 
Parteien haben unterwerfen wollen, 
njmmt aber ohne hinreichenden 
Brund an, daß dieſes meiſtens 


ber lgcus contraetua ſeyn werde. 


Auch Bornemann Bi S. 65 


ſchende Regel an. 
Form der Berträge wird ne 
unten die Rebe feyn bei ver Regel: 
locus regit actum. Bel. auch 
bie oben in der Note e angeführten 
Geſetzſtellen. 

(i) betreichiſchee Geſchbuqh 
6. 26. 8 
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8. 374. 
Al Obligationenrecht. Örtlihes Recht. Ginzelne 
Rechtsfragen. 

Die bisher aufgeftellten Grundſaͤtze betrafen das örtliche 
Recht der Obligation im Allgemeinen. Es wurde aber 
dabei anerkannt, daß biefes örtliche Recht nicht gerade auf 
alle einzelne, bei Gelegenheit einer Obligation etwa vor⸗ 
fommende Nechtöfragen anwendbar ſeyn müfle, und es 
wurbe die beſondere Pruͤfung dieſer einzelnen Rechtöfcagen 
noch vorbehalten (8 372. ©. 250). Zu diefer Prüfung 
gehe ich jet über. 

A. Die erfte dieſer cechtofragen betrifft die perſoͤn⸗ 
liche Fähigkeit des in einer Obligation auftretenden 
Glaubigerd oder Schulonerd zu dieſem befonderen Rechtes 
verhaͤltniß. 

Getade dieſe erſte Frage nun iſt gar nicht nach dem 
oͤrtlichen Recht der Obligation als ſolchem zu entſcheiden, 
ſondern lediglich nach dem örtlichen Recht, welches an dem 
Wohnſitz der Perſon gilt. Es muß Dieſes unbedingt be⸗ 
haupiet werden, da der von Vielen aufgeſtellte Unterſchied 
zwiſchen der allgemeinen und beſonderen Handlungsunfäs 
higkeit durchaus unhaltbar ift (8 364). 

Gs gilt dieſes namentlich nach gemeinem Recht in Beziehung 
auf dieperfönliche Wechfelfähigkeit, welchefftets nach dem Rechte 
des Wohnſitzes des bei einem Wechſel betheiligten Unterzeichner 
zu beurtheilen if. Jedoch würde es irrig ſeyn, Die perfünliche 
Wechfelunfähigkeitzuverwechfeln mit dem an irgend einem Orte 
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nicht geltenden Wechfelrecht. An einem foldhen Orte näms 
(ich kann nur feine Wechfelllage mit Erfolg angeftellt wers 
den, felbft aus einem an fich vollgültigen Wechfel; dagegen 
hat das Recht eines folched Ortes auf die Gültigkeit der 
an demfelben ausgeftellten Wechfel feinen Einfluß, fo daß 
biefe an anderen, mit Wechfelrecht verfehenen Orien aller- 
dings wechfelmäßig eingeflagt werden koͤnnen (6 364). 

B. Eine andere Rechtsfrage betrifft vie Auslegung 
ber Rechtögefchäfte, insbeſondere der Verträge, aus welchen 
Obligationen entftehen (a). | 

Man kann diefe Frage mit mehreren Schrififtellern in 
einem fo weiten Sinne auffafien, daß fie alle andere Fra⸗ 
gen über das örtliche Recht in fich aufnimmt, indem die 
“ Anwendung irgend. einer örtlichen Rechtsregel auf einen 
Vertrag ſtets fo verftanden werden kann, daß fie nach dem 
wahrfcheinlichen Willen der Parteien zu dem-Bertrag hinzu 
gedacht werben müfle. Das läßt fich als ergänzende Aus⸗ 

legung bezeichnen, fo wie fie überhaupt den vermittelnden 
Rechtsregeln zum Grunde Liegt (b). Allein fo allgemein 
aufgefaßt, verliert die Srage nach der Auslegung alle eigen- 
thümliche Bedeutung. Sol ihr dieſe erhalten werben, fo 
müffen wir fle in einem engeren Sinne auffafien, indem 
wir fie auf bie Zweifel beziehen, Die aus der ungewiſſen 


5 


(a) Schriftftelleer über dieſe ter Archiv für civil. Praxis B.19 _ 
Stage: Bourixxnois T.2 pbs.46 ©. 114518125. 
dixieme regle. p. 489—538. (b) ©. 0.8.1 $16. 
Sroar 5 272fg. 28059. Wäd- _ 
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Faflung eines Vertrags, alfo aus den Ausprüden veffelben, 
entfpringen. Das ift eine thatfächliche Frage, eben fo wie 
bei der Gefehauslegung ; fte ift Hier und dort gerichtet auf 
die Erkenntniß des wahren Gedankens, den die gebrauchte 
münbliche ober fehriftliche Rede in fich enthält (c). Bei 
diefer Frage nun iſt gar nicht die Rebe von der Anwen⸗ 
dung irgend eines örtlichen Rechts, wohl aber kann der 
örtliche Sprachgebrauch oft dazu dienen, den Gedanken 
der Perſon erkennen zu laffen, von welcher die Willens⸗ 
erflärung herruͤhrt. ragen wir nun nach dem Ort, deſſen 
Sprachgebrauch zu berüdfichtigen ift, fo fönnen dabei bie 
Regeln über das anwendbare örtliche Recht nicht maaßge⸗ 
bend. feyn, und es ift ganz grundlos, wenn Manche auf 
den Entftehungsort oder den. Erfüllungsort der Obligation 
blos deswegen verweifen,. weil fich nach Diefen Orten Das 
anwendbare örtliche Recht in vielen Fällen richtet. 

So wird bei einem durch Briefwechfel gefchloffenen 
Vertrag in der Regel der Sprachgebrauch des Ortes zu 
beachten ſeyn, an welchem ver Verfaſſer des erften Schrei⸗ 
bens wohnt, nicht der Ort des Empfanges und der Ans 
nahme, obgleich an diefem legten Ort der Vertrag als ab- 
gefchlofien anzufehen ift (S. 235) (d); denn es iſt anzu- 


(0) ©. o. 3.3 ©. 244. — verisimilius est, aut quod ple- 
So brüden ſich auch die Römifchen rumgque fieri solet“. 
Suriften us. L. 34 de R. J. (dd Wäaͤchter a. a.O. S.117. 
(50. 17) „id sequimur, quod Gr erläutert dieſen Satz durch 
actum est“. L. 114 eod. „In folgenden Rechtsfall. Eine Leip⸗ 
obscuris inspici solere, quod ziger Berficherungsgefellihaft Hatte 
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nehmen, daß der Verfaſſer des Schreibens den ihm gelaͤu⸗ 
figen Sprachgebrauch vor Augen gehabt haben wird. 

Wenn ferner ein münblicher ober fchriftlicher Vertrag 
im Wohnſitz beider Parteien gefchlofien wirb, fo iſt unſtrei⸗ 
tig der Sprachgebrauch dieſes Ortes anwendbar. Dagegen 
laßt ſich Diefes nicht unbedingt behaupten, wenn der Ver⸗ 
trag an einem Orte gefchloffen wird, der für eine ber Par- 
teien oder für beide nicht der eigene Wohnfik if. Hier 
muB in jedem einzelnen Fall erwogen werben, ob anzuneh⸗ 
men ift, Daß der Fremde, der an dem Berirage Theil nahm, 
diefen örtlichen Sprachgebrauch fannte, und fich ihn wahr: 
feheinlich aneignen wollte (e). 

Aus denfelben Gründen können wir auch nicht den 
Sprachgebrauch des verabredeten Exrfüllungsortes unbebingt 
zum Grumde legen bei ber Auslegung eines Vertrages, 


in ihren gedruckten Bedingungen 
den Fall einer Zerflörung durch 
Aufruhr ausgenommen. Bei einer 
auswärts vorgefommenen Feuers⸗ 
brunft entfland nun die Frage, ob 
dabei der juriftifche Begriff des Auf: 
ruhrs anwendbar fey, indem die Ge⸗ 
feße verfchiedener Länder biefen 
Begriffniht gleichmäßig beftimmen. 
Wächter entſcheidet ganz richtig, 
es müffe auf den Sprachgebraud; 
des Saͤchſiſchen Geſetzes gefchen 
werben, weil in dem Bereich deſſel⸗ 
ben die Beringungen abgefaßt 
waren, auf deren Grunb bie Bers 
figerungen ausgeflellt und ange 
nonimen wurden. " 


(e) Dan könnte dieſe Be: 
hauptung widerlegen wollen durch 
L. 34 de R. J. (80.17) „id 
sequamur, quod in tegione, 
in qua actum est, frequenta- 
tur.‘ Allein dieſe Stelle will ge⸗ 
wiß Feine willfürliche Vorſchrift 
geben, muß alfo unter der natür- 
lichen Vorauoſetzung verſtanden 
werden, daß die verhandelnden 
Perſonen an dieſem Orte ein- 
heimiſch find; ganz eben fo wie 
die L. 6 de ewiet. (R1.2), ſ. v. 
$. 372.1. 


- 
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wenngleich das örtliche Recht einer Obligation ſtets nach 
dem Erfuͤllungsort Sich richtet. Auch Hier wird es Darauf 


ankommen, ob die Parteien den Sprachgebraud dieſes 


Ortes ‚Eannien und fich aneignen wollten. Für manche 
Stüde in dem Inhalt eines Vertrages werden wir freilich 
den Sprachgebrauch des Erfülungsortes allgemein bei der 
Auslagung zum Grunde legen Eönnen. Wenn nämlih an 
einem fremden Orte eine Gelbfumme ausgezahlt, eine Waare 
noch Maaß und Gericht abgeliefert, oder ein Grundſtack 
nach dem beftimmten Umfang eines Landmaaßes übergeben 


werben joll, in dem Bertrage aber für Die Geldſorte, das 


Mans oder das Gewicht Ausprüde gebraucht find, bie in 
verjchiebener Bedeutung, in verfchiebenem Umfang und 
Werih vorzufommen pflegen, fo ift der Sprachgebrauch bes 
Krfülungsortes zum Grunde zu legen, nicht blos, weil an- 


zunehmen ift, Daß die Parteien :an dag Dort übliche Gelb, - 


Maaß, Gewicht gedacht haben werden, fonbern auch, weil 
es in jenem Orte oft an der Möglichkeit fehlen wird, bie 
Erfüllung nad) anderen Gewichten u. f. mw. abzumeſſen und 
zu vollziehen (F). . | 

Man fönnte glauben, die ‚hier aufgeftellten Regeln üher 
die Auslegung der Verträge ftänden im Wiberfpruch mit 
gewiſſen Vorfchriften des Römifchen Rechte. Nach diefen 
nämlich fall hie Auslegung eined zweifelhaften Vertrages 


(f) BovrLenois p. 496—498. So if es auch ausdrücklich in dem 
Breußifchen Geſetze beſtimmt. A. L. R. I. 5 8 28. 367. 
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ſtets ausfallen zum Nachtheil des Stipulator bei einer Stipulas 
tion (g) ; eben fo zum Rachtheil des Verkäufers oder des Bermie- 
therd, wenn von diefen anderen Verträgen die Rede iſt (h). 
Als Grund wird dabei der Umftand angegeben, daß diefe 
Perſonen e8 in ihrer Macht hatten, den Zweifel durch an- 
dere Faffung zu verhüten, welches fo viel fagen will, daß 
fie entweder durch ihre Nachläffigfeit oder gar durch uns 
rebliche Abficht den Zweifel verfchuldet haben. Eben biefer 
Grund aber deutet darauf hin, daß ein ganz anderer Fall, 
als bei der Hier vorliegenden Frage, vorausgefeht wird. 
Jene Ausfprüche beziehen fich überdem ganz ausprüdlich 
auf dunkle, zweideutige Ausbrüde (i), anftatt daß in un- 
ferer Frage von Ausdruͤcken die Rede ift, die an fich weder 
dunkel noch zweideutig find, fondern nur an verſchiedenen 
Orten eine andere Bedeutung mit fich führen, welche aber 
an jedem diefer Orte für fich klar und gewiß ift. 

Die Hier erörterte Frage wegen der Auslegung ber 
Verträge ift von jeher von den meiften Schriftftellern auf 
andere Weiſe, ald hier gefchehen, aufgefaßt, und vielmehr 
auf die Grundfäge des örtlichen Rechts zurüdgeführt wor- 
den. Hiernach hat man gewöhnlich angenommen, daß die 
Auslegung gefchehen müfje nach dem Sprachgebrauch des 


(g) L.26de red. dub. (34.5), (i) L. 39 de pactis (2. 14), 
L.38 8 18, L.99 pr. deV.O. L.?21.33 de contr. emt. (18.1), 
(45.1). L.26 dereb. dub. (34.5), L.172 

(h) L.39 de pactis (2.14), pr. de R. } (50. 17). 

L.%1.33 de contr. emt. (18.1), - 
L. 172 pr. de R. J. (50. 17). 
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Vertragsortes, oder des Erfuͤllungsortes, wenn ein ſolcher 
verabredet ſey (k). Mehrere aber haben völlig richtig die 
Aufgabe erkannt, nicht fowohl eine juriftifche Regel feſtzu⸗ 
fielen, als vielmehr die wahre Abficht der Parteien nach 
ben für die Auslegung überhaupt geltenden Grunbfägen 
für jeden einzelnen Fall zu erforfchen (1). 

C, Die Gültigkeit einer Obligation ift abhängig, 
theild von formellen, theils von materiellen Bedingungen. 
Die formellen Bedingungen werben weiter unten, in Vers 
bindung mit ben bei anderen Rechtsverhältniffen anwend⸗ 
baren Formen, erwogen werben, da, wo von ber Regel: 
locus regit actum die Rede ſeyn wird (8 381). Hier iR 
für die-materielen Bedingungen der Gültigkeit das örtliche 
Recht feftzuftellen, nach welchem fie beurtheilt werben 
muͤfſſen. 

Als Regel muͤſſen wir aunehmen, daß die Guͤltigkeit 
der Obligation abhaͤngt von dem oͤrtlichen Recht, dem die 
Obligation überhaupt unterworfen iſt (8 372; alſo, je nach 
Verſchiedenheit der Faͤlle, von dem Recht des Erfuͤllungs⸗ 
ortes, oder des Entſtehungsortes der Obligation, oder des 
Wohnſttzes des Schuldners. Von dieſer Regel aber muß 
eine Ausnahme behauptet werden in allen Faͤllen, in wel⸗ 
chen ein am Ort der angeſtellten Klage geltendes Geſetz 
von ſtreng poſitiver, zwingender Natur entgegenſteht. 


(k) So Storr $ 272. 280 und die daſelbſt angeführten Schrift⸗ 
ſteller. () So Boumæxoig a. a. O., beſondere p. 494 — 498, 
an Wächter aa. O. 
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Die hier aufgeftellte Hegel wird denn auch von ven 
meiften Schiftftellern anerkannt, natürlich mit Vorbehalt 
fehr verfihienener Anwendungen, gegründet auf die Mei- 
nungsverſchiedenheiten uͤber das örtliche Recht ver Obliga⸗ 
tion felbſt (m). 

Diefe Mebereinftimmung jedoch befehränft fi auf ven 
durchgreifenden Gegenſatz einer durchaus gültigen ober 
durchaus ungültigen Cnichtigen) Obligation. Zwiſchen die 
fen beiden äußerten Fällen finden fly mannichfaltige Mit- 
telgliever, und über das oͤrtliche Recht, nach welchem: viefe 
beurtheilt werben follen, gehen die Meinungen ſehr aus⸗ 
einander. 0 

Zunaͤchſt find Hier die Fälle zu beachten, in welchen 
einer an ſich nicht ungültigen Obligation blos die Rechts⸗ 
-hülfe der Klage verfagt wird (naturalis obligatio); feetter 
die weit häufigeren Fälle, in welchen eine klagbare Obli- 
gation durch entgegenflchende peremtorifche Einteden ent- 
fräftet wird. Manche Schriftfteller Haben hier die Magen 
und Einreden als PBrozeßinftitute behandelt, und daher auf 
alle Fälle folcher Art das Gefeb, welches am Ort der an- 
geftellten Klage gilt; anzuwenden verfucht (n). Dieſe Diet- 
nung aber tft ganz’ verwerflih; alle Rechtstegein ver hier 
erwähnten Art beftimmeh nur werfchiedene Stufen und 


(m): Vorr. Pand. IV. 1.929. €n) Weber natürliche Ver⸗ 
- Baur. 566: Sronr $ 382 fg. bindtichkrit 8 62. 95. Foxrtk 
Wächter I. ©. 397. 403. 404. p. 146. 





— 
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Formen unvollſtaͤndiger Guͤltigkeit einer Obligation (o), und 
gehören daher eben fo, wie die Regeln über völlige Guͤltig⸗ 
feit oder Unguͤlligkeit dem materiellen Rechte an, nicht dem 
Prozeßrecht (p). Es ift alfo ganz Inconfequent, beide Ars 
ten von Rechtöregeln nach verſchiedenen Grundſaͤßen zu 
behandeln. Beſonders bedenllich aber muß es erſcheinen, 
wenn dieſe Behandlung auf neuere Geſetzgebungen ange⸗ 
wendet werben ſoll, weichen ſcharf begränzte Begriffe und 
Kunftausprüde oft fehlen, worauf allein jene Unterſcheidung 
gegruͤndet werden koͤnnte. 

Die hier aufgeſtellte Regel it alſo namentlich anzuwen⸗ 
den auf die exceptio non numeratae pecuniae; denn ob⸗ 
gleich In’ diefer zunaͤchſt von einer eigenthümlichen Beweis⸗ 
regel die Rebe ift, die dem Prozeßrecht anzugehören fcheint, 
fo tft dieſelbe dennoch ganz in dem materiellen Recht ges 
wiſſer Arten von Obligattemen gegründet. Yerner gehört 
dahin die exceptio exeussionis; imgleichen Die auf Das 
beneficium competentiae gegründete Einrede. — Dagegen 
find nicht unter diefe Regel zu beziehen die exceptio Sc. 


— 


(0) S. o. 3. 4 $ 202, 2093. 
Gs verficht fh von ſelbſt, daß die 
hier aufgeftellte Negel nur ans 
‚ wendbar ifk auf Ginreden, die 
einen mnteriellen Rechtsgrund haben 
Calfo anf alle yeremtorifge), nicht 
auf Die, welche blos in Prozeß: 
vorſchriften gegränbet find, und 
bie ſtets eine nur dilatoriſche Natur 
haben. ©.0. 3.585227 ©. 171. 


/ 


175. Diefe letzten richten ſich ges 
wiß nad den am Ort der Klage 
geltenden Recht, und vieleicht hat 
die Berwechfelung beider Arten da⸗ 
zu beigetragen, die falfche Lehre 


zu befefligen. 

(p) Eichhorn ventiches Hecht 
SS 36 Noten. Waäͤchter H. 
©. 401. 40%. 
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Macedoniani und Sc. Vellejani, da dieſe Gnreden nicht 
auf der mangelhaften Ratur der Obligation an ſich, fon- 
dern auf der unvollftändigen Hanblungsfähigfeit der be⸗ 
theiligten Perjonen beruhen, folglich, fo wie alle dieſen Ge⸗ 
genftand betreffenden NRechtöverhältnifie, nach dem an dem 
Wohnſitz folcher Perſonen geltenden Rechte beuiteiti — werben 
müflen ($ 364). 

Eben jo, wie mit den Einreden, verhält es fich auch 
wit den Klagen, wodurch eine Obligation angefochten und. 
entfräftet werden fol; fie find zu beurtheilen nach dem 
Recht des Ortes, dem die Obugation mherhaupt unter⸗ 
worfen iſt (q). 

Anwendungen dieſer Regel ſind folgende: Die An⸗ 
fechtung eines Verkaufs wegen Verletzung über die Hälfte. 
— Die Anfechtung eines Kaufs durch die renhibitorifche 
Klage oder die actio quanti minoris. — Ferner jede Re 
ftitution gegen einen obligatorifchen Vertrag (r). 


(ga) Das örtliche Recht der flitution auf der Minderjährigfeit 
Obligation ift alfo allgemeiner und beruht, da dieſe, nach !ihrer all- 
unbebingter auf die Anfechtungs- mäligen Gntwidelung im. Rö- 
lagen anzuwenden, als ber Ge⸗ miſchen Recht, nicht mehr ale 
richtsſtand der Obligation, indem reine Folge der Handlungsunfähig⸗ 
diefer letzte nur zur Aufrechthaltung keit betrachtet werben kann, ſon⸗ 
und Durchführung der Obligation bern ale ein nie Obligation als 
beſtimmt ift (6 371). > ſolche entkraͤftendes Rechtsmittel 

(x) Auch ſelbſt wenn die Re ($ 366.-B. 3), 


8. 374. I. Obligationenrecht. Einzelne Rechtsfragen. 2739 


Unter ven hier erwähnten Einreden, wodurch eine Obli⸗ 
gation entfräftet ‚werben Tann, iſt die allgemeinfte in ver 
Anwendung, und darum. auch bie wichligfte, ‚Die: Einrede 
der Rlagverjäffrung,. und dieſe hedarf no ‚einer: ab+ 


gefonderten Erwaͤgung, weil ſich gerade daruͤber die Gichrift 


feller auf ſehr verſchiedene Weiſe, ausgeſprochen haben, 
jedoch ſo daß der allgemeine Gegenſatz der Meinungen, der 
bereits bei den Einreden überhaupt erwähnt worden iſt, hier 
nur- in. etwas fchärferer NBeife hervorteitt. Wenn nun ings 
befondere verfchiedene Verjährungszeiten gelten: an dem vers 
abredeten Erfüllungsort, wo wir den Sitz der Obligation 
annehmen, und an dem Ort der wirklich angeftellten Klage 
(etwa dem Wohnſitz des Schuldners), fo entſteht Die Frage, 
welche Verjaͤhrungszeit angewendet werben ſoll. 
Viele behaupten, die Verjaͤhrungsgeſehe ſeyen Brozeß- 
geſetze, und muͤßten daher angewendet werden auf alle in 


ihrem Bereiche angeſtellte Klagen, ohne Ruͤckſicht auf das 


oͤrtliche Recht der Obligation (s). . 

Nach der. richtigen Lehre muß das örtliche Recht der 
Obligation über die Verjährungszeit entfcheiden, nicht’ das 
des Klageorts; und dieſe Regel, die fo eben für die Ein» 


.(s) Huser $ 7. Weber ne 
türliche Verbinplichkeit $ 95 S 413 
und ©. 419. Story $ 576fg. 
Foziıx p. 147149. (ver ſich 
Jedoch ſchwankend erflärt). Weber 


fügt eine inconfequente Ausnahme 


Hinzu für den Fall, wenn der 
VII. 


Schuldner aus einem Orte von 
langer Verjaͤhrung an einen Ort, 
wo kurze Berjährung gilt, feinen 
MWohnfib verlegt; hier fol ber 
Lauf der kurzen Berjährung erft 
anfangen mit der Gründung be 
neuen Wohnuſitzes. on 
18 
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reden überhaupt aufgeſtellt worden iſt, wird bei der Ver⸗ 
Jaͤhrung noch dadurch beflätigt, daß die verfchledenen Grüne, 
worauf diefelbe beruht, mit dem Wefen der Obligation felbft 
in Zufammenhang flehen (t). Diefe - Meinung ift denn 
auch zu allen Zeiten von nicht wenigen sarnpeien als 
richtig anerfannt worden (u). ° Eu 

Diefe Lehre iſt aber auch nicht bios grundſaͤtzlich richtig, 
fondern ſie empfiehlt ſich zugleich durch eine gewiſſe Billig⸗ 
keit, indem durch die aus ihr folgende feſte Beſtimmung 
des Verjaͤhrungsgeſetzes jene einſeitige Willkuͤr einer Partei 
Sum Nachtheil des Gegners ausgeſchloſſen wird. So kann 
nun nicht etwa bei concurrirenden Gerichtsſtaͤnden der Klaͤ⸗ 
ger gerade den Ort zur Klage ausfuchen, an welchem Die 
längfte Verjaͤhrungszeit gilt. Eben fo kann umgekehrt nicht 
ver Beklagte dutch willfürliche Verlegung des Wohnſitzes 
an einen Ort von kurzer Verfährung den Vortheil derſel⸗ 
ben fich zuwenden, Indem für die am vorigen Wohnſitz von 
ihm contrahirte Schuld das örtliche Recht, ſo wie ber ber 
fordere Berichtöftand der Obligation, unabaͤnderlich feftges 


(t) S. 0.8.5 8237. 

(u) Herr. 665. Schäffner 
587. Wächter ll. S. 408—412, 
wo au noch andere Schriftiteller 
angeführt werben. Es verficht 
fih von felbft, daß die Hier ber 
hauptete Uebeteinſtimmung nur von 
dem Grundſatz gilt, nicht von allen 
Anwendungen; denn das örtliche 
Necht der Obligation wird ja eben 


von dieſen Schriftftellern nicht auf 

gleiche Weife beſtimmt. — Der 
Grundſatz ift auch anerkannt in 

einem Urtheil bes Berliner’ Nevi⸗ 
ſtonshofs von 1843. Seuffert 
Archiv B. 2 Rum. 120, — Yür das 
Preußifhe Recht ſtimmen bei: 
Koh 1. ©. 183 Note 33: Bots 
nemannl. ©. 08. 
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ſtellt ift (v). — Man kann atıch Feine Härte für den Glau⸗ 
biger darin finden, daß bei einem verabredeten Erfuͤllungs⸗ 
ort, der vlelleicht eine ſehr kurze Verfährungszeit hat, "ber 
Schuldner während diefer Zeit willfürlich vermeiden kann 
am biefem Ort au "erfcheinen, ivodurch Die’ Mage an 
dieſem Ort einſtweilen ausgeſchloſſen wird (8871.2). 
Denn der Glaubiger iſt ja nicht gehindert, zu jeder Zelt 
air dem Wohnſitz ves Schulbners zu Hagen (8 371. vr}. 
Wäre freifich der Gerichtsſtand am Grfüllungsort aus⸗ 
fchliegend, fo würde in einem ſolchen Kal dem "Gläubiger 
nur durch Die Mittel zu helfen feyn, die überhaupt gegen 
die Klägverfäfrung in Fällen gebemmter Rechtsverfolguns 
ſchuben m 


Die oben aufgeftellte Tegel, nach welcher die Gültig. 
feit einer Obligation beurthellt- werden fol nad) dem Rechte 
des Ortes, welchem vie Dbligatleri Überhaupt unterworfen 
AR (S. 269, muß durch eine wichtige Ausnahme befchränft 
werben. Wenn naͤmlich der Gültigkeit der Obligation ein 
Geſeß von ftreng- poſitiver, zwingender Natur entgegen⸗ 


ſchneller zu befreien. Wie hier⸗ 
gegen Weber Helfen will, iſt oben 


(v) Bgl. oben $ 370 Num . II. 
$ 372 Num. IE. Waͤre dieſes 


nicht, fo brauchte nur der Schuld⸗ 
tier während der Dauer jener kurzen 
Berjährung das Betreten Des 
früheren Wohnftges zu, vermeiden 


($ 371. 2), um ſich von der Schulb 


in der Note s bemerft worden. 
(w) Nämlich durch Reftitiktion, 

oder auch durch Anftellung der 

Klage vor dem Statthalter, Des 


fenſor u. ſ. w. S. o. B.7 6 928 


18* 
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gefept wird, fo if nicht das eben erwähnte örtliche Recht, 
fondern vielmehr das am Ort der angeftellten Klage geltende 
Recht, das Recht des jept urtheilenden Richters anzu⸗ 
wenden (x). 

Dieſe Ausnahme iR die bloße Folge eines sehe allge- 
meinen Grunbfages über die Anwendbarkeit zwingender Ges 
fee (8, 349. 372. A). Sie iſt anzuwenden fowohl pofitiv, 
als negativ: das heißt, indem der Richter das für ihn gel⸗ 
tende zwingende Geſetz anzuwenden hat, auch wenn es am 
Sig der Obligation nicht gilt; eben fo aber auch, indem 
ex, das anderwaͤrts (am Sitz der Obligation) geltende zwin⸗ 
gende Geſetz nicht anzuwenden hat, wenn es fuͤr ihn alt 
ale Geſetz befteht. 

Die erwähnte Ausnahme kommt vor fowohl bei Ver⸗ 
traͤgen, als bei Delicten. 

Unter die Vertraͤge dieſer Art: gehören die durch Wucher- 
gefehe verbotene. Wird aljo eine Zinfenfchuld eingeflagt, 
pie dem für diefen Richter geltenden Geſeß widerfpricht, fo 
muß er fie als ungültig behandeln, auch wenn am Sitz 
ber Obligation ein gleichmäßig einfchränfennes Wuchergefeh 
nicht vorhanden ſeyn mag; denn der. Sinn eines ſolchen 
Geſetzes geht dahin, daß Fein unter ihm lebender Richter 
feine Amtögewalt zur Durchführung eines ‘fo unfittlithen, 
gemeinfchädlichen Unternehmens, wie der wucherliche Ver⸗ 
trag angefehen wird, anwenden foll. — Eben fo aber wirb 


(X) Damit ſtimmt überein WA chter I. ©. 389-406, 


! 


! J 
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auch umgekehrt der Richter, in deffen Amtsfprengel ein 
Berbot- der vor ihm eingeflagten Zinfen. nicht befteht, bie 
Zinfen als gültig anzufehen haben, ohne Rüdficht auf das 
eiwa anderwaͤrts (am Sitz der Obligation) geltende Verbok 
Dieſe negative Behauptung wird nicht nur durch die Con⸗ 
ſequenz der erſten, poſitiven gefordert, ſondern auch aus 
folgendem Grunde. Die Anwendbarkeit eines beſtimmten 
örtlichen Rechtes auf eine Obligation gruͤndet ſich überhaupt 
auf die anzunehmende freie Unterwerfung; eine folche Unter: 
werfung kann aber durchaus nicht angenommen werben, 
wenn fie auf ein Geſetz führen würde, welches gerade die 
hier vorliegende Obligation entfräften müßte (8 372. €). 

Dieſelbe Behauptung, wie bei den wucherlichen Ver⸗ 
traͤgen, muß auch auſgeſtellt werben für die Spielſchulden, 
wenn diefe nach dem einen Gefege als gültig, nach dem 
anderen als ungültig, anzufehen ſeyn ſollten. Das Geſetz 
des Ortes, an welchem geklagt wird, kann allein über die 
Gültigkeit der Obligation entfcheiden. 

Eben fo verhäft es fich mit der Lex Anastasiana bei 
Schuldforderungen, die unter ihrem NRominalwerth verfauft 
werben. Diefes Gefeh beruht auf der Vorausfehung, daß 
ein ſolcher Handel für den Schuldner gefährlich und bes 
drüdend werben fönne, und fucht ihn als unfittlih und 
gemeinfhäblich zu verhüten durch die Vorfchrift, daß eine 
unter folhen Bedingungen erworbene Forderung nur bis 
auf die Höhe des bezahlten Kaufpreifed geltend gemacht 


| 278 Buch IU. Herrſchaft der Mechteregeln. Kap. J. Hriliche Gränzen. 


werben dürfe (y). Die Anwendbarkeit dieſes Gefehes hängt 
davon ab, ob daſſelbe an dem Orte der angeftellten Klage 
gilt ober nicht gilt; das am Ort. der entfiandenen Forderung 
oder der Geffion geltende Recht it dabei gleichgültig (z). . 
‚Scheinbar gehört dahin auch das Branzöfiiche Geſetz 
über die Forderungen der Juden an Chriſten; in der That 
aber gehört daſſelbe vielmehr zu der die Handlungsfähigkeit 
betxeffenden Frage, und ift auch bei dieſer fchon oben er⸗ 
wähnt worden ($ 365. A, Num. 5). Die praftifche Bes 
handlung des Falles fällt mit der hier angegebenen zu⸗ 
fammen. — 
Die angegebene Ausnahme iff nun: ferner anzuwenden: 
auf die Obligationen aus Delicten, und zwar ganz allgemein, 
da die auf Delicte bezüglichen Geſetze ftets unter die zwin⸗ 
genden, ftreng pofltiven, zu rechnen find. Ä 
» ‚Bei dieſen alfo ift ftetö zu fehen auf das am Orte der 
Klage geltende Geſetz, nicht auf das, unter welchem das 
Delict begangen wurde _(z’). Auch bier gilt der. Sag, wie. 
bei ven Verträgen, fowohl pofitiv als negativ, Das, heißt, 
für und wider die Anwendung eines Geſetzes, das eine 


(y) L.22 C.mandati (4.35). (z') Diefes ift alfo namentlich 
(2) Abweichend davon wird in anzuwenden auf' die poſſefforiſchen 
einem Urtheil des Münchener O. Interdicte, jedoch hier in ſehr be⸗ 
N. ©. von 1845 angenommen, es ſchraͤnkter Weiſe, ſ. o. $ 368 am 
ſey zu fehen auf das Recht, unter Endr, ves 8. .... 
welchem die Forderung urſprünglich 
entſtanden ſey. Seuffert Archiv 
B. 1 N. 402. 
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Obligation aus einem Delicke anerkennt. Dieſe Frage iſt 
bei feiner Art von Obligationen fo haufig aufgeworfen, be⸗ 
- zweifelt, befteitten worben, als bei den aus dem außerehe⸗ 
lichen. Beifchlaf abgeleiteten Obligationen. Es wird Die 
Frage befonderd anfchaulich machen, wenn ich dabei von 
der ſehr unbebingten Vorfchrift. des Franzoͤſiſchen buͤrger⸗ 
lichen Geſetzhuchs ausgche, welches im Art. 340 fo lautet: 
la recherche. de la paternite est interdite. Dieſes Geſetz 
beruht augenfcheinlih auf der Ueberzeugung, daß im 
Intereſſe der. Sittlichkeit jeder Anfpruch und Rechtsſtreit, 
gegründet auf außerchelichen Beifchlaf, verhindert werden 
müffe (aa); andere Gefeßgebungen beruhen auf der entgegen» 
gefegten Ueberzeugung. Beide alfo find von zwingenver, 
ſtreng pofitiver Natur. Wird nun vor einem Gericht, dag 
unter jenem Sranzöfifchen Geſetze fteht, ein folcher Anſpruch 
geltend gemacht, fo ift er zurüdzumeifen, auch wenn ber 
angebliche Beifchlaf vorgekommen feyn fol an einem Ort, 
deſſen Gefeh einen ſolchen Anfpruch. zuläßt und begünftigt. 
Unngefehrt aber muß von dem Gericht eines foldden Ortes 
ber Anfpruch zugelaffen werden, felbft wenn ber VBeifchlaf 
an einem Orte des Franzöfifchen Rechts Statt gefunden 
haben fol. Was nun hier von dem aͤußerſten Gegenſatz, 
der unbevingten Verwerfung oder Zulaffung, gilt, muß 
eben fo auch behauptet werben ,‚ wenn die Gefehe der vers 


(aa) Diefe Abfiht des Frans Richter gerichteten unbebingten 
zöfifchen Geſetzes ift unzweideutig Verbot aller Procedur. 
ausgeſprochen in dem an bie 
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fehiedenen Orte in geringerem Maaße von einander ab- 
weichen, etwa in ben Bedingungen oder dem Umfang ber 
Anfprüche. — Die Entfcheidungen der Gerichte über biefe 
Frage find fehr verfchieden (bb). 

Diefe ganze Frage iſt verwandt mit der Frage des 
Strafrechte, ob ein ausmwärtd begangenes Verbrechen Yon 
unfren Gerichten zu beftrafen ift, und mit welcher Strafe. 
Dennoch dürfen beide Fragen nicht ibentifichtt werben, da 
in dem Strafrecht, als einem. Beftandtheil des öffentlichen 
Rechts, Ruͤckſichten zu nehmen find, von welchen bei den 
Obligatiorien aus Delicten nicht die Rede ift. 

Aus ‘den eben aufgeftellten Grundfägen über das örtliche 
Recht in den Fällen zwingender Gefeße folgt nun allerdings, 
daß in folchen Fällen fehr Häufig eine beveutende Macht in 
die Haͤnde des Klägers gelegt wird, indem diefer oft bie 
Wahl zwifchen mehreren Gerichten hat, alfo auch dadurch 
beftimmen Tann, welches unter mehreren örtlichen Rechten 
zur Anwendung kommen fol. Diefes ift indeſſen die unver⸗ 
meibliche Folge der befonderen Natur dieſer Klaffe von Ge⸗ 
fegen. Auch wird die Gefahr für den Beklagten vermindert 
durch die ſehr befchränfenne Bedingungen, : an welche 


(bb) Yür den Ort der Klage in den deutſchen Staaten B. 2 
(welcher meiſt zufammen fallen N. 4. — Für den Ort des Bei- 
wird. mit dem Wohnfig des Be: ſchlafs: O. A. ©. zu München, 
Hagten): Obertribunal zu Stutt: und zwei Urteile aus Sena. 


. ga. Seuffert Archiv für En GSenffert B.1 N.153 B. 2 


ſcheidungen der oberfien Gerichte N. 118. 
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jeder beſondere Gerichtsſtand der Obligation gebunden iſt 
($ 371. 2). 

D. "Die Wirfung einer Obligafion, und insbefondere 
der Umfang diefer Wirkung, iſt ſtets zu befimmen nad 
dem Recht des Orts, welcher überhaupt als Sit der Oblis 
gatlon zu betrachten iſt; ja es iſt diefes die Hauptfächliche 
Bedentung des örtlichen Rechts der Obligation. Gerade 
deshalb ift auch dieſe einzelne Frage am wenigften Berans 
laſſung zu Zweifel und Streit geworden. Wenige Beifpiele 
werden zur Erläuterung der Frage hinreichen. . 

Nach manchen: örtlichen Geſetzen hat der Verkäufer dns 
Recht des Rüdktritts bis zur vollzogenen Uebergabe, welcher 
Sat dein gemeinen Rechte fremd ift. Hier wird es darauf 
anfoınmen, ob ein folched Geſetz an dem Orte. gilt, an wels 
chem das Grundftüd liegt, ohne Rüdficht auf den Ort des 
gefchlofienen Vertrags oder den Ort der Klage; denn da 
der Verkauf eines Grundftüds ſtets einen beftimmten Er: 
füllungsort hat, fo ift diefer zugleich der Sit der Obliga⸗ 
tion, der das örtliche Recht derfelben beſtimmt (8 370.372). 
— Eben fo verhält es ſich mit einem örtlichen Geſehz, 
welches bei Grundftüden die ftillfchweigende Wiederverpach- 
tung eines Landgutes auf einen Zeitraum von drei Jahren 
anfegt. Auch dieſes Geſetz wird anzuwenden ſeyn auf alle 
in feinem Bereiche liegende Grundftüde, und zwar aus dem 


bei dem vorigen Fall angeführten Grunde (cc). 


(cc) Beide Fälle werben angeführt von Bourrenoss T.2 p. 452g. 
Er entfcheidet den legten Fall, fo wie es bier gefchieht, findet aber bei 
dem erſten ohne Noth Bedenken. 
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Die Hoͤhe der Verzugszinſen iſt nach gemeinem Recht 
abhängig von dem zu jeder Zeit geltenden Zinsfuße, alſo 
von dem thatfächlichen Gebrauche, Wenn aber an manchen 
Drten ein gefeglicher Maaßſtab, und zwar ein verſchiede⸗ 
ner, für die Verzugszinſen vorgefihrieben ift, fo wird bei 
jeder Obligation das Gefeh des Ortes, der ala Sitz der⸗ 
felben gilt, anzuwenden feyn, alfo, bei einem verabredeten 
Zahlungsorte, das Gefeh diefes Ortes (dd). 

Die Obligation kann mit einem flillfchweigenden Pfand⸗ 
recht (bald einem allgemeinen, bald einem fpeciellen) ver- 
bunden ſeyn. Ob ein folcher ſtillſchweigender Pfandvertrag 
anzunehmen ift, das hängt von dem. örtlichen Recht ab, 
unter welchem überhaupt diefe Obligation ſteht. Ob dem⸗ 
felben die Wirkung eines Pfandrechts beizulegen ift, Tann 
Dagegen nur nach dem Recht des Orts beftimmt werben, 
an welchem bie Sache fich befindet (8 363). 

E. Die Stellung der Obligationen im Concurfe 
bedarf einer befonperen Erwägung, da gerabe Hierin bie 
größten Verfchiebenheiten in den einzelnen Geſetzgebungen 
vorfommen. Es ift dabei nöthig, vor Allem die eigenthuͤm⸗ 
liche Natur. des Concurſes in's Auge zu faflen. 


(dd) Vorr. Pand. XXII. 1 derſelben Stadt in biefer Stabt 
8 11.— In L. 1 pr. de usur. einen Bertrag fihließen; von einem 
(22.1) heißt e8: „ex more re- Vertrag außer vem Wohnſitz, oder 
gionis, ubi contractum est“. von einem anberwärts beftimmten 
Dabei mird der gewöhnlichfte Fall Zahlungsort, ift da nicht die Rede. 
vorausgefeht, daß zwei Einwohner u 
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Der Eoncurs ſetzt voraus einen zahlungsunfähigen Schuld⸗ 
ner, welchem mehrere Glaubiger gegenüber ſtehen, alſo einen 
Foll, in welchem eine vollſtaͤndige Execution aller: ausge⸗ 
ſprochenen oder nach auszuſprechenden Schuldurtheile nicht 
möglich iſt, fo daß ver Zweck darauf beichränkt bleiben 
muß, die Erecution theilweile, fo weit fie möglich iſt, zu 
bewirken. Dieſes gefchiebt, indem das gerade. jeht vorhan⸗ 
dene Vermögen des Schuldners: gefammelt, burch Verkauf 
in baares Geld verwandelt, und Dann nach irgend "einer 
Regel unter die Glaubiger. vertheilt wird. Co erfcheint 
alſo der Concurs, feinem Weſen nach, als ein bloßes Ere⸗ 
eutionsverfahren über eine beftimmte Vernögensmafle, und 
die Aufgabe des Richters befteht in der Ausgleichung der 
Ansprache der. einzelnen Blaubiger auf dieſe Maſſe. Auf 
das endliche Schidfal der Forderungen hat: der Concurs 
feinen Einfluß, fo daß jeder Glaubiger, ver in vemfelben 
ganz oder theilweife ausfällt, fein Recht noch immer gegen 
ven Schuldner geltend marhen kann, wenn diefer eiwa fpä- 
terhin neues. Vermögen erwirbt. - 

- Da der Concurs eine Ausgleichung unter mehreren 
Slaubigern bezwedt, fo ift-er.nur an Einem Orte möglich, 
und zwar an dem Wohnfig des Schulpners, fo daß hier 
der beſondere Gerichisftand der Dbligation von dem allge 
meinen perfönlichen Gerichtsftand verbrängt wird. 

Die richterliche Thätigfeit bei Gelegenheit eines Concur- 
ſes zerfällt in zwei an fich verfchiedene Theile: vorbereitenve 
Handlungen, und der Concurs felbft. - 


L 1 
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Zu den vorbereitenden Handlungen gehört theils bie 
Feftftellung der Forderungen: felbft (Liquidation), theil die 
Bildung und Feftftellung der Concursmaſſe durch Ausſchei⸗ 
dung aller zum Vermögen des Schuldners nicht gehören- 
den Stüde ( Bindicanten, Separatiften), durch Auf: 
fammlung aller zu dieſem Vermoͤgen wirklich gehörenden 
Beſtandtheile, und durch Verwandlung derſelben in baares 
Geld vermittelft des Verkaufs. — Dabei gelten, in Anſe⸗ 
bung des anwendbaren örtlichen Rechts, ganz die allge⸗ 
meinen Grunbfäge über bingliche Rechte und Obligationen. 
Die zufällige Veranlaffung durch einen Concurs macht da⸗ 
bei Feinen Unterfchied. — Was aber insbefondere den erften 
Punkt betrifft, die Feftftellung der Forderungen, fo bleibt 
ed nicht dem Zufall überlafien, welche Glaubiger ſich mel- 
den wollen, vielmehr werden alle durch öffentliche Vorla⸗ 
dung zur Anmeldung bis zu einer beftimmten Friſt vorge- 
faden. Wer viefe Frift nicht einhält, wird durch Erfennt- 
niß prächudirt, und verliert dadurch nicht etwa feine For⸗ 
derung felbft, wohl aber den Anfpruch auf Befriedigung 
in dieſem Concurſe, aus dieſer Maſſe. Die Borladung 
bindet ſelbſt die Glaubiger, die bereits Schuldklagen ander- 
wärts angeftellt, aber noch nicht zu Ende geführt haben, 
jo daß der Concursprozeß Die anderwärts ſchwebenden 
Schuldklagen an fich zieht (ee). 


“ 


(ee) Wernner Obss. T.2 P. 10 obs. 297. Levser Sp. 478 
med. 8. j 


n 
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Der Eoncurs felbft hat zum Gegenftand die Ausglei- 
hung des einzelnen Glaubiger in ihren Anfprächen an die 
vorhandene Activmafie (Claffificatton). Da nun diefe Aus- 
gleihung zu dem oben erwähnten Erecutionsverfahren ges 
hört, welches eine rein progefiualifche Thaͤtigkeit ift, fo kann 
darauf fein anderes örtliches Recht angewendet werben, als 
das am Ort des: Concursgerichts geltende: _mittelbar alfo 
das Örtliche Recht am Wohnſitz des Schulbners (ff). 

Mit diefer einfachen Regel fünnte die ganze Frage ers 
ledigt ſeyn, wenn nicht viele, und meift die wichtigften, An- 
fprüche der Glaubiger eine gemifchte Natur Hätten: gemifcht 
aus Obligation und dinglichem Recht, dem Hypothekenrecht. 
Darin liegt die Hauptfächliche Schwierigkeit. 

Die Sache wird anfchaulicher werden durch die Anwen⸗ 
dung auf das gemeine Concursrecht, fo wie e8 fich, gegrün- 
det auf die Vorfchriften des neueften NRömifchen Rechts, in 
der Theorie und Praris der neueren Zeit ausgebildet hat. 

Sämmtliche Gläubiger werden nach fünf Klaffen geord⸗ 
net: 1. Abfolut privifegirte, 2. Privilegirte Hypotheken, 
3. Gemeine Hypotheken, 4. Perſoͤnlich privilegirte, 5. Alle 
übrigen ( 88). — Unter diefen fünf Klaffen enthalten Die 
erfte, vierte und fünfte, reine Obligationen, und für dieſe 
entſcheidet ausfchließend das am Ort des Eoncurögerichts 

geltende örtliche Recht, ohne Rüdficht auf das vielleicht 


(ff) Lersen 478, 10. bier vorliegennen Zweck. Bol 
(gg) Die genauere Ausführung Münrtensruca 1. $173. Göoſchen 
diefer Claſſiſication liegt außer dem Borlefungen II. 2 8 424. 
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abweichende Recht des Entſtehungsorts und ed Erfuͤllungs⸗ 
orts der Obligation. Es bleiben alfo nur noch die zweite 
und dritte Kiaſſe, enthaltend die hypothekariſchen Saubi⸗ 
ger, zu naͤherer Betrachtung uͤbrig. 


Jeder hypothekariſche Glaubiger hat in der That ein 
zufammengefeßtes Recht, deſſen beibe Beſtandtheile eine 
ganz verſchiedene Natur haben; er ift wahrer Slaubiger, 
hat aber daneben zur Sicherheit feiner Forderung ein ding⸗ 
liches Recht. Um es nun klar zu machen, wie dieſe uns 
gleichartigen Rechte in die Einheit des Concurfes eingefügt 
werden fönnen, ift es nöthig, zuvor einen ergängenden Blid 
rückwärts zu Werfen auf die oben erwähnte Bildung der 
Concursmaffe, und die hypothefarifchen Glaubiger einftweilen 
noch auf fi berufen zu laſſen. 


Die Bildung der Concursmaſſe durch Aufſammlung und 
Verkauf der Vermoͤgensſtücke macht keine Schwierigkeit, 
wenn dieſe ſaͤmmtlich in dem Bezirk des Concursgerichts 
ſich befinden. Dagegen iſt die Behandlung der Sache in 
hohen ‚Grade beftritten in Anfehung der Vermögensftüde, 
bie in anderen Gerichtöbezirken, oder gar in einem fremden 
Lande biegen. Ich will fogleich diefen letzten Fall, ald ven 
aͤußerſten, in's Auge faſſen. Für denfelben wird von Dies 
len folgende Behauptung aufgeftelt. . Der fremde Landes— 
Herr und deſſen Richter braucht die Verfügungen unfers 
Concursgerichts nicht zu befolgen, entzieht fich ihnen auch, 


bs ! 
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ver Erfahrung nach, in der That ganz gewöhnlich (hh). 
Daher bfeibt nach jener Meinung feine ändere Aushülfe 
Abrig, als daß unfer Concursrichter auf Heranziehung des 
auswärts liegenden Vermoͤgens verzichtet, die Glaubiger 
aber in: jenem fremden Lande gleichfalls gegen den Schuld» 
ner Hagen fönnen, wodurch dann neben dem erſten Concurs 
ein zweiter, «ben fo vielleicht Noch ein dritter oder vierter 
Concurs, bei einem fehr zerftreuten Vermögen, fol veran⸗ 
laßt werben Tönnen. = 

Ich kann weder die erwähnte Aushülfe, noch die Schwie⸗ 
rigkeit fetbft, bie ihr zum Grund liegen fol, als richtig 
einräumen, — Was die Aushülfe betrifft, fo ſetzt fte vor⸗ 


aus, daß jede Schuldklage uͤberall angeſtellt werden koͤnne, 


wo ein Schuldner Vermögen’ beſitzt; oder, mit andern Wor⸗ 
ten, fie nimmt ein allgemeines forum rei sitae an für pers 
fönliche Klagen. Gerade Diefed nun muß entfchteven vers 
worfen werden, und deshalb iſt auch ein mehrfacher Con⸗ 
curs in verfehiedenen Ländern nicht zuläffig. Inwiefern 
etwas dieſem PVlehnliches in Folge von Hypotheken vor⸗ 
kommen dann, wird ſogleich bemerkt werden. — Aber auch 
die Schwierigkeit iſt geringer, als man gewöhnlich an⸗ 
nimmt. Indem der gerichtlich beſtellte Curator des Ver⸗ 


(hh) Man giebt zu, daß dieſe gleich ſtehenden Gerichten, theils 
Schwierigkeit fich fehr vermindert durch bie bei einer gemeinſamen 
bei Sachen in einem anderen Ger Oberbehörde von dem Concurs⸗ 
richtobezirk deſſelben Landes, ins gericht erfrahirte Verfügung an 
dem hier geholfen werben kann das andere Gericht. - 
theile durch bloße Memuifltion unter "- 


a nn 2. .- _ a. 
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moͤgens (ü), unter Aufficht des Goncurärichters, die 
Sachen des Schulpners verkauft, beforgt er nur eine der 
Handlungen, die zur Exerution eines Urtheils gehören, ſey 
es eines ſchon gefprochenen, ober eines heyorſtehenden, noch 
u erwartenden. Nun gehört ed zu der oben erwähnten, 
feit längerer Zeit ſieis foriſchreitenden, Rechtögemeinfchaft 
unabhängiger Staaten unter einander, daß ſie ſich gegen⸗ 
feitig gleiche Rechtshülfe leiften ($ 348). - Dazu gehört bie 
Erecution der in einem Staate gefprochenen Urtheile inner 
halb jedes anderen Staates ($ 373. B.), alfe auch die 
Unterftügung des Guratord bei den. fo eben erwähnten 
Maapregeln, die zum Verkauf der auswärtigen Bermögens- 
ſtücke, folglich zur Bildung der Concursmaſſe, führen. 
Wollte man ihm diefe Unterftügung verfagen, fo würde 
darin eine völlige Nechiönerweigerung liegen, indem fo 
eben bemerkt worben ift, daß in dieſem fremden Lande ein 
Gerishtöftand gegen den Schuloner für perfönliche Klagen 
gar nicht begründet ift. Ä 

Die Hier aufgeftellte Behauptung ift denn auch ſchon 
laͤngſt von mehreren Schriftſtellern als richtig aͤnerkannt 
worden (kk). Andere nehmen das Gegentheil an, aber 


(ii) Tit. D. de curatore bonit Purenporr T.1 obs. 217 (mit 
dando (42.7), befonders in L.2 einer Beſchraͤnkung für den Fall 
tit. cit. von Hypothefen, wovon fogleich 

(kk) 1.Vorr. $17, und Comm. vie Rebe feyn wird). Dabelow 
ad Pand. XX. 4 512 (wo er Lehre vom Goncurfe ©. 746— 765 
diefe Regel gerade aus der oben (dev nur feine richtige Ausführung 
erwähnten comitas ableitet). durch bie Bemerkung am Schluffe 
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nicht in Folge eines juriftifchen Grundfages, fondern num, 
weil die fremden Landesheren ihre Mitwirkung verfagen 
follen (ll). In den Englifchen Gerichten werben die aus⸗ 
wärts liegenden beweglichen Sachen mit zum Concurfe am 
Wohnſitz gezogen, die unbeweglichen nicht; in den meiften 
Amerifanifchen Gerichten weder die beweglichen, noch bie 
unbeweglichen Sachen (mm). 

Allerdings entfteht nun eine eigenthünmliche Verwicklung und 
Schwierigfeitin den Fall, wenn die im Ausland befindlichen 
Sachen mit einem Pfandrecht behaftet find, und die Rüd- 
fiht auf diefen fehr gewöhnlichen Fall hat ohne Zweifel 
auf die eben erwähnte abweichende Anficht mancher Schrift: 
fteller und Gerichte Einfluß gehabt, obgleich offenbar beide 
Fragen an fich verſchieden find, und eine getrennte Ber 
handlung derſelben für den Erfolg der Unterfuchung vor⸗ 
theilbafter iſt. 

Diefer letzte Fall unterfcheivet fi) yon dem vorherge- 
henden, in welchem die auswärts befindlichen Sachen als 
unverpfändet gebacht wurben, azunächft darin, Daß die 
Pfandglaubiger ihre Hypothelarklagen im Gerichtöftand der 
gelegenen Sache anftellen fünnen. Wird nun die Hypo⸗ 


entfräftet, daß die Praxis entge- der Amerikanifchen vor. Daß er 
genfiche, und alfo mehrere Gon- blos von beweglichen Sachen 


surfe nothwendig feyen). ſprechen will, ergiebt ſich ſchon 
(U) Struben Bedenken I daraus, daß er dieſe ganze Frage 
118, V. 27. in dem Chap. IX. personal 


(mm) Storx $ 403 fg. Gr property (bewegliches Vermögen 
ſelbſt zieht die Cugliſche Praxis behandelt, 
vu. 19 
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thekarklage gegen einen anderen Pfandglaubiger angeſtellt, 
der die Sache beflgt, ober von zwel Pfandglaubigem gleich“ 
zeitig gegen einen dritten Beſther, fo Hat der Richter über 
die Priorität nach denfelben Grundfägen zu entſchelden, 
wie e8 auch im Concurfe geſchieht (nn), und dieſe Regel 
iſt anwendbar, ohne Unterſchied, ob die verpfändeten 
Sachen in denſelben Lande liegen oder nicht. Dennoch 
wäre es ganz unrichtig, dieſes Verfahten als einen beſon⸗ 
deren Concurs aufzufaſſen, indem die Fotmen des Con⸗ 
curſes dabei gar nicht vorkommen. — Indeſſen ik auch ein 
Hinderniß vorhanden, die verpfaͤndeten auswärtigen Sachen 
mit in den Concurs am Wohnſitz des Schuldners zu ziehen, 
wenn nur dafür geforgt wird, daß Sieber, ber an einer 
ſolchen auswärts befindlichen Sache ein Pfandrecht bat, 
an dem Kaufpreis diefer Sache diefenige Priorität erhäft, 
die ihm nach dem Recht des Orts, wo fich die Sache zur 
Zeit des Verkaufs befindet, gebührt, indem bie lex rei 
sitae auch über die Priorität entfcheidet (8 368). 

Es mag zuweilen fchwer feyn, diefen Zweck zu erreichen; 
unmöglich iſt e8 nicht, und es wirb befonbers zur Ereich⸗ 
terung der Sache dienen, wenn aus dem Kaufpreld ber 
einzelnen, auswärts aufgefundenen Sachen befondere 





on) L. 12 pr. $ 7 qui pot. 
(20.4). VBgl. P. Vorr. Sect. 10 
C. un. 8 8. — Die nenefte 
Preußiſche Geſetzgebung geftattet 
jedem Pfand⸗ und Hypotheken 
glaubiger, auch wo nicht von 


einem Verhaͤltniß zum Auslanb-bie 
Rede ift, feine Befriedigung aus 
der Sache unmittelbar einzufangen, 
ohne fih in den Concurs einzu⸗ 
mifhen. Geſetzſammlung 1842 
©S.4 - - 
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Sperialmafien gebildet werden. Inden Diefes von dem⸗ 
felden Richter geſchieht, wird gewiß Die Einheit ber zus 
fammentreffennen Anſpruͤche ficherer erreicht, als e8 durch 
bie Einleitung mehrerer Concurſe in verfchledenen Gerichten 
gefchehen Fönnte (00). 

Daß nun überhaupt eine ſolche Behandlung d ber Sache 
möglich ift, ergiebt fih am ficherfien aus dem Umſtand, 
dag dieſelbe in einer bedeutenden Zahl von Staatöverträgen 
der Breußifchen Regierumg mit benachbarten Staaten wirks 
lich feſtgeſetzt if. Die Grundlage dieſer Werträge bilvet 
das Preußifche Concursgeſetz. Nach dieſem giebt. es ftcts 
nur Einen Concurs, und zwar am Wohnſitz des Gemein, 
ſchuldners. Der Goncursrichter veranlaßt die inlänbifchen 
Berichte, in deren Sprengel Theile des Vermögens liegen, 
durch Requifition zur Mitwirkung. — Liegen Bermögends 
ftüde im Auslande, fo hat der Richter gumächft zu erforfchen, 
ob Staatsverträge vorhanden find. In Grmangelung ders 
felben ſoll er dem ausländifchen Richter vorfchlagen, auf 
aͤhnliche Weiſe, wie es fo eben von anderen inlänbifchen 
Gerichten erwähnt worden ift, auf die Mitwirkung zu dem 
inlaͤndiſchen Goncurfe einzugehen. Mißlingt Diefes, fo Hat 
der Eurator bei dem auswärtigen Specialconcurſe das Ins 
tereffe der inländischen Slaubiger wahrzunehmen (pp). — 

(00) Bufendorf (Note kk) der gelegenen Sache zu eröffnen, 
erachtet bie Feſthaltung der Prior ſobald Dieſes bie Piandglaubiger 
sisht im einem, fremben Gerichte verlangen. 
Bee fchwierig, daß er es serzicht, App) Allg. Ger. Ordnung I. 


einen beſonderen Keucurs am Dr WO SA 32 SE ST. 
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Alle fpäterhin wirklich gefchlofiene Verträge beruhen nun 
auf dem Grundfag, daß nur Ein Concurs Statt finden 
fol, und zwar in der Regel am Wohnſitz des Schuldners. 
Die in dem anderen Staate befindlichen Sachen des Ge 
meinfchuldners follen veräußert, und ver erlöfte Kaufpreis 
fol an das Concursgericht abgeliefert werben. Bei viefem 
müflen fich "alle Glaubiger einlafien. Die Rangorbnung 
unter den Glaubigern ift für bie blos .perfönlichen For⸗ 
derungen nach den Geſetzen des Gerichtsortes zu beftimmen, 
für alle dingliche Rechte nach den Geſetzen des Ortes 
der belegenen Sache (gg). Nur darin findet ſich eine 
Berfchievenheit, daß nach ven neueren Verträgen (feit 1839) 
die dinglichen Anfprüche auf die außer dem Land des Con⸗ 
curfe liegenden Sachen auch an bem Ort der gelegenen 
Sache, vor ihrer Ausantiwortung an“ den Concursrichter, 
erhoben werden fönnen. Gefchieht Diefes von Hypothefen- 
glaubigern, fo find die verpfändeten Sachen dort zu vers 
faufen, das Kaufgeld if den Glaubigern auszuzahlen, und 
nur der etwa bleibende Weberfchuß iſt an das Concurs⸗ 
gericht abzuliefern. 

Was nun hier durch Verträge feſtgeſtellt ift, darf feined- 
weges als eine neue, willfürliche Erfindung angeſehen 
werben; es ift bloß der Ausbrud der ohnehin in neuerer 


(gg) Vertrag mit Weimar mit Königreich Sachſen 1839 
1824 Art. 18—22. dann glei Art. 19 —21, und gleichlautend mit 
lautend mit Altenburg, Koburg: MRubolkadt, Bernburg, Braun: 
Gotha, Reuß⸗Gera. — Spaͤterhin ſchweig (©. v..5 848, ©. 81). 
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Zeit ſtets wachſenden Rechtögemeinfchaft (8 348). Daher - 
hat e8 auch. Fein Bedenken, daß derſelbe Grundſatz auch 
anberwärts in Staatöverträgen feftgeftellt, ja felbft ohne 
folche Verträge von den darin übereinftimmenvden Gerichten 
verfchievener Staaten, unter ausdrüdlicher oder ſtillſchwei⸗ 
gender Genehmigung ihrer Regierungen, geltend gemacht 
werben Fönnte. 

. Der Inhalt der hier angegebenen Verträge ift aber nicht 
blos unmittelbar wichtig für Das Verhaͤlmiß zwifchen Preußen 
und ben dabei betheiligten Staaten, und mittelbar für Das 
Verhaͤltniß zu anderen fremden Staaten als Grundlage 
einer gütlichen Unterhandlung mit venfelben, wie jo eben 
bemerkt wurde. Vielmehr Tönnen diefe DBerträge, indem 
fie Auffchluß geben über den Sinn unfrer Geſetzgebung, 
zugleich dazu dienen, eine auf das innere Berhältniß unfrer 
verſchiedenen Landestheile bezügliche Rechtsfrage zu beant- 
worten. Wenn in Berlin ein Concurs eröffnet wird, zum 
Vermögen des Schulpnerd aber Grundftüde und beweg⸗ 
fiche Sachen gehören, die fich in Neuvorpommern befinden 
(wo das Römische Recht gilt), umd dort durch bloßen 
Bertrag verpfänbet find, fo fragt ſich, wie fich der Werth 
diefer Sachen zu jenem Concurſe verhalte. Ständen die 
Richter jenes Landestheils unter ber Preußifchen Gerichts: 
ordnung, fo müßten fie den Werth der erwähnten Sachen, 
(oder die beweglichen Sachen in Natur) dem Berliner 
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Goncursrichter einliefern (m), der das erloͤſte Gelb nad 
der Breußifchen Glaffifisatton behandeln würde Dabei 
würben jene Glaubiger ſehr in Kachtheil fommen, inbem 
ihre Forderungen weder auf die zweite, noch auf die dritte 
Klaſſe der Preußiſchen Concursordnung Anſpruch haben. 
Allein jene Richter find durch die angeführten Geſetze nicht 
gebunden, und bie erwähnten Forderungen und Pfanbrechte 
find demnach fo zu behandeln, wie wenn fie dem Auslande 
angehörten, und zwar einem folchen Auslande, vefien Bes 
hörden gegen unfre Behörden zu gegenfeitiger Unterfiübung 
nad) billigen Grunbfägen bereit wären. Diefes führt nun 
dahin, die Grundfähe der oben erwähnten Verträge anzu⸗ 
menden. Hiernach würden die Neuvorpommerſchen Gerichte 
die in ihrem Bereiche liegenden Bermögensftüde zu ver 
faufen und das Kaufgeld an den Berliner Concursrichter 
abzuliefeen haben. Die ®laubiger aber, vie an jenen 
Sachen Pfandrechte Hatten, würden in dem Berliner Con⸗ 
curs, fo weit dieſes Kaufgeld reicht, Biefelbe Priorität ver 
langen Tönnen, bie ihnen zugelommen wäre, wenn ber 
Goncurs in Neuvorpommern Statt gefunden Hätte. 


(rr) Allg Ger. Orbnung I. 50 8 648. Gefeh vom 28. Der. 
1840 $2 GGeſetzſammlung 1841 ©. 4). 
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$. 375. 
IV. Erbrecht. 

Mir haben zunaͤchſt für das Erbrecht, fo wie es für ans 
dere Rechtsinftitute bereits gefchehen ik, zu unterfuchen, 
welchen oͤrtlichen Mecht daſſelbe nach feiner befonveren Nas 
tur angehört, alfo wo «8 feinen eigentlichen Sit hat ($ 360). 
Um Diefed zu erkennen, müflen wir. zurüdjehen auf bie 
oben angebeutete Natur des Erbrechts B. 1 8 57). Es 
befieht in Dem Uebergong eined Vermögens, bei dem Tode 
des Inhabers, auf andere Perfonen. Darin liegt eine 
kunſtliche Erſtrecung der Macht, alfo auch des MWilleng, 
eines Menfchen über die Gränze des Lebens Hinaus, wels 
cher fortwirkende Wille bald ein außprüdlicher ſeyn kann 
(in dem Teftament), bald ein ſtillſchweigender (in der Ins 
teftaterbfolge) (a). Dieſes Verhältnis nun ſchließt fich ganz 
und unmittelbar an bie Perſon des Verſtorbenen an, ges 
rade fo, wie es oben von ber Rechtsfähigfeit bemerkt wor⸗ 
ven ift (6 362), und wie es fpäterhin bei der Familie ges 
zeigt werben wire. Iſt aun dieſe Auffaſſung der Sache 
richtig, fo muß behauptet werben, daß das Erbrecht ſich 
im Allgemeinen richtet nach dem örtlichen Mecht des Wohns 
fies, welchen der Verſtorbene zur Zeit feines Todes 


(a) Diefe zweite Art des fortwickenden Willens ſteht zugleich in 
Zuſammenhang nit ber Fortſetzung ber Indivibualität des Menſchen 
durch die Verwandiſchaft, f. 0. 3.1 8 58. 
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hatte (b). — Um diefe Behauptung an oben erflärte Kunft- 
ausbrüde anzufnüpfen, müflen wir fagen, daß die Gefehe 
über das Erbrecht zu den Perfonalftatuten gehören, 
indem fie principaliter die Perfon, und nur mittelbar auch 
Sachen, zum Gegenftand haben ($ 361). 

Die Richtigkeit diefer Behauptung wird noch durch fols 
gende Betrachtungen beftätigt. Wollte man den Wohnfit 
des Erblaflers nicht als beftimmend anfehen für das örtliche 
Recht, fo bliebe Fein anderer Ort übrig, an den wir das 
Erbrecht anfmüpfen Fönnten, als der Ort, wo fich das hin⸗ 
terlaffene Vermögen, die Erbfchaft, befindet, fo daß dann 
die lex rei sitae entfcheiden müßte. - Wo ift nun aber diefer 
Ort? Dad Vermögen ald Ganzes ift ein ideales Object 
von völlig unbeftimmten Inhalt (c), möglicherweife beftes 
hend aus Eigenthum und anderen Rechten an einzelnen 
Sachen, aus Forderungen und Schulden, welche lebte Bes 
ftandtheile fogar ein völlig unfichtbare® Dafeyn haben. 
Diefed Vermögen alfo ift überall und nirgend, fo daß ein 
locus rei sitae dafür gar nicht aufzufinden ifl. Es wäre 
ein ganz wilfürlicher Behelf, wenn man den Ort annehmen 
wollte, wo der größere Theil der Erbſchaft liegt, denn theils 
ift diefer Begriff völlig ſchwankend, theild Kat der Fleinere 


(b) ©. o. $ 359. Nah Rö⸗ feiner Herkunft, und, wenn auch 
mischen Recht war vielmehr das dieſe nicht zu ermitteln ifl, das 
Recht der origo zunächft ent⸗ Recht des letzten Aufenthalte, d. h. 
ſcheidend ($ 357). — Bei dem des Ortes wo ex ſtarb ($ 359). 
Tode eines Bagabunden, ver finen (e) ©. 0.3.1656, 
Wohnfitz Hat, entſcheidet das Recht 
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Theil eben fo viel Anfpruch auf Beachtung, als der größere. 
Geben wir aber Diefes auf, fo bliebe dann nur noch übrig, 
den Ort der Erbſchaft überall anzunehmen, wo fich irgend 
eine einzelne, zum Vermögen gehörende, Sache. befindet. 
Diefes aber würbe wieder dahin führen,. bei einem ausge⸗ 
dehnten und zerftreuten Vermögen, viele von einander uns 
abhängige Erbfchaften anzunehmen, bie vielleicht ganz vers 
ſchiedenen Geſetzen unteriworfen wären, und damit Doch nur 
einen Theil der Erbſchaft (die dinglichen Rechte) zu treffen, 
den andern Theil aber (die Obligationen) unberührt zu 
lafien. Es ift einleuchtend, Daß dieſes Verfahren völlig 
willfürlich und grundſatzlos ift, ja auf einen leeren Schein, 
ohne Wahrheit, führt. Dennoch hat daſſelbe zahlreiche An- 
hänger gefunden, wovon fogleich weiter die Rebe feyn 
wird. . | 
Die Grundlage des Römijchen Erbrechte ift die Suc- 
cessio per universitatem, die bei jeber Erbfolge angenom⸗ 
men werden muß, und neben welcher ‚alle andere Rechts⸗ 
verhältniffe als bloße Nebenfache erfcheinen. Diefe ift aber 
nur die juriftiiche Yorm, unter welche das eben erklärte 
Weſen des Erbrechts gebracht wird, und von diefem Stand» 
punft aus müffen wir noch befonderd vom Römifchen Recht 
behaupten, daß. nach demfelben die hier aufgeftellte Behaup⸗ 
tung über den Sie des Erbrechts völlig zweifellos erfcheint. 
Ganz verwerflih aber ift die Anficht mancher neueren 
Schriftfteller, nach welcher die Univerfalfucceffion ein eigen⸗ 
thümliches Rechteinftitut der Römer jeyn fol, im Gegenfag 
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anderer (germanifcher) Gefehgebungen, bie davon, wie man 
behauptet, Nichts wifien wollen. Das wahre Verhältnis if 
vielmehr fo aufzufafien, daß im pofttiven Recht vieler Staaten 
das Erbrecht auf einer nieneren Stufe der Entividelung ſtehen 
geblieben ift, anftatt daß daſſelbe bei den Römern, in Folge 
eines glüdlichen Taktes, fchon von früher Zelt an, 
die feiner eigenthümlichen Matur allein angemefiene 
Behandlung erfahren Hat, wohin dann auch jedes 
abweichende pofitive Recht wunaufhaltfam hinſtrebt (d). 
Es würde auch unrichtig feyn, dieſe Verſchiedenheit als 
eine bloß theoretifche aufzufaffen, über deren Werth ober 
Unwerth man etwa fo ober anders benfen möchte. WViel⸗ 
mehr iſt es gerade das praftifche Bebürfniß neuerer Zeit, 
das nur in der ausgebildeten Univerfalfucceffion feine volle . 
Befriedigung findet, da in dem ungeheuren Auffchmung 
aller Bermögensverhältniffe die Obligationen eine Reit aus 
nehmende Wichtigkeit erlangen. 


8. 376. 
IV. Erbrecht. (Bortfegung.) 
Ich gehe nun über zur Darftellung der wichtigften Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten über die auf das Erbrecht anwend⸗ 


baren Geſetze, fo wie fie ſich unter den Schriftftelleen, und, 
damit zufammenhängend, in der Praris verfchledener Laͤn⸗ 


(d) ©. 0.8.1 851. ©. 882. 388. 
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der und Zeiten, allmaͤlig ausgebildet haben. Dieſe Mei⸗ 
nungen laſſen ſich auf drei Haupiklaſſen zuruͤck führen. 

Die eine iſt die oben dargeſtellte, nach welcher das Erb⸗ 
recht allgemein beherrſcht wird von dem Geſetz des Ortes, 
an welchem der Erblaſſer zur Zeit des Todes ſeinen Wohn⸗ 
fig gehabt hat. Sie hält die Geſetze über das Erbrecht 
für Berfonalfatuten. 

Eine andere, völlig entgegengefeßte, die auch ſchon ans 
gebeutet worden tft, geht dahin, daß das Erbrecht fich rich» 
tet nach dem Drt, an welchem die Sachen der Erbfchaft 
fich befinden. Diefe Meinung führt auf die Möglichkeit, 
daß die Beſtandtheile ver Erbfchaft nach verfchlenenen Nech⸗ 
ten beurtheilt werben; fie Täßt ferner die in dem Vermoͤ⸗ 
gen befindlichen Forderungen und Schulden zunächft unbe 
ftimmt, mit dem natürlichen Vorbehalt, darüber in jedem 
einzelnen Fall das praktifche Bedürfniß durch irgend eine 
beliebige Auskunft zu befriedigen. -. | 

Eine letzte Meinung endlich fteht zwiſchen ven beiden 
eben angegebenen in der Mitte. Sie nimmt für das uns 
beimegliche Eigenthum bie lex rei sitae an, fiir alles übrige 
Vermögen (bewegliches Eigentum und Obligationen) das 
am Wohnſitz des Erblaſſers geltende Geſetz. Diefe Mei⸗ 
nung if von der praftifchen Schwäche der vorhergehenden 
tBeilweife frei, da man nach ihre beflimmt weiß, wer bie 
Forderungen befommen fol; aber auch nur theilweife, ine 
dem die Schulden in jedem Ball auf dem ganzen Vermoͤ⸗ 
gen haften müfien, auch auf den auslaͤndiſchen Immobilien, 
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ſo daß die Schulden vielleicht von ſehr verſchiedenen Perſo⸗ 
nen zu tragen ſind (a). — Man kann dieſe Meinung nach 
dem oben erklaͤrten Kunſtausdruck kurz ſo bezeichnen, daß 
fie Geſetze über das Erbrecht für Realſtatuten ew 
flärt (8 361) (b). 

Ich werde dieſe drei Meinungen jeht einzeln barftellen, 
und zwar nach der Zeitfolge ihrer Entſtehung und vorherr⸗ 
fchenden Geltung. 

A. Die ältefte Meinung ift die, nach welcher die 
Erbſchaft in alle Sachen, bewegliche und unbewegliche, le⸗ 
diglich unter dem Gefeh des Landes ftehen fol, in welchem 
die Sache liegt (c); diefe Meinung ift eine einzelne An⸗ 
wendung des firengen Rechts der Territorialität ($ 348). 

Die ältefte und fchrofffte Geftalt derſelben ging dahin, 
daß alle im Lande befinpliche Erbſchaftsſtuͤcke (bewegliche 
und unbewegliche) an ausländifche Erben gar nicht kom⸗ 
men, fondern an deren Stelle dem Landesherrn (oder Vog⸗ 


7 





(a) Diefe ungemeineSchwierig- 
feit in der Ausführung wird auch 
von den Schriftfiellern nicht ver- 
fannt, und e8 werden Vorfchläge 
zur Aushülfe gemacht, pie fi 
großentheils willfürlih und unzu⸗ 
reichend zeigen. Vgl. Herr. $ 29. 
Es liegt darin aber nur ein Kenn- 


zeihen der inneren Unwahrheit - 


diefes ganzen Syſtems. Derfelbe 
Vorwurf trifft natürlich auch bie 
vorhergehende Meinung, nur no 
in weit höherem Grabe. 


(b) Diefe Bezeichnung würbe 
noch in höherem Grabe auf bie 
vorhergehende Meinung paſſen, 
wenn es nicht üblich wäre, den 
Ausdruck der Mealftatuten auf 
Immobilien zu befchränfen. 

(c) Schriftfteller für diefe Mei- 
nung find in großer Zahl ange- 
führt bei Wächter I. 275. 276. 
I. 192. 
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teiheren) zufallen jollten (d). Die mildere Form unter- 
wirft diefe Erbfchaftsftüde nur unbedingt dem inlaͤndiſchen 
Geſetz, ohne Rüdfiht auf den Wohnſitz des Erblaſſers, 
aber auch ohne zwifchen inländifchen und ausländifchen 
Erbberechtigten zu unterfcheiven. 

Die Gründe gegen diefe Lehre find bereits oben ausge⸗ 
führt ‚worden; .ich will dieſen Gründen aber jest noch fols 
gende praftifche Bemerkung hinzufügen. Wäre diefer Grund: 
ſatz überall anerkannt und durchgeführt, fo müßte jener vor- 
fihtige Hausvater, wenn er auswärts Vermögen befibt, 
irgend einen Schuß fuchen gegen unerwünfchte Erben, fo 
wie gegen die drohende Verwirrung in Beziehung auf 
Schuldverhaͤltniſſe. Diefen Schuß. gegen den Druck jenes 
Grundfages könnte er nur darin finden, daß er in Zeiten 
alles auswärts liegende Eigenthum veräußerte, oder auch 
die beweglichen Sachen in Das Land feines Wohnfiges 
herein brächte. Auch in dieſem natürlichen Bebürfnig und 
Beftreben liegt ein untrügliche® Zeichen. der aus jenem 
Grundſatz hervorgehenden grundlofen Härte. 

B. Die vermittelnde Meinung ſchließt fich ganz ber 
vorhergehenden an, nur mit Einfchränfung derfelben auf 
das zur Erbfchaft gehörende unbewegliche Eigenthum; das 
bewegliche Eigenthum überläßt fie dem am Wohnfth des 
Erblafierd geltenden Recht, auch wenn e8 im Ausland fich 
befinden follte. Alle Gründe, welche gegen die vorherge- 


. (4) Droit- @aubaine. Bol. Cichh orn deutſches Recht 576. | 


» 
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hende Meinung aufgeftelt worden find, gelten auch gegen 
diefe Meinung, nur in geringerem Grade, Indem fie in 
einem minveren Umfang von ber richtigen Behandlung 
abweicht. 

Diefe Meinung hat fich befonbers vom ſechozehnten 
Jahrhundert an geltend gemacht (e). In Deutſchland if 
fie felt dem achtzehnten Jahrhundert mehr und mehr vers 
drängt worden. Dagegen Hat fie fih bis auf umfere Zeit 
erhalten in England und Amerika (f), fo wie in Franke 
reich (g). Sie fteht im Zufammenkang mit dem allgemeis 
nen Unterſchied, welcher in den erwähnten Ländern zwiſchen 
dem beweglichen und unbeweglichen Vermögen feſt gehalten 
su werben pflegt (8 360. Rum. 3). 

C. Die von mir vertheldigte Meinung endlich, nad) 
weicher der Wohnſitz allgemein entfcheivet, iſt vom achtzehn» - 
ten Sahrhundert an befonderd in Deutfchland ſtets zuneh⸗ 
mend zur allgemeinen Anerkennung gelangt, nachdem fle zus 
erft vorzugsweiſe für die Inteftaterbfolge angenommen wors 
den war (h). Sie wird nicht blos von Romaniften vers 


(e) Schriftftellee werden in Zahl werben angeführt von 


großer Baht angeführt bei Wach⸗ 
ter 11. ©. 188—1R. Fosıx 
p. 72-83. 

(f) Sronr Chap, 11. 12, 

(g) Foxrix (Mole e). — 
Dafielbe erwähnt von Holland 
Vınnsus sel. quaest. II. 19, nas 
tuͤrlich für feine Zeit. 

(h) Schriftſteller in großer 


Waächter I. 192 — 108 und 
Schäffner $ 130. Auszeichnung 
verbienen: Puremporr I. Obs.28. 
Blüd Inteſtaterbfolge $ 42 
Martin Rehtsgutachten ber Hei 
delberger Fakultät 9.1 &.175— 
186. — Wächter, der fi ſelbſt 
zu bdiefer Meinung befennt, rechts 
fertigt dieſelbe IL. 100. 109. 893. 


8. Sꝛo. IV. Grin, (Foriſ.) 803 
theidigt (wie man vieleicht glauben koͤnnte in Beziehung 
auf die Univerfalfucceffton), fonbern auch, im richtigen Ges 
fühl des praltiſchen Berürfniffes, eben fo von Germa⸗ 
niſten (i); auch hat fich die Praxis der Höheren Gerichte dafür 
entſchieden (k). —— Die eigentliche Begründung biefer Meinung 
liegt in. der oben entwidelten Natur des Erbrechts über 
haupt, und diefe Begründung ift auf Teftamente eben fo 
anwenbbar, wie auf bie Inteftaterbfolge. Bei ber Inteftats 
erbfolge aber Tommt noch folgende Rüdficht in Betracht. 
Diefelbe beruht Aberhaupt auf dem präfumtiven, alfo ftill 
fhweigenden, Willen des Verſtorbenen; nicht ald ob von 
dieſer beftimmten Berfon für ihre individuellen Verhältniffe 
ein folder Wille als fichere Thatfache behauptet würde, 
fondern indem jedes pofitive Recht eine allgemeine Vermu⸗ 
thung aufftellt, fo wie fie der Natur der Familienverhaͤlt⸗ 
niffe angemeffen erfcheint. Daß nun eine folche Praͤſum⸗ 
tion in verfchlebenen Geſetzgebungen fo oder anders ange, 
nommen werben kann, iſt ganz natürlih. Dagegen wuͤrde 
es fehr unnatürlich feyn, in einem einzelnen gegebenen Fall 


ganz richtig auf folgende Weife: 
der Staat wolle durch die Erbfolge⸗ 
gefege nicht das Schickſal der Ob⸗ 
jecte (der Büter) reguliren, fondern 
das ber Bubjerte, der Perſonen; 
daher richte er ſolche Geſetze an 
die Staatsangehoͤrigen (die Eine 
wohner), und die Gröfolge in 
das Vermögen verftorbener Aus⸗ 
länder ſey ihm gleihgülig — 


Das ift nur ein anderer Ausbrud 
dafür, daß Erbfolgegeſetze ale 
Perfonalftatute beabfichtigt werben, 
nicht als Realſtatute. 

(Gi) Eichhorn deutſches Recht 
$ 35. Mittermaier deutfches 
Recht 5 32. . 

(k) ©. A. Gericht zu Gaffel 
1840. Seuffert Archiv ©. 1 
N. 02; 
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der Erbfolge, dem Exblafier für verfchiedene Vermoͤgeno⸗ 
ftüde einen verfchiedenen Willen ducch Praͤſumtion unterzu- 
legen, aljo etwa anzunehmen, baß er für fein Haus eine 
andere Perfon, als für fein Landgut oder fein baares Gel, 
als Erben zu haben wünfche, wenn er fich nicht Darüber 
(Dur Teftament) befonders erklärt Hat. 

In Beziehung auf die unter B. dargeftellte vermittelnde 
Meinung, welche zwifchen beweglichen und unbeweglichen 
Vermögen unterfcheibet, find noch zwei Anflchten zur 
Sprache gekommen, deren genauere Prüfung vieleicht zur 
Annäherung der Meinungen beitragen kann. 

Ein neuerer Schriftfteller tadelt es, daß fih Andere 
Aberhaupt für die eine oder andere Meinung allgemein aus- 
fprächen, da doch jede derſelben unter gewiflen Voraus⸗ 
fegungen richtig ſey (1). In den Ländern, welche das Erb» 
recht (nach Römifchen Grundſatz) als Univerfalfucceffion 
behandelten, fey .der Wohnſitz für das ganze Vermögen ent- 
ſcheidend; "in den Ländern dagegen, welche das Erbrecht 
nicht als Univerfalfucceffion anfähen (wie England und 
Amerika) müfle die Erbfolge in Immobilien nach der lex 
rei sitae beurtheilt werden. — Bei dieſer Anftcht liegt Das 
Mipverftändniß zum Grunde, als ob die Annahme- oder 
Verwerfung der Univerfalfucceffion etwas für ſich Beftehen- 
des wäre, woraus dann weiter auf den Sitz des Erbrechts 
und das bei demſelben geltende Örtliche Recht gefolgert werden 


(d) Schäffner $57—59, 8 126 — 152. 
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fönnte. In der That aber ift Beides identifch, und die Univers 
falfucceffion iſt nur die juriftifche Borm und der Kunſtaus⸗ 
drud für die Auffaffung des Erbrechts, die den Sig deſſel⸗ 
ben allgemein (ohne Unterfchied der Beftandtheile des Ver⸗ 
mögens) in den Wohnſitz verlegt. So aufgefaßt, muß alfo 
die aufgeftellte Unterfcheidung unter folgenden Ausdruck ges 
bracht werden: Vom Standpunfte der Länder und der 
Schriftfteller aus, die das Erbrecht auf das Vermögen als 
Ganzes beziehen, ift die lex domicilii entfcheidend auch für 
Smmobilien, von einem anderen Standpunft aus ift fie es 
nicht. In diefem Sinn aber wird die Unterfcheidung auch 
gewiß von feiner Seite bezweifelt. werben. 

Weit wichtiger ift folgender Grund, der nicht felten zur 
Nechtfertigung der vermittelnden Meinung (unter B.) .gels 
tend gemacht wird. Es giebt gewifle Arten von Grund» 
ftüden, fagt man, von welchen Jeder zugiebt, daß bei ihnen 
Die Erbfolge nach der lex rei sitae zu beurtheilen iſt; da⸗ 
hin gehören namentlich Lehen und Fideicommiſſe. Was nun 
bei diefen allgemein eingeräumt wird, muß confequenters 
weife auch bei allen anderen Grundftüden gelten. — Bes 
trachten wir diefen Grund etwas genauer. 

Mit den Lehen und Fideicommiſſen verhält es fich auf 
ähnliche Weife, wie mit dem Römiſchen Niesbrauch: fie 
gehören nicht zum Vermögen, alſo auch nicht zur Erbſchaft. 
Der Niesbraucher Hat ein lebenslängliches Recht des Frucht⸗ 
genuſſes; dieſes allein ift in feinem Vermögen, mit dem Tode 


verſchwindet es, alfo ift in der Erbfihaft feine Spur mehr 
vui. 20 
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Davon vorhanden. Ganz aͤhnlich Das Fideicommiß, und 
eben fo das Lehen. Der Zideicommißbefiger hat ein lebens⸗ 
Fängliches Recht des Fruchtgenuffes, mit feinem Tode ver- 
ſchwindet dafielbe, und das Gut fallt an den Eigenthümer, 
die fideicommißberechtigte Familie, zuruͤck; nur nicht fo, wie 
bei dem Niesbrauch, als freies Eigenthum, mit willfürlicher 
Berfügung durch Theilung oder Verkauf, fondern fo, daß 
Das durch Die Fideicommißſtiftung bezeichnete Familienglied 
ja den durch den Tod frei geworbenen Fruchigenuß, wiede- 
rum als in ein Iebenslängliches Recht, eintritt. Indem 
alfo die Lehen und Fideicommiſſe, ihrer Natur nach, gar 
nicht zu einer Erbfchaft gehören koͤnnen, werben fie auch 
gar nicht berührt von den Crbfchaftsgefegen, weder Des 
Landes, worin der jetzt verftorbene Beſther wohnte, noch des 
Landes, worin fie liegen. Es find ſpecielle NRechteinftitute 
an beftimmten, einzelnen Grunpftüden, und dieſe Formen 
überall nur von der lex rei sitae beherrfcht werben (8 366. 
ß 368. Rum. 5). Wir können dieſen Sag auch fo aus 
drüden: Die Gefepe über die Nachfolge in Lehen und Fidei⸗ 
eommiffe find Realſtatute. Oder mit anderen Worten: 
Jeder Gefeßgeber über Lehen und Fideicommiſſe will Etwas 
beftimmen über vie in feinem Lande liegenden Güter folcher 
Art, nicht über die auswärtigen Güter, deren zeitige Bes 
fiber nur in feinem Lande wohnen. | 

Etwas verſchieden iſt das Verhaͤltniß mancher anderer 
Klaſſen von Grundſtücken, und dennoch iſt der Erfolg der⸗ 
ſelbe. — Wenn ein Landesgeſetz die Erhaltung eines wohl⸗ 
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habenden Bauernflandes dadurch zu befördern fucht, daß 
es, ohne Einfchränfung des Eigenthums und namentlich 
des Rechts der Veräußerung, nur die Erbfolge in Bauer: 
güter dahin beflimmt, daß fletd der aͤlteſte (oder auch ver 
jüngfte) Sohn als einziger Erbe eintreten foll, fo hat dies 
ſes Geſetz folgende Natur. Es fchließt aus die teflamen- 
tariſche Erbfolge, die Theilung des Gutes, das Erbrecht 
der Töchter, fo lange Söhne vorhanden find. Es if alfo 
zwar ein Erbfolgegeſetz, Kat aber einen politifchen, außer 
dem reinen Rechtögebiet liegenden, Zweck, und iſt daher ein 
Geſetz von zwingender, ſtreng pofitiver Ratur (8 349. Ein 
folches Geſetz ift ein Realftatut, und umfaßt alle im Lande 
liegenden Bauergüter, ohne Rüdficht auf den Wohnſitz bes 
gegenwärtigen Eigenthuͤmers. Es bezieht fich aber gar 
wicht auf die Bauergüter, die etwa ein Einwohner des Lans 
des im Ausland befigen möchte. Es; will daher nicht, 
wie gewöhnliche Krbfolgegefege, dem Vermögen verftorbener 
Einwohner das angemefienfte Schickſal anweifen, ſondern 
es will gewifle Staatszwede fördern durch das einer be- 
flimmten Klafie von Grundflüden angewieſene Schidfal. 
— Aehnliche Beſtimmungen, und mit völlig. gleichem Erfolg 
fommen auch ‚bei adeligen Gütern vor, zum Zwed der Er⸗ 
Haltung wohlhabender adeliger Familien. Ein foldes Ge 
feb war im Herzogthum Weftphalen die Erblandesvereinis- 
gung von 1590, welche den Töchtern des Befigerd die Erb» 
folge in adelige Güter verfagte. Ueber die Anwendung 


dieſes Geſetzes entſtand im J. 1838 ein merfwürdiger 
20* 
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Rechtöftreit, welcher vom Oberlandesgericht zu Münfter, 
und eben fo vom Öbertribunal in Berlin, ganz richtig 
dahin entfchieden wurde, daß das Gefeb ein Realftatut 
fey, anwendbar auf die im Herzogthum liegenden abeligen 
Güter, ohne Rüdfiht auf den Wohnfig der betheiligten 
Perfonen (m). 

Alle hier angeführte Bälle, fo verfchieven fie an ſich 
feyn mögen, fommen darin überein, daß die Geſetze über 
die Nachfolge nicht darauf ausgehen, das Vermögen eines 
Berftorbenen einer angemeflenen Richtung zuzumelfen, ſon⸗ 
dern vielmehr das Schickſal beftimmter einzelner Grundſtuͤcke, 
oder auch Klaffen von Grundftüden, zu regeln; daher 
müffen fie als NRealftatute angefehen werden, nicht als 
‚Perfonafftatute (n). Die aufgeftellte Behauptung fteht alfo 
gar nicht im Widerfpruch mit der oben angegebenen Regel 
über die Behandlung reiner Erbfolgegefege, und fie kann 
alfo auch nicht dazu benußt werben, die erwaͤhnte Regel 
zweifelhaft zu machen. 


Bei den bisher abgehandelten einzelnen Rechtsverhält⸗ 
niffen ift ſtets hingewieſen worden auf den innigen Zus 
fammenhang zwifchen dem befonderen Gerichtsftand und 


(m) Graf Boholk c. Freifrau ſten Stellen der Urtheilsgründe 
von Benningen, in: Ultich und finden fih S. 481. 507. 608. 
Sommer neu Archiv B. 6 (n) Ganz übereinftimmend er- 
©. 476— 512. Die entſcheidend⸗ Flärt ſich Wächter 1. ©. 364." 


— 
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dem anwendbaren örtlichen Recht ($ 360 Num. 1). Einen 
folchen Zufammenhang möchte man nun auch bei dem Erb⸗ 
recht erwarten; dennoch muß er hier entfchieven verneint 
werben, und zwar deswegen, weil für das Erbrecht übers 
haupt Feine andere Örtlichkeit aufgefunden werben Fann, 
al8 die allgemeine, die in dem Wohnſitz des Erblaſſers 
gegründet ift (8 375). 

Im NRömifchen Recht (0) gab es lange Zeit für bie 
Erbrechtsklage durchaus Feinen anderen Gerichtsftand, als 
im Wohnſitz ded Beklagten (p). Nach ZJuftinian’s Gefeß- 
gebung follte fie auch angeftellt werden fönnen im forum 
rei sitae (9). Das Hat aber nur den Sinn, daß Seber, 
ber das Recht des Erben dadurch verlegt, daß er irgend 
eine Erbjchaftsfache pro herede oder pro possessore befigt, | 
da belangt werden kann, wo gerade die Sache liegt, das 
beißt, wo der unrechtmäßige Befiß, der die Rechtöverlegung 
enthält, ausgeübt wird (r). Es ift aber einleuchtenn, daß 


(0) Bol. Bethmann Holl- 
weg Verſuche S. 61 — 6). 
Arndt’s Beiträge Num. 2. 

(p) Z. un. C. ubi de hered. 
(3.20). Die Worte: „vel si ibi, 
ubi res hereditariae sitae sunt, 
degit, find fo. zu überfeben: „bie 
hereditatis petitio gehört aus⸗ 


fhließend in das forum domicilii 


des Beklagten, und biefe Regel ift 
ſelbſt dann anzuwenden (vei si 
ibi etc.), wenn aud) der Beklagte 
an dem Orte, wo die Erbſchafts⸗ 


fachen liegen, fi einige Zeit auf: 
hält“ (si ibi degit). Arndt’s 
Beiträge S. 122 — 124. 

(4) Nov.69C.1, die einen fehr 
allgemeinen Umfang Hat. Die 
L.3 C. ubi in rem (3.19) geht, 
nach richtiger Auslegung, nur auf 
die Eigenthumsklage, nicht auf 
andere Klagen in rem, alfo aud 
nicht auf die hereditatis petitio. 

(r) Die Nov. 69 C. 1 führt 
den Gerichtsſtand ſtets zurück auf 
den Ort der Rechtöverlegung. Eben 


310 Bud) III. Herrſchaft ver Rechtoregeln. Kap. I. Örtliche Graͤnzen. 


durch diefen Ort nicht Auch das örtliche Hecht der Erbſchaft 
beftimmt werden fan, da es möglich iſt, daß bie Erb- 
ſchaftsſachen an vielen Orten zerftreut liegen, und von 
imberechtigten Perſonen befefien werden. Die Erbfchaft im 
Ganzen aber, oder auch nur der größere Theil derfelben, kann 
auf gar keinen beflimmten Ort mit irgend einer Sicherheit 
zurüdgeführt werben (8 375), und ein folcher Ort wirb 
auch in feinem Gefeh als Grund eines befonderen Getichts⸗ 
flandes angegeben. Für die Fideicommiſſe Hat allerbinge 
das NRömifche Recht einen befonderen Gerichteftand ange- 
‚ordnet, da, wo ber größere Theil der Erbſchaft liegt (s); 
allein es verfteht fich von felbft, daß biefe wilffürliche, excep⸗ 
tionelle Borfchrift für ein ganz vereinzeltes Rechtsinftitut 
nicht maaßgebend feyn kann für das örtliche Recht der Erb» 
ſchaft überhaupt. 

Manche neuere Gefeßgebungen haben als Gerichtsſtand 
der Erbſchaft den Ort feftgeftellt, wo die Erbſchaft eröffnet 
ift (t), welches eben fo viel fagt, als den lebten Wohnſitz 
des Erblaflers (u). 


— 


fo ſagt L. 3 C. ubi in rem (wenn () ©. ©. $ 370 Noten bb. 
man diefe überhaupt auf die here- bis ee. 
ditatis petitio anwenden will): (t) Code de procedure 


„in locis, in quibus res... art.59 ‚le tribunal da lieu ou 
constitutae sunt, adversus pos- la succession est ouverte.‘ 
dentem moveri.“ (u) Preußiſche Allg. Gerichts⸗ 


ordnung I. 2 S 121— 125. 
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$. 377. 
VL Erbrecht. Einzelne Redtafragen. 

Mie ed oben bei den Obligationen gefchehen tft (8374), 
fo follen jet auch bei dem Erbrecht einzelne Rechtsfragen 
amfgeftellt werben, die in Beziehung auf das örtliche Recht 
vorfommen können. Dieſelben bebürfen nur ba einer befon- 
deren Erörterung, wo bie allgemeine Regel, nach welcher 
der Wohnſitz zur Zeit des Todes entfcheinet, nicht aus⸗ 
reichend iſt (a). 

“4. Die perfönliche Fähigkeit des Teftatord in Beziehung 
auf deſſen Rechtsverhältniffe if, wie in zwei ver 
fchiedenen Zeitpunften (b), fo auch, im Hal des veränderten 
MWohnfites, an zwei verfchiedenen Orten erforberlich. Fehlt 
ihm alfo diefe Fähigkeit nach dem Gefeh des Wohnſitzes, 
in welchem ex das Zeflament errichtet, fo if und bleibt 
das Teftament ungültig, auch nach veränderten Wohnfig. 
Eben fo ift e8 aber auch ungültig, wenn ihm jene Fähig- 
keit fehlt nach dem Geſetz, welches in dem legten Wohnſit 
zur Zeit des Todes befteht. Der Grund liegt darin, daß 
der letzte Wille zu betrachten iſt als ausgefprochen in zwei 
verfchiebenen Zeitpunkten, und möglicherweife auch an zwei 


(a) &s find Hierbei zu ver- örterung über bie Natur des Te- 
gleichen die über die zeitliche Colli- ftaments ift auch Hier maaßgebend. 
Ron der Grhredhtögefehe unten aufs (b) Bur Zeit ber CErrichtung 
zuftellende Regeln ($ 393. 395). und zur Zeit des Todes ($ 393). 
Die daſelbſt gegebene genauere Er⸗ 
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verfchievenen Orten: faktifch zur Zeit der Errichtung, und 
an dem Orte, der in diefer Zeit der Wohnfig des Teftators 
ift; juriftifch zur Zeit des Todes, und an dem Orte, ber 
in diefer Zeit der Wohnfig ift (8 393). 

2. Die perfönliche Fähigkeit des Teftatore in Beziehung 
auf defien phyfifche Eigenfchaften (3. B. das Alter) 
richtet fih nach dem zur Zeit des errichteten Teſtaments 
am MWohnfig des Teftatord geltenden Geſetz, ohne Rüdficht 
auf fpätere Veränderungen des Wohnſitzes. 

3. Der Inhalt des Teftaments, insbefonvdere die 
gefegliche Gültigkeit oder Ungültigfeit deffelben, richtet fich 
nach dem am letzten Wohnfib des Teftators geltenden Ges 
feß. So insbefondere die Regeln über Enterbung, Bräters 
itton und Pflichttheil. Daſſelbe muß behauptet werben 
von Legaten und Fideicommiſſen. Zwar beziehen fich dieſe 
auf einzelne, begränzte Gegenftände, und man fönnte daher 
annehmen wollen, daß auf fie die lex rei sitae anwendbar 
feyn möchte. In der That aber find dieſe Rechtsinftitute 
nur einzelne, untetgeordnete Modificationen der gefammten 
Erbfchaft, Die nur von ihrem Standpunkt aus richtig be 
urtheilt werden können. Jede abfondernde Behandlung 
würde zu den größten Widerfprüchen führen fönnen. 

Ausnahmen Fönnen eintreten durch entgegen ftehenve 
zwingende Gefebe. Wenn alfo durch Teftament ein Fami⸗ 
fienfideicommiß errichtet wird für ein Gut, das in einem 
fremden Lande Tiegt, deſſen Geſetz Fideicommiſſe nicht aners 
fennt, fo entfcheivet das für den urtheilenden Richter 
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geltende Gefeß, welches Bier auf die Ungültigfeit der Ans 
ordnung führt. . 

Die Auslegung des Teftaments fleht unter ähnlichen 
Megeln, wie die ‚Auslegung der Verträge (8 374.B). 
Diefe Regeln werden hier meift auf den legten Wohnfig 
des Erblaſſers zurüd weifen (c). 

A. Die perfönliche Fähigkeit der zur Erbſchaft im 
Ganzen, oder zu einem einzelnen Stüd der Erbfchaft, bes 
rufenen Perfonen (Erben oder Legatare) ift in der Regel 
nad. ihrem Wohnfis, nicht nach dem des Erblaffers zu 
‚beurtheilen, und zwar nach dem Wohnſitz, den fie zur Zeit 
des Todes des Erblafferd Haben, zu welcher Zeit ihnen das 
Succeffionsrecht deferirt wird. 

Ausnahmen fönnen eintreten, da wo Geſetze von zwin⸗ 
gender Natur in Betracht kommen. Iſt z. B. der einge⸗ 
fette Erbe durch den bürgerlichen Tod oder Durch Seberei 
nach dem Geſetz feines Wohnfiges zur Erbfolge unfähig, 
welches Hinderniß anderwärts nicht anerkannt wird, ober 
fteht ein befchränfendes Gefeß über den Erwerb von Seiten 
der todten Hand im Wege, fo ift nicht dad am Wohnftg 
des Erben, fordern das am Ort des urtheilenden Richters 
geltende Gefeß anwendbar, welches fehr Häufig mit dem 
MWohnfig des Exrblaffers zufammen fallen wird ($349.365). 

9. Bon der Korm des Teftaments wird unten, bei der. 
Regel: locus regit actum, die Rebe feyn (8 381). 


(c) Fozcıx p. 171. 
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6. Wenn das Geſetz des Ortes, an welchem der Teſta⸗ 
tor zur Zeit der Errichtung feinen Wohnſitz hat, Teamente 
gar nicht anerkennt, fo ift und bleibt das da errichtete Te⸗ 
ſtament ungültig. Eben fo ift das Teflament ungäftig, 
wenn das am lebten Wohnftg geltende Geſetz Teſtamente 
nicht anerfennt. Es gelten alfo in diefer Hinficht biefelben 
Regeln, welche oben über die juriftifche Faͤhigkelt ver Perſon 
des Teſtators aufgeftellt worden find (Num. 1). 

7. Die Imteftaterbfolge richtet ih nach dem Geſeg, 
welches am lebten Wohnſitz des Teflators zur Zeit des 
Erbanfalls befteht (d). Diefes gilt namentlich von der 
gefeglichen Reihefolge der berufenen Inteſtaterben. Es gilt 
aber eben fo von den Bedingungen der Bermandifchaft 
überhaupt, alfo von dem Dafeyn ehelicher Verwandiſchaft,. 
ſo wie von der Legitimation (e). 

8. Erbvertraͤge find dem Römifchen Recht fremd. Wo 
fie vorfommen, gelten für fie ähnliche Regeln, wie für bie 
Teſtamente. 

Der einſeitige Erbvertrag iſt nach dem am Wohmſitz 
des Erblaſſers geltenden Geſetz zu beurtheilen. Eben ſo 
aber auch gegenſeitige Erbvertraͤge; welcher von beiden 
Theilen als Erblaſſer zu betrachten iſt, hängt von dem zu⸗ 
faͤlligen Umſtande ab, wer zuerſt ſtirbt. Dieſe Regel folgt 
aus der Analogie der Teſtamente. Sie erſcheint aber nicht 


(d) Weber die nähere Bekimmung diefes Zeitpunktes vgl. unten 
305. (e) Wädhter 1 ©. 364. 
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minder Begränbet, wenn man babel das örtliche Recht der 
Berträge ald maafgebend anfehen will. Denn für das 
Bermögen als Ganzes kann nur der Wohnfth des Verſtor⸗ 
benen als Crfüllungsort des Erbverttages angefehen 
werden. 

Wenn an einem diefer Orte die Gefehe über Erbver⸗ 
träge geändert werden, fo entfcheidet lediglich das zur Zeit 
des gefchloffenen Vertrags geltende Geſetz ($ 395). 

9. Das Recht auf einen erblojen Rachlaß (bona va- 
cantia) iſt ſtets als Surrogat des Erbrechts anzufehen, alfo 
gleichfalls nach dem Gefeh des Wohnorts des Erblafiers 
zu beftimmen, ohne Rückſtcht auf die Lage der Bermögens- 
ftüde, felbft des auswärtigen unbeweglichen Vermoͤgens. 
Insbeſondere nach dem Römifchen Recht ift das Succeſ⸗ 
fionsrecht des Fiscus zwar nicht hereditas zu nennen, wohl 
aber ganz nach den Grundſaͤtzen derſelben zu behandeln, ſo 
daß der Flscus ſelbſt zu Legataren und Fideicommiſſaren 
ganz in daſſelbe Verhältniß, wie ein wahrer Erbe, treten 
fann (d). — An fich verfehieden von biefer, allein hierher 
gehörenden, Frage nach dem anmwendbaren örtlichen Recht 
über die bona vacantia, ift die Frage, welchem Fiscus 
der Anfpruch auf diefelben zufteht, vem Fiscus des Wohn 
figes, oder dem der gelegenen Sache. Denn dieſe Frage 
fann unter zwei Ländern entftehen, die gleichmäßig das 


(d) Süd Inteftaterbfolge 5 147. 150. Puchta Pandekten 
8. 564. ’ 
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Römifche Recht anerkennen. Auch diefe Trage muß zum 
Vortheil des Fiscus entſchieden werden, in deſſen Ge⸗ 
biet der Wohnſitz liegt, aus demſelben Grunde, der fuͤr 
das örtliche Recht geltend gemacht wurde, nämlich weil 
diefes Recht des Fiscus die juriftifche Natur eined Erbe 
rechts, und nur nicht den Namen veffelben, hat (e). 


6. 378. 
IV. Erbrecht. Preußiſches Rede. 


Schriftſteller: 

Bornemann Preußiſches Recht Ausg. 2. B. 1. 
©. 54- 62. 

Rintelen Abhandlung in Kamptz's Jahrbuͤchern 
B. 30. ©. 89 fg. 

Koch Preußische Recht B. 1. 8 40. Rum. IL 

Ergänzungen ꝛc. von Gräff ıc. (Fünfmännerbuch) 
Yusg. 2. 3.1. ©. 116—121. 


Es hat fich in neuerer Zeit Iebhafter Streit erhoben 
über die Brage, welches örtliche Recht die Preußifche Ges 
feßgebung dem Erbrecht zum Grund lege: ob allgemein 
das Recht des Wohnſitzes des Erblafferd (wie es die zwei 


(e) Glück Inteflaterbfolge $. 140. 
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letzten unter den angeführten Schriftftelleen behaupten), 
oder vielmehr bei unbeweglichen Wermögensftüden das 
Recht der gelegenen Sache (nach den zwei erften Schrift- 
ftellern). 

Betrachten wir Die Sache blos vom Standpunft allges 
gemeiner Grundfähe aus, fo müflen wir unbebvenflich den 
MWohnfi als allgemeine Grundlage annehmen, übereinftims 
mend mit dem Römifchen Recht. Denn diefe Annahme folgt 
fireng und nothwendig aus dem Nömifchen Begriff der 
Univerfalfucceffion (8 375); dieſer Begriff aber wird nicht 
etwa von und der Preußifchen Geſetzgebung untergefchoben, 
fondern er liegt unzweifelhaft dem gefammten Preußifchen 
Erbrecht zum Grunde. Wäre es alio anders nach beſtimm⸗ 
ten PBreußifchen Gefegen, fo könnten wir darin doch höch⸗ 
ftens eine Inconſequenz erfennen. 

Der ganze Streit dreht fich in der That um die Erfläs 
rung folgender Stelle des allgemeinen Landrechts (Einleis 
tung $ 32): 

In Anfehung ded unbeweglichen Vermoͤgens gels 
ten, ohne Rüdfiht auf die Perfon des Eigen 
thuͤmers, die Geſetze der Gerichtsbarfeit, unter 
welcher ſich daſſelbe befindet. 

Wenn man diefer fehr abftract gefaßten Vorfchrift die 
höchfte Ausdehnung gicht, deren die Worte empfänglich 
find, fo Tann allerdings der von den Gegnern behauptete 
Sinn in diefelbe gelegt werden. Es fragt fich aber, wels 
cher Sinn in ihr nach richtiger Auslegung zu finden ift. 
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Zunäcft IR anzunehmen, daß in dieſer Vorſchrift gar nicht 

an die Succeffion von Todes wegen, fondern nur an Den 

Verkehr unter Lebenden gedacht worden ift (a). Dafuͤr 

fpricht folgende Faſſung der entfprechenden Stelle in dem 

vorhergehenden gedruckten Entwurf (Einleitung 8 30): 
Was die Provinzialgefege und Statuten in An⸗ 
fehung der liegenden Gründe veroronen, ift anf 
alle in der Provinz oder unter ber orbentlichen 
Obrigkeit des Orts gelegene Grundflüde anzu⸗ 
wenden; ohne Rüdficht auf den Ort, wo ber 
Beſitzer wohnt, ober der Vertrag daruͤber geſchloſ⸗ 
ſen worden. 

Hier iſt augenſcheinlich blos an den Verkehr unter Le⸗ 
benden gedacht. Nun koͤnnte man annehmen wollen, der 
veraͤnderte Ausdruck im Landrecht deute gerade auf die Ab⸗ 
ſicht einer weiteren Ausdehnung des Objects der Vorſchrift. 
Allein wäre dieſer Zwed beabfichtigt worben, fo hätte man 
denfelben gewiß beftimmter angedeutet. Ohne Zweifel ber 
rubt der veränderte Ausdruck nur auf dem überall im Land: 
recht fichtbaren Streben, einen vermeintlich reineren Ges 
ſchmack vermittelft eines moͤglichſt abftracten Auspruds an 
den Tag zu legen. 

Aber felbft wenn wir in der Auslegung der Stelle die 
Beſchraͤnkung auf den Verkehr unter Lebenden aufgeben 
und das Gebiet der Succeſſton von Todes wegen mit her⸗ 


(a) Dieſes iſt auch die Meinung von Koch Preußiſches Recht $ 40 
Note 12, wo nur durch Druckfehler 5 23 auſtatt $ 22 ſteht. 
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ein ziehen wollten, fo würde Doch noch eine andere, felbft 
in ihren Worten liegende, wichtige Beichränfung übrig 
bleiben. Sie fpricht doch augenfcheinlich nur von „Statuten 
in Anſehung der liegenden Gründe”, von Gefepen, die „im 
Anfehbung des unbeweglichen Vermögens‘ gelten follen. 
Welche Geſetze follen durch dieſen Ausprud bezeichnet ſeyn? 
Ganz offenbar Die wahren Realftatuten, die principaliter 
auf unbewegliche Sachen fich beziehen, welcher Begriff dem 
Landrecht, wie es auch unfere gegenwärtigen Gegner ein» 
räumen, fehr befannt und geläufig ift (8 361.1). Diefe 
Eigenſchaft aber können wir unmöglich einem Geſetz über 
pie gewöhnliche Inteftaterbfolge bloß deswegen zufchreiben, 
weil in dem DBermögen unter andern und zufällig auch 
Grundſtuͤcke enthalten feyn können, woran jened Geſetz gar 
nicht denft. Dagegen tft dieſe Eigenfchaft allerdings vor- 
handen bei gewiflen, die Sucreffion von Todes wegen bes 
treffenden Geſetzen, nämlich bei den Gefehen über die Nach⸗ 
folge in Leben, Fideicommiſſe u. f. w. (8 376). Die Gew 
feße über dieſe Nachfolge find in der That wahre Real 
Ratuten, und wenn wir auf fie die vorliegende Stelle ber 
ziehen, fo handeln. wir ihrem wahren Sinne gemäß, die 
Berfaffer mögen dabei an dieſen befonderen Gegenftand ges 
dacht haben over nicht. Auch unfer hauptfächlicher Gegner 
erklärt, daß er früher die Stelle in diefer Befchränfung 
aufgefaßt, und erft fpäterhin weiter ausgedehnt Habe (a'). 
Nur würde ed ganz irrig feyn, in diefer Befchränfung etwa 


(a!) Bornemann ©. 61, 
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eine dritte, vermittelnde Meinung annehmen zu wollen. 
Vielmehr liegt darin eben uniere ganze, vollftändige Mei: 
nung, da Niemand daran denkt, die Nachfolge in Lehen, 
Fideicommiſſe u. f. w. von der lex rei sitae auszujchließen. 
Die einzige Streitfrage ift die, ob in Anfehung der gewöhn- 
fichen, reinen Inteftaterbfolge auf die unbeweglichen Theile 
des Vermögens die lex rei sitae angeivendet werden foll 
(wie die Gegner wollen) oder nicht (wie wir behaupten). 
Ein befonderd wichtiger Grund aber, unfre Auslegung 
nicht blos für räthlich und wünfchenswerth in ihren Folgen, 
fondern auch für wahr anzunehmen, liegt in der ungemel- 
nen praftifchen Schwierigfeit der Ausführung, vie mit der 
entgegengefetten Auslegung verbunden feyn würde. — Ein 
Beifptel möge diefe Schwierigfeit anfchaufich machen. Ein 
Einwohner von Berlin ftirbt ohne Teflament, und Hinter 
(äßt eine Wittwe und mehrere nahe Verwandte verfchiedes 
ner Art. Das Vermögen befteht aus einem Landgut bei 
Berlin, einem Landgut In Schleften, einem Haufe in Ehren 
breitftein, einem Haufe in Coblenz; daneben hat er viele 
perfönliche Schulden, die natürlich auf allen Theilen ded 
Vermögens haften. Nach der Meinung der Gegner müß: 
ten auf die Erbfolge in die Grundftüde nicht weniger, ale 
Bier Gefege zur Anwendung fommen, die auf ganz ver 
fehievene Erben führen können: in der Mark Brandens 
burg die Joachimica von 1527 (b), mit dem Anfpruch ber 


(b) Corpus constitut. Marchicarum von Mylius Th. 2 
Abth.1 ©. 19. 


* 
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Wittwe auf Die Hälfte des zufammengeiworfenen Vermögens 
beider Ehegatten, in Schlefien das allgemeine Landrecht (c), 
in Ehrenbreitflein das Römifche Recht, in Coblenz das 
Franzöfifche Recht, fo daB in der That Vier verfchievene 
Erbſchaften entſtehen würden. Den Glaubigern iſt es nun 
ganz einerlei, wer Erbe wird, wenn fie nur befriedigt wers 
ben; das ift aber nicht möglich, bevor. durch gerichtliche 
Taren der Werth jedes Grundftüds, alſo deſſen Verhältnig 
zum geſammten Bermögen, feflgeftellt ift: Lnfer Gegner 
meint zwar, biefe Schwierigkeiten dürften uns nicht ab» 
fhreden (d). Das ließe fiih hören, wenn davon die Rebe 
wäre, .bem Nichter Mühe und Zweifel zu erfparen; allein 
die Schwierigkeiten und Nachtheile treffen tie Parteien, 
inshefondere die Glaubiger, und warum follen diefe Damit 
belaftet werden? Nicht etwa zur Aufrechthaltung eines 
ficheren Rechtögrundfages, ſondern zum Schuß ber buch⸗ 
ſtaͤblichen Auslegung eined. Paragraphen des Landrechtg, 
von welchem die Gegner .mindeftens zugeben müflen, daß 
er auch _ noch eine ‘andere Auslegung "zuläßt. Gerade in 
diefem Umftand aber fehe ich den wirhtigften Grund für 
die Richtigkeit unferer Auslegung, da es gewiß nicht wahr: 
feheinlich ift, daß der Geſetzgeber die Abficht gehabt haben 
folite, einen Grundſatz aufzuftellen, der ‚die Betheiligten, 


(0) Seit dem Gefep vom 11. Juli 1845, welches alle Schleſiſchen 
Provinzialgeſetze über das Erbrecht aufgehoben hat. (d) Bornemann 
©. 62. ' . 


vn. 21 
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In&befonbere die Glaubiger, im ganz unmüge Roth ver- 
wideln mußte. Diefer rein praftifche Grund fcheint mic 
welt erheblicher, ald der von den Gegnern geltend gemachte, 
Daß zur Zeit, als das Landrecht abgefaßt wurde, bie ent- 
gegengefegte Lehre in der Praxis herrſchend war, ein As 
ſchließen an tiefe Praris aber in dem Geſetz angenommen 
werben müffe, wo nicht eine Abweichung von derfelben 
deutlich ausgeſprochen wuͤrde (e). 

Es kommen daneben noch folgende einzelne Stellen un⸗ 
ſerer Geſetzgebung in Betracht. 

-4. Ueber die Inteſtaterbfolge unter: Ehegatten wird im 
Allgemeinen vorgefchrieden, daß das am Wohnſitz des Ber 
ſtorbenen geltende örtliche Geſez zur Anwendung kommen 
fol (f), und ein fpäterer Zufag zu dieſer Stelle. lau⸗ 
tet fo: 

Anhang 8 78. Von diefer Beftimmung macht 
auch das unbewegliche Vermoͤgen ver Eheleute 
feine Audnahme, ob dieſes ſich gleich unter einer 
anderen Gerichtöbarfeit befindet. 

Nichts iſt einfacher und natürlicher, als dieſes Geſeß 
für eine einzelne Anwendung unſers Grundſatzes anzufehen, 
und alſo eine Beſtaͤtigung dieſes Grundſatzes darin zu ſin⸗ 
den. Unſere Gegner ſehen darin eine beabſichtigte Aus⸗ 


(e) Es iſt beſonders zu be⸗ Verkehrtheit jenes Syſtems ſehr 
merken, daß kurz vor Abfaſſung gründlich dargeſtellt hatte (5 376.h). 
des Landrechts Pufendorf, der (f) A. E. R. U. 1 8 495. 
doch auch ein Praktiker war, die 
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nahme der von. ihnen angenommenen Megel, ſuchen aber 
vergehlih dieſe Abſicht aus der Entſtehangegeſchichte der 
Etelle herzuleiten (8). 

Nach der Meinung der Gegner müßten oft mehrere 
Erbſchaften deſſelben Erblaſſers angenommen werden; in 
dem oben angegebenen Beifpiel Vier Erbſchaften. Dann 
wäre os sonfequent,. für jede derſelben einen beſonderen 
Gerichtsſtand anzuordnen, da wo bie eimzelnen Grunbflüde 
liegen. Das Preußiſche Geſetz aber nimmt überall nur 
‚Einen Gerichtsſtand der Erbſchaft an, am letzten Wohnſitz 
des Verſtorbenen (h), ohne den Fall auswärts liegender 
Grundftüde auszunehmen. Darin erfennt fie an, daß ſtets 
wu Eine Erbſchaft vorkommen Fann. 

3. Wenn Jemand einen Erben einfeht, und bemfelben 
mehrere Berfonen ohne. weitere Beſtimmung fubfiituiet, 
welche wie Inteſtaterben des eingefehten Erben feyn wuͤr⸗ 
ven, Fo ſoll die Subſtitution fo ausgelegt werben, daß fie 
ſich nach den Regeln der Intefiaterbfolge richte, und dieſe 


Gründe einzugehen, und dadurch 


(g) Bornemann ©. 58-60. 


Der 578 des Anhangs if ent 
Kommen aus einer CEnutſcheidung 
Der Gefeheommilfien von 1794. 
Dieſe aber war veranlaßt duch 
eine Anfrage der Regierung zu 
Ceve, worin heiläufig die irrige 
Lehre für andere Fälle als wahr 
dargefiellt wurde. Die Geſetzcom⸗ 
miffion gab ihre Gntfcheibung, 
ohne auf die Ausführung der 


ſoll fie ſtillſchweigend die falſche 
Meinung der Regierung zu Cleve 
gebilligt, und die Cutſcheidung 
ſelbſt als bloße Ausnahme aner⸗ 
kannt haben. Die Aktenſtücke find 
abgedruckt in Klein’s_ Annalen 
3.13 8©.3—6. 

(b) Allg. Gerihtsorbnung I. 
2 $ 121. 
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Snteftaterbfolge foll beurtheilt werden nach dem am Wohnſitz 
des eingefehten Erben geltenden Geſetz (1). Dabei ift aus 
genfcheinlich vorausgefeht, daß ausſchließend der Wohnflg 
die SInteftaterbfolge befimme, ohne Ausnahme der etwa 
auswärts liegenden Grundſtuͤcke (k). - 

Zum Schluß ift noch zu bemerken, daß die meiften 
Schriftfteller die hier verteidigte Lehre annehmen (1), und 
eben fo auch die meiften Gerichte (m). " 


s. 375. 
V. Familienrecht. A. Ehe 


Das Yamilienrecht hat am meiften Achnlichkeit. mit dem 
Zuftand der Perfon an ſich (Rechtsfaͤhigkeit und Handlungs 
fähigkeit $ 362), und unterſcheidet ſich weientlich von den 
Berhältnifien des‘ Vermögens, weiche die Perfon mit aͤußer⸗ 
lichen, willfürlich gewählten Gegenftänden in Verbindung 
bringen (a). — Auf der anderen Seite haben theils ſittlich 
religtöfe, theils politifche Rüdfichten großen Einfluß auf 


G) A. L. R. 1. 12 5536. 537. 

(k) Bornemann ©. 60 ſucht 
diefen Grund zu entfräften durch 
die dem Teftator ganz willfürlich 
nntergefchobene Abficht, er habe 
nur einen einzigen Subftituten 
zulafien wollen. 

(1) Diefe Thatfache wird aner- 
fannt von Bornemann ©. ’54. 

(m) Anerfannt von Borne⸗ 


mann ©. 62. Dahin gehört ein 
fehr grünpliches Nrtheil aus Glo⸗ 
gau von 1828 ( Fünfmännerbud 
©. 118. 119). Auch ſtimmt mit 
der richtigen Lehre ganz überein 
das oben $ 376.m angeführte Ur- 
theil, obgleich daſelbſt in die Ur- 
theilsgründe manches Unrichtige 
eingemifcht worden ift. 
(a) ©. 0.3.1 $53. 
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bafielbe, weshalb vorzugsweife in biefem Gebiete Geſetze 
von einem swingenben, fireng pofitiven Charakter vor⸗ 
fommen. 


- 8.39, 


A. Ehe. 


Ueber den wahren Sig des ehelichen Verhältnifies iſt 
fein Zweifel; er ift anzunehmen an dem Wohnftg des Ehe⸗ 
mannes, der nach den Rechten aller Völfer und aller Zei⸗ 
ten ald das Haupt der Familie anerfannt werden muß (b). 
Daher muß denn auch das örtliche Recht, jeder Ehe hier 
nach beflinmt werben, und der Ort, wo ehva außer dem 
Wohnſitz die Ehe duch Trauung gefchlofien feyn mag, iſt 
dabei ganz gleichgültig (c). 

Manche Haben diefen legten Sag deswegen bezweifelt, 
weil fie die Ehe als obligatorifchen Bertrag betrachteten, 
bei folchen Berträgen aber den. Ort. des Abſchluſſes als 
maaßgebend für das örtliche Necht zu betrachten gewahnt 
waren. Die erfte dieſer beiden Anfichten iſt falſch, da bie 
Che mit den obligatorifchen Verträgen Nichts gemein Hat, 


(bb): L. 5 de ritu nupt. (23.2) 
„. » deductione enim opus 
esse in mariti, non in uxoris 


poſitive Vorſchrift, ſondern nur 
die gelegentliche Anerfennung eines 
aus dem allgemeinen Wefen ver 


domum, quasi im domicitium 
matrimoni.” Darin liegt weber 
eine eigenthumlich Römifche Be⸗ 


Ehe hervorgehenden Berhältnifies. 
(c) Husza $ 10. Sronr 
$ 191 — 190. 


fimmung, noch überhaupt eine 
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Waͤre fie aber auch richtig, To wurde fie und dennoch nicht 
auf den Entſtehungsort der Ehe ald Beſtimmungsgrund 
für das örtliche Hecht derſelben führen, fondern vielmehr 
auf den Erfüllungsort ($ 372). Als Erfüllungsort aber 
für die aus der Che hervorgehenden Verpflichtungen kann 
fiherlih nur der Wohnfig des Ehemannes gelten. 

Bon diefem Standpunft aus Ift nunmehr eine Reihe 
einzelner Rechtsfragen in Beziehung auf die Ehe zu uns . 
terfuchen. 

1. Die Bedingungen ver Möglichkeit der Ehe, oder 
(von der umgekehrten Seite betrachtet) die Ehehinderniſſe, 
gründen fich theils auf die perfönlichen Eigenfchaften jedes 
der beiden Ehegatten für fich, theils auf das Verhältnig ders 
felben zu einander. Rach allgemeinen Grundfügen nun 
möchte man annehmen, daß die yperfönliche Fähigkeit der 
Frau nach dem Geſetz ihrer Heimath zu beurtheilen wäre 
(8 362). Allein gerade die hier einjchlagenden Befehe, die 
auf fitfichen Rüdfichten beruhen, Haben eine fireng pofitive 
Natur, und daher find die in dem Wohnſtz des Mannes 
geltenben Ehehindernifſe ſchlechthin bindend, ohne Ruͤckfficht 
auf die vielleicht abweichenden Geſetze In der Heimath ber 
Frau, oder in dem Ort, an welchem die Trauung vorge⸗ 
nommen wird. Dieſe Regel gilt namentlish für die verbo- 
tenen Verwandtſchaftsgrade, und die in dem refigtöfen Vers 
haltniß ‚gegründeten Hindersiffe (9). - 


(d) Wächter D. ©. 185.187. Schäffner g 102. 103. Die Preris 
mehrerer Länder ift über diefen Bunkt fehr verfchienen. Strorr $'79 fg. 
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2. Die zum Abſchluß der Ehe nöthigen Foͤrmlichkeiten 
richten fich nicht meihwendig nach bem eben erwähnten Orte, 
Davon wird weiter unten ($ 381) die Rebe feyn. 

3. Beſonders wichtig und beftritten ift Die Frage, nach 
welchen Geſehe das eheliche Guͤterrecht zu beurtheilen if, 
indem gerabe hierin Die Geſete fo fehr vor einander ab- 
weichen, Es ift für jenen einzelnen Fall hauptfächlich zu 
enticheiden zwiſchen dem (Roͤmiſchen) Dotalrecht, und der 
(Germaniſchen) Gütergemeinishaftl. Das erfte. aber findet 
ſich bald rein Römiſch, bald mit Modificationen, die in 
Deutfihland ſehr verbreitet ind. Eben jo kommt vie Guͤ⸗ 
tergemeinfchaft in den verfchiebenften Abſtufungen vor. 

Der Grundſah nun iſt von Feiner Seite beftritten, daß 
ſich Das eheliche Guͤterrecht richtet nach dem Wohnſitz des 
Chemannes (e), wicht nach dem Ort, wo bie Ehe abge 
fehlofien worden ift. Allein innerhalb dieſes Grundſatzes 
finden ſich zwei. große Meinungsverſchiedenheiten. 

Erſtlich behaupten Viele, daß dieſer Grundſatz nicht 
gelte bei auswärts liegenden Grundſtuͤcken, welche vielmehr 
nach der lex rei sitae beurteilt werden müßten (f). Der 
richtigern Meinung na ift die lex domicilü auch auf bie 
auswärtigen Grundſtücke zu Seiehen (5). — Da hier bie 

(e) P. Vorr. Sect. 9. C. 2 (g) Herr. 546. Waͤchter ll. 
6556 Wäaächter I © 47. S. 48. Forux p. 127 — 128. 
Fouix p. 127. Schäffner $ 106. 107. Damit 

(f) P. Voer. Sect. 4 C. 3 ftimmt überein das Preußifche 
$ 9. 1. Vorr. in Pand. XXIII. Allg. Landrecht 11.1 $ 365 — 369. 


2.560. Hommeı rhaps. Obs. 
175.409 N.15. Storr $ 186.454. 
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Entſcheidung eben fo ausfällt, wie oben bei dem Erbrecht, 
fo könnte man auf den Gedanken kommen, auch eine aͤhn⸗ 
liche Begründung, vermittelft ber Zurädführung auf eine 
Univerfalfucceffion, zu verfuchen ($ 376). Eine folche aber 
barf bei feinem ver hier einfchlagenden Rechtsinftitute an- 
genommen werden, namentlich nicht bei der auf das ganze 
Bermögen der Frau gerichteten Dos. Der wahre Grund 
liegt vielmehr darin, daß die Wahl des örtlichen Nechts 
vorzugsweife. auf freie Unterwerfung. zurüdgeführt werben 
muß ($ 360. Num. 2), daß es aber gewiß nicht mit 
Wahrfcheinlichkeit angenommen werden Tann, die Ehegatten 
hätten die Einrichtung Ihrer Vermögensverhältniffe von dem 
ganz zufälligen Umftand abhängig machen wollen, ob etwa 
ein Theil ded Vermögens in auswärts liegenden Grund⸗ 
ſtücken beftche. Die daraus möglicherwweife hervorgehende 
Berichievenheit des Guͤterrechts an verfchledenen Vermö⸗ 
genstheilen könnte zu den größten Verwidelungen und- Un« 
gewißheiten führen, und ift daher gewiß richt als die wahr⸗ 
ſcheinliche Abficht der Parteien anzufehen. 

Eine zweite Streitfeage betrifft ven Fall, wenn während 
der Ehe der MWohnfig des Ehemannes verändert wird(g'). 

Hier geht eine erfle Meinung dahin, daß das örtliche 
Recht des anfänglichen Wohnſitzes für alle Zeiten beſtim⸗ 
mend bleibe, und alſo nicht durch die Wahl des neuen 


(g') Die Erörterung dieſer wichtigen Streitfrage gehört zur 
Erledigung des oben $ 344e gemachten Vorbehalte. 
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Wohnſitzes geändert werben koͤnne. Der Grunk wird meift 
darin gefebt, daß in der Eingehung der Ehe der ftillfchwei- 
gende Bertrag enthalten ſey, dad Güterrecht. nach dem an 
dem gegenwärtigen Wohnſitz geltenden Geſetz unabänderlich 
einrichten zu wollen (h).: Diefe Meinung halte ich für 
richtig; der angegebene Grund wird noch näher geprüft 
werben. 

Eine zweite Meinung verneint die Annahme eines ftill- 
fehweigenden Vertrags, und läßt das eheliche Güterrecht 
lediglich aus dem am Wohnſitz geltenden Geſetz entſtehen. 
Daraus wird gefolgert, daß im Fall eines neu gewaͤhlten 
Wohnſitzes auch das Geſet dieſes neuen Wohnſttzes ent⸗ 
ſcheiden muͤſſe, daß alſo jeder Wechſel ein anderes Guͤter⸗ 
recht zur Folge haben könne (i). 

Eine dritte, vermittelnde Meinung endlich verwirft, ſo 
wie Die zweite, die Annahme des ſtillſchweigenden Vertrags, 
und laͤßt gleichfalla nur das Geſetz des zu jeder Zeit vor- 
handenen Wohnfiges entfcheiden, jedoch mit der Maaßgabe, 
Daß das bei der. Gründung der Ehe einmal erworbene 
Bermögen unveräubert bleibe (ald jus quaesitum), und nur 


(h) P. Voerr. Sect.9 C. 2% 
67. 1 Vorr. in Pand. XXI. 
2 $87. Herr. 6 48, 49. Puren- 
'ponr 11. Obs. 121. Wächter II. 
S. 49 — 55. Shäffner $109— 
114. Fozuıx p. 10 - 132. Bü- 
flow und Hagemann Grör: 
terungen 3. 6 Num 24. Bfeiffer 
praftifche Ausführungen B. 2 


Nun. 6. Urtheile ber Gerichte 


von Gelle (1836) und München 
(1845) bei Seuffert Archiv 3. 1 
N. 152. | 

(i) Eihhorn deutſches Reit 
$ 35.8. $ 307.d. $ 310. e. f. 
Story $ 187. Andere Schriftfteller 
werden angeführt von Wächter. 
©. 49. 
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der künftige Erwerb durch das Gefetz des neuen Wohnſthes 
geregelt werden fol (k). 

Brüfen wir etwas näher die Grunde dieſer Meinungen, 
— Für die erfte fpricht unzweifelhaft ein unbefangenes 
Nechtögefüh. Als die Che gefchloffen werden follte, fan» 
es ganz ficher in dem freien Willen der Frau, die Ehe 
entweder ganz zu unterlafien, oder an gewifle, dad Ber 
mögen betreffende, Bebingungen zu nüpfen. Sie Sat kei⸗ 
nen ſolchen Vertrag gefchloffen, vielmehr das durch das 
Geſetz des Wohnfiges beftimmie Guͤterrecht gelten laſſen, 
natürlich alſo auf deſſen ſtete Fortdauer gerechnet. Jetzt 
verändert der. Mann mit einſeitiger Willkuͤr den Wohnſth, 
wozu er unſtreitig berechtigt iſt, und es ſoll nun. ein ganz 
anderes Guͤterrecht für dieſe Ehe herbeigeführt werden. Iſt 
damit die Frau zufrieden, fo iſt unſre ganze Streitfrage 
weniger wichtig, da ja auch durch Vertrag eine Aenderung 
des Guüterrechts hätte bewirkt werden können. Die Frage 
IR aber wichtig, wenn die Veränderung der Frau nad 
theilig, und Die Frau damit nicht zufrieden iſt. Gerade 
um diefe, durch Michts zu vechtfertigende, einfeitige Macht 
des Mannes über die Rechte der Frau auszufihließen, 
wurbe von den Bertheibigern ber .erfien Meinung Das Da- 
jeyn eines ſtillſchweigenden Vertrages angenommen. Daran 


(k) Keerulff ©. 78.79. (am. ©. 504(NeteR64), und S. 64; er 
Schluß der ganzen Note). Puchta ſelbſt bekeunt ſich zu ber exften 
Randekten H113 und: Borlefungen Meinung (Moteh) . 
$ 113. Vgl. darüber Wächter U. 
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nahmen die Gegner Anftoß, und nicht ganz ohne Grund. 
Es laͤßt fich aber daſſelbe Ziel erreichen, auch wenn ‚man 
den ſtillſchweigenden Bertrag aufgiebt. Unter einem Ver⸗ 
trag, dem ſtillſchweigenden wie dem ausbrüdlichen, verfte- 
den wir eine übereinftimmende Willenserklärung, die nicht 
ohne beſtimmtes Bewußtfein beider Theile denkbar iſt (1). 
Fragen wir num, ob bei der Eingehung einer Che ſtets 
ein beftiinmtes Bewußtfein beider Theile, befonders der 
Frau, über das Güterrecht Statt gefunden hat, fo müffen 
wir Das allerdings verneinen, und daher ift die allgemeine 
Annahme eines ſtillſchweigenden Vertrags unbegründet. 
Allen eine freie Unterwerfung, als Begrußdung des ört- 
lichen Rechts, Lie auch auf negative WVeife, als bloßer 
Nichtwiderſpruch, denkbar ift ($ 360. Ar. 2), mäften wir 
allgemein annehmen; dieſe if für das örtliche Recht 
des neuen Wohnſitzes in dem oben vorausgeſetzten Fall 
der Meinungsverſchiedenheit durchaus nicht vorhanden, und 
fo müffen wir für dieſen Tall die Aenderung des Gür 
terrechts, zu deren Annahme es an einem hinreichenden 
Grunde fehlt, verneinen, felbft von dem Stanppunft ver 
Gegner aus, die das Geſetz, und nicht den Vertrag, als 
Beflimmungsgrund fe dad örtliche Recht anfehen. Se 
fommen wir in der That, nur auf einem anderen Wege, 
auf daſſelbe Ziel, worauf die Annahme des ſtillſchweigen⸗ 
den Vertrags führen follte.(m). —— 


(1) S. o. 3. 3 8 140. erſten Meinnng, die vielleicht den 
(m) Dieſe Begründung der Widerſpruch mancher bisherigen 
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Es wurde hierbei der Fall voraupgefeht, daß die Aende⸗ 
rung des Güterrechtd durch Beränderung des MWohnfiges 
sum Nachteile der Frau gereiche, und daher ihrem Willen 
entgegen fey. Allein diefer Kal, in welchem vie ungerechte 
Folge der entgegenftehenden Meinung freilich am fchärfften 
hervortritt, ift keineswegs der einzige. Wenn ein Beamter 
in einen Landestheil verfeht wird, worin ein anderes ches 
liches Guͤterrecht gilt, fo ift auch für ihn die Veränderung 
bes Wohnfiges unfreiwillig, und vieleicht für beide Ehe⸗ 
geatten die Aenderung des Güterrechts unerwünfcht. Sie 
würden aber dieſe Aenderung, je nach dem Inhalte Des 
örtlichen Recht®, vielleicht gar nicht, vielleicht nur durch 
läftige und Foftfpielige Verträge abwenden Finnen. 

‚Holgende Betrachtung wird die hier verfuchte Begruͤn⸗ 
dung noch. deutlicher hervor treten lafien. Wenn ein Ges 
ſetz das Güterrecht der Ehegatten beftimmt, fo fragt es fich 
zunächkt, fire welche Perfonen vaffelbe zu verfügen ‚die Ab⸗ 
ſicht hat. Ganz gewiß denkt Der Gefehgeber an alle Ehen, 
die in feinem Bereich gegründet werben, und für diefe will 


Gegner befeitigen dürfte, findet 
ſich ſchon bei Schäffner $ 114. 
— Man könnte etwa den Unter: 
ſchied der Auffaffungen, und bie 
bier bargebotene Bermittlung, fo 
bezeichnen, daß man dem am Ort 
des urfpränglichen Wohnſitzes gel: 
tenden Rechtinicht ſowohl die Natur 
eines ſtillſchweigenden, als eines 
fingirten Vertrags zuſchriebe, 


ahnlich dem pignus tacite con- 
tractum, wobei es auch nicht auf 
ein beftimmtes Bewußtſeyn der 
Barteien antonmt. Es iſt biefes 
nur ein anderer Ausdruck; das 
Weſen der Sache befleht in dem 
beftinumten Recht jeber Barlei, un- 
abhängig von der Willtür der _ 
andern. 
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ee Das vorfchreiben, welches er theils an ſich für das Zus 
träglichfte hält, thell8 der bisherigen Sitte des Landes ent⸗ 
fprechend findet. Wil er aber diefe Regel auch den an- 
derwärt8 begründeten, bei ihm neu einwandernden Ehen 
aufdraͤngen? Dazu if ein hinreichenter Grund nicht vors 
handen, beſonders im Widerfpruch mit dem fo eben näher 
entwidelten Bevenfen. Wenn aber das Geſetz, feiner wahrs 
ſcheinlichen Abfiht nach, auf die einwandernden Ehen gar 
nicht zu beziehen tft, fo hat für diefe der von den Gegnern 
aufgeftellte Grund alle Kraft verloren. 

SHebt man die hier aufgeftellten Gründe als richtig zu, 
fo HM damit die zweite der oben aufgeftellten Meinungen, 
und eben fo auch die dritte, völlig widerlegt. Die zweite 
aber erſcheint noch beſonders hart und ungerecht in 
Beziehung auf das ſchon erworbene Vermoͤgen. Wenn 
an einem Orte, deſſen Geſetz die allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft ausgedehnteſter Art als Regel aufſtellt, eine 
Ehe begründet wird von einem reichen Mann mit einer 
armen Frau, fo wird durch den Abjchluß der Ehe das 
Bermögen gemeinfchaftlih. Wird nachher von dem Manne 
der Wohnſitz an einen Ort verlegt, an welchem das Dotals 
recht als Regel gilt, fo müßte die Frau, nach der zweiten 
Meinung, den ihr bereits erworbenen Antheil am Bermögen 
augenbliditch, und wider ihren Willen, verlieren. : Gerade 
um dieſem fchreienden Erfolg zu begegnen, ift die dritte, 
vermittelnde, Meinung aufgeftellt worden“ Allein abgefehen 
davon, daß diefelbe durch die oben aufgeftellten Gründe 
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gleichfalls widerlegt wird, leidet fie auch au ben gewähn- 
lichen Mängeln halber Maaßregeln. - Laßt man das cheliche 
Güterrecht für das ſchon vorhandene Bermögen durch den 
alten Wohnfig, für dem Fünftigen Erwerb durch den neuen 
beherrfchen, jo fönnen dadurch Berwidlungen und Wider⸗ 
fprüche eniftehen, die ſich gar nicht voraus überfehen laſſen, 
und die eben fo wenig dem Vortheil, ald den. Wünfchen 
der Ehegatien entfprechen mödten. - 

Allerdingd würde Die zweite Meinung angenommen 
werben müflen, wenn etwa in dem neuen Wohnſttz ein 
eheliches Güterrecht von fireng pofitivem, anschließendem 
Inhalt beſtehen jolkte. Diefes würde anzunehmen feyn, wenn 
dafelbft ein Geſetz des Inhalts gegeben wäre, daß durchaus 
nicht geduldet werden folle, eine Ehe anders als nad 
Dotalrecht zu begründen, ober, wenn fie anderwaͤrts bes 
grünbet war, hier fortzuführen; ober auch anders als nach 
dem Recht der Gütergemeinfchaft (m). Ob überhaupt foldhe 
Befehe vorhanden find, mag dahin gefiellt bleiben. 

Das Preußifche Geſetz erkennt im Allgemeinen die hier 
vertheidigte Meinung an, nad welcher das örtliche Recht 
des bei dem Anfang der Ehe beftehennen Wohnfiges auch 
für alle kuͤnftige Zeit entfcheiden fol, nur mit zwei unters 
geordneten Mobificatiouen für den Fall, wenn eine mit 
Dotalrecht angefangene Ehe an einen neuen Wohnſttz, in 
welchem Gütergemeinfchaft gilt, verlegt wird (n). . 


(m) Wächter I. ©. 55. 362. ° Xu) Allg. Landrecht I.-1 
$ 350355, 
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4 Eine befondere Rüdficht verdienen die Geſetze, wos 
durch die Liberalität eines Ehegatten gegen den andern ein⸗ 
gefchränkt werben fol, wohin insbefondere das im Römifchen 
Recht enthaltene Berbot aller Schenkungen unter Ehegatten 
gehört. - 

Sa diefer Hinficht entfcheivet das Gele des Wohn⸗ 
ſitzes; hier aber nicht das des urſpruͤnglichen Wohnſitzes, 
ſondern vielmehr des Wohnſitzes, zu deſſen Zeit die Hand⸗ 
lung vorgenommen wurde. Der Grund dieſer, von der 
vorhergehenden abweichenden, Entſcheidung liegt darin, daß 
Geſetze dieſer Art auf Erhaltung der flitlichen Reinheit der 
Ghe abzwecken, alfo einen fireng pofitiven Charakter an ſich 
tragen (8 AN. Bergleichen wir dieſen Fall mit dem vor⸗ 
Her (unter Rum. 3.) abgehandelten, jo wird man nicht be⸗ 
haupten tönnen, Daß die an einem Ort des - Römifchen 
Rechts gefchlofiene, nachher an einen’ anderen Ort verlegte 
Ehe nur unter dem ftillfchweigenden Vertrag gefchloffen 
worben fey, daß in verfelben gu Feiner Zeit eine wirkfame 
Schenkung vorkommen werde. Das Berbot der Schenkung 
iſt vielmehr eine reine Beſchraͤnkung der Freiheit, der ſich 
die Ehegatten fügen müſſen, kein durch freie Unterwerfung 
in die Che herüber genommened Rechtöinftitut. 

Dagegen kann nicht eingeräumt werden, daß die hier 
erwähnten Befege zu beziehen ſeyn follten auf alle in ihrem 
Bereich liegende Grundftüde, auch wenn die Ehe in einem 
Lande geführt wird, das eine ſolche Befchränfung der Freis 
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heit nicht fennt (o). Denn der Zweck diefer Geſetze iſt nicht 
der, von den Sachen eine Gefährdung abzumenben, gleich 
als ob dieſelben durch eine Schenkung unter Ehegatien 
Schaden leiden könnten, fondern vielmehr, wie fchon er- 
wähnt, die Erhaltung fittlicher Reinheit der Ehe. Der 
Geſetzgeber redet alfo zu den in feinem Bereich lebenden 
Ehegatten, ohne Nüdficht auf die Lage ihres Vermögens. 

5. Die Inteflaterbfolge unter Ehegatten richtet fich, eben 
fo wie bei Fremden, nach dem letzten Wohnſitz bes Erb⸗ 
laſſers. In manchen Fällen aber kann es zweifelhaft feyn, 
ob der Anfpruch auf den Nachlaß aus eigentlicher. Inteftat- 
erbfolge, oder vielmehr aus der bloßen Fortwirkung der 
währen der Ehe beſtehenden Büterverhältniffe (der Güter 
gemeinſchaft) abgufeiten if. Im erſten Fall entſcheidet ber 
letzte Wohnſitz, im zweiten Fall der Wohnſitz, an weichem 
die Ehe angefangen bat, wie oben gezeigt werben ift 
(Num. 3). 

Ein folder Zweifel wäre namentlich denkbar bei ber 
fhon oben erwähnten, in der Mark Brandenburg geltenden, 
Joachimica ($-378. b). Indeffen iſt ver Hier angeorbnete 
Anfpruch des überlebenden Theild auf die Hälfte des zus 
fammen geworfenen Bermögens beider Ehegatten in ver 
That als reine Inteftaterbfolge, nicht als Ausflug irgend 
einer Art von Guͤtergemeinſchaft, anzufehen, alfo nach dem 


(0) Diefes ift die Meinung von Ropenzunc Tit.2 C.5 $1. 
1. Vorr in Pand. XXIV. 1 $ 19. Meıer p. 44. 


5. 3%. V. Famiſienrecht. 4. che. 887 
_ Achter Wohnſitz zu beurtheilen. Dieſes folgt aus der Ver⸗ 
bindung, in welche 'dieſer Anſpruch mit der ganzen übrigen . 
Inteſtaterbfolge durch das Geſetz gebracht wird. Jener Ans 
fpruh Bat daher eine ganz ‚ähnliche Natur mit den im 
Römischen Recht begründeten Inſtituten: der Bönomm 
possessio unde vir et uxor, und ber Susceffion des hinters 
laſſenen bürftigen Ehegatten: 

6. Die »„Ehefcheidung unterfcheidet _ ſich von den eben 
abgehandelten, das Vermögen betreffenden, Rechtsinſtituten 
dadurch, daß die Geſetze uͤber dieſelbe auf der ſittlichen 
Natur der Ehe beruhen, alſo einen ſtreng poſitiven Charakter 
an fich tragen. Daraus folgt, daß der aͤber ſie urtheilende 
Richter nur das Geſetz feines Landes befolgen darf, ohne 
Ruͤckſicht auf andere Verhältniffe ver Shegatten (p). Dieſer 
Grundſatz aber wird in ber Regel wieder auf das am 
Wohnſitz des Ehemannes geltende Geſetz führen, weil nur 
da ein wahrer Gerichtsftand uͤber die Eheſcheidung begruͤn⸗ 
det ſeyn wird. 

Dabei iſt nicht. fo, wie bei dem Süterrecht, der Wohn⸗ 
ſitz zur Zeit der ‚gefchloffenen Ehe zu. beachten, ſondern viel- 
mehr der gegenwärtige Wohnfig. Denn das am früheren 
Wohnſitz beftehende Geſetz Tann: feinem ber Ehegatten ein 
Recht, oder auch nur eine begründete Erwartung gegeben 
haben, nach demfelben Gefeb auch fünftig einmal geſchieden 


(pP) ©. o. $ 349, Im Banzen Rimmt damit überein Sqchaͤffner 
3 124 und Wachter II. ©. 184—188. 


van. 2 
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zu werben, da ber eben erwähnte Charakter der Scheidungs⸗ 
gefepe zu einem anderen Erfolge führt. 

Ueber diefen Gegenftand aber find ſowohl die Meinungen 
der Schriftfteller, als die Ausfprüche der Gerichte, außer⸗ 
orbentlich verſchieden (q). 


s. 30. - 
V. Samilienregt. DB. Bäterliche Gewalt. 
C. Vormundſchaft. 





B. Vaͤterliche Gewalt. 


Die Entflehung der väterlichen Gewalt durch Zeugung 
in der Ehe, fo wie deren denkbare Anfechtung, iſt zu be 
urtheilen nach dem Geſetz des Ortes, an welchem der 
WVater zur Zeit der Geburt des Kindes feinen Wohnſitz 
hatte. 

Dagegen find die Vermoͤgensverhaͤltniſſe zwiſchen dem 
Vater und den Kindern zu beurtheilen nach dem Geſetz, 
welches an dem jevesmaligen Wohnſitz des Vaters heflcht, 
ſo daß 'alfo ‘eine Veränderung des Wohnfiges auch eine 
Veränderung dieſer Berhältife nach fich ziehen Tann 
($ 396: D). ‘ 

Die Legitimatton durch nachfolgende Ehe richtet fich 
nach dem Wohnfig des Vaters zur Zeit der gefchloffenen 


| (J) Shäffner $ 118— 125, Sronz ap. 1. 


J - 
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Ehe, und die Zeit ver Geburt des Kindes iſt dabei gleich— 
gültig. Zwar iſt behauptet worden, daß dieſer Teßte Zeit⸗ 
punkt beachtet werden muͤſſe, weil das Kind durch die Ge⸗ 
burt ſchon ein gewiſſes Rechtsverhältniß begruͤndet habe, 
das durch die ſpaͤtere Ehe der Eltern nur zu voller Wirk⸗ 
famfeit gelange; man ſetzt hinzu, daß außerdem ver Vater 
einen dem Kind nachtheiligen Wohnſitz vor der Che wills 
kuͤrlich wählen fönne (a). Allein von einem Rechte folcher 
Kinder, alfo auch von einer Verlegung deſſelben, kann gar 
nicht die Rede feyn, da es in der freien Willfür des 
Baters fteht, nicht nur die Che mit der Mutter des Kindes 
u unterlaffen, fondern, felbft wenn er diefe Ehe ſchließt, 
das Kind nicht anzuerkennen. In beiden Fällen aber 
erlangt das Kind fein Recht der Legitimität, da ein wahrer 


Beweis der außerehelichen Kinberzeugung unmöglich ift, mit- 


bin die freie Anerkennung allein noch neben der Ehe, und 
unabhängig von derfelben, dem Kinde die Rechte der ehe 
lichen Geburt verſchaffen kann (b). 
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(a) Schäffner $ 37. 

- (bb) Se ift es nach gemeinem 
‚ Recht. Im Römischen Recht tritt 
dieſer Sag weniger fichtbar hervor, 
" da die Legitimation nur auf Gon- 

cubinenfinder (naturales) ging, 

bei welchen die PBaternität faktisch 
faft eben fo ficher war, wie bei 
den ehelichen. Wir haben Teine 
naturales, fondern nur spurii, 
und bei dieſen hängt gewiß Alles 
allein von des ganz willfürlichen 


Anerfennung des Baters ab. — 
Allerdings ficht das Preußiſche 
Recht den Beweis des bloßen Bei⸗ 
fhlafs in einer gewiſſen Zeit vor 
der Geburt ſchon als Beweis der 


Baternitit an (AU R. IL 1 


$ 1077). Dennoch läßt es bei 
der Legitimation duch Che die 
Rechte der ehelichen Geburt erft 


yon. der Trauung anfangen (AR 


N. 11. 2 $ 598). Daher muß 
auch nad} dem Sinn des Launrechte 


22* 
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So weit, als Engliſches Recht gilt, wird wiederum an⸗ 
genommen, daß der Einfluß der väterlichen Gewalt und 
ber Legitimation auf auswärts liegende Grundftüde nicht 
nach der lex domicilii, ſondern nach der lex rei sitae bes 
urtheilt werben müßte (c). 

| C. Vormundſchaft. | 

Die Bormundfchaft unterfcheidet fich wefentlich von den 
bisher abgehandelten Rechtsinftituten. Nur im älteften 
Römischen Recht konnte fie ald ein rein privatrechtliches 
Verhaͤltniß angejehen werben. Seitdem hat fie immer, mehr 
ben Charakter angenommen, der im heutigen, gemeinen Recht 
In Deutſchland, eben ſo, wie in anderen Gefepgebungen, 
ausſchließend wahrzunehmen iſt. Die Vormundſchaft ers 
- feheint nunmehr als Ausübung des Schupes, welchen der 
Staat der häufigften und wichtigften Klaſſe von Schup- 
bebürftigen (Unmündige und Minderjährige) zu gewähren 
berechtigt und verpflichtet if. So aufgefaßt, gehört bie 
Vormundſchaft, ihrem eigentlichen Wefen nach, dem öffent: 
lichen Recht an, und nur einzelne Folgen derfelben fallen 
dem Gebiete des Privatrehts anheim. Diefer Auffaffung 
aber ift e8 auch angemeffen, daß bie Bormundfchaft nicht 


bie Legitimation verneint -werben, bie Anerkennung bes Binnen ver⸗ 

wenn der Vater vor der Trauung weigert: 

ven Wohnſitz in ein Land des ge -.: (0) Srons $.456: 8 ®7. ai 

meinen Rechts verlegt, und nun Reit erklaͤrt ſich Dagegen Schäff- 
ner 8 39. 





, . 
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blos in verſchiedenen Laͤndern verſchiedenes Recht hat, ſon⸗ 
dern auch in einen und demſelben Lande einer freieren Be- 
handlung von Seiten Öffentlicher Behörden unterliegt, als 
die dem reinen Privatrecht angehörenden Rechtsnerhältniffe. 
Diefe Verſchiedenheiten zeigen fich nicht blos in den Rechte: 
regeln ſelbſt, ſondern felbft in der Annahme des oͤrt⸗ 
lichen Rechts, von welchem jene Regeln beſtimmt werben 
follen. | 

Ich wende mi ı nun au den wichtigften einzelnen Rechts⸗ 
engen. 

4. Errichtung der Bormundfchaft. 

Als Regel wird ganz richtig angenommen, daß das örts 
liche Recht des Wohnſitzes des Muͤndels, welcher in ber 
Megel mit dem legten Wohnſitz des verftordenen Waters 
zufammen fällt, für die Errichtung der Bormundfchaft bes 
flimmend ift, und daß diefe VBormundfihaft dann duch das 
anderwärts liegende Bermögen des Muͤndels umfaßt (d). 
Es kommen dabei aber folgende Abweichungen in Be⸗ 
iracht. — 

Erſtlich, wenn unbewegliches Vermögen des Muͤndels 
unter einer anderen Gerichtsbarkeit, vielleicht in einem frem⸗ 
den Lande liegt. Hier kann es geſchehen, daß fuͤr dieſe 
Vermögenstheile eine beſondere Vormundſchaft errichtet wird, 
fo daß dann derſelbe Muͤndel mehrere Vormuͤnder von Orts 


(d) P. Vor. Sect.9 C.2 $17. 1. Vorr. in Pand. XXVI. 5 
65. Schäffner $ 41. 
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lich verfchievenen Sprengeln hat (e). — Eine folde Ein» 
richtung kommt jchon im Römifchen Rechte vor. Zwar 
der teftamentarifche und ver gefegliche Vornund war an 
eine folche örtliche Verfchiedenheit nicht gebunden. Wenn. 
Dagegen die Obrigkeit Vormuͤnder über ein zerftreutes Ver⸗ 
mögen zu beftellen hatte, fo wurden biefe für jede ſouve⸗ 
rane Gerichtsbarkeit beſonders beftellt, andere für res Itali- 
cae, andere für res provineiales (f). — Nach der Preußi⸗ 
fen Geſetzgebung wird in der Regel Eine Bormundfchaft 
“ für das ganze Vermögen errichtet, und zwar nach dem am 
Wohnfig des Vaters geltenden örtlichen Recht; die fpätere 
Aenderung des Wohnfiges fol darauf nur ausnahmsweiſe 
Einfluß Haben. Weber auswärts liegende Vermögenstheile 
können befondere Euratelen errichtet werden, bie fich mit 
der eigentlichen Bormundfchaft in Verbindung zu feßen 
haben.(g). In Verträgen der Preußifchen Regierung mit 
Nachbarſtaaten ift beftimmt, daß die Vormundfchaft einges 
richtet werden fol! nach dem MWohnfig des Mündeld; wenn 
derſelbe jedoch Grundſtücke in dem andern Lande befist, 
fol das Gericht diefes andern. Landes die Wahl Haben 
dieſe Grundftüde der allgemeinen Vormundſchaft zu unter: 
imerfen, oder dafür eine befondere Vormundſchaft zu errich- 


(e) Dgl. die in der Note d. (26.7), L. 27 pr. de tutor. 

angeführten Schriftſteller. et cur. (26. 5). 
-(f) L.39 $8 de admım. (C) A. 8% NR 1. 18 8 56. 
S—8. . - 
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ten (h). — Borzüglich ſchwankend iſt die Praris in den 
Ländern des Englifchen Rechts, indem in dieſen theilmeife 
befondere Bormundfchaften beftellt werben, nicht blos über 
das unbewegliche, fondern auch über das bewegliche, außs 
wärts liegende Vermögen (1). 

Zweitens aber kann, ſelbſt ohne Ruͤckſicht auf die ört« 
liche Lage des Vermögens, das individuelle Berürmiß eine 
eingreifende Aenderung in den aufgeftellten Grundfag rechts 
fertigen, beſonders wenn, nach den Yamilienverhältnifien, 
dem letzten Wohnſitz des Waters fein Einfluß zuzufchreiben 
iR auf den fünftigen Zuftand der Mündel. Ein aus dem 
wirklichen Reben entnommener Fall wird diefe Behauptung 
anfhaulih machen. Ein Familienvater ftarb in ſeinem 
MWohnfit Bonn, wo der Sig feines Vermögens, indbefon- 
dere mehrerer Grundftüde, war. Die Kinder verlegten ſo⸗ 
gleich, nach den Beftimmungen des väterlichen Teftaments, 
ihren Wohnflg zu einer entfernten Verwandten außerhalb 
des Preußifchen Staats. Gleichfalls das Teflament Hatte 
die Bormundfchaft einem Einwohner von Berlin aus per« 
fönlichem Bertrauen, und mit fehr freier Verwaltung, über» 
tragen. Rach dem oben aufgeftellten Grundſatz hätte Die 
Bormundfchaft in Bonn, nach Franzöfifchen Recht, errich« 
tet und geführt werden müffen. Allein das Juſtizminiſte⸗ 
rium, als höchfte vormundfchaftlihe Auffichtsbehörde des 


' 


(h) Bertrag mit Königreich Sachfen 1839 Art. 15, gleichlautend 
“mit anderen Staaten. (S. o. $ 358). (i) Schäffner $ 41. 
Storr $. 49 fg. 
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ganzen Staats, verlegte die Bormundfchaft nach Berlin, 
wodurch die Obervormunpfchaft an das Kurmaͤrliſche Pu⸗ 
pillencollegium in Berlin überging, und zugleich. die Preußi- 
ſche Gefehgebung anwendbar wurde. 

2. Berwaltung der Bormundfcaft. 

Daß die Verwaltung der Bormundfchaft in der Regel 
fich richtet nach dem Recht des Gerichts, unter welchem fie 
entſtanden ift und geführt wird, kann nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Der Zweifel betrifft Bier wiederum den Ball, wenn 
zu dem Vermögen auswärts liegende Grundftuͤcke gehören, 
und dieſe nicht von einer befonderen Vormundſchaft vers 
waltet werden (wie e8 nach Rum. 1 gefchehen kann), ſon⸗ 
dern von der allgemeinen Bormundfchaft. 

In diefer Beziehung wird von Manchen behauptet, daß nach 
einer allgemeinen Praxis in Anfehung. jener Grundftüde, beſon⸗ 
ders der Neräußerung derfelben, die lex rei sitae beobachtet 
werden müfle, jo daß dann bie Verwaltung defielben Bor: 
mundes nad verfchiedenen Geſetzen zu beurteilen ſeyn 
würde (k). Offenbar nimmt man dabei an, das Gefek 
uͤber Die Beräußerung der Pupillengüter ſey ein Realftatut. 
— Ich Tann diefe Behauptung weder grundfäglich, noch 
mit Hinfiht auf die angebliche allgemeine Braris, eins 
räumen. | 2 


(x) Schäffner 8 4. — der Bormund bei der Veräußerung 
Etwas vorſichtiger ift der Austrud durch ein Decret beider Gerichts⸗ 
von P. Voxr. Sect.9 C.2 517. Behörden ficher ſtelle. 

Gr Hält es für raͤthlich, dag ſich 


I} 
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Zuerſt nicht grundſaͤglich. Wenn ein Gefeg verorbnet, 
dag Pupillengüter nur unter gewiſſen Einfchränfungen 
(etwa Subhaftation, gerichtliches Decret u. f. w.) verz 
Außert werden follen, fo liegt darin eine vorforgliche Maaf- 
regel — nicht für dieſe Güter, ald Gegenftände eined wuͤn⸗ 
ſchenswerthen ficheren Verkehrs, als Grundlagen vortheil- 
Dafter Fruchterzeugung (durch dieſe Abfichten würde fich 
das Geſetz ald Realſtatut darftellen), fondern — für bie 
ſchutzbeduͤrftige Berfon des Muͤndels. Zur Sicherheit deſ⸗ 
felben werden gewifle Formen der Veräußerung gefördert, 
und nur wenn biefe beobachtet find, fol die Handlung des 
veräußernden Vormundes gleiche Wirkung habeh mit ber 
Veräußerung eines volljährigen Eigenthümerd. Gin folches 
Geſetz alfo zwedit ab auf die Grgänzung der Handlungen 
des Dormundes, e8 ift ein Perfonalftatut, Fein Realftatut. 
Mit anderen Worten: Der Gefeßgeber verfügt über die . 
unter feinem Schuge ftehenden Minderjährigen, nicht über 
die in feinem Lande liegenden Güter. 
Abber auch die allgemeine Praris möchte leichter zu be⸗ 
haupten, ald zu beweifen feyn, wie es denn uͤberhaupt mit 
allgemeinen Angaben folcher Art fehr mißlich ift. Ich will 
einen hierher gehörenden, fehr erlaͤuternden Rechtsfall an⸗ 
führen (1). Ein Muͤndel aus ſtandesherrlicher Familie 
lebte in Baiern, und hatte daſelbſt feine VBormundfchaft. 


(l) Urtheil des Gaffationshofes zu Berlin von 1847 in Sachen 
Baſſenheim contra Raffauf. S. Seuffert Archiv B. 2 N. 2. 
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Er befaß Grundflüde in der Preußiſchen Rheinprovinz, 
über welche daſelbſt Feine befonvdere Bormundfchaft errichtet 
worden war. Die Bairkfchen Bormünder verkauften Die 
Grundftüfe aus freier Hand, ohne Subhaftation. Nach 
erlangter VBolljährigfeit griff der vormalige Eigenthümer 
den Verkauf als nichtig an, weil die Franzöflfchen Gefebe 
über Veräußerung der Pupillengüter nicht beobachtet wor⸗ 
den feyen (m). In allen Inſtanzen wurde diefer Grund 
zurüdgewiefen, weil die angeführten gefehlichen Einfchrän- 
fungen ein unzertrennliche® Ganze bildeten, und mehrere 
Beftandthelle derfelben (Familienrath und subroge tuteur) 
auf Bormundfchaften des Auslandes völlig unanwendbar 
wären. Diefe Geſetze alfo feyen überhaupt nur anzuwen⸗ 
den auf die im Bereich der Franzoͤſiſchen Geſetzgebung ſte⸗ 
henden Bormundfchaften, nicht auf alle daſelbſt liegende 
Grundftüde. u 

Die oben angeführten Verträge der Preußifchen Regie⸗ 
rung mit Nachbarftaaten (Note h) geben dem Perſonal⸗ 
vormund, der Grundftüde im Auslande zu verwalten hat, 
folgende Vorfchrift: „welcher Ießtere jedoch, bei den auf 
das Grundftüd fich beziehenden Gefchäften, die am Orte 
des gelegenen Grundflüds geltenden gefeblichen Borfchriften . 
zu beobachten hat.’ Nimmt man diefe Stelle in der größten 


(m) Code civil art. 457 — 460. subroge tuteur (ermählt vom 
Es wird erfordert: 41) Beſchluß Familienrath art. 420) und unter 
eines Familienrathe unter Mit: Mitwirkung des Berichts oder eines 
wirkung des Gerichts erfter Inſtanz, Notars. 

2) Subhaftation in Gegenwart des 
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Ausdehnung, deren die Worte empfänglich find, fo müffen 
fie auch auf die Einfchränfungen vormundfchaftlicher Vers 
Außerungen bezogen werden, und beftinmen dann das Ges 
gentheil von der fo eben angeführten und gebilligten rich“ 
terlichen Entfcheidung. Ich würde aber geneigt jeyn, in 
der Stelle eine etwas ungenaue Fafjung voraus zu feßen, 
und fie gar nicht auf die gefeglichen Vorſchriften über die 
Vormundſchaft zu beziehen, fondern nur auf die den 
allgemeinen Verkehr mit Grunpftüden betreffenden Vor⸗ 
ſchriften, wie Hypothefenbeftellung, gerichtliche Confirmation, 
Berlautbarung u. f. w. 

3. Zulegt find noch die perfönlichen Rechtsverhältniffe 
des Bormundes zu erwähnen. \ 

Ueber die Verpflichtung zur Uebernahme der Vormund⸗ 

fhaft, und die dagegen zuläffigen Ereufationen, Tann 
nur das am Wohnſitz des Vormundes geltende Geſetz ent- 
ſcheiden. | \ | 

Auf die Obligationen, in die der Bormund eintritt durch 
Führung der VBormundfchaft, find die” oben aufgeftellten 
Grundſaͤtze über den Gerichtöftand und das damit zufams 
menhängende örtliche Recht zu beziehen ($ 370. Num. 2. 
$ 372). | 

Wo das obervormundfchaftliche Gericht verſchieden iſt 
von dem perſoͤnlichen Richter des Vormundes, und auch 
von dem Gericht, dem das beſondere forum gestae admi- 
nistrationis zuzuſchreiben ſeyn wuͤrde, iſt neuerlich aus 
Gründen der Zweckmaͤßigkeit behauptet worden, das ober⸗ 


348 Buch III. Herrfchaft der Rechtöregeln., Kap. 1. Ortliche Graͤnzen. 


vormundſchaftliche Gericht muͤſſe ſtets als competent ange⸗ 
| fehen werben (n). Eine folche allgemeine Behauptung ift 
ſchon deswegen bedenklich, weil ſtets die Gerichtsverfafſung 
jedes Landes zu beachten ſeyn wird. Sie iſt aber auch 
an manchen Orten als unmöglich zu verwerfen, nämlich 
da, wo die obervormundfchaftliche Gerichtöbehörbe gar feine 
gewöhnliche Civitjurisbietion hat. 


8. 381. 
VI. Sormen der Rehtsgefhäfte (Locus regit actum.) 

Nachdem die einzelnen NRechtsverhältniffe, in Beziehung 
auf das anwendbare örtliche Recht, der- Reihe nach geprüft 
worden find,. bleibt noch die Darftelung einer befonberen 
Rechtsregel übrig, Die Deswegen abgefondert und an das 
Ende der ganzen Unterfuchung geftellt werden mußte, weil 
fie auf die meiften und wichtigften der abgehandelten Rechts— 
verhaͤltniſſe Anwendung findet. 

Dieſe Regel bezieht fich auf die für Rechtsgeſchaͤfte nicht 
felten vorgefchriebenen pofitiven Formen der Willens: 
erklärung (a). Hierin gerade kommen fehr häufig Golli- 
fionen verfihiedener örtlichen Rechte vor, und zwar in 
mancherlei Weiſe. Das eine Geſetz kann eine poſitive Form 
als nothwendig vorſchreiben, das andere nicht; eben -fo 
fonnen auch in beiden Geſetzen Formen vorgefchrieben feyn, | 


(a) Mühlenbruch Archiv B. 195. 362— 305. 
(a) Meper die Natur biefer Formen vgl. oben B. 3 8 130. 131. 
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jeboch verſchiedene Formen. In allen Faͤllen ſolcher Art 
entſteht nun die Frage, welches örtliche Recht auf ein bes 
ftimmtes Rechtögefchäft, in Beziehung auf deſſen Form, 
anwendbar if; daraus allein wird in vielen Fällen die 
Gültigkeit oder Ungültigfeit des Gefchäfts. zu erfennen ſeyn. 
Faſſen wir. diefe Frage von dem allgemeinen Staud⸗ 
punkt auf, von welchem aus die ganze bisherige Unter⸗ 
luchung gefuͤhrt worden iſt, fo koͤnnen wir über die Ant⸗ 
wort faum zweifelhaft ſeyn. Wir müffen, fo fcheint eg, 
die erforderliche Form nad) demjenigen örtlichen Recht ab: 
meflen, dem dag Rechtögefchäft überhaupt nach den bisher 
‚aufgeftellten Regeln unterworfen iſt. Demnächſt müßten 
Verträge ‚geichlofien werben nach ben gefeplichen Sormen 
des verabredeten Erfuͤllungsortes, Teſtamente errichtet nach 
den Formen, die im Wohnſitz des Teſtators gelten, Ehen 
‚geichloffen nad) den im Wohnſit des Ehemannes vorge⸗ 
ſchricbenen Fdormen. Die Beobachtung dieſer Regel hat 
u weber Zweifel, noch Schwierigkeit, wenn das Rechts⸗ 
| geſchaft gerade an dieſen Orten zu Stande kommt. Allein 
es ‚geihieht ſehr oft, daß die Gründung des Geſchaͤfts an 
„einem ganz anderen, vielleicht weit entfernten, Orte vorge⸗ 
nommen wird, und dieſer Umftand fann die größten _ 
| Schwierigkeiten zur Bolge haben. | 
in An dem Orte, wo das Rechtögefcpäft zu Stande fominen 
fol, wird es oft fehr ſchwer ſeyn, die geſetzlichen Formen 
jenes anderen, eigentlich maaßgebenden, Ortes mit Sicher⸗ 
heit zu erfahren, ober, wenn man fie kennt, "zur Anwen⸗ 


‚30 Buch II. Herrſchaft der Rtechtsregeln. Kap.l. Ortliche Granzen. 
dung zu bringen; ja dieſes Lehßte wird oft völlig unmöglich 
feyn, wie es in dem folgenden Beifpiel anfchaulich werben 
muß. Wenn ein Preuße in Frankreich erfrankt, und ein 
Teftament zu machen wünfcht, fo müßte er dazu, nach der 
oben vorläufig aufgeftellten Regel, die Mitwirkung eines 
Gerichts gebrauchen, da das Preußifche Recht Feine anderen 
Teftamente, als gerichtliche, anerfennt. In Sranfreich aber 
hat fein Gericht die Befugniß, bei einem Teftamente thätig 
zu ſeyn, da diefes Gefchäft Teviglich den Notarien zu⸗ 
Tommt (b). Daher würde jener Preuße genöthigt feyn, die 
Errichtung eines Teftaments völlig zu unterlafien, vielleicht 
zum größten Nachtheil der Familie. 
Die nahe liegende Erwägung der in biefen Umftänven 
liegenden großen Härte, wodurch Rechiögefchäfte zuweilen 
ganz unmöglich werden, noch öfter in die Gefahr der Uns 
gültigfeit durch mangelhafte Ausführung fommen, und 
zwar beides nur in Folge von gefeglichen Formen, die ges 
wiß nicht zur Hemmung und Erſchwerung des Verkehrs 
eingeführt find, — dieſe Erwägung hat fchon feit dem 
ſechszehenten Jahrhundert mit ſtets ſteigender Ueberein⸗ 
ſtimmung ein allgemeines Gewohnheitsrecht herbeigeführt, 
welches an die Stelle der oben vorläufig aufgeftellten Re- 
gel tritt, und die eben Dargeftellten Schwierigkeiten befeitigt. 
Die neu gebilvete Regel wirb fo ausgebrüdt: Locus regit 
aetum, und hat den Sinn, daß bie Form eines Rechtöge- 


(b) Code civil art. 971970. - 
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ſchaͤfts als genügend ‚angefehen werden fol, wenn fie dem 


Geſetz des Ortes entfpricht, an welchen das Gefchäft vor- 
genommen wird, felbft wenn an dem Ort, wo das Rechts» 
verhaͤltniß felbft feinen Sig hat, eine andere Form gefeßlich 
vorgefchrieben if. Diefe Regel wird von den Schriftftellern 
verfchiedener. Zeiten und Nationen. übereinfiimmend aner⸗ 
kannt (c). 

Wir haben zunächft die Anwendung viefer wichtigen 
Regel auf die einzehten Arten der Rechtöverhältniffe genauer 
zu betrachten. Bei dem üblichen allgemeinen Ausbrud ber 
felben möchte man leicht annehmen, daß fie auf alle Ber- 
hältniffe anwendbar, und bei allen von gleich wichtiger 
und häufiger Anwendung wäre. Die genauere Erwägung 
wird diefe Annahme einigermaßen bejchränfen. | 

J. Bei dem Zuftand der Perſon an fich wird fich kaum 
eine Anwendung jener Regel finden, da hier bie bloße 
Willenserklärung, auf deren geſetzliche Form allein die 
Regel ſich bezieht, wenig Einfluß hat. So würde es ganz 


irrig feyn, anzunehmen, daß ein Minberjähriger die Voll. 


jährigfeit, oder ein Ehrlofer die Herftellung der Ehre, in 
einem fremden Lande erlangen könnte durch einen Ausfprudy 
der höchften Gewalt in jenem Lande, nach der Regel: 
loeus regit actum, Denn dieſe Veränderungen bed Zus 


(ce) P. Vorr. Sect. B €. 2 Fozııx p. 97 fg. Schaͤffner 
$0. I.Voxr. $.18—15. Hear. $73—85. Wächter 1. 6.308 
$ 10. 23. Eichhorn deutſches bie 380 und ©. 408 f8, 

Necht 5 37. Sronv $ 260. 201. 
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flandes werben gar nicht bewirkt durch eine Willenserklärung 
ber beteiligten Perfon, für deren gehörige Form nur zu 
forgen wäre. Sie fönnen vielmehr nur hervorgehen aus 
‘einer freien Entſchließung der höchften Staatsgewalt, und 
zwar derjenigen Gewalt, welcher die betheiligte Perſon als 
Unterthan unterworfen iſt. 

N. Auch auf die das Sachenrecht betreffenden Rechts- 
gefhäfte Fan jener Negel fein bebeutenver Einfluß zuge- 
ſchrieben werden, und zwar hier aus folgendem Grunde. 
Es muß erinnert werden am einen, oben zu einem anbem 
Zweck bemerflih gemachten, durchgreifenden Unterſchied 
unter den menſchlichen Handlungen (S. 212). Es giebt 
Handlungen, die an ſich überall gleich möglich ſind, ſo 
daß es nur von’ zufälligen Umſtaͤnden abhängt, ob fie hier 
oder dort vorkommen. Dahin gehören die -obligatorifchen 
Verträge, die Errichtung eines Teftaments u. f. m. Es 
giebt aber andere Handlungen, die ihrer Natur nach mur 
an Einem Orte vorkommen koͤnnen. Dahin gefören bie, 
melften und wichtigften in das Gebiet des Säachenrechts 
einfchlagenden Handlungen. In venfelben If überall die 
lex rei sitae herrfchend (8 366), und auch die einflußreichen 
Handfungen flehen darin meiſt in fo naher Beziehung zu 
der Sache felbft, daß fie nur da, wo fich die Sache eben 
befindet, gepacht werben fönnen. Dahin gehört vor Allem 
die Tradition; eben fo aber auch eine Reihe blos Förmlicher 
Handlungen, wie die gerichtliche Auflaſſung, "die Tintragung 
in Hypothefenbücher u. f. w., die nur bei einer an eiſten 











N 
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beftimmten Ort gebundenen Behörde möglich find, — Die 
Regel: locus regit actum, bezieht fi nun, ihrer Natur 
nach, lediglich auf Handlungen der erften Art, "weil nur 
bei diefen der Ort, wo die Handlung vorgenommen wird, 
von dem wahren Sig des Rechtsverhältniffes zufällig ver- _ 
ſchieden ſeyn, und dadurch eine kuͤnſtliche Aushülfe nöthig 
machen fann. Eben daher aber ift diefelbe auf die meiften 
und wichtigften, dad Sachenrecht betreffenden, Handlungen 
ohne Anwendung. Diefe Bemerkung befchränft ſich auch 
nicht auf unbewegliche Sachen, fie ift vielmehr an fich 
wahr auch bei beweglichen, bei welchen gleichfalld die Tra⸗ 
dition nur da gefehehen Tann, wo fie gerade find. Nur ift 
bei den beweglichen Sachen dieſer Umftand wenig erheblich 
und bemerklich, weil ber Befiger den Ort berfelben jederzeit 
willfürlich verändern Tann, wodurch fie augenblidlich einer 
neuen lex rei sitae unterworfen werben. 
Der Grund der Unanwendbarkeit jener Regel auf bie 
dinglichen Rechte ift alfo wefentlich derfelbe mit dem bei 
dem Zuftand der Perſon an fich geltend gemachten Grunde. 
Er liegt darin, daß bei den dinglichen. Rechten der Wille 
an fich nicht das Entfcheidende ift, fondern daß es auf die 
Beziehung anfommt, in welche die Perfon mit der Sache, 
als dem Gegenftand des Dinglichen Rechts, tritt. Diefe 
Beziehung fann nun unter Anderem, nach der Beftimmung 
mancher pofttiven Rechte, in einer bloßen Willenserklärung! 
beftehen, dieſer Amftand aber ift an fich zufällig, dem 


Wefen des dinglichen Rechts fremd. 
vii. 23 
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IH. Auf Obligationen, vorzüglich auf obligatorifäge 
Verträge, flieht der audgebehnteften Anwendung unfter 
Regel Nichts im Wege (d), obgleich diefe Art der An⸗ 
wendung weniger häufig zur Sprache fommt. Einige Bei» 
fpiele werben biefelbe anſchaulich machen. 

In manchen Geſetzen find für die obfigatorifchen Ver⸗ 
träge über Grundftüde befondere Formen erforderlich (welche 
von der Webertragung des Eigenthums ganz verfchieden 
find), anftatt daß das Roͤmiſche Hecht folche Formen nicht 
fennt. Nach unfrer Regel nun hat es kein Bedenken, daß 
die Gültigkeit einer ſolchen Handlung abgemeflen werben 
muß nad) dem Geſet des Ortes, wo der Vertrag geſchloſſen 
wird, ohne Ruͤckſicht auf die lex rei sitae. Ich hebe vieſen 
Fall beſonders hervor, um darauf aufmerkſam zu machen, 
daß im Preußiſchen Recht das Gegentheil auedruͤcklich vor⸗ 
geſchrieben iſt (e). Darin liegt alſo eine entſchiedene, mit 
Abſicht und Bewußtſeyn vorgeſchriebene einzelne Ausnahme 
der Regel: locus regit actum. 


(d) Waächter 1.6. 405. 

(e) Allg. Landrecht 1.8 5 145. 
„In allen Fällen, wo unbeweg- 
liche Sachen, deren Gigenthum, 


ganz ausdrücklich gefagt if, aber 
doch unzweifelhaft folgt ads 1. & 
$ 135, 1. 10 $ 15—17, 1. 21 
5 233, nnd auch fon daraus, 


- Dig oder Nutzung, ber Gegen daß der Gegeuſtand folder Ver⸗ 


Rand eines Vertrages find, müffen 
wegen ber Form bie Geſetze des 
Ortes, wo die Sache Liegt, beobs 
achtet werben: Das Preußifche 
Reit fordert aber für alle Ber- 
träge über Grundſtücke fchriftliche 
Abfaffung, welches freilich nicht 


träge faft immer mehr, als Funfzig 
Thaler (I. 6 5 191), werib feye 
wird. Als Regel für Vertraͤge 
überhaupt gilt dagegen ver Sag: 
locus regit actum di. 5 5111), 
und dieſe Regel wird bei den außer 
Landes geſchloſſenen Berträgen über 


B 
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Die Beweiskraft eined Handelsbuches iſt zu beurtheilen 
nad dem Geſetz des Ortes, an welchem das Buch geführt 
wird (f). Zwar feheint dieſe Beweisfraft dem. Prozeßrecht 
anzugehören, und daher dem Gefeh des Gerichtsortes unter« 
worfen werden zu müflen. Allein Die Beweisfraft ift hier 
ungertrennlich verbunden mit der Korm und Wirkfamfeit des 
Rechtsgeſchaͤfts felbft, welche hierin als das Uebexwiegende 
betrachtet werden muß. Der Fremde, der fich mit Dem 
Raufnann eined Ortes, an welddem Handelsbücher gelten, 
einläßt, unterwicft fich dem örtlichen Recht verfelben. 

Die formelle Gültigkeit jeder einzelnen, unter einem 
Wechſel ſtehenden Unterfchrift iſt zu beurtheilen nach dem 
Mecht des Ortes, am welchem diefe Unterfchrift Darunter ger 
fegt wird (8). 

IV. Die wichtigfle, und von jeher am meiſten be⸗ 
ſprochene, Anwendung unſrer Regel iſt die auf die Ab⸗ 
faſſung eines Teſtaments, wenn ſich der Teſtator zufällig 
außer feinem Wohnſitze beſindet. Hieruͤber ik, was bie 
Regel felbft betrifft, ſchon laͤngſt allgemeine Hebereinfimmung 
vorhanden (h). 


bewegliche Sachen anerkannt, auch (bh) Ronzusune Tit.2 C.B 
wenn vor Preüßifchen Berichten $1— 3. Vınnrus selectae quaest. 
geflagt wird. 1. 5 6148, 1. 19. Herr. $ 23. Wächter 
(f) MUriheil des Ober-Apell 1. ©. 368—380. Zur Zeit bes 
Bonsgerihte zu Ceaſſel 18%. Durantis war die Frage no 
Genffert Archiv B.1 Num. 132. ſehr beſtritten. Speculum A. 
(X) Urtheil des Reviionshofes tit. de instrum. edit. $ 12 
zu Berlin 1844. Seuffert Archto Num. 16. 
3.2 Rum. 121. 
23* 
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Zwei Abweichungen aber kommen bei dieſer Anwendung 
vor. — Im Bereiche des Engliſchen Rechts ſoll die Regel 
zwar gelten, jedoch ſoll das Teſtament nicht einwirken auf 
auswärts liegende Grundftüde (i). Die Unterf cheivung des 
beweglichen und unbeweglichen Bermögend feheint jedoch 
für die Anwendung der bier vorliegenden Pegel nod 
weniger Sinn und Grund zu haben, als in anderen Bes 
ziehungen. — Ein neuerer Schriftfteller fügt folgende Eim- 
Schränfung hinzu. Das Teftament fol gültig feyn, wenn 
der Teftator im Ausland fterbe. Kehre er aber in bie 
Heimat, zurüd, fo verliere e8 feine Gültigkeit, wenigſtens 
in dem Fall, wenn dieſe Art der Teftamente in dem ein- 
heimifchen Rechte unbekannt fey (k). Ich glaube nicht, daß 
diefe Einfchränfung grundfäglich gerechtfertigt werden kann, 
und fie fcheint auch bei Anderen keinen Anflang gefunden 
zu haben. Indeſſen würde allerdings ein vorfichtiger Haus⸗ 
vater wohl thun, in der Heimath ein neues Teftament zu 
errichten, um jedem, von diefer Seite aus möhlichen, fünf 
tigen Einwand ganz ficher vorzubeugen. - 

V. Für den Abfchluß der Ehe wird allgemein anges 
nommen, daß unfere Regel anzuwenden ſey (1). Indeſſen 
ſcheint mir die Sache nicht ohne Bedenken. Wenn die Ein⸗ 


(i) Sronx $ 474. 478. iſt bemerkenswerth, daß die Theorie 
(k) Eichhorn deutſches Recht und Praxis des Engliſchen Rechts 
. 32. gerade in diefer Anmwenbung fehr 
() Herr. $10. Schäffner unbedenklich zu feyn fcheint. 

$ 100. 101. Srorr $ 121 fg. &s 


— 
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wohner eines Landes, deſſen Geſet blos juriftifche Formen 
. zum Abſchluß einer Ehe erfordert, im Ausland eine Che 
fchließen, jo Hat Die Sache feinen Zweifel. Anders aber 
verhält e8 ſich mit den Einwohnern eines Landes, Deffen 
Geſetz die Ehe an die firdhliche Trauung bindet. Denn 
ein folches Geſetz Hat einen fittlich religiöfen Grund, alfo 
einen zwingenden Charakter ($ 349). Aus diefem Grunde 


wuͤrde ich bie nachzuholende Trauung im Inlande für nöthig 


halten, nicht aber deswegen, weil angenommen werben 
müßte, daß die Ehegatten in fraudem legis im Ausland 
ihre Ehe gefchloffen hätten, welche Abficht vielleicht gar 
nicht vorhanden, oder doch nicht erweidlich ſeyn wird. 
Wenn aber auch die Trauung erft nachgeholt wird, fo 
muß doch, felbft nach den Grundfägen des gemeinen Rechts, 
die Ehe für die bereit vergangene Zeit als gültig und 
wirffam angefehen werden. — Auf die fehon beftehende 
Ehe fremder Perſonen, die in das Land einwandern, Tann 
indeflen ‚jener firengere Grundſatz -in feinem Fall bezogen 
werben. Denn ein Geſetz des hier erwähnten Inhalts, mit 
feinem zwingenden Charakter, bezieht fich nur auf die Ein- 
gehung von Ehen, nicht auf die Fortführung der ſchon 
beftehenden. 


Zum Schluß find noch einige allgemeine Bemerfungen 


nachzutragen. 


nn } 
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Manche haben behauptet, unfere Regel gelte nicht, werm 
ein Geſchäft im Ausland, zur Umgehung der einheimifchen 
Geſetze (in fraudem legis), vorgenommen werde, etwa um 
den größeren Gefchäftsfoften im Inland, dem Gebrauch 
des Stempelpapiers u. |. w. auszumweichen (m). Mit Recht 
haben Andere diefe Eimfchränfung verworfen (n). Solchen 
Umgehungen kann auf anderem ‚Wege, befonderd durch 
Geldſtrafen, vorgebeugt werden; die Gültigkeit der Rechts⸗ 
gefchäfte davon abhängig zu machen, ift fein hinreichender 
Grund vorhanden, und ed würde dazu wenigftend eines 
poſitiven Geſetzes bedürfen. 

Eine ſehr wichtige Frage betrifft die eigentliche Stellung 
unſrer Regel. Iſt die Beobachtung der am Orte der 
Handlung geltenden Form unbedingt nöthig, oder iſt fie 
6108 facultativ, fo daß der Handelnde die Wahl hat, ent- 
weder dieſe Form zu beobachten, oder die Form des Ortes, 
dem das Rechtögefchäft eigentlich angehört (0)? Sieht man 
auf den Grund der Einführung unfrer befonderen Regel, 
als einer bloßen Begünftigung und Erleichterung, fo kann 
man nicht zweifelhaft fenn, fie für facultativ zu halten, 
alfo ein Wahlrecht zu geftatten. Diefes iſt denn auch 
meift anerkannt worben (p). 
FoELıx 


(m) 1. Vorr. $ 14. willtürlihe Wahl zu geftatten 





p. 105. 
(n) Schäffner $ 85. 


(0) So allein darf die Frage 


geftellt werben, fo daß nicht davon 
die Rede feyn kann, eine völlig 


zwifchen lex domicilii, rei sitae 
u.f.w. So ſcheint es jedoch an- 
zufehben I. Vorr. $ 15. 

(p) Ropeneurc Tit.2 C. 3 
$ 2.3. Herr. $ 10. 23 (etwas 





N 
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Wenn alfo der Einwohner eined unter dem Römifchen 
Recht lebenden Landes in Paris ein Teftament machen will, 
fo kann er eine der mehreren Formen des Franzoſiſchen 
Rechts anwenden; er Fann aber auch vor Sieben Zeugen 
das Teſtament errichten. Auch in dieſem letzten Kal iſt 
in der Heimath dad Teflament gültig, wobei es fi nur 
von felbft verfteht, daß es an dem Beweiſe der gehörig 
beobachteten Form nicht fehlen darf. — Wenn von Ein⸗ 
wohnern eines Landes, das zur Ehe die kirchliche Trauung 
fordert, die. Ehe geſchloſſen wird in einem Lande, das eine 
juriſtiſche Form und nicht die Trauung vorſchreibt, und 
wenn ſie ſich hier kirchlich trauen laſſen, ohne die juriſtiſche 
Form des Landes’ zu beobachten, fo iſt die Ehe guͤltig, 
weil fie die Form der Heimath, alfo des eigentlichen, 
bleibenden Sitzes der Ehe, angewendet Haben (g). 


8. 382. 


VI Formen der Rechtsgeſchäfte. (Docus regit actum.) 
(Sortfeßung.) 


Bisher ift bie befondere Rechtsregel über Die anwend⸗ 


bare Form Der Rechtögefchäfte vom Standpunkt eines allges 
meinen Gewohnheitsrechts aus betrachtet worden, welches 


ſchwantend). Foruix p. 107 fg... des Ober-Appellationsgerichte zu 
SKHäffner $ 83 (fchwanfend). Dresden 1845. Seuffert Archiv 
Waächter U S. 377— 380. B.2 Rum 5. 

(q) Anerkannt in einem Urtheil 
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aus einem anerkannten Bebürfniß hervorgegangen, und von 
den Rechtslehrern weiter ausgebildet worden iſt. Es bleibt 
noch die Frage zu beantworten übrig, wie fich die pofttive 
Geſetzgebung zu jener Regel verhält. Zuerſt die dem ge⸗ 
meinen Recht zum Grunde liegende (NRömifches und cano⸗ 
nifches Recht), dann einige neuere Gefehgebungen. 


Bon jeher haben mehrere Schriftfteller verfucht, jene 
Regel aus den Quellen des gefchriebenen gemeinen Rechts 
abzuleiten; von Anderen aber ift mit Recht bemerkt worden, 
daß diefe Verſuche mißfungen find (a). Eine Ueberſicht 
der für die erwähnte Regel angeführten Gefebftellen wird 
dieſes Urtheil beftätigen, wodurch übrigens der Wahrheit 

“und Gewißheit der Regel felbft durchaus Nichts entzogen 
werben fol. ’ Ä 

1. L. 9. C. de testamentis (6. 23). Dieſes ift die 
Icheinbarfte unter den angeführten Stellen, dennoch begrüns 
det fie unfere Regel nicht. 

Es war ein Teftament gemacht worden ohne Beobadh- 
tung der befannten Regel des Römtfchen Rechts, nach wel- 
cher die Zeugen in unmittelbarer Gegenwart des Teftators 
jeyn müfjen (b). Auf eine Anfrage der PBatroclia (wahr⸗ 


(a) Wächter J. 'S. 246. L.3 C. Th. de test. (4.4) 
:(b) 2.9 cit. „in conspectu „praesentes videant subscrip- 
testatoris“ L.30. C.eod. „sub tores“. — Bol. Gluͤck B. 34 
praesentia ipsius testatoris“*. -&. 292. 


N 
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ſcheinlich der eingefegten Erbin) referibiren die Kaiſer, das 
Teftament fey nichtig „si non speciali privilegio (c) pa- 
triae tuae juris observatio reläxata est.“ — Ein fchwas 
her Schein für die Beziehung diefer Stelle auf unfere 
Rechtsregel liegt in den Worten patriae tuae, die eine Colli⸗ 
fon zwifchen- verfehledenen örtlichen Rechten anzudeuten 
foheinen. Allein diefer Schein verfchwindet wieder, wenn 
‚man erwägt, daß doch unmöglich Die patria der Erbin ent- 
ſcheidend ſeyn könnte; wo das Teflament gemacht war, 
wird gar nicht gefagt. MWahrjcheinlich hatte der Verſtor⸗ 
bene in feiner Heimath teftirt, die auch Die Heimath ber 
Erbin war. Dann ift von einer Anwendung unferer Regel 
gar nicht die Rede, vielmehr enthält die Stelle dann nur 
den ohnehin ungweifelhaften Sat, daß in der Eollifion das 
PBartieularrecht dem gemeinen Recht vorgeht. 

2. L. 2. C. quemadı. test. aper. (6. 32). Ein Bater, 
der von dem Wohnflg abwefend war, hatte vor dem Tod 
feinem Sphne ein Teftament übergeben, mit dem Auftrag, 
daffelbe in die Heimat zu überbringen. Die Kaifer referi- 
biren, bei der Eröffnung des Teſtaments vor der fäbtifchen 
@urie müßten die dafelbft geltenden Gefeße und Gewohn⸗ 
beiten beobachtet werden. — Dabei ift von einer Colliſton 
örtlicher Rechte nicht Die Rede, fondern nur der unzweifels 


(c) Privilegium heißt Hier ein Stabtrecht oder einzelnes Stüd 
eines Stadtrechte, das durch eine Raiferconftitution der hier in Frage 
fiehenden Stadt ertheilt war. 
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hafte Sap ausgedruͤckt, daß bei einer gerichtlichen Handlung 
das Gefeh dieſes Orts zu beobachten fey. 

3. L.1. C. de emanc. (8. 49). Bor den Duumpirn 
einer Stadt hatte ein Mann, ver nicht diefer Stadt anges 
hörte, feinen Sohn emancipirt, und bie Gültigkeit dieſer 
Handlung wurde bezweifelt. Der Zweifel gründete ſich 
darauf, daß überhaupt in der Regel die Municipalmagiſtrate 
keine legis actio hatten, fondern fie nur ausnahmsweiſe 
durch Privilegium erlangen konnten (d). Die Kaifer re 
feribiren, die Gültigkeit der Handlung hänge ab von dem 
Inhalt des Stadtgeſetzes. Gebe dieſes die legis actio den 
Duumpirm, und zwar auch in der Ausdehnung, daß fie 
dieſelbe felbft über Fremde ausüben fünnten, fo fey Die 
Handlung gültig. — Bon einer Eollifion oͤrllicher Rechte 
iſt hier keine Spur. 

4. C. 1. X. de spons. (4. 1). Ein Sachſe hatte eine 
Fränfifche Zrau zur Che genommen, und dabei nicht Die 
Saͤchſiſchen, fondern die Fränfifchen Gebräuche beobachtet 
Nachdem er mit ihr viele Jahre gelebt, und Kinder erzeugt 
Batte, berief er fiih auf den erwähnten Fehler im Abſchluß 
ber She, verftieß die Frau, und nahm eine andere. Eine 
Kirchenverfammlung erflärt dieſes Verfahren für ſtrafbar, 
die verſuchte zweite She für nichtig, und. verfügt Die Her⸗ 
ftellung der früheren Ehe. — Auch hier ift von einer Golli- 
fion örtlicher Rechte nicht die Rede, und befunders wird 


(d) Savigny Gefchichte des R. R. im Mittelalter B.1 5-27. 
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der Ort des Abfchluffes gar nicht erwähnt. Die Entfohei- 
dung beruft darauf, daß die erfte Ehe im Sinne des cano- 
nifchen Rechts gültig und unauflöslich war, und daß das 
bei die Beobachtung diefer oder jener Gebräuche des bürs 
gerlihen Rechts als ganz gleichgültig angefehen werben 

‚mußte. 


Das Franzöftfche Gefegbuch hatte in dem Entwurf fols 
genden Sat: „La forme des actes est reglée par les lois 
du lieu, dans lequel ils sont faits ou passes”. Diefe Stele 
wurde im Geſetzbuch felbft weggelafien, nicht weil man fte 
für falfch oder zweifelhaft hielt, fordern gerade umgefehrt, 
weil fie fo gewiß und befannt fchien, daß ihre Aufnahme 
für überflüffig gehalten wurde (e). Einzelne Anwendun⸗ 
gen, worin unſere Rechtöregel als geltend vorausgefeht 
wird, find folgende: 

1. Wenn ein Franzofe oder ein Fremder einen aete de 
V’etat civil im Auslande nach den in biefem Lande 
üblichen Formen aufnehmen läßt, fo muß jener acte 
auch in Frankreich als gültig anerfannt werben (f). 

2. Franzoſen koͤnnen im Auslande eine gültige Ehe 

ſchließen nach den üblichen Formen des Ortes, wo fie 

fih befinden (g). Die Gefepe über das vorherges 


(e) Forux p. 111. (Ef) Code civil art. 47. (5) Code 
eivil art. 170. 
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henbe Aufgebot und über bie Bedingungen einer 
gültigen Ehe werden durch dieſe Beftimmung nicht 
berührt. 

3. Der Franzoſe, der im Auslande teftiren will, kann 
diefes nach feiner Wahl auf zweierlei Weife thun: 
entweder durch eigenhändige Schrift und Unterfchrift 
(fo wie in Franfreich), oder durch acte authentique 
nach den am Orte des errichteten Teftaments üblichen 
Formen (h). 


Das Preußifche Recht enthäft eine allgemeine Anerfen- 
nung der Regel: locus regit actum, gar nicht. Eine blos 
foheinbare Abweichung von der Regel enthält das allgem. 
Landrecht Einl. $. 33. Diefe Stelle will nicht fagen, daß 
Fremde die durch ein einzelnes Statut eingeführte Form 
nicht beobachten dürfen, oder daß eine fo vorgenommene 
Handlung nicht gültig wäre; fondern, daß nur die Einhei- 
mifchen, nicht die Fremden, zur Veobachtung des Statuts 
verpflichtet ſeyen (i). 

Bei den Verträgen erfennt es dieſe Negel als giltig 
an, und läßt fie allgemein gelten in Anfehung beweglicher 


(h) Code civil art. 999 vgl. gelten als verpflidhtend nur 
art. 1317. | bei ſolchen Handlungen. Denn als 

(i) Die Zweideutigkeit Liegt in zuläffig und in ihrer Anwenbung 
den Worten: „gelten nur bei hinreichend gelten fie au für 
Handlungen” u. f. w. naͤmlich: Fremde. 
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Sachen; bei unbeweglichen aber laͤßt es ſte ausnahmsweiſe 
nicht gelten, fordert vielmehr die ausſchließende Beobachtung 
der durch die lex rei sitae gebotenen Form (8 381.e). - 

Meber die Formen der im Ausland errichteten Tefta- 
mente enthält das Landrecht gar feine Beftimmung. Das 
raus ſchließt ein neuerer Schriftfteller, es muͤſſe vie allge- 
meine Vorfchrift des gerichtlichen Teſtaments zur einzigen 
Richtſchnur dienen, und unſere Rechtsregel dürfe nicht zur 
Anwendung fommen (k), welches eben fo viel heißt, als 
daß ein Preuße in manchen fremden Ländern, z. B. in 
Frankreich, gar Fein Teftament machen Fönne. Ich muß 
Diefe Behauptung aus folgenden Gründen durchaus beftreis 
ten. Als das allgemeine Landrecht abgefaßt wurde, gehörte 
unfere Rechtöregel unter den deutfchen Juriften, und zwar 
gerade in Anwendung auf Teftamente, zu den befannteften 
und gewifieften Sägen. Es ift aber fehr unwahrfcheinlich, 
daß man eine Regel von. foldem Charakter durch bloßes 
Stillſchweigen zu befeitigen die Abficht gehabt haben follte, 

Im Jahr 1823 wurde zur Bequemlichkeit des im Aus 
Land. befindlichen Preußiſchen Gefandtichaftsperfonals eine 
neue Form von Teſtamenten eingeführt (1), Diefe Bes 
flimmung fündigt fi durch Inhalt und Ausprud, fo wie 
duch ven Eingang des Gefehes, ald eine ganz neue, poſt⸗ 
tive Vorſchrift an. Es geht ihr aber folgende einleitende 
Stelle voran: 


(k) Koh Preußiſches Recht 5 40 Note 18. (I) Geſetz vom 
3. April 1823 6 2, Geſetzſamml. 1823 S,40. _ . 
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8 4. „Die letztwilligen Verordnungen Unſerer Ge⸗ 
ſandten ..... ſollen auch ferner, wie 
bisher, in ihrer aͤußeren Form aledann 
guͤltig ſeyn, wenn ſie die Gefege des Orts, 
wo fie errichtet werben, erfüllen.‘ 

Ich frage nun, was heißen die Worte: auch ferner, 
wie bisher? Das Landrecht enthält ja gar Nichts über 
die Form der Teftamente im Ausland. Dagegen enthielt 
von jeher das gemeine Recht in Deutfchlane umfere Rechts⸗ 
regel, und zwar nicht befonders für Geſandte, fondern für 
alle Inländer, die im Ausland tefliren wollten. Der Sinn 
der ganzen Stelle ift alfo folgender. Die Gefanbten, fo 
wie. alle andere Eimmohner, Fönnen im Auslande teftiven 
nach den Kormen des Orts, wo fie fich aufhalten. Diefes 
Recht nun, das fie ohnehin mit allen andern Inlaͤndern theifen, 
folfen fle auch ferner, wie bisher, ausüben dürfen ($ 1). 
Zu ihrer Bequemlichkeit aber fol gegenwärtig noch eine 
neue Form von Teftamenten eingeführt und ihnen mit jener 
früheren zur freien Auswahl anheim geftellt werben ($ 2). 

Im 3. 1824 wurde mit Weimar ein Vertrag über die 
gegenfeltigen NRechtöverhältnifie der Unterthanen gefchloften, 
und gleiche oder ganz ähnliche Berträge mit anderen Nach⸗ 
barfkaaten folgten darauf in großer Anzahl (8 374. ag). 
In dem Art. 34 jenes Vertrags (m) wird nun gefagt: 
Alle Rechtögefchäfte unter Lebenden, und auf den Todes 


(m) Gefskfammlung 1894 ©, 154. 


\ 
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fall, werden, was die Gültigkeit derſelben rüdfichtlich 
ihrer Form betrifft, nach den Gefegen des Orts beurtheilt, 
wo fie eingegangen find.” Diefe Beſtimmung ift nun 
offenbar Feine Gefälligfeit, Leine Conceſſion für die Nach⸗ 
barftaaten, auch ſoll fe ja gegenfeitig gelten. Sie war 
ferner nicht gedacht als eine neue Erfindung, fondern als 
Anſchluß an ein allgemeines Rechtsprincip, welches auch 
fhon aus der Häufigen gleichlautenden Wieverholung 
folgt. Diefes Rechtsprindp aber Tonnte Fein anderes feyn, 
ald die uralte, in ganz Deutfchland von jeher geltende 
Kegel: locus regit actum, die alfo dadurch von Seiten 
unferer Gefehgebung bie unzweifelhafteſte Anerkennung 
erhält. Ä 
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Zweites Kapitel. 


Zeitlihde Gränzen der Herrſchaft ber Rechtsregeln 
| über die Rechtöverhältniffe. 


$. 383. 
Ginleitung. 
Schriftſteller: 
CHABOT DE LÄLLIER questions transitoires sur le code 
Napoleon. Paris 1809. 2 Voll. in 4, 
Weber über die Rückanwendung pofttiver Gefepe. 
Hannover 1811. 
MEYER principes sur les questions transitoires. Am- 
sterdam 1813. 
Bergmann das Verbot, der rüdwirfenden Kraft neuer 
Gefepe im Privatrecht. Hannover 1818. 
Struve über das poſitive Rechtsgeſetz ruͤckſichtlich 
ſeiner Ausdehnung in der Zeit, Göttingen 1831 (a). 


Die Aufgabe des dritten Buchs dieſes Rechtsfyftems 
ift dahin angegeben worden, das Gebiet, in welchem die 
Rechtsregeln über Nechtöverhältniffe herrſchen follen, und 


- (a) Biele andere Schriften finden fi angeführt bei Bergmann 
S. XXI—XXIV. 








/ 
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die Gränzen biefed Gebietes, zu beftimmen (8 344). ine 
ſolche Gränzbeftimmung kann nach zwei Seiten hin nöthig 
feyn, je nachbem neben einander, oder nach einander, ver- 
fchiedene Rechtsregeln als geltend gedacht ‚werben... Bon 
der erften Art, der Beflimmung ber örtlichen Graͤnzen, ift 
bisher gehandelt worden (Kap. 1). Es bleibt nun noch 
die zweite Art der Graͤnzbeſtimmung übrig, die fich auf bie 
zeitlichen Graͤnzen bezieht. 

Dabei wird vorausgefegt, daß an demſelben Orte in 
zwei verfchiedenen Zeiträumen verfchiedene Rechtsregeln 
gelten, zu welchen ein gegebenes Rechtdverhältniß, oder eine 
einzelne Rechtöfrage, in folche Beziehung kommt, daß es 
zweifelhaft wird, welche unter jenen beiden Rechtsregeln vie 
Entfcheidung der Frage beherrfchen fol. Ein folder Streit 
zweier Rechtsregeln um die Herrfchaft ſetzt alfo flets eine 
eingetretene Veränderung voraus. Diefe Beränderung aber, 
fofern fie dem Gebiet der nun folgenden Unterfuchung ange 
hören fol, muß noch näher dahin beftimmt werben, daß 
es eine Veränderung in den Rechtsregeln felbft (dem objec⸗ 
tiven Recht) feyn muß, nicht eine bloße Veränderung im 
den thatfächlichen Bedingungen des Rechtöverhältniffes (dem 
fubjectiven Recht), indem nämlich die Veränderungen biefer 
letzten Art bereits in Verbindung mit den örtlichen Gränzen 
der Herrfchaft abgehandelt worben find (b). Wir fegen 
alfo im Laufe der jetzt folgenden Unterfüchung voraus ein 


(b) ©. o. $ 344 am Schluß des $. - 
vun 
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Rechtsverhaͤltniß, das in ſich ſelbſt unveraͤndert geblieben 
iſt, dem aber zwei, der Zeit nach verſchiedene, Rechtsregeln 
gegenuͤber treten, die um die Herrſchaft uͤber das Rechts⸗ 
verhaͤltniß ſtreiten. 

Eine Veraͤnderung in den Rechtsregeln aber, wie fie 
bier als Grund und Beringung aller zeitlichen Colliſions⸗ 
feagen gedacht werden muß, kann in folgenven verſchiedenen 
Geſtalten eintreten: 

1. Erlaß eines einzelnen neuen Geſetzes, weiches 
gerade das jeht vorliegende Rechiöverhältniß zum 
Gegenftand hat. ” 

2. Abfaffung eines neuen Gefepbuches, alfo einer Ges 

_ fommtheit von Nechtsregeln, morin aud das vors 
liegende Rechtöverhäftnif neue Beflimmungen ers 
hält (c). 

3. Aufnahme eines fremden Gefepbuches im Ganzen, 
anftatt des bisher geltenden Rechts (d). 

4. Losreißen des Ortes, welcher den Sie eines Rechts⸗ 

verhaͤltniſſes bildet, aus feinem bisherigen Staats» 
verband, und Aufnahme in einen anderen, wit 
Unterwerfung unter das gefammte Recht dieſes 
anderen Staates, in welchem Hal dieſes neu über» 


(c) Diefer Kal trat ein in (d) So tie e8 unter dem Gin- 
Genftantinopel som 3. 529 bio 534, fluß der Franzoſifchen Uebermacht 
in Preußen 1794, in Frankreich in mehreren Laͤndern in und außer 
1804, in Oeſterreich 1812. Deutſchland mit dem code Napo- 

l6on geſchah. 
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nommene Recht in einem ganzen Geſetzbuch, oder 
auch (und vielleicht neben dem Geſetzbuch) in ein- 
zelnen Geſetzen, felbft in einzelnen Regeln des Ges 
wohnheitsrechts, beſtehen Tann (e). 

Wie verjchieden dieſe YAlle von einander feyn mögen 
in ausgedehnter und wichtiger Anwendung, fo ftehen fte 
doch einander grundſaͤtzlich ganz gleich in Anfehung ver 
Hier vorliegenden Eollifionsfrage. In allen diefen Faͤllen 
tft es möglich, die Colliſionsfrage durch befondere geſetz⸗ 
liche Beftimmungen voraus zu entfcheiden, und in den drei 
ledten Fällen ift dazu befondere Beranlaffung vorhanden. 
Solche Geſetze werden tranfitorifche genannt, indem 
fie den Mebergang aus eimer Rechtöregel in eine andere 
zum Gegenftand haben. 

Als Zuftinian die Imftitutionen und die Digeflen 
befannt machte, legte ex venfelben rückwirkende Kraft bei (N). 
Darin lag jedoch nicht der Ausprud eines bleibenden Grund» 
fages über Ruͤckwirkung, noch bie Auffellung einer wahren 
Ausnahme, indem dieſe Nechtsbücher nicht dazu beftimmt 
waren, neues Recht zu fchaffen, ſondern das beftehende 


8 883, ! Einleitung. 


(e) Wichtige Fälle diefer Art damals das Franzoͤſiſche Recht 


aufrecht erhalten wurde. \ 


find eingetreten bei der Abtretung 
vieler Länder an Frankreich ; fpäter- 
bin, als Preußen theils frühere 
Provinzen zurück erhielt, theils 
neue Lanbestheile erwarb; nicht 
bei der Abtretung des linken Rhein⸗ 
ufers an dentſche Staaten, weil 


(f) L293, LI 9% 
C. de vet. j. enucl. (1.17). Etwas 
anders lautet Die Const. Summe 
53 über den Cover. Bel, Berg⸗ 
mann $ 14. 


24% 
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Recht zu fichern und zu reinigen. Man fonnte darin eine 
Art von authentifcher Auslegung des beftehenvden Rechts 
im Großen fehen, welche von ſelbſt rüdınirkend ſeyn mußte 
($ 397). 

In keiner Geſetzgebung ift für diefe Eollifionsfrage fo 
viel Vorſorge getroffen worden, al8 in der Preußifchen (g), 
und ich will gleich hier eine Weberficht über die Preußiſchen 
teanfltorifchen Gefehe geben, um in der Kolge darauf 
leichter zurüd weifen zu koͤnnen. — Das Altefte derſelben 
if das Publifationspatent des allgemeinen Landrechts vom 
5, Februar 1794 (h), welches in den 88 8 bis 18 ausführ- 
liche tranfitorifche Beftimmungen enthält. Daran ſchließen 
fi folgende Geſetze an, wodurch die Preußifche Geſetzge⸗ 
bung theild in neu erworbene Landestheile zuerft eingeführt, 
theils in wiedergewonnene Landestheile zuruͤckgefuͤhrt wurde. 

1803. Fuͤrſtenthum Hildesheim und Stadt Goslar 
(Stengel's Beiträge Band 17 ©. 194). 

1803. Paderborn und Münfter (Stengel Band 17 
©. 235). 

1803. Eichsfeld, Erfurt, Muͤhlhauſen, Nordhauſen 
(Stengel Band 17 ©. 253). 


(g) Das Oefterreihifche Eins 
führungspatent enthält über dieſen 
Gegenſtand nur wenige Beftim- 
mungen. Im Franzöoſiſchen Ge⸗ 
ſetzbuch finden ſich bei einzelnen 
Artikeln tranfitorifche Beſtimmun⸗ 
gen (3.2. art. 2281); außerbem 


aber wurben einige abgefonderte 
tranfitorifche Geſetze erlaflen, gleich: 
zeitig mit dem code, namentlich 
über Adoption, Ehefcheibung, un- 
eheliche Kinder. 

(bh) Abgedruckt vor allen Aus: 
gaben des Landrechts. 
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1814. Frühere Preußifche Provinzen jenfelts der 
Elbe (Gef. Samml. 1814, ©. 89). 

1816. Weftpreußen (Gef. Samml. 1816, ©. 217). 

1816. Bofen (Gef. Samml. 1816, ©. 225). 

1816. Herzugthum Sachfen (Gef. Samml. 1816, 
©. 233). » 

1818. Enflaven (Gef. Samml. 1818, S. 45). 

1825. Herzogthum Weftphalen (Gef. Samml. 1825, 
©. 153). 

Es ift dabei zu bemerfen, daß die Einführungspatente 
von 1803 faft nur abgefürzte Wiederholungen des Patents 
von 1794 find, anftatt daß die feit dem Jahre 1814 er- 
lofiene Patente manche eigenthümliche und abweichende 
Beſtimmungen enthalten. 


$. 384. 


Zweierlei Rechtsregeln. 


An die Spibe dieſer Lehre wird gewöhnlich ein Grund- 
fat mit dem Anfpruch auf Allgemeingültigfeit geftellt, ver 
bei den einzelnen Schriftftellern unter verfchiedenen Wen⸗ 
dungen erfcheint, Die fich jedoch meift auf folgende zwei 
Ausdrüde zurüdführen lafien: 

Neuen Gefegen ift feine rüdwirfende Kraft bei- 
zulegen. | 
Neue Geſetze follen erworbene Rechte unberührt 
_ lafien. | 
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Diefem Grundſatz fol weder feine Wahrheit, noch feine 
Wichtigkeit beftritten werden. Dennoch kann die herrſchende 
Auffaffung und Darftellung deſſelben als befriedigend nicht 
anerkannt werben, indem man ihn ald allgemein anwendbar 
zu behandeln pflegt, während er nur für Eine Gattung von 
Rechtöregeln wahr, für eine andere Gattung aber völlig 
unwahr ifl. 

Auf den erften Blick möchte man geneigt ſeyn, dem 
hier angeveuteten Gegenſatz der Auffafiungen eine größere 
Wichtigkeit beizulegen, ald ihm in der That gebührt, indem 
man glauben Fönnte, die hier getavelte Behandlung Der 
Sache müßte dahin führen, die vorfommenden praftifchen 
Rechtsfragen großentheils irrig zu entfcheiden. Dem ift 
aber nicht alſo. Wo ein ſo bedenklicher, einſchneidender 
Erfolg zu erwarten waͤre, der ſich dann durch den Verſuch 
einer ſtrengen Durchfuͤhrung von ſelbſt als unmöglich dar⸗ 
ſtellen würde, pflegt man dadurch abzuhelfen, daß man 
Ausnahmen des angeblich allgemeinen Grundſatzes behaup⸗ 
tet. Aber eben dieſe Aushuͤlfe durch bloße Ausnahmen iſt 
es, die hier völlig verworfen werben muß, welches unten 
ausfüuͤhrlich dargethan werben wird (8 398). Und fo muß 
ich bei- Dem erhobenen Widerſpruch gegen die gewöhnlich 
angenommene Allgemeingültigfeit jenes Grunbfages beharren, 
wenngleich dieſe irrige Annahme eine geringere Gefahr 
praftifcher Folgen mit fich führt, ald man glauben möchte. 

Um nun das Gebiet, in welchem ber angegebene Grund» 
ſatz in der That anzuerkennen ift, näher zu begränzen, 
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muß ich auf ben verfchienenen Inhalt der Rechtsregeln 
eingehen, mit deren möglichen Veränderungen wir uns in 
ber ganzen hier vorliegenden Unterfuchung zu befchäftigen 
haben (6 383). 

Eine erfte Gattung von Rechtsregeln bezieht fish auf 
den Erwerb der Rechte, das heißt, auf die Verbindung 
eines Rechts mit einer einzelnen Perfon, oder auf die Ver- 
wandlung eines (abfttacten) Rechtsinftituts in ein (perſoͤn⸗ 
liches) Rechtöverhältnig (a). — Die Natur diefer Rechte, 
regeln und ihrer möglichen Veränderungen wird durch fols 
gende Beifpiele anfchaulich werden. Wenn in einem Lande 
biöher das Eigenthum durch bloßen Vertrag veräußert und 
erworben werden Eonnte, ein neues Geſetz aber zur Vers 
äußerung die Tradition forbert, jo betrifft die Beränberung 
der Rerhtöregel Lediglich die Frage, unter: welchen Bedin⸗ 
- gungen der Einzelne Eigenthum einer Sache erwerben, aljo 
zu feinem Rechte machen kann. Eben fo, wenn bisher 
alle obligatorifehe Verträge mündlich mit voller Wirkung 
gefchlofien werben Eonnten, ein neues Gele aber vor» 
fchreibt, daß bei einem Gegenſtand, deſſen Werth mehr ale 
Funfzig Thaler betraͤgt, nur ein ſchriftlicher Vertrag klag⸗ 
bar ſeyn ſoll. 

Eine zweite Gattung von Rechtsregeln bezieht ſich auf 
das Daſeyn der Rechte, alſo auf die Anerkennung eines 
Rechtsinſtituts im Allgemeinen, welche ſtets vorausgeſetzt 


() GS. o. B. 18 4. 6. 
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werben muß, bevor von ber Beziehung auf eine einzelne 
Verfon, oder von der Verwandlung eines Rechtsinſtituts 
in ein Rechtsverhaͤltniß, die Rede ſeyn kann. — Auch die 
Regeln dieſer Gattung find wieder von zweierlei Art, bie 
in ihrem Umfang verfchieden, in ihrem inneren Wefen gleich 
find, und daher in Beziehung auf unfere gegenwärtige Un⸗ 
terfuchung völlig auf gleicher Linie ftehen. 

Einige diefer Rechtsregeln betreffen dad Seyn ober 
Nichtfeyn eines Rechtsinftituts. — Beifpiele find dieſe. 
Wenn in einem Staate bisher die Römifche Sklaverei an- 
erfannt war, ober die Germanifche Leibeigenfchaft, oder das 
Zehentrecht, und ein neues Geſetz eines dieſer Rechtsinſti⸗ 
tute aufhebt, für unmöglich erklaͤrt, ihm alſo den Rechts⸗ 
| ſchutz entzieht. | 

Andere unter dieſen Rechtsregeln betreffen zwar nicht 
das Seyn oder Richtfeyn, wohl aber das So oder An: 
dersfeyn eines Rechtsinftituts, alfo, neben der allgemei- 
nen Fortdauer, eine innere Umwandlung defjelben. — Das 
Hin gehören folgende Fälle. Anftatt des Eigenthums mit 
firenger Bindication (nach Römifchen Recht) verordnet ein 
neues Geſetz, daß das Eigenthum gar: nicht mehr durch 
Bindication, fondern nur durch Beſitzklagen und Obliga- 
tionen geſchützt werden fol. Anftatt des bisher unab⸗ 
löslichen Zehentrechts, verorbnet ein neues Geſetz, daß jede 
Partei einfeitig die Ablöfung des Zehentrechts verlangen 
fönne. Eben dahin gehört das befannte Gefeb Juſtinian's 
über das Eigenthum. Seit Jahrhunderten hatte ein dop⸗ 





‚nis. 
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pelted Eigenthum beftanden, ex jure quiritium und in bo- 
Durch ein neued Geſetz hob Juſtinian dieſe zwei 
Arten auf, fo daß künftig nur Ein Eigentfum, und zwar 
mit vollftändiger Wirkung, beftehen follte; in Verbindung 
damit hörte auch die bisherige igenthümlichfeit ver res 
mancipi und des fundus Italicus auf. 

Es muß aber wieberholt werben, daß beide zuleht er⸗ 
wähnte Arten der Rechtsregeln das Dafeyn der Rechte 
betreffen, unter ſich alſo ganz gleichartig find, und Daß wir 
feine Beranlafjung haben, im Laufe der gegenwärtigen Un⸗ 
terfuchung fie. zu unterfcheiden. Ihr natürlicher Unterſchied 
wurde nur erwähnt, um es anſchaulich zu machen, in wel⸗ 
chem Umfang und wie mannichfaltig die das Daſeyn der 
Rechte betreffenden Rechtsregeln zu denken find, und um 
jedem möglichen Zweifel über biefen Umfang vorzubeugen. 

Zu der hier dargeftellten Unterfcheivung von zweierlei 
Rechtsregeln, bie den Erwerb, ober das Daſeyn der 
Rechte betreffen, ſind noch einige zufäßliche Bemerkungen 
nöthig (b). | | 


(b) Damit nicht dieſe Klaffi- 
fication der Rechtsregeln, auf 
welcher die ganze folgende Unter: 
fuhung beruht, für unvollftändig 
und unzureichend gehalten werde, 
ift gleich hier zu bemerken, daß 
die gegenwärtige Unterfuchung be= 
fchränft ift auf das materielle Pri⸗ 
vatrecht, alſo das öffentliche Recht 


x \ 


(insbefondere das Strafrecht), und 
das Prozeßrecht nicht in fih auf- 
nimmt. Diefe Sinfchränfung ift 
diefelbe, welche ſchon oben ange: 
geben worden ift für die örtlichen 
Graͤnzen ($ 361.a), ja für das 
ganze gegenwärtige Rechtsſyſtem 
(GG. 1 8 1). 
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Was zuerſt die Bezeichnung dieſer zwei Gattungen von 
Regeln betrifft, fo habe ich diejenige gewählt, welche vor- 
zugsweiſe durch fich felbft ‚verftänplich zu ſeyn fohten. 
Man könnte fie auch dadurch zu unterfcheiden fuchen, daß 
man die eine Gattung auf da® Recht im fubjectiven, bie 
andere auf das Recht im objectiven Sim bezöge (c). 
Dder fo, daß die eine Gattung auf die bleibende Natur 
(dad Permanente) der Rechtöverhältnifie bezogen würde, 
die andere auf das Bewegliche in denfelben. 

Die Gränze der beiden Gattungen von Rechtsregeln ift 
nicht überall unzweifelhaft, indem ed bei manchen ungewiß 

_ erfcheinen fann, ob fie der einen ober der andern Gattung 
angehören. Solche Zweifel find nur durch genaue Erwäs 
gung des Sinnes und der Abficht neuer Geſetze zu löfen 
($ 398). 

Die erfte Gattung von NRechtsregeln wurbe bezogen auf 
ven Erwerb ver Rechte; indeffen iſt darin auch der Berluft 
derfelben, die Auflöfung der Rechtöverhältnifie Cihre Abtren- 
nung von der Perfon des bisherigen Inhabers) mit inbe⸗ 
griffen, und nur der Kürze wegen nicht mit ausgedruͤckt (d). 
In den meiften und wichtigften Anmendungen fällt ohne- 
hin Beides völlig zufammen; fo bei der Veräußerung, ber 
Ufucapion, der SKlagverjähtung, der Auflöſung einer 


() S. o. B. 18 4. 8. ſchen Thatſachen G. 38104). 
(d) Es hätte daher dieſe Gat- Ich habe dieſen Ausdruck als zu 

tung auch bezeichnet werden können abſtract lautend vermieden. 

als: Regeln für die juriſti— 


/ P) 
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Obligation, in welchen Fällen ftets der eine Theil gerade 
Das erwirbt, welches ber andere Theil verliert. Aber 
auch in den feltneren und weniger wichtigen Fällen, 
worin der Berluft eines Rechts allein für fich eintritt, wie 
bei der Dereliction, hat 88 feinen Zweifel, daß die zeitliche 
Colliſion der Geſetze völlig eben fo, mie bei dem Erwerb, 
zu beurteilen ift. 

Die Natur mancher Rechte ift auf eine endlofe Dauer ' 
eingerichtet, wie das Eigenthum vermittelt des Erbrechts, 
die Sklaverei, die fich durch die Geburt fortgefegt, fo daß 
ein völliges Aufhören dieſer Rechte nur durch zufällige Ums 
ftände eintreten Tann; im. Gegenfab anderer Rechte, bie 
fhon durch ihre Natur auf ein vorübergehendes Dafeyn 
angewiefen find, fo wie faft. alle Obligationen, der Nieß- 
brauch, die Familienverhältniſſe. Bei beiden ift an ſich Die 
Koliftonsfrage auf gleiche Weife zu entfcheiden. Nur ift 
nicht zu verfennen, daß die das. Dafeyn der Rechte betref⸗ 
fenden Regeln, und daher auch die Grundſaͤtze für die Eols 
lifton derfelben, von ungleich größerer Wichtigkeit find bei 
den Rechten von endlofer Dauer, als bei den vorübergehenden. 

Wenn man die Frage aufmwirft, welche von jenen beiden 
Gattungen von Rechtöregeln an fich felbft, und fo auch in 
Anfehung möglicher Collifionen, wichtiger ift, fo wird bie 
"Antwort verfchieden ausfallen, je nach verfchiedenen Ges 
fichtspunften, die man dabei wählen kann. Auf der einen 
Seite find neue Geſetze über das Dafeyn der Rechte wich- 
tiger, infofern fie tiefer in den gefammten Rechtszuftand 
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eingreifen, und insbeſondere das jetzt Beſtehende umwan⸗ 
deln. Auf der anderen Seite aber erſcheinen neue Geſetze 
über den Erwerb der Rechte in der Hinficht wichtiger, als 
fie häufiger zur Sprache und zum Bewußtſeyn kommen. 
Sie bilden nämlich die Grundlage‘ der juriftifchen Handlun⸗ 
gen, der Rechtögefchäfte (e), alfo des gefammten Verkehrs. 
Daher ift gerade die Colliſtonsfrage bei ihnen fowohl erheb- 
licher, als verwidelter, welcher - Grund befonders mich 
beftimmt hat, dieſe Gattung ber Rechtöregeln der anderen 
in der folgenden Unterſuchung voran zu ftellen. 


Aus der bisher angeftellten Betrachtung ergiebt fich für 
die Löfung der hier vorliegenden Aufgabe folgende Anord⸗ 
nung als natürlich und zweckmaͤßig. 

Die Aufgabe geht dahin, vie zeitlichen, Gränzen der 
Herrfchaft für zweierlei Rechtsregeln zu beftimmen. j 

A. Erſtlich fuͤr die Rechtsregeln, welche den Erwerb 
der Rechte zum Gegenſtand haben. 





(e) Bei Weitem die meiſten 
und wichtigſten juriſtiſchen That⸗ 


ſachen beſtehen in freien Handlun⸗ 


‚gen; allerdings nicht alle, viel⸗ 
mehr kommen darunter auch zu⸗ 
fällige Sreigniffe vor, die aber mit 
den freien Handlungen in ber 


Eollifionsfrage unter völlig gleichen 
Regeln ſtehen. Dahin gehören 
3.8. als Gründe des Eigenthums⸗ 
erwerbs die verfchiedenen Formen 
der Meceffion; als Grund eines 
deferirten Inteftaterbrechts der Tod 
einer beftimmten Berfon. 
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. Dabei iR vor Allen der Grundſatz in ſeiner wahren 
Bedeutung darzuſtellen, und zugleich das Verhaͤltniß alter 
und neuer Geſehgebung, fo wie der Meinungen ber Schrift 
fteller, zu diefem Grunbfag anzugeben. 

Ferner ift dieſer Grundfag auf einzelne Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe und Rechtöfragen anzumenden. 

Endlich ift die Natur der Ausnahmen darzuftellen, die 
neben diefem Grundſatz nicht felten vorkommen. 

B. Zweitens für die Rechteregeln, welche das Dafeyn 
der Rechte zum Gegenftande haben. Die Anoronung ver. 
einzelnen Fragen ift der für die erfte Klafie angegebenen 
ähnlich, nur daß diefe Fragen hier eine einfachere Geftalt 
annehmen. 


8. 385. 
A. Erwerb ver Rechte. — Grundfap. 


Es iſt nunmehr der Grundſatz der zeitlichen Colliſton 
für diejenigen Rechtöregeln feftzuftellen, welche den Erwerb 
der Rechte zum Gegenftand haben. In diefem Gebiete if 
in der That der Grundfab als wahr anzunehmen, defien 
Allgemeingältigfeit oben ($ 384) verneint werden mußte. 
Ich will denfelben in ven beiden vorläufig angegebenen 
Formeln genauer feftzuftellen fuchen, wodurch zugleich das 
innere Verhaͤltniß beider Formeln zu einander anſchaulich 
werden wird. 


“ 
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Die erfte Formel lautete ſo: 

Neuen Geſetzen iſt keine rückwirkende Kraft 
beizulegen. 

Zunaͤchſt iſt die wahre Bedeutung der Ruͤckwirkung 
aufzuſuchen, die durch dieſe Formel abgewieſen wer⸗ 
den ſoll. 

Es iſt augenſcheinlich, daß dieſelbe nicht in einem buch⸗ 
ſtaͤblichen, materiellen Sinn aufzufaſſen iſt. Dieſer Sinn 
würde dahin gehen, daß das Geſchehene ungeſchehen ge⸗ 
macht werden ſolle. Da nun Dieſes an ſich unmöglich iſt, 
ſo bedarf es keiner Rechtsregel, um es zu verhindern. — 
Vielmehr iſt alſo die Ruͤckwirkung in einem juriſtiſchen 
oder formellen Sinn aufzufaſſen, wodurch fie Die Bedeu⸗ 
tung erhält, daß das rüdwirfende Gefeh die Folgen der 
vergangenen juriftifchen Thatfachen unter feine Herrfchaft 
ziehen, alfo auf diefe Folgen einwirken wuͤrde. Cine folche 
Ruͤckwirkung aber auf die Folgen der vergangenen That- 
ſachen läßt fich noch in folgender Abſtufung denken: 

A. Auf die Folgen allein, die von der Zeit des neuen 
Geſetzes Fünftig eintreten würden. 

B. Auf dieſe Kolgen, und zugleich auf Die, welche in 
die Zwifchenzeit zwifchen der juriftifchen Thatfache und dem 
neuen Gefebe fallen. 

Zwei Beifpiele werden diefe Rüdwirkung anſchaulich 
machen. — Wenn in einem Lande, das den Zinsvertrag 
ohne Einfchränfung zuläßt, ein Gelddarlehen zu zehn Pro⸗ 
zent Zinfen gegeben wird, nach drei Jahren aber wirb das 
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Römische Recht in diefem Lande eingeführt, welches höhere 
Zinfen, als zu ſechs Prozent, verbietet, fo würde die Rüde 
wirfung ber erften, geringeren Abftufung dahin führen, daß 
von der Zeit des neuen Geſetzes an die uͤberſchießenden 
vier Prozente nicht mehr gefordert werden koͤnnten, anſtatt 
daß die in den verfloſſenen drei Jahren fällig gewordenen 
gültig bleiben würden und noch ferner eingeflagt werben 
tönnten. Die zweite, weiter gehende Abftufung der Rüd- 
wirkung würde dahin gehen, daß Die überjchießenven vier 
Prozente weder für die vergangenen drei Jahre, noch für 
die fünftige Zeit, gefordert werben fönnten. — Wenn fer 
ner in einem Lande, das die Veräußerung ded Eigenthums 
durch bloßen Vertrag zuläßt, ein Landgut in dieſer Weife 
an einen Käufer veräußert: wird, nach fünf Jahren aber 
ein neued Geſet die Tradition zur Veraͤußerung erfordert, 
fo würde die Rüdwirkung der erften Abftufung dahin füh- 
ren, daß der Käufer in den vergangenen fünf Jahren Eis 
genthlimer gewejen wäre, und die Früchte ald Eigenthümer 
bezogen hätte, anſtatt daß er von jegt an Eigenthümer zu 
feyn aufhören müßte. Nach der zweiten Abflufung würde 
er auch in den vergangenen Jahren Nichteigenthümer gewe⸗ 
fen feyn, und die Früchte mit Unrecht bezogen haben. 

Die oben aufgeftellte Formel nun (der Grundfag der 
Nichtruͤckwirkung) verneint fchlechthin die Einwirkung des 
neuen Gefepes auf die Folgen der vergangenen Thatfachen, 
und zwar in jeder denfbaren Abftufung. Sie erhält alfo 
den Zinsvertrag zu sehen Prozent aufrecht, fowohl für bie 
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vergangenen drei Jahre, ald für die ganze Zukunft (a). 
Sie läßt das durch bloßen Vertrag erworbene Eigenthum 
fortwirfen, nicht blos für bie vergangenen fünf Jahre, fon- 
dern auch für alle Zukunft. 

Ih gehe nun zur zweiten Formel über, die alfo 
lautet: — 

Neue Geſetze ſollen erworbene Nechte unberuͤhrt 
laſſen. 

Damit wird gefordert die Schonung der bereits erwor⸗ 
benen Rechte, oder, in genauerem Ausdruck, die Erhaltung 
der Rechtsverhaͤltniſſe in der ihnen einmal gegebenen Na⸗ 
tur und Wirkſamkeit. 

Manche haben dieſe zweite Formel ſo aufgefaßt, als ob 
darin ein neuer, ſelbſtſtaͤndiger Grundſatz enthalten waͤre, 
verſchieden von dem in der erſten Formel ausgedruͤckten (b). 
In der That aber erſcheint in beiden Formeln ein und 
derſelbe Grundſatz, nur von verſchiedenen Seiten angeſehen 
und bezeichnet. Die Anwendung auf die bereits bei der 
erſten Formel benutzten Beiſpiele wird Dieſes anſchaulich 
machen. — Der Glaubiger hat durch den auf zehen Pro⸗ 
zent geſchloſſenen Zinsvertrag das Recht erworben, Zinſen 
in dieſem Betrag zu fordern, ſo lange das Darlehen 


(a) Dieſe Aufrechthaltung für Sie iſt in den ſeltneren Fäͤllen 
die Zukunft wird meiſt unerheblich wichtig, wenn die Unküuͤndbarkeit 
feyn, weil der Schulbner das Dar: der Schuld auf längere Zeit be: 
Ichen kündigen kann, und in Folge dungen ſeyn follte. 
des neuen Geſetzes leicht Geld zu (b) Bergmann ©. 9. 
geringeren Binfen finden wird. Puchta Borlefungen ©. 223, 
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befteht (ce), und dieſes erworbene Necht foll erhalten wer- 
den, obgleich ein neues Gefeg die Zinsverträge auf ein ges 
ringeres Maaß befchränft. — Durch den bloßen Vertrag 
hat der Käufer des Landgutes Eigenthum eriworben, und 
dieſes erworbene Recht ſoll ihm erhalten werden, obgleich 
ein neues Geſetz die Veräußerung an die Bedingung ber 
Tradition knuͤpft. 

Die auf die Erhaltung der erworbenen Rechte gerichtete 
Formel bedarf nach zwei Seiten einer naͤheren Beſtimmung, 
um gegen mögliche, ſehr bedenkliche, Mißverſtändniſſe ge⸗ 
ſchützt zu werden. 

Erſtlich find unter erworbenen Rechten, welche nach 
jener Formel erhalten werben ſollen, nur die Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe einer beftimmten PBerfon zu verftehen, alfo vie Ber 
ftandtheile eines Gebietes unabhängiger Herrfchaft des indi⸗ 
viduellen Willens (d), nicht die abftracten Befugniffe‘ aller 
Menfchen oder ganzer Klafien von Menſchen (e). Einige 
Beifpiele werden dieſen Gegenfag, und die aus demfelben 
hervorgehende Befchräntung für die Anwendung der aufge 
ſtellten Formel, anfhaulih machen. — Wenn in einem 
Staate der bisher ftraflofe Zweikampf unter Strafe geſtellt 
wird, ſo iſt dadurch allen jetztlebenden Einwohnern die 


(c) Es würde ganz unrichtig daß die Ausübung von dem Ein- 
ſeyn, nur den Anſpruch auf fchen tritt eines in der Zukunft liegen: 
fällige Binfen ein erworbenes Recht den Zeitpunftes abhängt. 
zu nennen. Auch der Anfpruch (d) ©: o. 3.1 $ 52. 59. 
auf Tünftige iſt ein folches, jedoch (e) Bergmann 620. 
darin von dem erſten verfchieden, | 

von 25 
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Wit lkür einer fremden Perſon abhängt, anſtatt daß Bei 
conditio und dies Dieſes nicht anzunehmen iſt (n). 
Der hier aufgeſtellte Gruudſatz, der aus belven angege⸗ 
benen Formen hervorgeht, hat aber zwei an ſich verſchledene 
Bedeutungen, deren jede wahr und wichtig iſt; Die eine 
bezieht fich auf den Gefeggeber, die andere auf ven Richter. 
Fir ven Geſetzgeber hat jetier Grundſatz vie Bedeutung 
daß er treue Geſehe nicht mit ruͤckwirlender Kraft, "wicht 
mit Gefährbung erworbener Mechte, erlufien ſoll. (1). 

: Für den Richter geht die Bedeutung: bes’ Btanbfagee 
dahin, jedes neue Geſetz, auch wenn es hieraber 'unbeftimmt 
lautet, fo auszulegere und anzuwenden, daß ihm keine 
ruͤckwirkende Kraft beigelegt, deß lein erworbenes eh 
geftört werde. 

- Wird alfo in einem Stadt, per ahee Sie Berkesrung 
vurch bloßen Vertrag zuließ, die Tradition als Bedingung 
ver Beräußetung votgeſchrieben, fo wirb dieſes neue Geſet 
der. eben’ geſtellten Anforderung dadurch genugen, Daß es 
in folgendem Sinn gedacht wird: Wer kumftig Eigenttzum 
veräußern will, ſoll ſich dazu ber Traditton bedienen.“ Im 


‘ %r 


"h) & 0.8.38 118. 17.° 


120.. + Carsor T. 1, p. 128. 
Meyer p. 30— 32 p. 172. 


20) ? Sarauf geht der, Ausbtuck 


der L. 65 C. de decur. (10. 31) 
„cum conveniat leges futuris 
regulas imponere, non praeter- 
itis calumnias excitare.“ Die 
meiften anderen Stellen faflen mehr 


wi 


den Staubpunkt ber velehruig für 
den Michter quf. Go unter, anbauen 
auch die Stelle, aus welcher außer: 


bem die 26T eztı großlantheus 


wörtlich ‚entnommen if. L. 3 C. 
Th. de const. (1. 1) ‚Omnia 
constituta non praeteritis ca- 
lumniam faciunt, sed futuris 
regulam impöndht.® 7 wu 


\ 
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dieſem Sinn ſoll der Geſetzgeber die neue, Vorſchrift denken 
(wenn auch nicht wörtlich gusdcücen), und der Richter 
fe. anwenden. 

Bisher iſt verſucht worden, den Grunbfat in feine 
eigentlichen Bedeutung und. in feinen verſchiedenen Be⸗ 
aiehungen klar zu machen, fo mie in gehörige Gränzen eins 
aujchließen.. Die Hauptfrage aber ift dabei noch nicht bes 
rührt ‚worden: ob. wir ihn überhaupt für wo 3u halten 
Haben, und aus welchen Gründen. | 

Man mönhte. vieleicht verſucht ſeyn, Folgenden Dagegen 
einzuwenden. Gin neues Geſetz wird ſtetg gegeben in ber 
Ueberzengung, daß es befier fen, ald das frühere... Daher 
müfle man deſſen Wirkſamkeit fo weit, al8 möglich, aus⸗ 
dehnen, um ben zu erwartenden ‚befigren Zuſtand dem 
weiteften Kreife mitzutheilen. — Dieſe Auffaffung hat einige 
Bermannsichaft mit der oben bei dem. tersitorialen Rechte 
erwähnten (8.348), nach welcher hei jeder örtlichen Gollifion 
ber. Geſehe nur immer das Geſetz des eigenen Landes feſt⸗ 
gehalten. werven follte. Wie aber damals diejem fcheinbaren 
Grundſatz der wahre entgegen geſetzt werden mußte, nad) 
welchem jeded Rechtöverhältnig vielmehr nach dem Geſetz 
des ihm naturgemäß zukommenden Rechtögebietes zu, beur- 
theilen war, je wirb auch. hier unfre Aufgabe dahin gehen, 
Kür die zeitliche. Wirkfamfeit eines jeden neuen Geſetzes Das 
Gebiet der Hereichaft feftzuftellen, welches ihm naturgemäß 
zukommt. Die Gränzen dieſes natürlichen Gebietes. nun 
für die Hersfihaft eines neuen, Gefepeg find, es, welcht 
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durch den oben aufgeſtellten Grundſatz der nichtrückwirken⸗ 
den Kraft, der Erhattung erworbener Rechte, bezeichnet 
werben. Die Wahrheit diefer Behauptung aber geht ans 
folgenden Betrachtungen hervor... ‚ 

Erſtlich iſt Höchft wichtig und wuͤnſchenswerth das 
unerſchuͤtterliche Vertrauen In bie Herrſchaft ver beſtehenben 
Geſetze. Damit iſt nicht gemeint das Vertrauen in ihre 
ſtete Foridauer, da viekmeht nad Umſtaͤnden vie Erwartiung 
und der Wunſch eines beſſernden Foriſchriites wohl begründet 
und heilſam ſeyn kann. Wohl aber iſt gemeint das Ver⸗ 
trauen, daß ihre Herrſchaſt und Wirffamfeit, fo lange fe 
beftehen, unanfechtbar fern werde. Es ſoll alſo Jedet 
darauf ſicher rechnen dürfen, daß die Rechtsgeſchaͤſte, die 

er zum Erwerb von Rechten nach den beſtehenden Gefehen 
eingerichtet Hat, auch in Zufunft wirffam blelbett werden. 

Zweitens ift gleichfalls wichtig und wuͤnſchendwerth die 
Erhaltung des jederzeit beſtehenden Rechtes uub Vermoͤgens⸗ 
Beſtandes. Diefe Erhaltung aber wird, fo weit bie Geſth⸗ 
gebung darauf einwirken kann, Befördert durch ven oben 
aufgeftellten Srundſab, gefährdet vurch den eutgegen⸗ 
geſetzten. 

Drittens iſt der entgegengefehte Grundſatz ſchon deshalb 
verwerflich, weil eine conſequente Durchfuͤhrung deffelden 
ganz unmöglich iſt, fo daß er nur gefällig und inconſequen⸗ 
terweife (alſo ſchon deshalb ungerecht), auf einzelne Arten 
von Rechtögefchäften einmwirfeti würde, während alle anderen 
davon frei bleibert müßten. Wollte man jenen eittgegen- 
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geſetzten Grundſatz ſtrenge durchführen, ſo muͤßte ein neues 
Geſetz, welches zur Veraͤußerung des Eigenthums, anſtatt 
des bisher genuͤgenden bloßen Vertrags, die Tradition er⸗ 
forderte, die Folge haben, daß nun auch alle vergangene 
Beräußerungen unwirkſam würden, oder durch nachgeholte 
Traditionen ergänzt werben müßten. Die völlige Unmoͤglich⸗ 
keit eines folchen Rechtszuſtandes ift fo einleuchtend, daß 
gewiß Niemand daran gedacht hat, in die Annahme einer 
rüdwirfenden Kraft, die von Manchen nad) der Natur der 
Sache" als richtig angefehen, und nur nach pofitiven Ges 
fegen verworfen wird, auch dieſe Folgen mit aufzunehmen. 
Man glaubte alſo die Ruͤckwirkung allgemein in Frage zu 


ſtellen, dachte aber dabei in der That nur an eingeleitete, 


noch unerledigte Rechtsgeſchaͤfte, namentlich an früher ges 
ſchloſſene obligatorifche Verträge, deren Erfüllung erft nach 
dem Erlaß des neuen Geſetzes gefordert wird (k). In 
diefer befchränften Anwendung ift es allerdings denkbar, 
die Ruͤckwirkung durchzuführen; aber eben dieſe ganz zus 
fällige und willfürliche Beſchraͤnkung beweift, daß die An⸗ 
nahme der Rüdwirfung zu einem allgemeinen Grundfag 
ganz untauglich, und in der zufällig befchränkten Anwen⸗ 
dung, worin fie möglich wäre, ungerecht iſt. 


(k) Diefes ift namentlich die 
Aufiht von Weber, ©. 108, der 
das unter dem früheren Geſetz durch 
bloßen Bertrag erworbene Eigen: 
ihum fortwirfen läßt, auch wenn 
ein neues Gefeb die Tradition 


zur Deräußerung erfordert. Er 
wird aber dadurch feinem Grund: 
fag in der That untren, indem er 
unvermerkt bie Anwendung veffelben 
inconfequent und wilſtuͤrlich be⸗ 
ſchraͤnkt. 
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A. Erwerb der Rechte. Grundſatz. (Kortfegung.) 


Der Grundſatz fuͤr die den Erwerb der Rechte betreffen⸗ 
den Regeln iſt bisher nur von dem Standpunkt einer 
allgemeinen Betrachtung uͤber die Natur und Beſtimmung 
der Geſetze erwogen worden; ich wende mich nun zu 
den Ausſpruͤchen der Geſetzgebung über dieſe wichtige 
Trage. | 

Hier tritt und zunächft entgegen eine für den Orient 
von K. Theodoſius IL im J. 440 erlaffene Verord— 
nung (a), die auf alle fpätere Zeiten, fowohl in der Ger 
feggebung, ale in der Praris; und in der Lehre der Schrift: 
fteller, den entjchiedenften Einfluß ausgeibt hat. Sie 
lautet alfo: 

Leges et constitutiones futuris certum est dare 
formam negotiis, non ad facta praeterita revo- 
cari,. nisi nominatim et “de praeterito tempore 
et adhuc pendentibus negotis cautum sit. 

Der wichtige Inhalt dieſer Berorbnung, ber bie bisher 
vorgetragene Lehre völlig beftätigt, laͤßt fich auf folgende 
Hauptfäge zurüdführen. | 

Sie unterfcheibet nicht zwifchen vergangenen und kuͤnf⸗ 
tigen Wirkungen juriſtiſcher Thatſachen, ſondern zwiſchen 


(a) L.7 C. de legibus (1.14). — Die Stelle wird wörtlich wieber- 
Holt in einer Decretale von Gregor IX, C. 13 X. de constit. 
(1.2). Dem Inhalt nach flimmt damit überein C. 2 X. eod. 
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pergangenen und künftigen Thatſachen felbf, Neue Ge⸗ 
jede, ſagt fie, find anzuwenden auf alle. fphterhin, porzu⸗ 


nehmende Nechtägejchäfte (futuris ... 


A⸗gotu⸗ ), nicht ame 


auwenden auf, vergangene Nechtögefchäfte (non ad facta 
praeterita.. revocari), auch wenn deren, Wirfungen erſt 
noch in der Sun liegen ſollten (adhuc nendentibus ne- 


gotüs) (b)... 


Sie wagt. den. Vorbehalt daß. ein Künftiges, Geſeh 
ausnahmsweiſe auch wohl eine ruͤckwirkende Kraft ſich bei⸗ 
legen kanne, die alsdann anerkannt werden müffe., Hieraus 
erhellt, daß dieſe Verordnung gedacht iſt als eine Anwei⸗ 
fung (Auslegungsregel) für die Richter, nicht für den Ge⸗ 
feßgeber, welchem pielmehr für jeden einzelnen Fall freie 


Hand ausprüdlih vorbehalten wird. 


Wäre. aber auch 


biefer Vorbehalt nicht Hinzugefügt, fo würbe er fich von 


N. 
. ' 


' (b)- Denn die Berichung auf 


bie. pendentia. negotis if Wer 
Ausnahme vorbehalten, für bie 
regelmäßigen Faͤlle alſo nnterfagt. 
-Rendenp pegofium if ‚ein Ver⸗ 
trag, der zur Zeit bes neuen Ges 
ſetes ſchon geſchloflen, aber ganz 
oder theilweiſe noch unerfüllt tt, 
fo daß deſſen Wirkungen in der’ 
Zukunft Siegen. — Der Auodrud 
negotium ift in der Stelle a po- 
tiori gebraucht, indem die meiften 
juriſtiſchen Thatſachen (wenn auch 
nicht alle) wahre Rechtsgefchäfte 
find ($ 384. e). Auch anderwärts 
fommt einmal ber Ausdruck ne- 


. > . 


gotium für eine ſolche Thatſache 


‚vor, die gewiß Fein Rechtageſchaͤft 


ift, naͤmlich die Gröffnung einer 
Inteſtaterbfolge. L. 12m f. €. 


de, suis (6.55). — Unter bie 


pendentia negotia gehören num 
. unftreitig auch diejenigen, worüber 
bereits ein Rechtsſtreit _ erhoben, 
aber noch nicht eniſchieden iſt; je⸗ 
doch. glaube ich nicht, daß der hier 
gebrauchte Ausdruck gerade dieſen 
Fall befonders hat bezeichnen follen. 
Anders verhält es fih mit dem 
eausis . .. quäe m judich 
adhuc pendent in der const, 
Tanta $ 23, 
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ſelbſt verſtanden haben, da diefe Borfchrift künftig, wie im 
Ganzen, fo auch in dee Anwendung auf jeden einzelnen 
fühftigen Fall, wieder aufgehoben werben konnte. 

Wichtig iſt noch der Standpunkt, von welchem aus die 
Verordnung erlaſſen wird. Sie iſt nicht gemeint als eine 
aus neuer Erfindung hervorgehende Vorſchrift, vor welchet 
alſo etwa das Gegentheil anzunehmen geweſen waͤre. Viel⸗ 
mehr will fie nur ausſprechen, Was aus ver Natur und 
Beſtimmung der Gefetzgebung als Regel nothwendig folge 
(certum est), alfo eine Belehrung geben zur Abwendumng 
moͤglicher Irrthuͤmer der Richter über dieſe Frage. Auch 
dürfen wir nicht zweifeln, daß jene Regel vom jeher von 
den Römischen Juriſten als wahr anerkannt: worden iſt, 
md ed ift nur zufällig, daß uns nicht Ausfprüche derfelben 
aus Alterer Zeit aufbewahrt ſind (b'). * 

Endlich iſt oben bemerkt worden, daß neue Geſetze auf 
zweierlei Weiſe vorkommen koͤnnen: als einzeln ſtehende, 
beſondere Vorſchriften ($ 383. Rum. 1), oder im Zuſam⸗ 
menhang eines ganzen Geſetzbuchs, alfo eines mit Geſetzes⸗ 
| kraft verfehenen Syſtems von Rechtöregeli‘ (8383 Rum. 2." 
3. 4). Im der Hier vorliegenden Verordnung iR augen, 
ſcheinlich nur an den erften al gedacht, der Inhalt der⸗ 
ſelben paßt aber ganz eben ſo auch auf den zweiten. 


) Sehr beſtimmi findet fi die Hegel anerfannt bei Cicero in 
Verrem.L 42, und zwar als Etwas, das von veher als unzweifelhaft 
angefehen worden ſey. PR - 


E36 A. Eewrih ber dlechte. Otundfech. (ol) 896 

Deriglbe. Grundfatz nun, den Die ‚angeführte Verordnung 
im allgemeiner Geſtalt aueſpricht, finbet ſich anerkannt ‚im 
einer Reihe von Conſtitutionen, welche als neue Geſete 
über einzelne Rechtsfragen erlaſſen wurden, mit dem Zufag, 
daß ſie nur für. die Zukunft gelten, nicht rückwirkend ſeyn 
ſolltenz dieſer Zuſaß hat dabei die Natur eines tranſitori⸗ 
ſchen Geſctzes (8 383). — Eiige dieſer Gonſtitutionen 
Rind dadurch bewerlenswerth, daß ſie ſehr befülnumt Die oben 
erklärte Ratzr unſres Grundſatzes ausſprechen, nach wel⸗ 
cher derſelbe beſtimmt iſt, wie kuͤnftigen Wirkungen 
der vergangenen Thatſachen aufrecht zu Halten (c). 
— Andere brüfen den Grund unferer Megel ‚ganz richtig 
dahin aus, daß Der, welcher im Vertrauen auf. das befte- 
hende Geſenn feine Rechtögefchäfte einzichte, Keinen Zabel 
verdjene, ‚indem er Das -fünftige Geſetz nicht habe vorher⸗ 
Sehen und beachten können (d). 

Wir Haben num zumächft zu unterfuchen,- welche Bw 
tung dieſe Ausſpruͤche des Roͤmiſchen Rechts für uns, auf 
dem Sitandpunkte des gemeinen Rechts, daran, und wir. 


ce). L.. un. 6 C. de rei 
ux..act. (5. 13) „snstrumenta 
anim jum Confebta viribas dA» 
. rere non patimur, sed suum 
erspectare ebentumt’. — L. un. 


Bra: C. do —x2 lihere. tell. 


(7. 6). „Sed si quidem liberti 
jam mertai sumt et-bona eorum 
quasi Latinorum his, quorum 
intererat, aggregata sunt, vel 


adkuc vivunt, nihil ex hac lege _ 


innevetur, sed maneant —* 
eos jure untiquo Jirmiter deten- 


saleh 


(d) L.29 C. de test. (6. 23), 
Nov. 22 C. 1. — Anvete Gon- 


fitutlenen, die Deufelben Grup 


faß anerkennen, find diefe: L. 65 
©. de deeur. (10. 3), Z. 18 
C. de testibus (4. 20), Nov. 66 
1845 


I 
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komen diefe Frage ſogleich auch auf bie Im Mömifchen 
Recht: vorfommenven Ausnahmen erſtrecken, die eine rüd- 
wirkende Kraft mit fich führen, ımb deren allgemeiner Bors 
behalt bereits erwähnt worden if, während die Erwähnung 
der einzelnen Fälle erſt weiter unten ihre Stelle finden 
fan. Unſere Schriftfteller find darüber ganz einverftanden, 
baß alle diefe Ausſpruͤche des Roͤmiſchen ‚Rechts, fie mö- 
gen die Regel ober die Ausnahme betreffen, fo weit über 
Haupt Römifches Necht anerkannt wird, die Kraft: wahrer 
Geſetze mit fich führen. Ich kann mich von ber Wahrheit 
dieſer Behauptung nicht überzeugen. " 

Zuerfi muß ich viefelbe grundfäßlich verwerfen. Wir 
mögen jene Ausſprüche anfehen als Anweifungen für den 
Gefeßgeber oder für den Richter, welche beide Auffaſſungen 
an ſich richtig find (8385), fo Haben fie fuͤr ung, auch da, 
wo das Römifche Recht anerfannt wird, die Kraft binden- 
der Geſetze nicht (e). 

Zweitens muß ich jene Behauptung vertverfen mit 
Rückficht auf den befonderen Inhält der Ausſprüche, von 
welchen hier die Rede if. Der allgemeine Ausſpruch, 
welcher die rückwirkende Kraft verneint, fo wie die einzel⸗ 
nen Wiederholungen deffelben (Note a.c.d. I. ſollten gar 
nicht neues Recht aufftellen, und ‚find auch in der That 
m Belehrungen, ‚worin: bie “rkhtige Behandlung neuer 
Gefehe natungemäß anerdanın wi, Bi viefen Ausfprägen 


(e) S. o. B.18 2 40. 
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alſo iſt die ganze Frage ohnehin eine völlige müfflge. — 
Anders verhält es ſich mit den einzelnen Ausnahmen jenes 
Grundſatzes, die allerdings einen völlig poſitiven Charakter 
an ſich tragen. Und dennoch muß auch Hier eine genauere 
Betrachtung zu demfelben Erfolg führen. Um Diefes ans 
fchaulich zu machen, will ich- Juſtinian's Geſetze über ven 
Zinsvertrag prüfen. Im J. 528 hatte er verorbnet, daß 
anſtattder feil Jahrhunderten erlaubten Zwölf Prozente 
kanftig in der Regel nur Sechs Prozente an Zinſen bes 
Bürigen werden vürften (f). Da nun bafb' darauf Zweifel 
entſtanben wegen der vor dem 3. 528- gefchloffenen Zins⸗ 
verttaͤge, erließ er im 3. 529 ein tranſitoriſches 'Btfeh (5) 
Des Inhalto, daß die vor dem J. 528 verfallenen Jinſen 
nach dem alten Geſetz, die ſeitdem verfallenen, ſo wie die 
kuͤnftigen, nach dem netten Geſeh beurtheilt werben ſoll⸗ 
ten (h). Nun wird wohl Jeder zugeben, daß von dem 
unmittelbaren Inhalt des Geſehes nicht mehr die Rede ſeyn 
kann, ba ganz gewiß keinem Richter ein wor 528 geſchloſ⸗ 
fener Jinsvertrag zur Entſcheidung vorgelegt werben wird. 
Eben ſo kann nicht von einer Anwendung des Geſetzes in 
den Landern die Rede ſeyn, in welchen ſeit Jahrhunderten 
das Roͤmiſche Recht hertſchend if, da auch hier die thar⸗ 
fächliche -Berantafftutg. zu einer folchen Anwendung durch⸗ 


(d) 'L.26 ©. de üsuris (4. 32). 1 

(8): L.87 C.de usüris . It 

(h) Die legte Beſtimmung geht auf cicwicene Ruf. ‚enal 
alfa eine- Ausnahme unſetre Wrundſatzeð ($ 385). 
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aus fehlen muß, Der einzige Fall einge möglichen Auwen⸗ 
bung wäre Der, wenn etwa eine Gegend, vie bisher Fein 
Zinsoverbot gelannt häkte, sine Staate einverleibt wuͤrde, 
in welchen Roͤmiſcheq Reck, mit dem Verbot höheren Zin⸗ 
| fen, als zu 6 Prozent, gilt. Hier Könnte man daran den⸗ 
fen, das angeführte. tranſitoriſche Gefeh auf Die it jener 
Gegend ‚geihlofienen fruͤheren Zineverträge  angmipenben. 
Allein auch Piefe Aywendung würde ich ala. ging ungehoͤ⸗ 
rige, blos buchſtaͤblichet, dem Gef des Geſetzes wiper⸗ 
ſyrechende, verwerfen muͤſſen. Denn. jedes Irapfitoxifche 
Geſetz, fo weit «6. über die Graͤnzen bloßer Belehrung. hin⸗ 
aus geht, und, ſo .mie ienes Gefetz Juſtinianm's, ging Rüde 
wirlung ‚anpehnet, if: wor fireng ‚pofiliper Natur, alſo ganz 
abhängig von. den Umfänben und Behürmiflen feiner Zeit, 
und. nicht. der Alusbruf einer für alle Zeiten und Verhaͤlt⸗ 
niſſe gültigen Rechtoragel. Juſtinign dam alje bie hier 
exwaͤhnte Rürkwirkung perordnet haben, weil ex (naik Recht 
ober. Unrecht annahm, ſie fey wach dem Beduͤrfniß ſeiner 
Zeit · nothig oder nuͤzlich. Wollten wir dieſelbe aber jetzi 


aqnwenden, ſo würden wir ijber den Sinn derſelhen hinazs⸗ 


gehen, indem wix ohne allen: Grund vorauaſehen nrüßien, 
eu. habe dieſe Vorſchrift auch Für. alle kuͤnflige Zeiten, deren 
Beduͤrfniſſe gu, Inmoͤglich varherſehen Fans, gellen laffen 
wollen. | 

Wenngleich nun aus dieſen Gründen heryorxgeht, Daß 
wir den erwähnten Ausſprüchen deo Noͤmiſchen · Kechts die 
Kraft bindender Geſeße, elbſt in den Hehiete unjered go⸗ 
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weinen Rechts, abfprechen muͤſſen, ſo darf dieſe Behaup⸗ 
tung leinesweges fa vexſtanden werben, als wollten wir 
dieſelben für gleichgükig oder unwichtig erllaͤren. Sie ſind 
vielmehr dadurch hoͤſhſt wichtig geworden, daß fie als eine 
mächtige Autorität feit Jahrhunderten auf die Geſetzgebung, 
vie gerichtliche, Praxis, und die Lehre der Schuiftfteller ein⸗ 
gewirlt haben, wodurch, eben mancher Verſchiedenheit im 
Einzelnen, dennoch im anzen eine ſo große Mehereinfiur 
- mung enifanhen iſt, wie fie ohne dieſe Bereifung runud⸗ 

Inge gepiß nicht ‚zu. erwatten geweſen waͤtt. 


PP — 


s. 88s53. 
A Etwerb der Räte, Grundfap. Bortfepung), 


Den aneyrec des Romiſchen echte über bie. Richt⸗ 
niit (5 386) iſt in Die wichtigſten neueren Geſetz⸗ 
a⸗hnngen Abeugegangen. J 

LMxreußiſche Geſetzgebung. 

Die Einleitung zum allgemeinen Landrecht enthält die⸗ 
for Grundſatz in folgenden Borken. 

8 414 Rene Geſetze können auf ſchon vorhin 
vorgefallene Handlungen und Begeben⸗ 

| ‚heiten nicht angewendet werben. _ 
VDieſe Vorſchrift M augenicheintid) gemeint ats Anwei⸗ 
ſung für bie, Handlungsweiſe der Richter, ſo daß. dag 
Wort koͤnnen eigentlich den Sinn von ſollen mit ſich 
führt. - 0 
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Was den Geſetzgeber betrifft, fo war in dem Entwurf 
eine Stelle aufgenommen, welche den Vorbehalt von Aus- 
nahmen, uͤbereinſtimmend mit dem Römiſchen Recht, aus- 
brüden ſollte (a). Diefer Vorbehalt iſt in dem Lanbrecht 
weggelaffen worden, und es {ft an die’ Stelle deſſelben vie 
Allgemeine Ausnahme getreten, daß neue Strafgefeße, fos 
fern ſtie milder feyen, als die alten, auch auf frühere Ver 
brechen angewendet werben ſollen (b). — Diefe Weglaf- 
fimg iſt jedoch’ ganz unerhebfih, Inden es fich ofmehin von 
feibft verſteht, daß in jedem einzehten kuͤnftigen Fall ver 
Geſetzgeber berechtigt ift, einem neuen Geſetze ausnahms⸗ 
weiſe die ruͤckwirkende Kraft beſonders beizulegen. 

Die oben angeführte Vorſchrift ſtimmt mit dem Roͤmi⸗ 
ſchen Recht auch darin überein, ‚daß fie ausdruůcklich die 
juriſiiſchen Thatſachen der früheren Zeit (Handlungen 
und Bezebenheiten“) ber Einwirkung des neuen Geſetzes 
entzieht, alſo ſowohl die vergangenen: äls die zufünftigen 
Wirkungen biefer früheren Thatſachen davon mabhangis 
erhält. 

Neben diefer allgemeinen Beſtimmung, die für alle ge 
senwärtig en Fänge Geſethe vie -zeilliche Grhnze ihrer 


(a) Eitwurf eines Geſehbuche (b) Ginleitung zum A. L. R. 
Ginkit. 5:20. Max: ver Yılaben; "HIE-—: ink anbere, bie Form 
* kann, aus ũberwiegenden der Rechtögefchäfte betreffende Aus- 

ründen des' geineinen Beſien,“ nahme ($ 16. 17) wird weiter 
ein· neues Bley ‚an. auf pBe unten, (5 385; .c)-rmähat werden. 
gangene Fälle —21;** “ 
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Wirkſamkeit feftftellt, kommt nun aber noch in Betracht eine 
Anzahl -tranfitorifcher Vorſchriften, veranlaßt durch Die 
Einführung der gegenwärtigen Preußifchen Gefebgebung, 
bald in das gefammte Land, bald in einzelne Landestheile 
(8 383). In diefen ift_derfelbe Grundfag anerkannt, und. 
nur in näheren Beftimmungen einzeln angewendet. 

DI. Franzoͤſtſche Gefeßgebung. 

Hier ift unfer Grundſatz für das Privatrecht in folgen: 
den wenigen Worten anerfannt (c). 

La loi ne dispose que pour l’avenir; elle n’a 
point d’effet retroactif. 

Sowohl diefe Kürze, als der gebrauchte gangbare Kunfts 
ausdruck (effet retroactif) läßt Teinen Zweifel, daß Hier 
- lediglich die aus dem Roͤmiſchen Recht herrührende, und 
durch das wifienfchaftliche Recht aller Länder längft ges 
nauer ausgebildete Lehre ganz und vollftändig anerfannt 
werben follte; und fo hat es auch die Franzöftfche Praxis 
aufgefaßt. | 

Ganz in demjelben Sinn ift bie Regel im Strafrecht 
ausgefprochen (4). Die rüdwirkende Kraft der neuen 
Strafgefeße, wenn fie milder find als die früheren, ift hier 
nicht, wie im Preußifchen Recht, durch das Geſetz felbft 
hinzugefügt, wohl aber durch die Praris anerkannt. 

II. Oeſterreichiſche Gefeßgebung. 

Auch Hier findet fich blos folgende kurze Borfchrift (e). 


(c) Code civil art. 2. (d) Code peEnal art. 4. 
(e) Geſetzbuch $ 8. 
vm. 26 
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Geſehe wirken nicht zuruͤck; fle Haben daher auf 
vorhergegangene Handlungen und auf vorher er⸗ 
worbene Rechte feinen Einfluß. 

Es gift Hier dieſelbe Bemerkung, welche bereits für 
das Franzöfifche Gefeg gemacht worden if, Ja es ift 
aus den gebrauchten Ausbrüden noch unzweifelhafter, daß 
der Gefehgeber die gefammte Im gemeinen Recht anerkannte 
und ausgebilvete Theorie ſich hat aneignen wollen. 


vr 


Bei der geringen Einwirkung der @efehgebung auf die 
‚vorliegende Lehre {ft dem wiſſenſchaftlichen Recht ein um 
fo größerer Einfluß zugefallen, und es ſcheint daher nöthig, 
einige allgemeine Bemerkungen uͤber die Stellung unſerer 
Schriftſteller zu dieſer Lehre voraus zu ſchicken. Im 
Großen und Ganzen findet ſich eine größere Uebereinſtim⸗ 
mung, als man erwarten möchte; theils durch die große 
Autorität, die ſeit Jahrhunderten die Ausfprüche des Rö- 
miſchen Rechts ausgeübt haben (B 386), theils durch bie 
gerade hierin oft unverfennbare innere Macht der Dinge 
felbft. Die dennoch vorhandenen Berfchiedenheiten haben eine 
zweifache Natur. Einige gründen ſich auf die mehr ober 
weniger richtige Auffaſſung der einzelnen Rechtsverhaͤltniſſe 
in Beziehung auf unfere Frage, und von biefen wird erſt 
unten, bei diefen Rechtsverhältnifien felbft, vie Rede fein 
fönnen. Andere find entftanden aus den verf chiedenen Ders 
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ſuchen, das mehr ober weniger deutlich Gedachte in allge: 
meinen Srundfägen zu formuliren; dieſe Verſchiedenheiten 
haben eine überwiegend theoretifche Natur. Eine fehr in 
das Einzelne gehende Vergleichung und Kritik diefer Ver⸗ 
fuche würbe nicht in rechtem Verhaͤltniß flehen zu der das 
von zu erwartenden Frucht. Es wird genügen, bei einigen 
Schriftftellern, die auf diefe allgemeine Formulirung mehr 
als Andere, Kraft verwendet haben, auf das Eigenthuͤmliche 
derfelden hinzuweiſen. 

Weber legt beſonderes Gewicht auf folgende Unter⸗ 
ſcheidung (f). Man koͤnne ein neues Geſetz erſtlich ver⸗ 
ſuchen ſo zu behandeln, als wenn es ſchon in einer fruͤ⸗ 
heren Zeit vorhanden geweſen waͤre, ſo daß es auch auf 
die in die Vergangenheit fallenden Wirkungen aͤlterer Rechts⸗ 
gefchäfte bezogen würde. Darin liege eine ruͤckwirkende 
Kraft, und dieſe fey verwerflich. Man koͤnne aber auch 
zweitens fich darauf befchränfen, die fünftigen Wirkungen. 
älterer Mechtögefchäfte nach dem neuen Gefege zu beurthei⸗ 
len, und Diefes fey richtig: — Er glaubt, diefe Unterfchei- 
dung, al8 Grundlage der ganzen Lehre, aus der Natur der 
Sache abgeleitet zu haben, fteht aber in der That unter 
dem Einfluß der L. 27 C. de usufis (8 386. g), deren 
ſehr eigenthuͤmliche und willkuͤrliche Vorſchrift fich ihm un- 
vermerkt in einen gemeinen Grundſatz verwandelt. Wie 
fehr er auf diefem Wege zu einer inconfequenten Anwen⸗ 


(Weber SLa bis gm. 
26 * 
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dung feines Grundſatzes unvermerft gendthigt wird, "um 
der völligen Unausführbarfeit zu entgehen, iſt ſchon oben 
bemerkt worden (g). 

Bergmann legt eine allgemeinere unterſcheidung zum 
Grunde (h). Ein Anderes ſoll gelten nach ver Natur der 
Sache, ein Andere nach den ganz pofitiven Borfchriften 
des NRömifchen Rechts. — Nach der Natur der Sache fol 
Das wahr ſeyn, welches Weber für den Inhalt des Roͤ⸗ 
mifchen Rechts ausgiebt. Das neue Geſetz fol nur nicht 
retrobatirt, das Heißt, auf die in Die Vergangenheit fallen- 
den Wirkungen bezogen werden; die Beziehung auf die 
künftigen Wirkungen älterer Rechtsgeſchaͤfte ſoll gültig feyn. 
— Die pofitive Vorfchrift des Römifchen Rechts ſoll da- 
von auf zweierlei Weife abweichen. Erftlich, indem es auch 
die kuͤnftigen Wirkungen Älterer Rechtögefchäfte in Schuß 
nehme; zweitens, indem es nicht blos die reihtlichen Wir- 
fungen (erivorbene Rechte) ſchuͤtze, ſondern auch bloße Er- 
wartungen. 

Bei viefem lebten Schriftfteller iſt beſonders zu tadeln, 
daß er den Inhalt des Roͤmiſchen Rechts in einen grund⸗ 
fäglichen Gegenſatz bringt mit dem aus der Natur ber 
Sache hervorgehenden Recht, welches der Abficht der von 
Theodoſtus IL. Herrührenven, und von Juſtinian in feine 
Geſetzſammlung aufgenommenen Hauptftelle geradezu wider⸗ 
ſpricht (8 386. a), alfo nur verteidigt werben kann durch 


(6) ©. o. $ 386. k. (b) Bergmann $ 4 $ 22 $ 30. 
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die Vorausfeßung, die Roͤmiſchen Geſetzgeber hätten fich 
über die Natur der Sache völlig getäufcht, nicht durch die 
Annahme, fie hätten abfichtfich neues, pofitives Recht vor- 
fihreiben wollen. — nebrigens fchlägt Bergmann weſentlich 
dafielbe Verfahren ein, wie Weber. Diefer ſteht, wie ſchon 
bemerkt, ohne es ſich recht deutlich zu machen, unter dem 
Einfluß der L. 27 C. de usuris; eben fo Bergmann unter 
dem Einfluß von zwei Novellen Juſtinian's (N. 66 und N. 22 
C. 1). Unter dem falfchen Schein eines Fritifch-hiftorifchen 
Verfahrens bildet er aus einigen allgemeinen Redensarten 
diefer Novellen, und aus ſehr willfürlichen Borfchriften 
derfelben, eine allgemeine Theorie der erlaubten und uners 
laubten ruͤckwirkenden Kraft der Geſetze aus, unter der 
gang unfritifchen ſtillſchweigenden Vorausſetzung, Juſtinian 
habe in dieſe Novellen eine ſolche Theorie niederlegen wol- 
len, ſie ſollten alſo den allgemeinen Maaßſtab abgeben für 
die Anwendung neuer Geſetze uͤberhaupt. 

Struve endlich zeichnet ſich nicht aus durch eine be⸗ 
ſondere Auffaſſung der rüdwirfenden Kraft überhaupt, in- 
dem er hierin vielmehr von der Auffaffung Anderer mehr 
im Ausdrud, als im Weſen, abweicht. Dagegen ſteht er 
ganz allein in der Behauptung, daß die Regeln über bie 
Anwendung neuer Geſetze auf Vergangenheit und Zufunft 
ausfchließend aus der vom Richter zu erfennenden Natur 
der Sache, niemald aus pofitiven Gefegen, hergenommen 
werden dürften. Jeder Verfuch, dieſen Gegenftand gefeb- 
ih zu regeln, foll gänzlich nichtig fein, und vom Richter 
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gar nicht beachtet werben bürfen; weshalb er Denn aud 
alle tranfitorifche Gefehgebung völlig verwirft (i). — Bei 
diefer Auffaffung der Sache iſt hauptfächlich Die Beſchei⸗ 
denheit zu verwundern, womit diefer Schriftfleler feine Be- 
hauptung über das Berhältniß des Richters zu den Ge⸗ 
fehen auf den engen Kreis der die Rüdwirkung betreffen 
den Rechtsfragen einjchränft. Bei unbefangener Betrach⸗ 
tung wird man fich uͤberzeugen muͤſſen, daß dieſelbe Be- 
hauptung, wenn fie überhaupt wahr tft, auch auf das 
ganze übrige Gebiet aller Rechtsfragen ausgedehnt wer: 
den müfle. 


6. 388, 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen des Grundfaßes. 


Indem ich jetzt zur Anwendung des aufgeftellten Grund» 
faße8 übergehe, muß ich zuvor auf einen, für unfere Un- 
terfuchung wichtigen, Unterſchied in der Befchaffenheit ver 
juriflifchen Thatſachen aufmerffam machen. Die meiften 
diefer Thatfachen find einfache, einem einzelnen Zeitpunkt 
angehörende, Ereigniſſe, ſo wie die Vertraͤge, deren Weſen 
in einer uͤbereinſtimmenden Willenserklaͤrung beſteht, alſo 
in einer augenblicklichen Handlung, bei welcher die vielleicht 
lange dauernde Vorbereitung ganz gleichguͤltig iſt. Bei die⸗ 
ſer Art der Thatſachen iſt es leicht zu beſtimmen, ob ein 
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neues Geſeh vor oder nach einer ſolchen Thatſache erlaſſen 
ſeyn mag. 

Dagegen giebt es manche andere Thatſachen, die ſich 
über einen ganzen Zeitraum verbreiten, entweder indem fie 
einen gleihmäßig forkgefegten Zuſtand vorausſetzen (wie 
die Ufucapion und die Klagverjährung), oder indem fie aus 
mehreren, der Zeit nad) auseinander liegenden, einzelnen 
Ereigniffen zufeummengejest find (wie bie Teftamente). Bei 
dieſen ift die Beftimmung des Zeitverhältniffes zu einem 
neuen Gefege fchwierig und verwidelt, jo daß fie nur durch 
forgfälfige Beachtung und Unterfcheibung ber einzelnen Um⸗ 
fände gelingen kann, indem das neue Geſetz oft erlafien 
wird zu einer Zeit, welche zwiſchen dem Anfang und bee 
Vollendung einer ſolchen Thatfache liegt. | 

‚In den juriflifchen Thatfachen ber erften, einfacheren Art 
(den augenblicklichen Ereigniſſen) verdienen beſonders zwei 
Momente unſere Aufmerkſamkeit, woruͤber eine gemeinſame 
Vorbemerkung bier ihre rechte Stelle finden wird: Die 
Handlungsfähigfeit der betheiligten Perſanen, und die juri⸗ 
ſtiſche Form der Rechtögefchäfte. 

Die Handlungsfaͤhigkeit iſt ausſchließend zu beurtheilen 
nach der Zeit der juriſtiſchen Thatſache, ſowohl was den 
faktiſchen Zuſtand, als was das beſtehende Geſttz betrifft. 
Schließt alſo ein Minderjaͤhriger ohne Vormund einen Ver⸗ 
trag, ſo iſt und bleibt dieſer Vertrag unguͤltig, auch nach⸗ 
dem das volljaͤhrige Alter erreicht iſt; eben fo aber auch, 
wenn ein fpäteres Gefep ven Zeitpunkt der Voljährigfeit 
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früher, als bisher, eintreten läßt. Daſſelbe gilt aber auch 
umgefehrt; fchließt alfo unter der Herrſchaft des Franzoͤſi⸗ 
fchen Rechts ein Einundzwanzigiähriger einen Bertrag, fo 
iR und bleibt der Vertrag gültig, auch wenn bald nachher 
diefer Ort umter die Herrfchaft des Römifchen Rechts tritt, 
welches Fünf und zwanzig Jahre für die Volljährigkeit er- 
fordert. — Ueber diefen Gegenſtand ift auch, fo viel ich 
weiß, niemals ein Zweifel erhoben worden. — Daſſelbe 
muß behauptet werden, wenn eine Frau Bürgfchaft leiftet, 
während das Römifche Recht (mit dem Sc. Vellejanum) gilt, 
welches Geſetz nachher "aufgehoben wird, oder umgekehrt. 
Im erften Fall ift und bleibt die Bürgfchaft ungültig, im 
zweiten Ball ift und bleibt fie gültig, auch nad) dem abän- 
dernden neuen Geſetz (a). 

Auf gleiche Weife muß die juriftifche Korm eines Rechts- 
geichäfts beurtheilt werden ausfchließend nach dem zur Zeit des 
vorgenommenen Geichäfts beftehenden Geſetz, fo daß ein 
fpätered Gefeh keinen Einfluß auf die Gültigkeit hat, ohne 
Unterſchied, ob daſſelbe die frühere Form erleichtert oder 
erſchwert. Man kann diefen Satz fo ausdrüden: tempus 


regit actum, übereinflimmend mit ber Regel des örtlichen - 


Rechts: locus regit actum ($ 381), ja er führt fogar 
noch einen höheren Grad von Gewißheit und Nothwendig⸗ 
. Teit mit fi, als dieſe Regel, welche man als eine, durch 


(a) Bon einer abweichenden Meinung von Deyer über das 
Sc. Vellejanum wird unten bei den Verträgen $ 392 die Rede 
ſeyn. 
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allgemeine Rechtögewohnheit begründete, Degünftigung der 
KRechtsgefchäfte anfieht. Denn bei biefer Regel des ort⸗ 
lichen Rechts iſt es oft (wenngleich nicht immer) den. Bars 
teien möglich, eine andere Form zu beobachten, und darum 
wird ihnen billigerweife die Wahl gelafien, welches Geſetz 
fie in Anfehung der Form beobachten wollen: das am Ort 
der Handlung geltende, oder vielmehr das Geſetz des Ortes, 
welchem in anderer Hinficht dieſes Rechtsgefchäft angehört, 
3: B. das Geſetz des Wohnfiged. Cine foldde Möglichkeit, 
und das darauf gegründete Wahlrecht der Parteien zwifchen 
verfchiedenen Geſetzen, ift neben der Regel: tempus regit 
actum, gar nicht vorhanden, da Niemand vorherfehen Tann, 
daß ein künftige Gefeh die Form abändern werde, . und 
worin die Aenderung beftehen werde. Daher ift denn auch 
von Schriftftelern diefe Regel ohne Widerfpruch anerkannt 
worben (b). 

- Nur in Einer Beziehung könnte man einen Zweifel an 
der Allgemeingültigfeit dieſer Regel geltend machen wollen, 
wenn nämlich das neue Gefeh die Form eines Rechtsge⸗ 
ſchäfts nicht erſchwert, ſondern erleichtert. Hier könnte man 
aus ſcheinbarer Milde und Schonung, aus dem unbedingten 
Beſtreben nach der Aufrechthaltung der Rechtsgeſchaͤfte, an⸗ 
nehmen wollen, das Geſchaͤft ſey auch dann gültig, wenn 
. die dabei angewendete, damals unzureichende, Form zus 
fälligerweife ven Forberungen des neuen Geſetzes genüge. 


(b) Weber ©. 90 u. fg. Mxyer p. 19. 29. 43. 61. 89. 
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Dieſen Weg hat in der That das Preußiſche Geſetz einge⸗ 
ſchlagen (ce). Ich halte aber dieſe Vorſchrift für einen 
Mißgriff, und glaube, daß, wo ein folches Geſetz nicht 
befteht, gerade das Gegentheil nach allgemeinen Grundſaͤtzen 
angenommen werden muß. 

Der erwähnten Vorfehrift fcheint Die Anficht zum Grunde 
zu liegen, die pofttiven Formen der Nechtögefchäfte feyen 
Belchränfungen der inbivinuellen Freiheit zum Vortheil des 
Öffentlichen Wohle, etwa fo, wie die Staatsabgaßen, bie 
der Staat, ohne Rechisverlegung, nicht bios im Allge- 
meinen herabfegen, jondern auch dem Einzelnen fchenfungs- 
weife erlaffen fann. Diefe Anficht kann nur etwa zugegeben 
werben für die mit manchen Rechtsgefchäften verbundene 
Stempelabgabe, und auch da nur, in fofern der Gebrauch 
des Stempelpapiers als Bedingung der Gültigkeit des Ge⸗ 
fchäfts vorgefchrieben feyn follte; für alle andern Formen 
ift dieſe Anficht unwahr, wie fich aus folgendem Beiſpiel 
ergeben wird. 

Wenn gegenwärtig in Berlin ein eigenhändig gefchrie- 
benes Privatteftament errichtet wird, fo iſt Diefes eine 
unwirkſame Sandlung, aus welcher, bei dem Tobe bes 
Teftators, Feine Rechte entfpringen. Wird aber vor feinem 
Tode die Franzoͤſiſche Teftamentsform eingeführt, nad 

(e) Ag. 2. R. Einleit. $ 17. in fofern nur die na ben nen: 
„Frühere Handlungen, welche, wer ern Geſetzen erforberlihen Förm⸗ 
gen eines”Mangels an Förmlich- Lichkeiten, zur Seit bes barüber 


feit, nach den alten Gejegen un: entftandenen Streites, dabei ange: 
gültig feyn würden, find gültig, ttoffen werben. 
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welcher das eigenhänbige Privatteſtament vollgültig if, 
fo würde dadurch, nach ber angeführten gefehlichen Vor⸗ 
fchrift (Note ©), jenes Teftament gültig werben und bie 
fünftige Erbfolge beflimmen. Darin fcheint eine humane 
Begünftigung bes Teflatord zu liegen, deren Richtigkeit 
jedoch fehr bezweifelt werden muß. Ein Gefeb, welches, 
wie daß jet in Preußen beftehende, ſchlechthin die gericht» 
liche Abfaffung der Teftamente erfordert, wird dabei uns 
zweifelhaft von mehreren zufammen wirfenden, in ſich ver« 
wandten, Beweggründen geleitet, die insgefammt auf der 
befonderen Wichtigkeit der Teftamente, in Bergleichung mit 
anderen Mechtögefchäften, beruhen. Durch die notwendige 
Mitwirkung des Richters wird der Unterſchiebung eines 
falſchen Teſtaments vorgebeugt; ferner der unbejonnenen 
Uebereilung, die aus augenblidlichee Zuneigung ober Ab⸗ 
neigung gegen beftimmte Perfonen hervorgehen kann; endlich 
bem eigennügigen Einfluß mancher PBerfonen, dem fich der 
unbewachte, ımberathene Teftator aue Schwäche nicht zu 
entziehen vermag. Alle diefe Berveggründe beziehen fich auf 
das Privatwohl, nicht auf den Vortheil des Stants, und 
wenn auch das neue Geſetz diefe Greinde nicht-mehr fo 
hoch anfchlägt, fo ift es doch eine große Frage, ob der 
wahre Bortheil des Teftators, nämlich die Aufrechthaltung 
des wahren, ernfien, befonnenen Willens, befördert wirt 
durch die, dem juriftifchen Grundſatz widerſprechende, rüd: 
wärts gehende Belräftigung eines bis dahin unwirkfamen 
Teſtamenis. Dieſes wird befonders einleuchtenn, wenn 
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man ſich Mar zu machen fudt, warum denn der Teftator 
die zur Zeit de& errichteten Teſtaments beſtehende gefeßliche 
Form unbeachtet gelaffen hat. Es Tann Diefed gefchehen 
ſeyn aus bloßer Rechtsunkunde, waͤhrend ein ernſter, be⸗ 
ſonnener Wille in der That vorhanden war; auf dieſer 
Vorausſetzung beruht ohne Zweifel die angefuͤhrte Vorſchrift 
des Landrechts, die als reine Wohlthat gedacht wird. Aber 
es kann auch geſchehen ſeyn mit vollem Bewußtſeyn des 
beſtehenden Rechts, fo daß das eigenhändige Privatteſta⸗ 
ment eine bloße Borbereitung ſeyn follte zu einem gericht 
lichen Akt, deffen Vornahme ver Teftator noch einer weitern 
Veberlegung vorbehalten wollte. Dann befräftigen wir, 
in Folge jenes Geſetzes, ein Teftament, wozu der wahre, 
legte Entfchluß vielleicht niemals vorhanden war. Auf de 
anderen Seite kann man fagen, daß der Teftator, indem 
er das Privatieftament nach Erfcheinung des neuen Ge⸗ 
feges aufbewahrte, fo zu betrachten ift, ald hätte er es 
jest neu gefchrieben, wozu er doch unftreitig befugt war. 
Allein gerade bei Teftamenten ift Nichts gewöhnlicher, als 
das unbeftimmte Hinausfchieben, und fo ift Nichts unficherer, 
als irgend eine Borausfegung, die hierauf über den wahren, 
endlichen Willen gebaut werden möchte. Man verwidelt 
fich dabei in Die Erwägung zufälliger, blos möglicher Um- 
fände, und bei unbefangener Betrachtung wird man ein- 
räumen müflen, Daß es durchaus an einem befriedigenden 
Grunde fehlt, von der reinen juriſtiſchen Regel: tempus 
regit actum, abzugehen, und daß man dabei in Gefahr 
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fommt, aus vermeintlicher Humanität einen Erfolg eintreten 
zu laſſen, der dem wirklichen Willen vielleicht geradezu 


widerſpricht. 


Bei der Anwendung auf die einzelnen Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe ſoll nunmehr dieſelbe Anordnung befolgt werden, welche 
ſchon im erſten Kapitel beſolgt worden iſt (d). 

J. Zuſtand der Perſon an ſich. 
D. Sachenrecht. 

III. Obligationenrecht. 

IV. Erbrecht. 

V. Familienrecht. 


Eines beſonderen Abſchnittes über die Formen der 
Rechtsgeſchäfte bedarf es nicht, da dieſe Frage ſchon in 
den gegenwaͤrtigen einleitenden Paragraphen aufgenommen 
worden iſt. 


(d) Es verſteht ſich von ſelbſt, beobachten iſt, wie oben bei den 
daß Hier dieſelbe Beſchraäͤnkung Gräͤnzen des örtlichen Rechté 
anf das Privatrecht, und zwar ($ 361. a. $ 384. b). 
auf das materielle Privatrecht, zu 
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8 389. 


A, Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 1. Zuftand der 
Berfon an fid. 


Die neuen Geſetze, welche den Zuftand der Perſon an 
ſich, Insbefonvere die Handlungsfähigfeit, zum Gegenftand 
haben, find hier in zwei verfchievenen Rüdfichten zu er- 
wägen. Erſtlich wegen ver denkbaren Einwirkung des 
neuen Geſetzes auf die vor demfelben von ber betheiligten 
Perſon vorgenommenen NRechtsgefchäfte; zweitens in Be 
jiehung auf den perfönlichen Zuftand ſelbſt, der durch das 
neue Geſetz beherrfcht werden fol. — Die erfte Frage ifl 
bereit8 beantwortet worden (8 388); es bleibt alfo nun die 
zweite Frage übrig, wie ein nettes, ven perfönlichen Zu⸗ 
ftand beireffendes, Geſetz auf die zu feiner Zeit beftehenven 
Rechtöverhältnifie diefer Art einwirft, und ob dabei insbe⸗ 
fondere unfer- Grundfag, der die Rüdwirkung ausfchließen 
fol, zur Anwendung kommt. 

Diefer Grundſatz findet auf den Zuftand der PBerfon 
an fi nur geringe Anwendung, indem bie meiften Zu⸗ 
ſtaͤnde dieſer Art eine ſo abſtracte Natur haben, daß ſie als 
erworbene Rechte nicht angeſehen werben Fönnen; unter 
befonderen Borausfeßungen jedoch, alſo ausnahmsweiſe, 
haben wir auch hier erworbene Rechte anzuerkennen (8385. 
d. e.f.). Nur in diefen befonveren Fällen alfo ift die Ein- 
wirfung des neuen Geſetzes auf vorgefunbene Zuftände 
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Durch unfren Grundſatz zu beſchraͤnken; in allen uͤbrigen 
Ballen Dagegen kommt Das neue Geſet augenblidtich zu 
ganz unbefhränfter Wirkſamkeit. Diefes fol nunmehr in 
Anwendung auf vie wichtigften Falle des Zufanbes ber 
Derfon an ſich dargethan werden. 

1. Wegen des Alters find folgende Regeln anzu⸗ 
nehmen. Wird die Minverjährigfeit durch ein neues Ge 
je verlängert oder verkürzt, fo iſt daſſelbe fofort anzumen 
den auf alle Minderjährige, Die es eben vorfindet, fo daß 
feiner derſelben behaupten kann, er habe durch das alte 
Geſetz das Recht erworben, gerade in dem dusch dafielbe . 
beftimmten Zeitpunft volljährig zu werben. 

Anders verhält es fich jedoch mit Denen, welche nach 
dem alten Geſetz bereits volljährig geworben waren, wenns 
gleich fie nach dem Inhalt des neuen Gefehes noch minder⸗ 
jährig feyn würden. Denn für dieſe beſtimmte Perſonen 
iſt die Volljährigkeit, und die mit derſelben verbundene 
Selbpftändigfeit, ein erworbenes Recht, begründet durch 
den unter der Herrſchaft des alten Geſetzes eingetretenen 
beftimmten Zeitpunft. Wollte man ſie wieder minderjährig 
machen, und unter Vormundſchaft flellen, fo läge darin 
eine, unſrem Grunbfag widerſprechende, Rüdwirfung, die 
ſelbſt durch ausdruͤckliche Vorſchrift des Geſetzes nur als 
eine (nicht zu billigende) Ausnahme des Grundſatzes geltend 
gemacht werben koͤnnte (a). 


(a) Es ift alfo für diefen Fall des neuen Geſetzes biefelbe Regel 
anzuwenden, welche für den Ball bes veränperten Wohnſitzes ſchon 
oben aufgeſtellt worben iſt (9 806 p. Q.). 
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Die Richtigkeit diefer Behauptung wird durch die Ber- 
gleichung mit folgendem Fall beftätigt. Wenn ein Minder- 
jähriger für volljährig erflärt wird, fey es durch den Lan⸗ 
desheren (nach Römifchen Recht), oder durch ein Bormund- 
fhaftsgericht (nach Preußifchem Recht), fo wird Niemand 
zweifeln, daß für ihn die Volljährigkeit mit ihren Folgen 
die Ratur eines erworbenen Rechts hat. Geſetzt nun, daß 
bald nachher, und ehe diefe beftimmte Perfon das gefegliche 
Alter erreicht hat, in dieſem Lande die Volljaͤhrigkeits⸗ 
erklärung überhaupt abgefchafft würde, jo müßte doch viele 
Perſon fortwährend als volljährig anzufehen feyn. Was 
aber in einem folchen Fall der Ausfpruch des Landesherrn 
oder des Gerichts gewährt, darf auch Dem nicht verfagt 
werden, der unter der Herrfchaft des alten Gefehes das 
von dieſem vorgefchriebene Alter erreicht hat. 

Die bier aufgeftellte Anficht Bat in der PBreußifchen 
Gefepgebung vielfache Anerkennung gefunden. 

Das Einführungspatent des A. L. R. in die Provinzen 
jenfeit8 der Elbe vom 9. Septbr. 1814 enthält im 8 14 
folgende Worte-(b): | 

Die Volljährigkeit tritt in Anfehung aller derjenigen 
Verfonen, welche foldhe vor dem. Januar 
1815 (ec) nach den bisherigen Gefegen nod 
nicht erreicht haben, erft mit dem vollendeten 
vier und zwanzigften Jahre ein. 


(b) Gefehfammiung 1814 ©. 93. (c). Der 1. Jan. 1815 
war der Tag, an welchem das Landrecht Geſetzeskraft erhalten follte. 


N 
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Cine gleichlautenne Beſtimmung enthalten bie übrigen 
teanfttortfchen Geſetze der nachfolgenden Jahre (8 383), 
und eben ſo eine beſondere fuͤr Erfurt und Wandersleben 
über die Volljaͤhrigkeit im I. 1817 erlaſſene Verordnung (2). 
‚ Eine abweichende Anſtcht über diefe Trage vertheibigt 

ein Schriftfteller des Franzoͤſiſchen Rechts, indem er be- 
hauptet, daß in einem folchen Fall der bereits volljährig 
Gewordene, in Folge des neuen Gefehes, wieder ald min⸗ 
derzaͤhrig behandelt werben müfle, und zur Betätigung 
diefer Behauptung uͤbereinſtimmende Urtheile der Gerichts⸗ 
höfe von Nismes und Turin anführt (e). 

2. Aehnliche Fragen Tönnen in Anſehung des Ge⸗ 
ſchlechts vorkommen, nur mit dem Unterfchted, daß dabei 
der Fall eines perföntich erworbenen Rechts, wie bei der 
Minverjähtigfeit, nicht eintreten Tann. 

Wenn in einem Rande, das bisher die Geſchlechtsvor⸗ 
mundſchaft nicht Tannte, eine ſolche In irgend einer ihrer 
vielen Abſtufungen (1) durch neues Gefeh eingeführt wird, 
fo And derſelben augenblidtich alle jeht lebende Frauen un⸗ 
terworfen. Eben ſo verhaͤlt es ſich umgekehrt, wenn die 
bioher beſtehende Geſchlechtsvormundſchaft durch neues Ge⸗ 
ſed abgeſchafft wird (8). 

Wenn da, wo die Frauen, gleich den Maͤnnern, guͤltige 
Buͤrgſchaften übernehmen köͤnnen, das Sc. Vellejanum ein-⸗ 


(d) Geſetzſammlung 1817 ©. 201. (e) Mekrer p. M. 98, 
(f) Eichhorn deutſches Recht F 324—326. (g) Cursor T. 1 
p. 29—36. . 
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geführt wird, fo wirkt dieſe neue Beſchraͤnkung augenblidlich 
auf alle jeht lebende Frauen, wenn biefe künftig in Bürge 
fihaften eintreten möchten. . Ganz Daſſelbe aber muß be 
hauptet werden, wenn das bisher beſtehende Sc. Vellejanum 
durch neued Geſetz aufgehoben wird (h). 

In allen diefen Bällen alfo würbe es ganz unbegründet 
feyn, wenn man etwa ben jeßtlebenden Frauen ein erwor- 
benes Recht auf die bisher befefiene ausgebehntere Hand: 
Iungsfähigfeit zufchreiben, und die Wirkſamkeit des befchräns 
fenden neuen Geſetzes auf die Fünftige weibliche Generation 
einfchränfen wollte. 

3. Bei der Infamie ift Die hier behandelte Frage 
gleichfalls aufgeworfen worden (i). 

„ Die meiftlen und wichtigften Faͤlle derſelben gehören 
nicht in den Kreis unferer Unterfuchung, die ſich auf das 
Privatrecht befchränft und das Strafrecht ausschließt; ich 
meine alle die Fälle, in welchen die Infamie als Criminal- 
ſtrafe erfcheint, ſey es allein, oder in Verbindung mit ans 
been. Strafen, vielleicht auch als Folge anderer Strafen. 

Es fönnte hier davon die Frage feyn eiwa in Anwen⸗ 
dung auf manche Faͤlle der fogenannten infamia immediata, 
wohin das Römifche Recht mehrere Arten: von: unzlichtigen | 


(b) Cuasor T. 2 p. 350— gegenwärtige Erwähnung berfel, 
3563. den bezieht fih alfo theils auf 

(i) Ich Habe. oben, 8. 2 $83, vie abweichende Meinung Anderer 
zu zeigen gefucht, daß die Infamie . über diefen Punkt, theils auf 
für. unfer heutiges gemeines Recht neuere Gefeßgebungen, worin bie 
feine Geltung mehr habe. Die Infamie anerkannt if. 


— 
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Gewerben rechnet (k), Wenn nun ein neues Geſetz für 
ſolche FAlle die bisher nicht geltende Infamie einführt, fo 
hat es feinen Zweifel, daß daſſelbe auf Alle angewendet 
werden muß, die ſich von jetzt an in dieſer Lage befinden, 
und daß dieſe kein erworbenes Recht in Anſpruch nehmen 
fönnen, eine ſolche Lebensweiſe, frei von Infamie, zu 
führen. 

4. Endlich kann unfere Frage noch vorfommen bei 
der gerihtlih erklärten Berfhwendung, und 
den mit einer folchen Erklärung verbundenen Nachthei- 
len, insbefondere der Interdiction eigener Vermoͤgens⸗ 
verwaltung. . 

Was in diefer Hinficht durch neues Geſetz vorgefchrie- 
ben wird, fen es fchärfend oder mildernd in Vergleichung 
mit dem biöher beftehenden Zuftand, muß augenblidlich zur 
Anwendung fommen, und es kann dagegen die Fort: 
dauer des gegenwärtigen Zuftandes, als eines angeb- 
lich erworbenen Rechtes, nicht in Anfpruch genommen 
werden 9 


(x) S. 0.9826, 183. Caſſationshofs zu. Paris anführt 
(D) Mexer p. 99 — 111, der Caasor T. 2 p. 174—179 if 
zur Beflätigung ein’ Wrtheil des hierin abweichender Meinung. 
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$. 390. 
A, Erwerb der Rechte. Anwendungen. U. Sachenrecht. 


Im Sachenrecht kommt unfer Grundfag meift zu reiner, 
vollſtaͤndiger Anwendung. 


\ 
1. Eigenthum. 

Wird dieſes Recht durch bloßen Vertrag veraͤußert 
unter der Herrſchaft eines Geſehes, das eine ſolche Ver⸗ 
Außerung als vollguͤltig anerkennt, fo bleibt das erworbene 
Eigentum gültig, auch wenn ein ſpaͤteres Geſetz die Tra⸗ 
dition zur Veräußerung erforbert (a). 

Mird umgelehrt unter der Hereichaft eines Geſetzes, 
Das Die Tradition erfordert, ein bloßer Vertrag uͤber die 
Beräufßerung, ohne Tradition, geſchloſſen, jo geht dadurch 
fein Eigentkum über, und felbfl wenn ein ſpaͤteres Geſet 
den bloßen Bertrag für hinreichend erflärt, fo wird auch 
dadurch der Vebergang des Eigentums nicht begründet. 
Bielmehr bedarf es dann zu diefem Zweck entweber eines 


neuen Bertrags, oder der nachzuholenden Tradition (b). 


2. Serpvitut. 
Dabei gelten ganz diefelden Regeln, wie bei dem Eigen- 
thum, wenn etwa zwei Geſetze auf einander folgen, wovon 
das eine den bloßen Vertrag, das andere die Tradition 


(a) Dieſes wird auch anerkannt von Weber ©. 108, jedoch 
inconſequenterweiſe, ſ. o. 8 385, k. 8 387. i. (6) Weber ©. 
108. 100. 
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oder irgend eine. pofttive. Form zur Grrilung der Serpitut 
erforbert (c). 

Anders verhaͤlt es ſich mit den fogenannten geſetzlichen 
Servituten. Wenn foldhe bisher nicht befanden, durch ein 
neues Geſetz aber eingeführt werben, fo ift dabei unfer 
Grundfag gar nicht anwendbar; vielmehr enifichen nun 
folche Befchränfungen des‘ Eigenthums unmittelbar nach 
dem Erlaß des neuen Gefeges, Überall, wo bie thatfärhlichen 
Bedingungen derfelben angetroffen werden (d). Der wahre 
Grund aber liegt darin, daß ein folches Gefeg nicht ſowohl 
den Erwerb eines Rechts zum. Gegenftand Hat, als vielmehr 
das Dafeyn (die Beichaffenheit) des Gigenifums, alſo bie 
Bedingungen und Grängen, welche für bie Anerfennung 
des Eigenthums überhaupt gelten follen. Auf dieſe ganze 
Gattung von Rechtsregeln bezieht ſich aber nicht der Grund» 
fat, welcher die rüdwirfende Kraft der Geſetze auoſchkehi 
(8 384. 399. _ 

3. Pfandrecht. 

Wenn in einem Lande, worin das Romiſche Pfandrecht 

beſteht, durch neues Gefeh ein bisher unbekannter Fall des ſtill⸗ 


ſchweigenden Pfandrechts, zum Schut irgend eines Rechter 


geſchaͤfts, eingeführt wird, fo iſt das neue Geſet anzuwen⸗ 
den auf alle fpäter abgeſchloſſene Rechtsgeſchäfte dieſer Art, 
auf die früheren nicht. Diefer Sag wurde anerkannt vor 


(c) Caasor T. 2 p. 361. (d) Cuaor T. 2 p. 361, 
Struve ©, 267. 
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Juſtinian, als er zum Schuß der Dotalverhältniffe ein 
ſtillſchweigendes Pfandrecht einführte; denn er fügte am 
Schluß feines umfaflenden neuen Dotalgefepes Hinzu, daß 
alle Beitimmungen deſſelben (alfo auch die über das ftill- 
fchweigende Pfandrecht) nur auf fpätere Dotalgefchäfte an- 
gewendet werben follten (e). 

Wird durch neues Gefeh einem Pfandrecht irgend eine 
Stelle in der Reihe der privilegirten Hypotheken angewie- 
fen, fo haben auf das Privilegium nur diejenigen Hypothe⸗ 
fen folcher Art Anfpruch, die erft nach dem neuen Geſet 
entftehen (f). Diefe aber Haben den-Anfpruch auch gegen 
‚alle vor dem neuen Gefeh entflandene Hypothefen; die In- 
haber derſelben haben alſo, jobald das neue Geſetz er- 
feheint, Maaßregeln zu treffen, um fi gegen die 
Gefahr ſolcher fpäteren privilegirten Hypotheken zu 
fhügen (8). 

Im älteren Römifchen Recht war ed erlaubt, eine 
Sache mit der Verabredung ‘zu verpfänden, daß der 
Glaubiger das Eigenthun des Pfandes um den Betrag 
der Schuld erwerben follte, wenn die Schuld nicht be- 
zahlt werben würde (h). Diefer Vertrag wurde fpäter- 

(e) L. un. $ 18. C. de ra (g) Sie koͤnnen gleich jetzt 
ur. act. (5.13). Bergmann ihre Pfandrecht geltend machen, 
©. 126, Ä aalſſo zu einer Zeit, in welcher bie 

(f) L. 12 5 3 C. qui pot. möglicdje Fünftige Concurrenz noch 
(8.18) (Privilegium der Dos). — nicht vorhanden if. 

L. 21 ın f. C. de pign. (8. 14) (h) Vatic. fragm. $ 9 (von 


(Privilegium der Militia). | Papinian), Ein folder Vertrag 
en heißt lex commissoria. 


— 
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hin verboten (i). In Folge unſeres Grundſatzes hätte 
diefes Verbot angemendet werden müfjen nur auf die fhä- 
. teren Verträge biefes Inhalts; K. Eonftantin aber, von 
welchem das Geſetz herrührt, gab ihm ausnahmsweiſe ruͤck⸗ 
wirkende Kraft, wodurch es auch auf die vergangenen Ver: 
träge anwendbar wurde. — Nach den Gründen, die oben 
in Beziehung auf ein ähnliches Geſetz über die Zinfen 
audgeführt worden find ($ 386), hat diefer tranfitorifche 
Zufa für uns, felbft die Anwendbarkeit des Roͤmiſchen 
Nechts überhaupt vorausgefegt, keinerlei praftifche Bes 
Deutung. 

Die bier für die neuen Geſetze über das Pfanprecht 
aufgeftelten Regeln find aber durchaus nicht anwendbar, 
wenn dieſe Gefege nicht fowohl die Aufnahme oder Ab: 
fhaffung einzelner Fälle des Pfandrechts ober der Privi- 
legien zum Gegenftand haben (mie hier bisher vorausgefept 
wurde), ald vielmehr ein neues Syſtem des Pfandrechts 
ſelbſt. Diefer Fall tritt ein, wenn an die Stelle des bis⸗ 
her geltenden Römifchen Pfandrechts durch neues Geſetz 
das Syſtem der Hppothefenbücher eingeführt wird ober 
umgefehrt. In einem folchen Fall betrifft das neue Gefeh 
nicht mehr den Erwerb der Rechte von Seiten beftimmter 
PVerfonen, fondern das Daſeyn der Rechte (des Rechtein- 
. ftitut8). Dann ift aber ver die Ruͤckwirkung ausfchließende 


(i) L. 3 C. de pactis pign. ©. 6. 51. Meyer p. 17, ber 
(8. 35), d. 5. L.un. C. Th. de über den hiftorifchen Sufammen- 
commiss. resc. (3.2). — Weber hang im Irrthum ifl. 
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Grundſatz gar nicht anwendbar (8 384. 385), beide Rechts: 
ſyſteme Können nicht in einzelnen Anwendungen neben ein 
ander beftehen, und das neue Gele muß augenblidic 
und ausichließend zur Anwendung kommen. Wie aber Hier 
der Uebergang aus dem alten Zuftand in den neuen zu 
behandeln if, um Rechiöverlegungen zu verhüten, davon 
wird unten an geeigneter Stelle die Rebe ſeyn (8 400). 

4. Andere Jura in re. i 

Das Römifche Recht erkennt nur eine abgefchlofiene 
Heine Zahl vinglicher Rechte neben dem Gigenihum ale 
möglich an; es geftattet alfo nicht, neue dingliche Rechte 
nach Gutbünfen zu erfinden. 

Die Preußifche Gefehgebung hat hierin einen gamı 
neuen Weg eingeichlagen. Sie läßt jedes an fich bios 
perfönliche Recht des Gebrauchs oder der Nubung, einer 
fremden Sache in ein dingliches Recht übergehen, ſobald 
dem. Berechtigten der Befig der Sache eingeräumt wird (k). 
Unter dieſer Borausfegung aljo Haben namenilih ale 
Mietherx und Pächter nach Preußischen Recht ein bingliches 
Recht, die nach dem Römischen Recht durchaus nur ein 
periönliches Gebrauchsrecht haben Tonnen. 

Wird nun an einem Ort das Preußiſche Recht an bie 
Stelle des. Römifchen eingeführt, fo behalten alle zur Zeit 
biefes Einführung vorhandene Miether und Pächter das 
perfönliche Recht, das fie bis dahin hatten, und nur die 


(K) Kock Preußiſches Net, 8. 1. 5 223. 317. 
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neuen Berträge folcher Ait gewähren ein vingliches Recht. — 
Ehen jo behalten im umgekehrten Fall die Miether das 
unter der Herrſchaft des Breußifchen Rechts entftandene 
bingliche Recht, die neuen. Mietber aber werben nach dem 
Römifchen Recht als blos perſoͤnlich Berechtigte angefehen. 
— Auch hier alfo entſcheidet unbedingt die Zeit der Ent- 
ſtehung jedes Rechtöverhältniffes uͤber das anwendbare Ger 
ſetz, und von einer rücwirkenden Kraft des neuen Geſetzes 
darf nicht die Rede ſeyn. 

Durch einen täuſchenden Schein der Aehnlichkeit koönnte 
man ſich verleiten laſſen, dieſen Fall eben ſo zu behandeln, 
wie den / unmittelbar vorher erwähnten Fall des Römifchen 
und Preußifchen Hypothekenſyſftens. Dann würde auch 
die Einführung des dinglichen Nechts der Miether und 
Paͤchter ald ein neues Geſetz über daS Dafeyn der Rechte 
(des Rechisinftituts) zu betrachten feyn: von dem Die ruͤck⸗ 
wirfende Kraft ausfchließenden Grundfa wäre dann wicht 
mehr die Rede, . vielmehr müßte Das neue Geſetz auch alle 
vorhandene Rechtsverhältniffe fofort ergreifen. 

In der That aber find beide Fälle von durchaus ver- 
fchievener Natur. Die zwei: erwähnten Syflane des Hypo⸗ 
thekenrechts koͤnnen nicht gleichzeitig neben einander beftehen, 
weil ‘gerade der haͤufigſte und fchwierigfle Fa im Hypo⸗ 
thekenrecht die gleichzeitige Berechtigung mehrerer Perfonen 
an derfelben Sache zum Gegenfiand Bat, deren Rang- 
ordnung nur Durch das eine oder das andere Syſtem aus⸗ 
fließend beftimmt werben kann. — Dagegen bat es durch⸗ 
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aus fein Bedenken, daß an demfelben Orte die Rechte 
mehrerer Miether nach verfchievenen Regeln beurtheilt 
werben, wenn ihre Verträge zu verſchiedener Zeit, und 
zwar unter der Herrfchaft verſchiedener Geſetze, gefchlofien 
worden find. Daher gehört die Frage wegen des dinglichen 
Rechts der Miether lediglich zu der Gattung von Rechts⸗ 
regeln, welche ſich auf den Erwerb der Rechte beziehen, 
alfo in vasjenige Gebiet, worin bey die ruͤckwirkende Kraft 
der Geſetze ausfchließende Grundfag anwendbar ift, 


x 
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A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. I. Sachenrecht. 
(Fortſetzung.) 


Bei der Betrachtung der einzelnen, dem Sachenrecht 
angehörenden, Rechtsinftitute find einige derfelben mit Ab- 
ficht vorläufig übergangen worden, weil fie eigenthümliche 
Schwierigkeiten und Verwidlungen darbieten, und daher 
‚In einem größeren Zufammenhang behandelt werben müffen. 

Diefes ift der Erwerb des Eigenthums und der Servi- 
tuten durch Ufucapion und longi 'temporis possessio (jur 
fammen zu faffen unter dem Namen ber Erfigung), fo wie 
die Aufhebung der Serpituten durch nonusus und libertatis 
usucapio, gleichbeveutend mit dem Erwerb der Freiheit von 
der Serpitut auf der Seite des Eigenthüimerd (8 388). — 
Ale dieſe Fälle der Erwerbung haben folgende Eigenfchaften 
mit einander gemein. Sie werben nicht vollzogen durch 


$.391. A. Erwerb d. Rechte. Anwendungen. II. Sachenrecht. (Fortf.) 427 


eine einfache, augenblidliche Handlung, fondern Durch einen 
dauernden Zuftand, welcher während eines ganzen Zeitraums 
gleichmäßig fortgeleht feyn muß; es möge nun biefer Zu⸗ 
ftand beftehen in einer fortdauernden Thätigfeit (Beſitz, 
Quaſibeſitz), oder aber in einer fortvauernden Unthätigfeit. 

In dieſen Eigenfchaften aber kommen mit den hier er- 
wähnten Rechisinftituten völlig überein manche außer den 
Graͤnzen des Sachenrechte liegende Rechtsinſtitute, vorzüg⸗ 
lich die Klagverjaͤhrung, die gleichfalls auf der fortdauern⸗ 
den Unthaͤtigkeit waͤhrend eines ganzen Zeitraums beruht, 
und eben ſo, wie die genannten Rechtsinſtitute, zum Er⸗ 
werb eines Rechtes führt, nämlich des Rechts einer Ein⸗ 
vede, wodurch ‘das bisher beftehende Klagrecht eines Andern 
völlig entfräftet wirb. 

Die Anerkennung dieſer inneren Verwandtſchaft hat 
denn auch von jeher dahin geführt, alle Rechtsinftitute 
folcher Art unter Einen Gattungsbegriff zu bringen, und 
mit dem gemeinfamen Namen der Verjährung zu bezeichnen. 
Wie jehr nun auch diefes Verfahren Tadel verdient, und zur 
Verwirrung der Begriffe geführt hat (a), fo ift doch die 
erwähnte innere Berwandtfchaft aller dieſer Rechtsinftitute 
nicht zu verfennen, und gerade in unfrer Xehre von ber 
rüdwirfenden Kraft tritt diefe Verwandtfchaft ganz unvers 
fennbar hervor. Es follen daher gegenwärtig alle biefe 
Rechtsinftitute zufammen gefaßt werben, "als deren Reprä- 


@) S. o. B. 48 177. B. 88 23. 
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fentanten die zwei wichtigften derſelben, die Uſucapion und 
die Klagverjährung, gelten mögen. 

Menn nun ein neues Welch das Recht der Ufucapion 
oder der Klagverjährung in irgend einem Punkte abändert, 
fo find dabei folgende Fälle möglich. 

Das nee Geſetz kann erfcheinen vor bem Anfang der 
Ufwapton. Dann bat es feinen Zweifel, daß es biele 
fpätere Ufucapion vollſtaͤndig beherrfchen muß, fo daß dabei 
von dem alten Gefeh nicht mehr die Rebe ſeyn kann. — 
Eo kann ferner erfcheinen, nachdem eine Uſucapion ſchon 
vollendet if. Dann hat es wiederum Keinen Zweifel, daß 
Darauf das neue Geſetz gar nicht angewendet werden darf. 
Der unter dem alten Geſet vollzogene Erwerb eines Rechts 
muß vielmehr vollftändig aufrecht erhalten werben. — End⸗ 
lich: aber kann das neue Geſetz auch ericheinen während des 
Zeiteaums, im welchen die Uſucapion noch laufend if; 
fypäter, als der Anfang, früher, als das Ende berfelben. 
Das find die zweifelgaften Fälle, für welche wix nunmehr 
die Regel aufzuftellen haben. 

Während vieles. Zeitraums ift durchaus noch Fein 
Mecht erworben, es ift nur ein Erwerb vorbereitet. Daher 
muß auch das neue Geſetz fogleich wirkfem in dieſen un⸗ 
vollendeten Zuſtand eingreifen. Zwar war auch in dieſer 
Zeit die Erwartung eines Erwerbes erregt, und dieſe Er⸗ 
wartung fonnte mehr ober. weniger nahe liegen; aber bloße 
Erwartungen werben überhaupt nicht durch den die Rüds 


a2 
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wirkung ausſchleßenden Grundſatz geſchuͤtzt (6). — Be 
trachten wir jetzt im Einzelnen die verſchiedenen moͤglichen 
Faͤlle ſolcher neuen Geſetze. 

1. Die bisher erlaubte Uſucapion oder Klagverjaͤhrung 
wird aufgehoben, ſey es uͤberhaupt, oder fuͤr gewiſſe Faͤlle 
der Anwendung. — Dieſes Geſetz ergreift auch alle Kälte 
der bereits laufenden Uſucapion, fo daß jeder Erwerb auf 
diefem Wege unmöglich wird. 

2. Es wird umgefehrt die bisher unbefannte uſucapion 
oder Klagverjaͤhrung neu eingeführt. Das neue Inſtitut 
iſt nun ſogleich auf alle jetzt ſchwebenden Rechtsverhaͤltniſſe 
anzuwenden, jedoch fo, daß der Zeitvraum von der Zeit des 
nenen Geſetzes an zu berechnen if. Wer eine fremde 
Sache befaß unter den Bedingungen des neuen Uſucapions⸗ 
geſetzes, fängt jetzt an, ſie zu ufucapiren, gerade fo, «als 
wenn zur Zeit des erlaffenen neuen Geſetzes fein Beſitz ans 
gefangen hätte; die Zeit des früheren Befibes wird ihm 
nicht amgerechnet. — Alle vor dem neuen Gefeh entftan- 
denen Klagrechte treten amgenblidlich unter die Regel der 
Hagverjährung, jedoch fo, als ob fie erſt jeht entſtanden 





- bb) ©. o. $ 385. — Im Gan- 
zen ſtimmt mit dieſer Anſicht über: 
ein Weber ©. 147 —158; des: 


gleichen Bergmann ©. 34 — 


36, was bie Natur der Sache be- 


trifft, während er ©. 163 nad 
Roͤmiſchem Recht das Gegentheil, 


namlich die fortvauernde Einwir⸗ 


ung des alten Geſetzes annintmt, 
) 


indem nad feiner Meinung auch 
die bloßen Erwartungen durch das 
MR. geſchuͤtzt ſeyn follen (f. o. 
$ 387. h). — In der That 
wird Hier derfelbe Grundſatz gel- 
tend gemacht, weicher oben für bie 
Örtliche Colliſton der Nfucapions: 
gefeße angewendet worden iſt 
($ 367. k). 





- 
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wären; die Zeit der früheren Berfäumnig wirb nicht 
gerechnet. Ä 

Ein merkwuͤrdiges Beifpiel diefer letzten Art finden wir 
im Römifchen Recht. Lange Zeit waren bier die meiften 
und wichtigften Klagen ohne alle Verjährung, perpetuae 
actiones im ftrengften Sinne des Wortd. 8. Theodoſius II. 
führte für alle diefe Klagen die Verjährung ein, welche in 
der Regel dreißig Jahre dauern fol. Nah dem ſo eben 
aufgeftellten Grundſatz hätten die damals bereitd laufenden 
Klagrechte erft nach dreißig Jahren erlöjchen müflen. Der 
Kaifer aber gab feinem Gefeb theilmeife rüdwirkende Kraft, 
dergeftalt, daß auch Die vergangene Zeit mit eingerechnet 


. werben follte; jedoch follte der Klagberechtigte in Teinem 


Ball weniger, als sehen Jahre, von dem neuen Gefehe an, 
Zeit Haben, um die früher entftandene Klage noch mit Er- 
folg anzuftellen (ce). Als Juſtinian dieſes Gefeg in Den 
Codex aufnahm, ließ er natürlich dieſe tranfitorifche Be⸗ 
flimmung weg (d), die ſeit etwa hundert Jahren ihre 
MWirkfamfeit von felbft verloren hatte. 

3. Wird eine Art der Unterbrechung, die bisher zus 
läffig war, aufgehoben, oder umgefehrt eine neue Art der 


() L. un, $5 C. Th. de 
act. cerito temp. (4. 14). Ein 
dringende Bebürfniß zu dieſer 
Abweihung von dem Grundſatz 
war wohl nicht zu behaupten. is 
nige Rechtfertigung liegt darin, 
daß unter die Gründe der Klag- 
verfährung auch die Praͤſumtion 


ber Tilgung gehört (f. o. 3. 5 
$ 237). , Diefe Präfuntion aber 
hat Realität auch für die vor dem 
Erlaß des Berjährungsgefehes 
abgelaufene Zeit der unterlaflenen 
Klage. _ , 

(d) L. 3 C. de praeser. 
XXX. (7. 39). 
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Unterbrechung eingeführt, fo ift die eine oder die andere 
Beftimmung auch auf die laufende Ufucapion fofort anzus 
wenden. . 

4. Das neue Geſetz, welches den Zeitraum verlängert, 
ift fogleich anwendbar auch auf die laufende Uſucapion oder 
Klagverjährung (e). 

5. Schwieriger, und zugleich praftifch wichtiger, ift 
die Frage bei einem neuen Geſetz, welches den Zeitraum 
abkürzt. Hier müflen wir grumbfäglich dem Erwerber die 
‚Wahl lafien, ob er das alte Geſetz anwenden will, ober 
Das neue; im legten Ball aber darf er den Zeitraum erft 
berechnen von dem Erlaß des neuen Gefepes an, ſo daß 
er die bereits abgelaufene Zeit nicht mit einrechnen darf. 
Zu der erſten Wahl iſt er berechtigt, weil das neue Geſet 
gewiß nicht die Abficht gehabt hat, dem Gegner einen 
günftigeren Erfolg, als nach dem unveränderten alten Geſetz, 
zu verfchaffen; zu der zweiten Wahl, weil er fein gerin⸗ 
gered Recht haben kann, als Der, welcher in diefem Augen- 
blid die Ufucapion oder die Klagverjährung anfängt. Das 
gegen wuͤrde es eine ungehörige Rüdwirkung jeyn, wenn 


(e) Im Jahre 528 ertheilte 
Juftinian den Kirchen das Pri- 
vilegium, daß ihre Klagrechte erft 
in 100 Sahren verjähren follten. 
L. 23 €. de SS. ecel. (1. 2), f. 
o. B. 5 ©. 355. Am Ende die 
ſes Geſetzes flehen die etwas dun⸗ 
Hen Worte: „Haec autem omnia 
observari sancimus in iis casi- 
bus, qui vel postea fuerint nati, 


vel jam in judicium deducti 
sunt.“ Buͤchſtaͤblich genommen, 
gehen die letzten Worte auch auf 
die Klagen, deren bisherige 
( dreißigjährige) Berjährung be⸗ 
reits vor ber angeftellten Klage 
abgelaufen war. Dann liegt da⸗ 
rin eine duch Nichts gerechtfer⸗ 
tigte Rüdwirfung. Vgl. Weber 
©. 1. 
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won Ihm geftattn wollte, den neuen Zeitraum mit. Ein- 
rechnung ver fchon abgelaufenen Zeit zu benutzen, da num 
der Gegner weder die von dem alten‘, noch die von dem 
newen Geſetz verftattete Friſt zur Thaͤtigkeit vollſtaͤndig ge- 
nießen würde. Es FTönnte fogar die widerfinnige Folge 
eintreten, daB die Klagverjährung im Augenblid, wo das 
neue Geſetz erſcheint, fofort vollendet wäre (f). 

Die bier aufgeftellten Grundſaͤge haben vollſtaͤndige 
Anerfermung erhalten in der Preußiſchen Gefebgebung. 
Das Einführungspatent des Landrechts enthält nämlich tm 
8 17 folgende drei Beflimmungen. Die vor diefer Zeit 
abgelaufenen Verjaͤhrungen find nach den alien Gefegen zu 
beurtheilen; die jet laufenden nach dem Landrecht; die Febte 
Beſtimmung aber erhält folgende Einfihränfung: 

Sollte jedoch zur Bollendung einer ſchon vor dem 
1. Zum. 1794 angefangenen Verjährung in dem 
neuen Landrechte eine kuͤrzere Friſt, als nach bis- 
herigen Geſetzen, vorgeſchrieben feyn: ſo kann Der⸗ 


{NM So z. B. wenn ein Klag⸗ 
recht, für welches die Verjaͤhrung 
von dreißig Jahren gilt, ſchon zehen 
Jahre lang unbenutzt beſteht, und 
nun ein neues Geſetz erſcheint, 
welches für Rechtsverhältnifle die⸗ 
fer Art eine dreijaͤhrige Verführung 
vorſchreibt. — Bergmann will 
©. 36 nad der Natur der Sache 
eine proporttonelle Rechnung ein- 
treten laſſen; nach biefer müßte in 
bem fo eben eingeführten Fall, in 


welchem ein Drittheil der alten 
Berjährung abgelaufen war, auch 
in der neu anfangenden dreijähri- 
gen Verjährung ein Drittheil als 
abgelaufen angenommen werben, 
fo dag noch zwei: Jahre übrig 
wären. Diefe verwidelte Behand⸗ 
Iung ift weder grundſaͤtzlich für 
das befiehende Recht zu behaupten, 
noch als poſitive Vorſchrift zu 
empfehlen. 
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- jenige, welcher fi in einer ſolchen fürzern 
Berjährung gründen will, die Friſt verfelben 

nur vom 1. Sun. 1794 zu rechnen anfangen. 

Diefe Borfchrift wird wörtlich wieberholt in den fpätes 
ten tranfitorifchen Gefegen-($ 383). In der eben bemerften 
Ginfcpränfung liegt die Anerkennung bes oben behaupteten 
Wahlrechts. Noch deutlicher aber findet ſich dieſe in fols 
gender. Vorſchrift eines Gefepes vom 31. März 1838, welches 
für. viele einzelne Klagen, vie bisher in Dreißig Jahren - 
verjährten, theils eine zweijährige, theils eine vierjährige 
Verjährung einführt (g): | u 

87. Gegen ſolche Horberungen, welche zur Zeit der 

Publilation diefes.Gefeges bereits fällig waren, 

fönnen bie in den 88 1. und 2 vorgefchriebenen 

fürgeren Friſten nur vom lebten Degember 1838 

an gesechnet werben. | 

Bedarf es zur Vollendung ber bereits ange- 

fangenen Verjährung nach den bisherigen geſetz⸗ 

lichen Borjchriften nur noch einer kürzeren Friſt 

als der in dem gegenwärtigen Gefege beftimmten, 

fo hat es bei jener Fürzeren Frift fein 
Bewenden. 

- Das Franzöfifche Geſetzbuch verordnet für die zur Zeit 

feiner Einführung bereits angefangenen Verjährungen, 

daß fie in der Pegel nach den alten Geſetzen beurtheilt 


() Geſetzſammlung, 1838 ©. 240 — 251. 
VII 28 
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werden ſollen (h); jedoch mit der Einſchraͤnlumg, daß fie 
von jetzt an nicht laͤnger, als dreißig Jahre, dauern duͤrfen, 
wenn ihnen etwa das alte Geſetz eine laͤngere Dauer an⸗ 
weiſen möchte. — Die hier anfgeflellte Regel iſt nach den. 
oben entwideltn Grumbfäßen nicht zu veihtfertigen. Sie 
enthält gerade das Gegentheil von ruͤckwirkender Kraft, in 
dem fie dem neuen Gefeh weniger Wirkfamfeit eimeäumt, 
als ihm grundſaͤtzlich zukommt; nugenfcheinlich in der Ab⸗ 
ſicht, Hierin auch fehon bloße Erwartungen zu fchühen. Eine 
Härte oder Ungerechtigkeit kann darin allerdings nicht ges 
funden werden. 

Das Einführungspatent des Defterreichifchen Geſeßzbuchs 
flellt Diefelbe Regel auf, wie das Franzoͤſiſche Recht, daß 
Die angefangenen Berjährungen nach ben älteren Gefehen 
zu beurifieifen jeyen. Daneben aber verorbnet es, nicht 
ganz paſſend, für die Fälle, worin das Geſetzbuch eine 
fürgere Verjährung vorfchreibe, als die bisher geltende, das⸗ 
jenige Wahlrecht, welches fo eben in ver Preußiſchen Ge⸗ 
ſaochuns nachgewieſen worden iſt. 


(h) - Code civil art. 2181. „Les prescriptions, commeneées 
& P’epoque de la publication du’ present titre, seront reglees 
conformement aux lois anciennes.‘“ 
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1) 


6. 392. 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 
UI. Obligationenrecht. 


Im Obligationenrecht fommt der aufgeftellte Grundſatz 
zu eben fo allgemeiner Anwendung, wie im Sachenrecht. - 
Vorzuͤglich häufig findet fich dieſe Anwendung bei’ den 
Berträgen. | 

Das Necht eines Vertrages alfo iſt ſtets zu beurtheilen 
nach dem Geſetz, welches zur Zeit. des gefchloffenen Ver⸗ 
trages beſtand. 

Dieſe Regel iſt anwendbar auf die perſoͤnliche Hand⸗ 
Iungsfähigfeit, fo wie auf bie Form des Vertrages (8 388). 
Sie iſt anwendbar auf die Beringungen der Gültigkeit 
des Vertrages. Ferner auf die Art und den Grab feiner 
Wirkſamkeit. Endlich auch auf die Ungültigfeit, Anfech⸗ 
tung, Entkraͤftung eines Vertrages, ohne Unterſchied, ob 
diefe Gegenwirfung durch Klage oder durch Einrebe vers 
ſucht werden möge. | 

Der Anfpruch auf bie fortdauernde Wirkfamfeit aller, 
diefe verſchiedenen Fragen betreffenden, Rechtsregeln, unab⸗ 
haͤngig von jeder moͤglichen neuen Geſetzgebung, iſt beiden 
Parteien durch den Abſchluß des Vertrages erworben. Er 
bildet ein erworbenes Recht, welches in Folge unſeres 
Grundſatzes aufrecht erhalten werden muß, jedem neuen 
Geſetz gegenuͤber. 


Dieſer Sat in auch anwendbar auf die Vertraͤge, 
28* 


° 
4 
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deren Wirkfamfeit durch eine Zeitbeftimmung aufgeichoben, 
oder durch eine Bedingung ungewiß gemacht iſt (8 385.h). 
Er ift auch unabhängig von dem Unterfchieb der abſoluten 
und vermitielnden Rechtöregein (a), fo daß die nicht 
felten aufgeſtellte Behauptung verworfen werden muß, 
nach welcher neue Prohibitivgeſetze die Natur der fruͤher 
geſchloſſenen Vertraͤge ſollen umaͤndern koͤnnen (b). | 

Die hier aufgeftellte Regel hat fehr allgemeine Aner⸗ 
fennung gefunden in den,. zu verfchiedenen Zeiten erlaffenen, 
tranfitorifchen Geſetzen des Preußiſchen Staates (c). 
Eben fo wird diefelbe mit großer Beſtimmtheit und con 
fequenter Durchführung anerfannt von einem der namhaf- 
teften Schriftfteller über das Franzoͤſiſche Recht (d). 

Jene Regel iſt eine confequente, nothwendige Folge un- 
ſeres allgemtinen Grundſatzes. Aber auch von einem rein 
praftifhen Standpunkte aus erfcheint fie wahr und wichtig, 
indem nur durch ihre Durchführung das für die Sicherheit 


daraus 


des Verkehrs unentbehrliche 


(a) ©-0.3.1 $ 16. 
(6) Damit ſtimmt 
Bergmanng 30. 


überein 


(o) Einführungspatent des A. 
L. R. SXI. „Es find daher inſon⸗ 
derheit alle Verträge, welche vor 


dem 1. Zuli 1794 errichtet wor⸗ 
den, fowohl ihrer Form und ihrem 
Inhalte nach, als In Anfehung der 
entftehenden rechtlichen 
Folgen, nur nah den zur Beit 
des geſchloſſenen Contracts beftan- 


Bertrauen in bie ungeflörte 


denen Geſetzen zu beurtheilen; 
wenngleih exit fpäter auf Erfül- 
lung, Aufhebung, oder Leiſtung 
des Intereffe aus einem feolchen 
Contracte geklagt würde.“ 
Ban; eben fo in dem tranſitori⸗ 
ſchen Geſetze von 1803 $ 5, 1814 
$ 5, und in den fpäteren tranſi⸗ 
torifchen Geſetzen ($ 383). 

(d) Cnasor T. 1 p. 1%8— 
139, 
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Wirkſamkeit der Vertraͤge erhalten werden kann. In der 
ausgedehnteſten Wirkſamkeit, und daher vorzugsweiſe wich⸗ 
tig, erſcheint dieſelbe in Anwendung auf manche Berträge, 
die mit dinglichen Rechten in Verbindung ſtehen, und auf 
viele Generationen einzuwirken beſtimmt find (e). 

Es find nunmehr einige Widerfprüche zu erwähnen, 
welche gegen die hier dargeſtellte Regel theils in ein⸗ 
zelnen Geſetzen, theils von manchen Schriftſtellern, erhoben 
worden find. | 

Ein folder Widerſpruch liegt in dem. fchon oben ers 
wähnten Geſetz Suftinian’s über die verbotenen Zinfen 
(8 386. f._g), nach welchem das Derbot, auch auf bie 
vergangenen Zinsverträge bezogen werden ſollte, wiewohl 
nur fuͤr die künftig fällig werdenden Zinſen. Ein neuerer 
Schriftſteller hat dieſe Vorſchrift zu einer allgemeinen Re⸗ 
gel auszubilden geſucht (8 387. f), während andere darin 
ganz richtig nur eine Ausnahme unferer Regel, eine ein⸗ 
zelne Abweichung von dberfelben, anerkannt haben (f). — 
Sehr auffallend if es, daß die neueren tranfitorifchen 
Preußiſchen Geſetze, vom J. 1814 an, eine ganz aͤhnliche 
Beftimmung in fich aufgenommen haben (g), ohne ‚zu bes 


(e) Auf die Gigenthümfich- 
feit dieſer Fälle hat fehr"gut auf- 
merkſam gemacht: Götze Altmärs 
kiſches Provinzialrecht B. 1. 11 
—13. Bir werden auf dieſe Art 
der Mechtsverhältniffe von einer 
anderen Seite zuruͤckkommen bei 
der Gattung von Mechteregeln, 


welche das Dafeyn der Rechte zum 
Gegenftand haben ($ 399). 

(fJ) Bergmann $ 30. 

(8) Geſetz für die Provinzen 
jenfeits der Elbe 1814 $ 13, und 
eben fo in den fpäteren tranfitori- 
ſchen Geſetzen ($ 383). 
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merfen, baß fie dadurch dem nahe dabei fichenden Grunb- 
fa, welcher die Folgen ver Berträge dem zur Zeit des 
Abſchluſſes geltenden Gelege umterwirft (Rote c), geradezu 
widerſprechen. Zu einer ſolchen Abweichung von dem rich“ 
tigen, in den erwähnten Geſetzen ſelbſt ausbrüdlich aner- 
Tannten, Grundfag war aber bei dem Zinovertrag am we⸗ 
nigften Beduͤrfniß vorhanden, da gerade hier die An⸗ 
wendung auf Die vergangenen Berträge meift ganz umer- 
heblich ift (8 385. a). 

Biel wichtiger aber und fehr weit greifen ift der Wi- 
beripruch gegen die Allgemeinheit der hier aufgeftellten 
Regel, der von zwei neueren Schriftftelern erhoben worben 
iſt. Er betrifft nicht die Regel an ſich, fondern nur die 
Anwendung derfelben auf die Anfechtung der Verträge, 
inſofern dieſe nicht auf die Umftänve bei dem Abſchluß des 
Bertrags felbft, fondern auf fpätere Thatfachen, 3. B. auf 
den Fünftigen Entſchluß einer Partei zur Anfechtungöffage, 
gegründet werben fol (h). Weber Hat viefe Behauptung 
wicht als allgemeinen Grundſatz aufgeftelt, wohl - aber in 
einer Reihe eingelner wichtiger Faͤlle geltend gemacht (1). 
Bald nach ihm aber Kat Meyer viefelbe auf einen abſtrac⸗ 


(h) Gerade für ſolche Faͤlle (6(1) Dieſe Fälle werben unten 
haben die Preußiſchen Geſetze die bei den einzelnen Anwendungen 
Anwendbarkeit unſerer Regel aus: erwähnt werben. 
brüdlich anerkannt (Rote c). 
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den Grundſah zurüdgeführt, und in folgender Weiſe durch⸗ 
zuführen gefucht (k). 

Man foll (jagt ex) zweierlei Folgen eines Berirags unter 
ſcheiden: nothwendige, oder unmittelbare, bei welchen bie Ge⸗ 
fee nicht ruckwirken dürfen, — und zufällige, ober entfernte, 
bei weichen die Ruͤckwirkung eines neuen Geſetzes auf äl- 
tere Berträge zuläffig if. — Unter die erſte Klaſſe follen 
gehören diejenigen Folgen, an welche die Parteien dachten 
oder denken Eonnten, die fie alſo ſtillſchweigend mit in 
den Vertrag bereingegogen haben (1). inter die zweite 
Kaſſe dagegen die Folgen, die erſt durch Fünftige That⸗ 
ſachen begründet werben; dahin werben gerechnet die An⸗ 
fehtungsflagen wegen laesio enormis, Betrug, Zwang, 
Irrthum, Minverjährigkeit, außerdem auch ber Miberruf 
einer Schenkung wegen Undankbarkeit oder wegen nachgeborner 
Kinder (m). — Diefe ganze Unterfcheivung nun ik völlig 
unhaltbar, fchon deswegen, weil unter den Fällen der zwei⸗ 
ten Klaſſe gewiß kein einziger ift, den fich nicht die Bars 
beten ald Folge des Vertrags denken konnten. Um bie. 
Berwirrung der Begriffe zu vollenden, wird auch noch Dee. 
Begenfab son ipso jare und per exceptionem mit herein⸗ 


(k) Merer p. 36—40, 1535— - kaum zu zweifeln, daß er ihn hie⸗ 
456, 174 — 210. Gr führt dabei vin benugt und befolgt Hat. ' 
zwar nicht Weber ale Gewäahrs⸗ () Meren p. 38—39, 180, 
mann an, ba er aber deſſen Schrift 187 — 191. 

Int (muelace p. XL), fo ff (m) Mzee p. 175-118, 
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gezogen (n), der doch gewiß auf dieſe Frage feinen Einfluß 
haben Kann. Die völlige Grunblofigfeit diefer ganzen Lehre 
wird aber recht anfchaulich werben aus folgender Ueberſicht 
über bie wichtigften einzelnen Fülle, die hierbei zur Sprache 
gebracht worden find. 

Die Ungältigkeit einer Obligation Tann geltend gemacht 
werben durch folgende Rechtsmittel: durch eine eigentliche 
Klage, durch Reftitution, durch eine Erception gegen Die 
Klage der andern Partei. Rach diefer Orbnung follen jebt 
Die einzelnen Bälle durchgegangen werben, welche (wie ich 
behaupte) fämmtlich zu beurtheilen find nach dem zur Zeit 
dea gefchlofienen Bertrags geltenden Geſetz. 

1. Anfechtung eines Verkaufs wegen Verletzung uͤber 
die Haͤlfte. Sie iſt zu beurtheilen nach dem zur Zeit des 
Verkaufs geltenden Gefeh (0). Das wird beſtritten, weil 
der Verkauf nicht ipso jure unguͤltig ſey, ſondern erſt 
durch die ſpaͤter erhobene Klage, deren Zeit alſo das an⸗ 
wendbare Geſetz beſtimme (p); oder, wie ſich ein Anderer 
ausdruͤckt, weil an dieſen Erfolg nicht von den Parteien 
gedacht worden ſey (g). 

Dieſe Auffaſſung ſteht voͤllig im Widerſpruch mit dem 
wahren Sinn der hier einfchlagenden „Rechtsregel. Dies 
felbe fett voraus einen Verkäufer, der durchaus Gelb bes 
darf und feine Sache unter dem halben Preis weggeben 


(n) Meyer p. 178. 179, (0) Cuasor-T..2 p. 286289. 
(pP) Weber ©. 114—117. (0) Maurer p. 37—38, 154, 175— 
176, 209— 210. 
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muß, weil der einzige Käufer, der fich findet, feine Reit 
mißbraucht. Einem folchen unedlen Mißbrauch fremder 
Noth ſoll Hier durch eine poſitive Rerhisregel entgegen ges 
wirft werden. Der Fall iſt alfe ganz ähnlich dem bes 
Zinswuchere, wobei auch das fremde Gelvbebürfniß- eigens 
nüsig mißbraucht wird. Jene Gründe der Gegner müßten 
tonſequenterweiſe dahin führen, daß ein unter dem Römifchen 
Necht gefchlofienes, gehen Jahre unauflünnbares, Darlehen 
zu zwanzig Procent, wenn. kurz nachher ein neues Geſet 
alfen Zinswucher frei gäbe, vollftändig erfüllt werben 
müßte. — Auch wird Meyer nicht beftreiten, daß im Fall 
des Berkaufs beide Parteien an den Fall der fpäteren An⸗ 
fechtung denfen konnten, b. 5. daß dieſer Fall nicht aufer 
den Graͤnzen moͤglicher, ſelbſt wahrſcheinlicher, Berechnung 
lag, daß er nicht erſt durch ganz neue, voͤllig unerwartete 
Umftände (wie er ſich die Sache zu denken ſcheint) herbei 
gefuͤhrt wurde. 

Ganz eben ſo iſt nur die Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trags zu beruͤckſichtigen, wenn das in dieſer Zeit beſtehende 
Geſetz die Anfechtung nicht zuläßt, ein fpäteres Geſetz dies 
ſelbe einführt. .Diefe Bemerkung gilt auch für alle folgende 

Fälle. - 
2% Die Regel: Kauf bricht Miethe(r), ift zu beurtheilen 
nad) dem Geſetz, welches zur Zeit des gefchloffenen Mieth⸗ 


(0) Diefer Fall iR inſofern nicht angefodhten und aufgehoben 
mit den übrigen nicht von gleicher ? wird, welcher vielmehr ſich ſtets 
Ratur, ale In ihm der Berirag wirkfam erzeigt buch die dem 
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contraeis beſteht. Denn in dieſer Zeit if das Nechtsver⸗ 
haltniß wmabänbertich ‘fo beftimmt worden, daß fich der 
Miether den Folgen einer foäteren Veraͤußerung unterwerfen 
mußte. Ein ſpaͤteres Geſetz, das jene Regel aufhebt, 
kann hierin Nichts ändern, und es ift gleichgültig, ob dieſes 
fpätere Geſeß fich auf die vereinzelte Aufhebung jener Regel 
beichräntt, oder ob es dieſelbe dadurch bewirkt, daß «es 
überhaupt dem Miether ein dingliches Recht beilegt (8 390 
Rum. A). 

Es kommt daher nicht an auf bie Zeit des fpäter ges 
ſchloſſenen Verlaufs, noch weniger auf bie Zeit der vom 
Käufer gegen den Miether angeflellten Klage. Das in dieſem 
leßten Zeitpunkt geltende Geſetz will Weber berüdfichtigt 
wifien, wieder wie in dem vorhergehennen Fall, weil bes 
Miethvertrag nicht an fich ungültig fen, fondern nur durch 
die Klage des Käufers enifräftet werde (s). 

3. Widerruf einer Schenkung wegen Undankbarkeit oder 
wegen nachgeborner Kinder. Es enifcheidet die Zeit ber 
Schenkung, nicht Die Zeit des fpäteren Ereigniſſes, ned) 
weniger die Zeit ber auf Widerruf angeſtellten Klage (1). 

Das Gegentheil wird von Anderen behauptet, weil die 
Schenkung nicht von felbft ungültig fen, fondern erft durch 


Miether zuſtehende Entfchäbigungs- (3) Weber S. 17—121. 
Page gegen den Bermiether.. Die (t) Caasor T. 1. p. 14— 
Trage it nur bie, ob ein Drieter 200. T. 2% p. 168. 1M. 
Cdex Rünfer) das Miethvecht an- + 

zuerkennen hat oder nicht. 


! 
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die Widerrufsklage enifräftet werde (u); weil an biefen 
Erfolg die Parteien nicht gedacht haben, invem fonft die 
Schenkung vielmehr unterblieben ſeyn würde {v). — Mer 
dings war die Undankbarkeit nicht zur Zeit der Schenkung 
erwartet; Dagegen iſt ſehr natuͤrlich die umgekehrte Er⸗ 
wartung, der Beſchenkte werde Undankbarkeit vermeiden, 
und er werde in dieſer Geſinnung noch befeſtigt werden, 
durch die Ruͤckſicht auf das den Widerruf geſtattende Ge⸗ 
ſetz. Die Vorausſetzung alſo, daß der Schenker an jenes 
Geſetz gedacht habe, oder habe denken koͤnnen, iſt gewiß 
den Umſtaͤnden ganz angemeſſen. 

4. Reſtitution gegen einen Vertrag. Entſcheidend iſt 
die Zeit des Vertrags, nicht die des Reſtitutionsgeſuchs (w). 
Das Gegentheil' wird behauptet, weil der Vertrag an fi 
gültig fey, und erft durch die richterliche Handlung ent: 
Fräftet werde (x). Derfelbe Gedanke wird von Anderen 
noch dadurch ausgebildet und von der Wahrheit weiter 
entfernt, daß die Reſtitution als Gnadenſache von dem 
Sonverain ertheilt werde (y). Gegen dieſe Behauptungen 
entſcheidend iſt der Umſtand, daß, nach der im Juſtiniani⸗ 
ſchen Recht vorliegenden Natur der Reſtitution, Der, welcher 
die Reſtitution begehrt, ein wahres erworbenes Recht auf 


(u) Weber & 107. (y) Merz p. 184. Hier⸗ 
(v} Mevan p. 178. 177. über it zu vergleichen oben DB. 7. 
- (WM Struve S. 208. $ MT. 


(x) Weber ©. 113. 114. ' 
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biefelbe hat, von dem Recht auf eine Klage oder eine Eins 
rede nur wenig in ver Form verſchieden (z). 

5. Exceptio doli, oder metus, zu beurtheilen nad} ber 
Zeit des Vertrags, ohne Rüdficht darauf, daß hier ber 
Vertrag nicht ipso jure, fondern per exceptionem ungültig 
ift (aa). ° 

: 6. Exceptio Sc. Vellejani. Nach der Zeit der gelei- 
fteten Buͤrgſchaft (bb). 

7. Exceptio Sc. Macedoniani. Desgleichen (cc). 
Desgleichen. 

9. Dur ein Geſetz des 8. Friedrich J. (Anth. 
Sacramenta puberum), welches ber Juſtinianiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung einverleibt wurde, ſollen die meiſten Maͤngel 
eines Vertrags dadurch völlig beſeitigt werden, daß ber 
Schuldner den Vertrag durch Eid befräftigt (dd). Die An- 
wendbarfeit dieſes Geſetzes ift zu beurtheilen nach der Zeit 


8. Exceptio non numeratae pecuniae. 


(2) S. o. B. 7 S. 112. 113. 
117. 


(aa) Bei dem Dolus it Meyer 
fehr fchwanfend, ob er die duch 
denfelben herbeigeführte Anfechtung 
und Ungültigfeit zu ben nothwen⸗ 
digen oder zu den zufälligen Fol⸗ 
gen des Bertrags rechnen fol, 
p. 154. 179. 183. Was insbe: 
fondere die Reftitution wegen Do⸗ 
Ins betrifft, f. o. B. 7. $ 332. 

(bb) Cuasor T. 1 p.: 352. 
— ©. o. $ 388. — Hier fudt 
Merza p. 196— 198 feinen Wi⸗ 


berfpruch durch ganz verfchiebene, 


theilweiſe fih felbft aufhebende 


Grande zu vechifertigen. 

(cc) Hierin flimmt überein 
Meyer p. 194, weil ein folder 
Bertrag den guten Sitten entge⸗ 
gen fey und weil ber Verzicht bes 
Schuldners nicht wirke. Beilaͤu⸗ 
fig verwechſelt er den filiusfami- 
lias mit dem minor. 

(dd) Savigny Geſchichte 
des MR. im Mittelalter B. 4. 


:6 182. 


' 
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des geleifteten Eines. Dieſes beftreitet Weber mit Unrecht 
aus dem Grunde, weil ein ſolcher Vertrag eigentlich an ſich 
nichtig fey, und nur durch eine Handlung des Richters 
(ofGcio judieis) hinterher gefchügt werde; Daher fey ents 
ſcheidend die Zeit dieſes richterlichen Ausſpruchs (ee). 
Allein es iſt augenſcheinlich, daß hier die Rechte der Par⸗ 
teien fchon vorher, eben fo, wie in jevem anderen Rechts⸗ 
verhältniß, unabänderlich feſtgeftellt ſind, und daß der 
Richter hier, wie in anderen Fällen, nur dazu berufen iſt, 
diefe Rechte anzuerfennen und zu fchügen. | 


&8 find nun noch einige andere Fragen übrig, bie außer 
dem Kreife der eben bargeftellten großen Meinungsver« 
ſchiedenheit liegen. 

Dahin gehören die Obligationen aus Delicten. & 
iſt allgemein anerkannt, daß diefe zu beurtheilen find nach 
dem zur Zeit des begangenen Delicts ‚geltenden Geſetz (ff). 
Man könnte hierher ziehen die aus dem unehelichen Bei 
ſchlaf entfpringenden Rechte: davon aber wird befier unten 
($ 399) gehandelt werben. 

Ferner gehören dahin die den Concurs betreffenden Ge⸗ 
ſetze. Hieruͤber kann ich mich kurz faſſen, indem ich auf 
die bei dem örtlichen Recht angeftellte Unterfuchung vers 


(ee) Weber ©. 109— 113. (Ef) Anerkannt im Preu⸗ 
Bifchen Allg. Landrecht Ginleitung $ 19. "m 
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weife (8 374). Der Concurs betrifft hiernach nicht bie 
Rechte ſelbſt, ſondern die Erecution in eine an einem be- 
flimmten Zeitpunkt vorhandene Bermögenömaffe; für diefe 
Erecution iſt die Rangorbnung der einzelnen Glaubiger zu 
beftimmen. Welches Gefeb tft auf diefe Rangordnung an⸗ 
zumenden? Dabei find zu unterfcheiden die Hypotheken⸗ 
glaubiger von den Übrigen Glaubigern. 

Die Hypothefenglaubiger find zu beurtheilen nach dem 
Geſetz, welches zur Zeit der Entftehung ihres dinglichen 
Rechts beftand (8 390); die übrigen Glaubiger nach dem 
zur Zeit des ausgebrochenen Concurfes beftehenven Ges 
feß (gg). — Diefe Regel wird beftätigt durch folgende Säge 
des Römischen Rechte. Die Glaubiger der fünften Klaſſe 
werben pro rata befriedigt, ohne Rüdficht auf bie Zeit der 
Entftehung ihrer Forderungen. Denn fie !alle find Hypo 
thefarien, beren Hypotheken entftanden find durch die mit 
der Eröffnung des Concurſes verbundene ınissio in posses- 
sionem. — &ben jo haben die Glaubiger der vierten Klaſſe 
privilegirte Hypotheken, aber ihr Hypothekenrecht, fo wie 
der Rang ihrer Privilegien, if auch erſt entflanden zu 
Zeit der missio in possessionem und durch dieſelbe. Vor⸗ 
her alſo Hatten fie eine bloße Erwartung biefer fie begün- 
figenden Art der Execution (als eines Front), Te 
Recht darauf. 


(gg) Anerkannt in den Preu⸗ der Elbe $ 15, und gleichlautend 
ßiſchen tranfitorifhen Geſetzen in den übrigen. — Damit immt 
($ 383); fo in dem Geſetz von überein Weber S. 167-178. 
‚41814 für die Provinzen jenfeits 
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8. 393. 
A. Erwerb der Rechte. Anwenbungen. IV. Erbreät. 


Wir haben die Regeln aufzuſuchen für die teſtamen⸗ 
tarifhe, die Inteftaterbfolge, und für die Erbver⸗ 
träge. 

1. Zeftament. Diefer Fall ift der ſchwierigſte und 
beftrittenfte in dem ganzen Gebiet der hier vorliegenden 
.  Ninterfuchung. j 
Wie möäffen zunaͤchſt fuchen, eimen feften Standpunkt 

zu gewinnen für die juriftifche Natur des Teſtaments. 

Das Schidfal einer Erbſchaft fol beflimmt werben 
durch den legten Willen des Verftorbenen (saprema, ultima 
voluntas), welcher auf gehörige Weile ausgefprochen feyn 
muß. Damit ift alfo gemeint der im Zeitpunft des Todes 
vorhandene Wille, da jener frühere in der Zwiſchenzeit 
vielleicht, verändert fenn kann. Nun iſt e8 aber an fi 
unmöglich, gerade im Augenblid des Tobes ein Teftament 
zu machen, ja wegen der völligen Ungewißheit der Todes⸗ 
zeit wird es oft nöthig oder räthlich feyn, den Willen, ver 
als letzter gelten ſoll, in einem weit früheren, oft jehr 
entfernt liegenden, Zeitpunkt auszufprechen. Daher ift jeder 
Teſtator anzufehen als handelnd in zwei verfchienenen Zeit⸗ 
punkten: indem er das Teftament errichtet, und in bem 
Augenblid des Todes, worin er das früher errichtete Tes 
ftament unveraͤndert hinterläßt. Das Erfte kann man die 
faftifche Thaͤtigkeit, das Zweite die juriſtiſche Thaͤtigkeit des 


448 Bud 1. Herrſchaft der Redhtsregeln, Rap. I. Zeitliche Graͤnzen. 

Teſtators nennen. Nur das. Product der zweiten Thaͤtigkeit 
kann und foll wirken; das der erſten bleibt in der ganzen 
Zwiſchenzeit meift unbelannt, immer unwirkſam, und immer 
der unbefchränften Willfür des Teftators unterworfen. — 
Schon diefe Betrachtung muß und dahin führen, bie faf- 
tifche Thaͤtigkeit Caljo die Form des errichteten Teftaments) 
zu beurtheilen nach dem zur Zeit der Errichtung beſtehenden 
Geſetz, die jurififche Calfo den Inhalt) nad dem Geſet 
zur Zeit des Todes (a). — Und fchon hier fönnen wir 
vorläufig zwei abweichende Anfichten ablehnen. Die eine 
will auch den Inhalt beurtheilen nach der Zeit des errich⸗ 
teten Teftaments, weil ver Teſtator die Gültigkeit ober 
Ungültigfeit des Inhalts verdiene, je nachdem fein Wille 
mit dem ihm befannten (gegenwärtigen) Geſetz übereinftimme 
oder nicht, wobei man denn befonders an Prohibitivgeſetze 
zu denken pflegt. Eine zweite Anficht geht noch weiter, 
indem fie dad Teftament für ungültig erklärt, fowohl wenn 
es blos dem Gefeg zur Zeit des Teftaments, als auch wenn 
ed blos dem Gefeh zur Zeit des Todes widerfpreche. Beiden 
Anfichten ift die Bemerkung entgegen zu ſetzen, daß für 
den Gefeßgeber nur Bedeutung hat der Inhalt eines Hinters 
Lafienen, möglicherweije wirfjamen, Teftaments, anflatt daß 
Das, welches in dem Teftament eines Lebenden etiwa ges 
fchrieben ftehen mag, völlig beveutungslos für ihn if. 


(a) Zweifelhaft bleibt vorläufig die perfönliche Fähigkeit fowohl 
des Teflators, als der Erben und Legatare, wovon unten die Rebe 
feyn wird. 
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Wie diefe beiden Anftchten aus mißverftandenen Regeln des 
Römifchen Rechts hervorgegangen find, wird erft weiter 
unten Elar gemacht werben Fönnen. 

Aus der bisher angeftellten Betrachtung ergiebt fich, 
daß die Hier bei den Teftamenten vorliegende Frage nahe 
verwandt, obgleich nicht völlig gleich, ift mit der oben fir 
die Ufucapion und Klagverjährung abgehandelten Yrage 
($ 391). Die Ufucapion berußte auf einem fortdauernden, 
über einen ganzen Zeitraum gleichmäßig verbreiteten Zus 
ftand. Das Teftament befteht aus zwei „ in verſchiedene 
Zeitpuntte fallenden, einzelnen Thätigfeiten. Beide alfo 
fommen mit einander darin überein, daß die Thatſache, 
wovon ber Erwerb eines Rechts abhängt, nicht eine 
einfache, vorübergehende Natur hat, fo wie wir es bei den 
meiſten juriftifchen Thatſachen (Berträg, Tradition u. f. w.) 
wahrnehmen. Daher ift für beide Fälle folgende Unterſchei⸗ 
dung anwendbar und wichtig. Ein neues Geſetz, deſſen 
Einwirkung zu prüfen ift, kann erlafien werben: erftlich vor 
dem Anfang einer Ufucapion, oder vor der Errichtung eines- 
Teftaments; zweitens nach dem Ablauf der Ufucapion, oder 
nach dem Tode des Teftatord; drittens in der Zwifchen- 
zeit zwifchen dem Anfang und dem Ende der Ufucapion, 
zwifchen dem errichteten Teftament und dem Tode des Te- 
ftatord. — Im erften Fall ift die Einwirkung des neuen 
Geſetzes unzweifelhaft zu bejahen, im zweiten cben ſo un- 
zweifelhaft zu verneinen; der dritte Ball alfo ift der ein- 


zige Gegenftand unferer vorliegenden Unterfuchung, fo wie’ 
viii. | 29 | 


‘ 
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er ſchon oben für die Ufucapion feflgeftellt worben ift 
(8 391). 

Indem wir nun für dieſen Fall eines neuen Geſetzes, 
erlaffen nach der Errichtung eines Teftaments, aber vor 
dem Tode des Teftatord, die Regeln aufjuchen, müflen wir 
dabei einen zweifachen Zufammenhang diefer Regeln vor 
Augen behalten. Erſtens mit den Regeln, welche oben für 
die Eollifionen des örtlichen Rechts aufgeftellt worden find 
(8 377). Zweitens, welches wichtiger und fchwieriger ift, 
mit den Regeln über diejenigen Veränderungen, die, in der 
Zwifchenzeit zwifchen dem -errichteten Teftament und dem 
Tode, nicht in der Gefehgebung eintreten, wohl aber in 
den thatfächlichen Verhältnifien. An ſich gehören zu unfrer 
Aufgabe nur die Veränderungen der erften Art. Dennoch 
müffen wir aus. mehreren Gründen auch die Beränderun- 
gen der zweiten Urt nicht nur berüdfichtigen, ſondern felbft 
durch genaue, in's Einzelne gehende Unterfuchung zu Durchs 
forfchen nicht fcheuen. Wir müffen ed, ſchon wegen ber 
inneren Berwanbtfchaft, indem beiderlei Veraͤnderungen 
großentheild nach gleichen Regeln zu beurtheilen find. Noch 
mehr aber find wir dazu genöthigt durch Das Berfahren 
der meiften neueren Schriftfteller, deren Irrthümer großen- 
theils dadurch entflanden find, daß fie theils bie beiden 
angegebenen Arten der Veränderungen ohne Unterfcheivung 
vermengen, theild die Regeln des Römifchen Rechts über 
die thatfächlichen Veraͤnderungen unrichtig auffaffen. 
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Ich verlaſſe alſo jetzt den eigentlichen Gegenſtand der 
vorliegenden Aufgabe, die ſich auf die Anwendbarkeit neuer 
Gefetze beſchraͤnkt, um die an ſich verſchiedene Frage zu 
beantworten: wie ed nach Römifchem Recht anzuſehen iſt, 
wenn in der Zmifchengeit, zwifchen der Errichtung eines 
Teftaments und dem Tode, eine Veränderung eintritt in 
den thatfächlichften Verhältniffen, die auf die Gültigkeit des 
Teftaments Einfluß haben Fönnen. Ich wieberhole eg, 
daß diefe Frage mit der Frage nach der Einwirkung 
neuer Gefetze zwar verwandt, aber nicht identiſch iſt, 
daß alſo eine Anwendung der für die eine Frage gültigen 
Regeln auf die andere” Frage nur mit großer‘ Vorſicht 
verfucht werben darf. 

Die Gegenftände einer folgen möglichen Veränderung 
find folgende: Perfönliche Fähigkeit des Teſtators in Bes 
ziehung auf defien Rechtöverhältniffe, jo wie auf deſſen phyſi⸗ 
ſche Eigenfchaften. Inhalt des Teftaments. Perſoͤnliche 
Faͤhigkeit des Honorirten (des Erben over Legatars). 

1. Berfönliche Faͤhigkeit des Teftators in Beziehung 
auf defien Rechtsverhältniffe. Diefe hat zwei an ſich 
verfchievene Bedingungen, die jedoch unter denſelben Res 
geln ftehen. E 

a. Der Teftator muß testamentifactio haben. Dieſer 

Ausdruck wird felbft von den Roͤmiſchen Juriften 
2 in verfchiedener Bedeutung gebraucht. Zuweilen 
ganz buchſtaͤblich, fuͤr die Verfertigung eines Teſta⸗ 


ments. Anderwaͤrts für. die Teſtamenätsfaͤhigkeit 
29* 
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ohne Unterfchied ihrer Bedingungen, fo daß in die- 
fem Sinn dem Kinde und dem Wahnfinnigen die testa- 
mentifactio abgefprochen wird. Wo aber der Aus- 
druck genau und technifch gebraucht wird, wie be- 
fonder8 bei Ulpian, da bedeutet ed den Befig der 
Standeseigenjhaft im Römiſchen Staate, 
welche fähig macht zur Mancipation, als der 
Grundform der Römijchen Teftamente.e Nun ift 
testamentifactio gleichbedeutend mit commercium; 
es haben diejelbe alle cives und Latini, es entbehren 
fie alle peregrini (b). 

b. Der Teftator muß fähig feyn, Vermögen zu haben 
und zu hinterlaffen, er muß alfo nicht, in Beziehung 
. auf einen Fünftigen Nachlaß, juriftifch und noths 
wendig vermoͤgenslos ſeyn. In dieſer Hinſicht iſt 
unfähig der filiusfamilias, obgleich er testamenti- 
factio hat und daher Teftamentszeuge ſeyn kann (c). 
- Auf gleiche Weije ift unfähig der Latinus Junianus, 
der eben fo testamentifactio hat und deshalb Tefta- 
mentszeuge feyn Fann. Die Lex Junia hat ihm 
aber verboten, für fih ein Teſtament zu machen, 
indem fie verorbnet, daß fein Vermögen im Augen 
bli des Todes dem Patron zufallen fol, nicht als 
Erbichaft, fondern fo, ald ob er im Leben ftete 
Sklave, folglich vermögensunfähig geblieben wäre (d). 


(b) Urpıan. XX. $2 verglichen nıit XIX. 5 4.5. (c) Urpian. 
XX. 65 2.4.5.6. 10, (d) Uıpian. XX. $ 8, 14. 
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Diefe beiden Bedingungen der Teftamentsfähigfeit kom⸗ 
men darin überein, daß fie gleich nöthig find für beide 
Zeitpunfte, die Zeit des Teftaments und die Zeit des To- 
des, welches fd viel jagen will, als daß dieſelben ſowohl 
zur faktiſchen als zur juriſtiſchen Thätigkeit im Teſtament 
gerechnet werben muͤſſen. Wer alſo juriſtiſch unfähig iſt, 
kann kein Teſtament machen, und eben ſo wenig ein 
Teſtament hinterlaſſen. — Nur eine blos in die Zwi— 
fehenzeit fallende Veränderung foll nicht ſchaden, indem 
in diefem Fall der Brätor das Teftament aufrecht hält (e). 

Zwei Beifpiele werden dieſe Regeln anfchaulich machen. 
Das Teftament ift ungültig, wenn dem Teftator die Civität 
fehlt zur Zeit des Teflaments oder zur Zeit des Todes; 
nicht ungültig, wenn er nur in ber Zwiſchenzeit vorübers 
gehend die Eivität verloren hatte. — Es ift ungüftig, 
wenn ber Teftator filiusfamilias war zur Zeit des Teſta⸗ 
ments oder zur Zeit des Todes; gültig, wenn er ſich in 
der Zwiſchenzeit arrogiren ließ, dann aber wieder emanci⸗ 
pirt wurde. 

Es ergiebt ſich aus dieſer Behandlung der Sache im 
Roͤmiſchen Recht, daß die Roͤmer die in zwei Zeitpunkten 
nothwendige Faͤhigkeit des Teſtators, als gegruͤndet in dem 
inneren Beduͤrfniß der Sache, mit Recht anerkannten und 
ſtets feſt hielten, daß ſie dagegen die Fortdauer dieſes Zu⸗ 
ſtandes in der ganzen Zwiſchenzeit blos als eine Conſe⸗ 


(e) Gasus II. $ 147, Urpsan. XXII. S 6. L. 18 8 de B. P. 
sec. tab. (37. 11), L. 6 $ 12 de injusto (28. 3). 


! 
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quenz ftrenger Theorie, dem praftifchen Beduͤrfniß nicht 
entfprechenp, betrachteten, und baher befeitigten. 

2. Berfönliche Fähigkeit des Teſtators in Beziehung 
- auf defien phyfifche Eigenfchaften. 

Diefe Hat eine ganz anbere Natur, als die erfte Art 
der Fähigkeit. Sie gehört ausfchließend der faktifchen 
Seite des Teftaments an, und iſt alfo nöthig zu der Zeit, 
in welcher das Teftament gemacht wird. Dagegen ift jebe 
fpätere Aenderung ganz gleichgültig, und es wird Dadurch 
weder das Teftament gültig, wenn zur Zeit deffelben bie 
Fähigkeit fehlte, noch ungültig, wenn die Fähigkeit damals 
vorhanden war. 

Zu diefen Gründen der Ungültigfeit gehört: Unmünbdig- 
feit, Wahnftinn, nach dem älteren Römifhen Recht aud 
Stummheit und eben fo Taubheit. Wenn nun ein Unmüns 
diger oder ein Wahnfinniger ein Teftament macht, jo ift 
und bleibt daſſelbe ungültig, auch wenn fpäter Münpdigfeit 
eintritt oder der Wahnfinn verfchwindet. Umgekehrt ift 
und bleibt das Teſtament des geiftig Gefunden gültig, auch 
wenn er fpäterhin in Wahnfinn verfält, und felbft wenn 
er in diefem Zuftand ftirbt (F). 

3. Der Inhalt des Teftaments gehört ausſchließend 
der juriftifchen Seite des Teftaments an. Daher wird gar 
nicht geſehen auf die blos zur Zeit des errichteten Teftas 


(f) $1. J. quilb. non est perm. (2. 12), L.2 L.60$1 L. 20 
$ 4 qui test. (28.1), L.8 $ 3 de j. cod. (29.7), L.1 $ 8.9. de 
B. P. sec. tab. (37. 11). 
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ments vorhandenen Verhaͤltniſſe, obgleich dieſe der Teftator 
zunächft vor Augen Hatte, fondern lediglich auf die Vers 
hältniffe zur Zeit des Todes. 

Diefed war unzweifelhaft bei ſolchen thatfächlichen 
Berhältniffen, die eine ganz materielle Natur. hatten. Die 
Schonung oder Verlegung des Pflichttheils hängt oft ab 
von der Größe des Vermögens. Diefe wird beuriheilt 
na der Zeit des Toded, gar nicht nach der Zeit 
des errichteten Teſtaments, weldde doch dem Teſtator 
damals vor Augen fand (g). — Eben fo die Berlegung 
des eingefegten Erben im VBerhältniß zu den Legaten, die 
durch verfchiedene Geſetze verhütel werben follte (Lex Furia, 
Voconia, Faleidia), wird beurtheilt nach der Größe des 
Bermögend zur Zeit des Todes, fo daß der frühere Zuftand 
gleichgültig ift (h). 

In manchen anderen Fällen hatte bie Ungültigfeit des 
Inhalts eine ftrenger juriftifche Natur; fo bie Richtigkeit 
des Teftaments, in welchem ein Suus oder ein Posthumus 
präterirt war. Dennoch wurde auch hier die oben aufges 
ftellte Anficht, nach welcher der Inhalt des Teftaments aus⸗ 
fchließend nach der Zeit des Todes beuriheilt werden follte, 
fo fehr für richtig und dem praftifchen Bedürfniß ange- 
meſſen gehalten, daß durch Fünftliche Mittel nachgeholfen 
wurde Wenn alfo der präterirte Suus oder Posthumus 
noch vor dem Teftator ftarb, fo war und blieb eigentlich 


() L.3 $9 de mefl. (8. 2). (h) $2 J.de L. Fake. 
(2. 2%), L. 73 pr. ad L. Falc. (3. 2). 
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das Teſtament nichtig; es wurde aber aufrecht erhalten, 
indem daraus der Prätor eine B. P. secundum tabulas er; 
theilte (i). — Ganz derfelbe Erfolg trat auch ein, wenn 
der Teftator fehlte durch die Präterition eines Emancipir⸗ 
ten, oder durch die unbillige Enterbung eines nahen, zur 
Inteſtaterbfolge befähigten, Verwandten, nur mit dem Uns 
terfchteb, daß hier der Erfolg von ſelbſt eintrat, nicht erft- 
durch Fünftliche Aushülfe des Prätord. Denn ber präter- 
irte Emancipirte hatte überhaupt nur einen Anſpruch durch 
B. P. contra tabulas, die ein ganz perfönliches Rechtes 
mittel war, angeboten dem zur Zeit des Erbanfalls leben⸗ 
den Präterirten. Daher war die Präterition eines Eman⸗ 
eipirten, der vor dem Teftator flarb, wirfungslos, weil ihm 
nun feine folde B. P. c. t. deferirt werden Fonnte. Ganz 
eben fo verhielt ed fich mit ber Querela inoficiosi des 
unbillig ausgeſchloſſenen Inteſtatberechtigten. Denn auch 
dieſe iſt ein gang perfönliches Rechtsmittel, von welchem 
nicht die Rede feyn kann, wenn etwa ber unbillig Aus 
gefchloffene vor dem Teſtator ſtirbt. Vgl. oben B. 2. 
8 73 6. | 


(i) Urpran. XXM.$ 6, L. 
12 pr. de injusto (28, 3). — 
Man koͤnnte diefe Behanplung 
der Sache etwa fo ausbrüden: 
Die durch Bräterition bewirkte Nich- 
Hgfeit war nach jus civile eine 
abfolute; der Prätor verwandelte 
fie in eine relative, fo daß fie nur 
son dem lebenden Präterirten ſelbſt 


geltend gemacht werben konnte, 
nicht ‚zufällig von zinem Dritten, 
zu deſſen Vortheil fie gar nicht 
eingeführt war. Nach der Strenge 
des jus civile war die Präterition 
des Suus oder Posthumus ein 
vernichtenber Yormfehler, der Prä- 
tor behambelte fie blos als ein 
Stud des Inhalts des Teflamente. 
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A. Berfönliche Faͤhigkeit des Honvrirten (des Erben 
oder Legatars). Diefer Kal ift unter allen der ſchwierigfte, 
und er Hat die meiften Mißverftändniffe in unfrer Lehre 
erzeugt. 

- An fich gehört diefer Punkt zum Inhalt des Teflaments, 
fo- daB wir nach allgemeinen Gründen lediglich die that⸗ 
ſaͤchlichen Berhältniffe zur Zeit des Todes zu beruͤckſichtigen 
Hätten, ganz ohne. Rüdficht auf frühere Zuſtaͤnde. Dennoch 
Haben ihn die Römer ganz anders behandelt, und wir 
müflen uns die Gründe diefer abweichenden Behandlung 
tar zu machen juchen. 

Die Römifche Lehre iſt folgende. Die juriftifche Faͤhig⸗ 
feit Des Erben und des 2egatard beruht auf berfelben 
testamentifactio, wie Die des. Teflators (Note b), fo daß 
alle eives und Latini fie haben, alle peregrini fie ent 
behren (k). Diefe Stanvesfähigfeit muß vorhanden jeyn 
in drei Zeitpunkten (tria tempora): zur Zeit des Teſta⸗ 
ments, zur Zeit des Todes (1), zur Zeit des Erwerbs. 
EigentliH wäre auch die fortdauernde Fähigkeit in ver 
Zwifchenzeit nötbig; doch wird dieſe Forderung nachgeſehen, 


(k) Urrian. XXU. $ 1.2.3. 
Hier ift weber der filius familias, 
noch der Latinus Julianus aus⸗ 
gefchlofien, weil der Vermoͤgens⸗ 
loſe zwar Nichts Hinterlaffen, wohl 
aber Etwas zugewiefen befommen 
fann. Au nicht das Kind und 
der Wahnfinnige, weil es nicht 


nöthig ift, zu wollen oder zu hans 
bein, um eingefeßt zu werben. 

(1) An die Stelle diefes Zeits 
punftes tritt- bei bevingten Gins 
feßungen die Zeit ber erfüllten 
Bedingung, die alfo nicht, etwa 
einen vierten Zeitpunft bilbet. 
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fo daß eine vorübergehende Unfähigfeit in der Zwiſchenzeit 
nicht fchabet (media tempora non nocent) (m). 

Was iſt nun der Grund biefer, von ber nach allge 
meinen Gründen zu erwartenden fo abweichenden, Behand» 
Iung gerade dieſes einen Falles? Mir können babei ab⸗ 
fehen von dem dritten Zeitpunkt (Erwerb der Erbichaft), 
der fich eigentlich von felbft verfteht, und überhaupt nicht 
wichtig if. Dann bleibt uns als auffallende, beſonders zu 
erflärende, Erfcheinung die Regel übrig, daß die Fähigkeit 
des Honorirten nicht blos erfordert wirb zur Zeit des 
Todes (wie wir ed erwarten möchten), fondern auch zur 
Zeit des errichteten Teftaments, fo daB die zu dieſer Zeit 
vorhandene Unfähigkeit (3. B. Peregrinität) Das Teftament 
für immer ungültig madjt, felbft wenn der eingefehte Erbe 
bald nachher das Römifche Bürgerrecht erwarb. 

Die Erklärung dieſer auffallenden Erfcheinung aber ift 
weder ſchwierig, noch zweifelhaft. Sie legt in ber Grund 
form des Römifchen Teftaments als einer Mancipation des 
gegenwärtigen Vermögens (n), als eined ivealen Ganzen 
(ohne Rüdfiht auf beffen einzelne Beftanviheile, fo wie 


(m) Die SHaupiftellen für dieſe 
Lehre find folgende: $4 J.deher. 
qual. (2.19), L.6 2. L. 4 
81 L. 50 5 4 de her. inst. 
(28. 5). — Die hier erwähnte 
Zwiſchenzeit ift indeſſen nur zu be⸗ 
ziehen auf den erfien Zeitraum, 
zwiſchen Teflament und Tod; bie 


Unfähigkeit in dem zweiten zwi⸗ 
fen Tod und Grwerb, fchabet 
allerbinge, indem buch fie die 
Erbſchaft angenblidlih irgend 
einem Dritten beferirt wird, fey 
es der Subflitut oder der In⸗ 
teftaterbe.- 
(n) Gasus II, $ 103. 
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auf mögliche Zunahme oder Verminderung), wodurch das 
Ganze die Geftalt eines fingirten Erbvertrags annahm, 
alfo eines Rechtsgefchäfts unter Lebenden, ald deſſen thätige, 
mitwirfende Theilnehmer alle in dem Teſtament bebachte 
Perfonen (repräfentirt durch den familiae emtor) angefehen 
wurden. Deswegen follten. fie Alle die perfönliche Faͤhig⸗ 
feit Haben zur Zeit diefes imaginären Vertrags. 

Daß diefe Regel in der That rein theoretifch, der juris 
ftifchen Form zu Liebe angenommen war,. alfo nicht bes 
ruhend auf der Anerkennung eines inneren Bebürfniffes, 
ergiebt ſich noch aus folgendem Umftand. In einer etwas 
neueren Zeit waren Befchränfungen der perfönlichen Er⸗ 
werbfähigfeit durch pofitive Gefebgebung eingeführt worden, 
wobei man fich von jener alten formellen Rüdficht befreien 
zu Tünnen glaubte; dieſer Fall trat ein bei den Eheloſen, 
den Kinderlofen, und ben Latini Juniani. Bei viefer neu 
erfundenen Unfähigfeit fah man auf den Zuftand zur Zeit 
des errichteten Teſtaments gar nicht; ja man ging fogar 
auf der anderen Seite noch einen Schritt weiter, indem 
man auch nicht einmal auf die Todeszeit ſah, fondern nur 
auf die Zeit des Erwerbs. Diefe lebte Borfchrift aber 
hatte den praftifchen Zwed, daß gerade die dargebotene 
Erbſchaft ein Beweggrund ſeyn follte, für den Chelofen, 
jogleih in eine Ehe zu treten, für den Latinus Junianus, 
fi) des jus quiritium ſchnell würdig zu machen (o). 


(0) Urrpin. XXU. 6 3 verglichen mit XVII. $ 1 und UL 
1-6, 
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Hierin liegt der wahre Grund der auffallenden Regel 
über die tria tempora; nicht, wie Viele glauben, in ber 
regula Catoniana (p). Die Unrichtigkeit dieſer Ableitung 
ergiebt fih aus folgenden Betrachtungen. Die tria teımpora 
werden nirgend auf dieſe ganz einzeln ſtehende, einer ſchon 
etwas neueren Zeit angehörende, Regel zurüdgeführt, 
müflen alfo wohl einen allgemeineren und älteren Grund 
gehabt haben. Ferner geht die Regel ded Cato nur auf 
Legate (Note p), und namentlich nicht auf Erbfchaften (q). 
Sie betrifft alfo überhaupt nicht die perfönliche Fähigkeit 
des Honorirten, wovon allein bier die Rebe ift, fondern 
andere Bedingungen eines ungültigen Legats; ins beſondere 
wohl den Fall, wenn der Teſtator eine Sache per vindi- 
cationem legirt, ohne daran zur Zeit des Teſtaments das 
Römische Eigenthum zu haben. Diefes Legat ift ungültig, 
auch wenn er fPäterhin das NRömifche Eigentum ter Sache 
erwirbt (r). 

Faſſen wir dieſes Alles in Einen Gedanfen zufammen, 
fo müflen wir fagen, die ganze Lehre der tria tempora 
gründete fi) gar nicht auf die Natur. ver Sache, auf das 


(pP) L. 1 pr. de reg. Cat. 
(34. 7) „Quod, si testamenti 
facti tempore decessit testator, 
inutile foret: id legatum, 
quandocunque decesserit, non 
valere.‘ 

(a L. 3 eod. „Catoniana 
xegula non pertinet ad here- 


ditates.“ Zwar will Cusacıus 
obs. IV. 4 emendiren: liberta- 
tes, aber dieſe Emenbation if 
völlig willfürfich und weder durch 
Handſchriften, noch durch inneres 
Bedürfniß unterftüßt. Vergl. 
Voonpa Interpret. II. 22, 
(r) Urpian. XIV. 6 7. 
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natürliche Weſen bes Teftaments, fondern fie hatte eine 
blos zufällige, Hiftorifche Veranlaſſung. Ja wir müffen 
Hinzufügen, daß es confequent geweſen wäre, dieſe Lehre 
im Juſtinianiſchen Recht gänzlich aufzugeben, indem ja in 
diefem Recht der Gedanke der Mancipation, ald Grundlage 
der Teftamente, völlig verfchwunden war. 


Die fo eben geführte Unterfuchung betraf gar nicht die 
Frage wegen der zeitlichen Eollifion der Gefeße, war alfo 
eine Digreffion, aber eine unentbehrliche Digreffion. Denn 
indem ich mich nun zur Unterfuchung der Veränderungen 
wende, die nicht in den Ihatfachen eintreten, fondern in 
den Geſetzen, muß ich ſtets zurüdgehen auf die Analogie 
der eben aufgeftellten Regeln. Jedoch darf davon dieſer 
Gebrauch nur mit Vorficht und Unterfiheidung gemacht 
werden, befonders mit Rüdficht darauf, ob die aufgeftellten 
Regeln aus der Natur der Sache abgeleitet wurden, ober 
aus eigenthümlichen Gründen. Ich werde mich dabei ganz 
an die Reihe von Fällen halten, wie fie fo eben für die 
thatfächlichen Veränderungen aufgeftellt wurden. 

1. Perfönliche Fähigkeit des Teſtators in Beziehung 
auf deffen Rehtsverhältniffe. 

Diefe muß in zwei Zeitpunkten vorhanten jeyn: zur 
Zeit des errichteten Teſtaments und zur Zeit des Todes; 
fehlt fie in einem verfelben, fo ift und bleibt das Teſtament 
ungültig (S. 453). Sie kann aber gerade dadurch fehlen, 
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daß der Zuftand des Teftatord dem in einem biefer Zeit- 
punfte geltenden Geſetz nicht entfpricht (s). 

Folgende Beifpiele werden die Sache erläutern. Rad) 
KRömifchen Recht konnten teftiren: alle cives, alle unab- 
hängige Latini (t), nicht die peregrini (©. 452). Geſetzt 
nun, ein folcher Latinus hätte ein Teftament gemacht, und 
während feines Lebens wäre allen Latinen durch ein Kaifer- 
geſetz die testamentifactio entzogen worden, fo wäre das 
Zeftament ungültig gewefen, wegen der Unfähigfeit zur 
Todeszeit. — Geſetzt, ein Peregrine hätte ein Teftament 
gemacht, und während feines Lebens wäre durch ein Kaifer- 
gefeb allen Peregrinen die testamentifactio verliehen worben, 
fo wäre das Teftament ungültig geblieben, wegen der Un⸗ 
fähigfeit zur Zeit des errichteten Teftaments. 

2. Berfönliche Faͤhigkeit des Teftators in Beziehung 
auf deſſen phyfifche Eigenfchaften. 

Diefe muß blos vorhanden ſeyn zur Zeit der Errichtung 
des Teftaments, alfo entfcheidet ausſchließend das zu dieſer 
Zeit geltende Geſetz. Ein nach demſelben guͤltig gemachtes 


(s) Cuasor T.2 p. 438. 439. 
— Dagegen glaubt Meyer p. 
4121—131, die Unfähigkeit zur Zeit 
des errichteten Teflaments ſchade 
nit, und fucht diefe grundlofe 
Behauptung gegen die allerdings 
nicht zutreffenden Ginwürfe aus 
ber regula Catoniana zu recht⸗ 
fertigen. - 


(t) Dahin gehörten früher die 
Latini colonarii (Urpıan. XIX. 
$ 4), und, feitbem es foldhe nicht 
mehr gab, afle Nachkommen eines 
Latinus Junianus, da das Vers 
bot der Lex Junia nur ihn felbft 
betraf, nit die Nachkommen, 
welche Latini ingenui waren. 
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Teftament kann durch ein ſpaͤteres Geſetz nicht ungültig 
werden, eben fo aber auch umgefehtt. . 


Sp waren im älteren Römifchen Recht Stumme uns 
fähig, zu teftiren; Juſtinian Hat ihnen die Fähigkeit er- 
theilt (u). Wenn nun kurz vor diefem Gefeh ein Stummer 
teftirte, fo wurde das Teftament durch das neue Gefeh 
dennoch nicht gültig; er Fonnte aber jebt ein gültiges Te⸗ 
ftament errichten. — Die Teftamentsmündigfeit im weib⸗ 
lichen Gefchlecht feht das Römische Recht auf wolf Jahre (v), 
das Preußifche Recht auf vierzehn Jahre (w). Wenn nun 
ein Mäpdchen von dreizehn Jahren ein Teſtament macht 
unter der Herrfchaft des Römifchen Rechts, fo bleibt das 
Teftament gültig, auch wenn gleich nachher das Preußifche 
Geſetz eingeführt wird, und der Tod vor Vollendung bes 
vierzehnten Jahres erfolg. Wird das Teftament unter der 
Herrfchaft des Preußifchen Rechts mit dreizehen Jahren 
errichtet, fo bleibt e8 ungültig, felbft wenn gleich darauf 
das NRömifche Recht eingeführt wird. 


3. Der Inhalt des Teftaments richtet fich lediglich 
nach der Zeit des Todes, fo daß das zu dieſer Zeit beftes 
hende Gefeg über die Gültigkeit des Inhalts allein ents 
ſcheidet, ohne Rüdficht auf die Vorfchriften des früheren 


(u) L. 10 ©. qui test. (6.22). (v) L. 5 qui test. (28. 1), 
ww) ML NR 112,8 16. 
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Geiehes, felbft desjenigen, unter deſſen Herrfchaft das Te⸗ 
ſtament errichtet war (x). 

Anwendungen dieſer Regel, die für die Anwendung 
wichtiger ift, als alle andere, find folgende. 

Pflichttheil und Präterition find zu beurteilen nach dem 
zue Todeszeit beftehenden Geſetz (y). — Eben fo die im 
Srangöfifchen Geſetzbuch verbotenen Fideicommiſſe (substitu- 
tions) (2). — Eben fo bie Dulgarjubftitution, Die in 
Sranfreih im J. 1790 verboten, durch den code aber 
wieder erlaubt wurde (aa). 

4. Berfönliche Fähigkeit de8 Honorirten (Erben ober 
Legt). " 

In den bisher erörterten Fällen und Fragen mußte für 
die Veränderungen in den Geſetzen genau biejelbe Regel ange- 
nommen werden, welche für die Veränderungen in den thats 
fächliden Verhältniffen vom Römifchen Recht anerkannt war 
(S. 451 — 456) ; denn diefe Anerkennung hatte fich gegründet 


(x) Cuasor T. 2 p. 367 — 
3720, p. 382, p. 445 — 454, ber 


unter Allen diefen Punkt am ri: 


tigften auffaßt, freilih mit Ein: 
mifchung mancher Irrthümer über 
das RR. — Weber ©. I6— 
98: laͤßt das Teflament ungültig 
werben, wenn der Inhalt entwe- 
der den Geſetz zur Zeit des Te: 
flaments, oder dem zur Zeit des 
Todes widerſpricht; er behandelt 
alfo diefen Punkt fo, wie bie juri- 
ftifhe Faͤhigkeit des Teftators 
(Num.1). — Bergmann $ 16. 


19. 51 nimmt an, nah WR. R. 
fey der Inhalt blos nach dem 
zur Zeit des Teftaments gültigen 
Geſetz zu beurtheilen, und bie 
Rüdfiht auf die Todeszeit ſey 
eine falſche Anficht der frangöftfchen 
Rechtslehrer, aber auch eingebrun- 
gen in ihre Gefeßgebung. 

(y) Cnasor T. 2 p. 225, p. 
464—475. 

(z) Cuasor T. 2 p. 382. 
Bol. Meyer p. 132—148, 

(aa) Cnasor T. 2 p. 367— 
370, 
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auf die allgemeine Natur des Teftaments überhaupt, alfo 
auf das innere Beduͤrfniß der Sache ſelbſt. Ganz anders 
verhält es fich mit Der Frage wegen ber perfönlichen Faͤhig⸗ 
feit des Honorirten, bei welcher bie thatfächlichen Veraͤn⸗ 
derungen im Roͤmiſchen Recht nach der Regel der tria tem- 
pora beurtheilt werden. Denn diefe Beurtheilung hatte 
feine innere, ſondern nur hiftorifche Gründe, Gründe, die 
fhon zu Juftinian’d Zeit verfchwunden waren, und vollends 
für uns gar feine Bedeutung mehr haben Fönnen. Wir 
müflen alfo hier die Analogie jener Regel des Römischen 
Rechts ganz verlaffen, “und uns Ieviglich an die wahre 
Natur des Teftaments Halten. Diefe aber führt dahin, 
die perfönliche Fähigkeit des Honorirten als ein zum Ins 
halt des Teſtaments gehörendes Stüd aufzufafien, und 
daher ausfchließend nach dem zur Todeszeit geltenden Ge- 
feß zu beurtheilen, ohne NRüdficht auf Das Recht, welches 
früher, etwa zur Zeit der Errichtung des Zeſtaments, ge⸗ 
golten haben mag (bb). 

Daß uns in dieſer Behauptung die regula Catoniana 
nicht irre machen darf, und daß wir alfo auch feine Vers 
anlaffung haben, die Anwendbarkeit diefer Regel auf unfre 
Zeit fünftlich zu widerlegen, wie ed von Manchen verfucht 
worben ift, wurde fchon oben gezeigt. Beſonders auf die 


(bb) Caasor T. 2 p. 462 —464. flimmt mit diefer Gntfchei- 
dung völlig überein, ohne fi in die Hier verſuchte Begründung 
einzulaffen. 

vin. 30 
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Faͤhigkeit eines eingeſetzten Erben kann jene Regel auch 
nicht einmal ſcheinbar angewendet werden (Roten p. q.). 

5. Ferner kommt das Gefch über die Form des Te⸗ 
ſtaments in Betracht, Yon welcher zu fprechen bei den thats 
ſächlichen Veränderungen gar Feine Beranlaffung war. 

Die Korn gehört ganz’ zur faktifchen Eeite des Teſta⸗ 
ments, welches daher für gültig oder ungültig gehalten 
werden muß, je nachdem die angewvendete Form dem dus 
mals geltenden Geſetz entſprach ober nicht, fo daß hierin 
ein ſpaͤteres Geſetz weder zum Bortheil, noch zum Nachtheil 
des Teftaments Etwas zu Ändern vermag (cc). Dieſe 
Regel ftimmt auch ganz mit ten oben aufgeftellten allge 
meincren Regeln überein ($ 388). 

In Anwendung Diefer Regel muß alfo ein unter dem 
Franzoͤſiſchen Recht gemachtes eigenhändiges Frivatteftament 
gültig bleiben, auch wenn vor dem Tode des Teftatord Das 
Preußiſche Recht eingeführt wird, welches die Privatteſta⸗ 
mente nicht -anerfennt. Umgekehrt muß cin unter dem 
Preußiſchen Recht errichtetes cigenhändiges Privatieftument 
unguͤltig bleiben, auch wenn während der Lebengzeit des 
Teſtators das Franzöſiſche Recht eingeführt wird, welches 
dieſe Form der Teftamente geftattet (dd). 

6. Endlich ift noch der Bull zu erwähnen, wenn etwa 


(cc) Cuasor T. 2 p. 394—39,, Weber &. 90. 

(dd) Eine hierin etwas abweichende Beſtimmung des Preußiſchen 
Rechts iſt ſchon oben erwähnt worden ($ 388. 0), und wird abermals 
im 6 394. erwogen werben, 
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ein Gefeß die teftamentarifche Erbfolge überhaupt aufs 
heben, alfv die gefegliche für die allein güftige erklären 
follte; nicht als ob dieſer Ball etwa praftifch erheblich wäre, 
fondern weil die Betrachtung deffelben dazu dienen Fann, 
die ganze Anficht ter Eache mehr feftzuftellen. 

Wird nun ein Teftament gemacht unter der Herrfchaft.. 
eined Geſetzes, Das die Teftamente überhaupt unterfagt, 
fo ift und bleibt es ungültig, felbft wenn vor dem Tode 
ein neucd Geſetz die Teftamente wieder zulaſſen follte. 
Dirfes muß ſchon Deshalb angenommen werden, weil für 
ein ſolches Teftament Feine dem gleichzeitigen Gefeh ges 
nügende Form angewendet feyn Tann, welches doch nad 
der chen aufseftellten Regel (Num. 5) erforderlich wäre. 

Eben fo ift das Teftament ungültig, wenn die teftamens 
tarijche Erbfolge zur Zeit der Errichtung erlaubt, zur Zeit 
des Todes, vermöge eines neuen Geſetzes, unterjagt war. 
Diefes ift ſchon deshalb anzwichmen, weil das neue Geſetz 
den ganzen Anhalt des Teftaments entfräften wollte, die 
Gültigkeit de8 Inhalts aber nach dem zur Zeit des Todes 
beſtehenden Geſetz zu beurtheifen ift (Num. 3). Aber auch 
eine zweite, noch turihgreifendere, Anficht führt zu dem⸗ 
ſelben Erfolg: Ein ſolches neues Geſetz betrifft eigentlich 
nicht den Erwerb eines Rechts (nämlich des Erbrechts ver⸗ 
mittelſt eines Teſtaments), ſondern das Daſeyn eines ganzen 
Rechtsinſtituts (der teſtamentariſchen Erbfolge), und bei 
Geſetzen dieſer Art iſt von der rückwirkenden Kraft uͤber⸗ 


Haupt nicht die Rede (8 38. 
30 * 
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Am zweifelhafteften könnte der Ball gefunden werben, 
wenn zur Zeit der Errichtung und zur Zeit des Todes Te 
ftamente gefehlich erlaubt wären, ein vorübergehendes Ge⸗ 
feß der Zwifchenzeit aber fie einmal unterfagt hätte. Ich 
würde geneigt feyn, auf diefen Ball die Analogie ber 
KRömifchen Regel: media tempora non nocent (Rote m), 
anzuwenden, und das Teftament als gültig anzuerkennen. 


8. 394. 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. IV. Erbredt. 


(Fortfegung). 


Die zeitliche Gränze der Herrfchaft neuer Gefehe in 
Anwendung auf Teftamente ift bisher nur noch aus allges 
meinen Gefichtspunften, nach der Natur der Teftamente 
überhaupt, unterfucht worden, ofne NRüdficht auf vie 
unmittelbaren Ausfprüche pofitiver Gefehe. Das Römifche 
Recht wurde erwogen (8 393) bei einer an fich ver 
fchiedenen Frage, der Frage wegen der thatfächlichen Ver⸗ 
änderungen die in Beziehung auf die Gültigfeit der Tes 
ftamente von Einfluß feyn koͤnnen. Bon den Regeln des 
Römifchen Kechts über diefe andere Frage wurde eine blos 
analoge Anwendung verfucht auf die Löfung unfrer vor 
liegenden Aufgabe. Ich will nun unterfuchen, welche Aus» 
jprüche pofitiver Gefehgebungen für dieſe Aufgabe felbft 
benußt werben fönnen, alfo für die Beftimmung des Eins 


® 
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fluffes, den wir neuen Geſetzen auf die Gültigkeit der Te- 
ftamente zuzufchreiben haben. " 

Zuerſt fol das Römifche Recht erwogen worden. 
In diefem finden wir einen allgemeinen Ausfpruch über 
unfte Frage gar nicht. Der allgemeine, die rückwirkende 
Kraft der Gefege verneinende Grundſatz ($ 386) ift für die 
Teftamente deswegen nicht ausreichend, weil diefe nicht fo, 
wie die Verträge und BVeräußerungen, einem einzelnen 
Zeitpunkt angehören, jondern mehreren Zeitpunkten (5 393), 
fo daß es gerade zweifelhaft feyn kann, in welchen Bes 
ziehungen das Teftament unter die futura negotia, ober 
vielmehr unter die facta praeterita (die pendentia negqtia) 
zu rechnen ſeyn möge. v 

‚Dagegen finden wir in vielen einzelnen Römifchen Ge⸗ 
feßen ſehr beftimmte tranfitorifche Vorſchriften über die 
Frage, auf welche Teftamente gerade diefe neuen Geſetze 
angewendet ober nicht angewendet werden follen. Dabei 
liegt nun der Gedanke fehr nahe, daß diefe tranfitorifchen 
Vorschriften zugleich den Ausdruck des auf unjre Frage bes 
züglichen allgemeinen, bleibenden Grundſatzes enthalten 
müßten, und unter dem Einfluß dieſer Vorausfegung haben 
neuere Schriftfteller fehr Häufig ihre Theorie ausgebilvet. 
Aber gerade dieſe Vorausfegung ift fehr bevenflih, und 
für manche einzelne Fälle erweislich falſch. Denn die trans 
fitorifche Vorſchrift Tann im Einzelnen hervorgegangen feyn, 
nicht fowohl aus der Heberzeugung, daß es nach allgemeinen 
Grundfägen fo feyn müffe, weil es der Natur der Teſta⸗ 
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mente angemeffen ſey, als vichnehr aus fihonender Rüdiicht 
auf beftehende Thatfachen; Tann aber iſt die tranfitorijche 
Vorſchrift nicht Ausprud einer ald wahr anerkannten Regel, 
fontern vielmehr einer fchonenden Ausnahme von der Regel. 
Diefe Adficht der Geſetzgeber it nicht nur überhaupt möglich, 
fontern gerade hier in mehreren Zilen unzweifelhaft vor- 
handen. Wir werben alſo die einzelnen tranfitorijchen Vor⸗ 
ſchriften des Römischen Rechts über das Recht der Teſta⸗ 
mente, welche nunmehr der Reihe nach angegeben werben 
follen, mit den oben aufgeftellten allgemeinen Grundjäßen 
($ 393) zu vergleichen haben, um bei jeder dieſer "Bor: 
fchriften zu erfennen, ob fie als anerfennender Ausdruck 
der Regel, oder vielmehr als Ausnahme von der Regel, 
anzufehen feyn möge. 
1. Eine folche tranfitorifche Vorfchrift findet fih in der 
Lex Falcidia, weiche im erften Kapitel fo lautet (a): 
Qui cives Romani sunt, qui- eorum post kanc 
. Legem rogatam testamentum Jfacere volet, ut 


; 


eam pecuniam etc. 


Diefe Beftimmung, welche dann im zweiten Kapitel 
„ wörtlich wiederholt wird, befehränft die Anwendung bes 
Geſetzes auf künftig zu errichtende Teftamente, fo daß die 


(a) ZL.i pr. ad L. Falc. dem fecerit), die aber Ber: 
(35. 2). — Gine ähnlihe tranz res durch fein unredliches Gpict 
fiteriiche Beſtimmung erwähnt in rückwirkende Kraft umgewan- 
G@icero (in Verrem 1. 41. 42) velt habe durch die Worte: Feczk, 
von der L. Voconia (qui here- fecerit. 
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ſchon errichteten, auch wenn die Teftatoren noch lebten, 
davon frei ſeyn ſollten. 

Darin liegt eine Ausnahme unſrer Regeln. Denn da 
Die Beftimmung des Geſetzes den Inhalt des Teftaments 
betraf, fo Hätte daſſelbe eigentlich angewendet werben müſſen 
auf alle Teſtamente, deren Urheber ſpäter ſtarben (8 393 
Rum. 3), auch wenn fie Damals fihon errichtet waren. 
Man wollte alſo den lebenden Teftatoren die Mühe cr» 
fparen, ihre fihon gemadten Teftamente mit dem neuen 
Geſetz zu vergleichen und danach nöthigenfalld umzuantern, 
zugleich auch die Gefahr, die aus der Vernachläſſigung 
dieſer Vorſicht für die vollſtändige Gültigkeit de8 Teftaments 
entftehen Fonnte. Dieſe Schonung war aber deswegen 
natürlich und loͤblich, weil es in der That dem Geſetzgeber 
ſehr gleichgültig ſeyn konnte, ob das Geſetz einige Jahre 
früher oder ſpäter ausſchließende Anwendung erhielte, 

Es muß aber noch beſonders darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß dieſes Geſetz nicht etwa die Abſicht und die 
Folge hatte, eine bis dahin unbeſchränkte Freiheit der Tes 
ftatoren in Beziehung auf Legate zu befchränfen, fondern 
vielmehr die ganz anderen, für manche Fülle firengeren, 
Beichränfungen ter Lex Furia und. ter Lex Voconia burg 
eine neue, zweckmäßigere, zu erfegen (b). Die Meinung 
ging aljo dahin, daß auf die ſchwebenden Teftamente die 


(b) Carus II. $ 224-227. 


\ 
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Lex Furia und Lex Voconia, auf die Fünftigen Iebiglich 
bie Lex Falcidia, angewenbet werben follten. 

2. 3m J. 531 verorpneie Juftinian, jede Erbein⸗ 
fegung folle nur gültig feyn, wenn der Teflator den Namen 
des Erben mit eigener Hand fchreibe oder vor den Zeugen 
mündlich ausſpreche. Diefe Vorſchrift ſolle aber nur ange- 
wendet werden auf Fünftige Teſtamente, nicht auf fchon 
errichtete (c). — In diefer tranfitorifchen Vorfchrift lag 
eine ‚reine Anwendung der oben aufgeftellten Grundſaͤtze, 
indem das neue Gefeb lediglich die Form des Teftaments 
betraf (8 393 Num. 5). Allein drei Jahre fpäter (534) 
wurde jenes Geſetz in den neueften Cover aufgenommen, 
und zwar mit dem fo eben angeführten tranfitorifchen Zus 
fat. Darin lag aljo die Vorfchrift, daß die in den ver- 
flofienen drei Jahren (awifchen 531 und 534) gemachten 
Teftamente, auf die- eigentlich das Geſetz ſchon anwendbar 
geweſen wäre, davon frei feyn follten, alfo gewiffermaßen 
eine Amneftie für die in dieſen Teftamenten etwa began- 
gene Bernachläffigung des Geſetzes. Man koͤnnte dieſe 
auffallende Wiederholung der tranfitorifchen Vorſchriſt viels 
leicht für ein bloßes Verſehen halten wollen; allein Juſti⸗ 
nian felbft hat diefelbe in einem fpäteren Geſetz für abs 
fihtlich erflärt, gegründet auf die Wahrnehmung, daß das 
neue Geſetz urfprünglich nicht genug befannt geworben ſey, 


(c) L. 29 C. de test. (6.23). — Diefe "ganze Beſtimmung hat 
nur noch ein Hiftorifches Interefie, da fie nach wenigen Jahren wieder 
aufgehoben wurbe. Nov. 119 C. 9 (von 544). 
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welchem Mangel erſt die Aufnahme in den neuen Codex 
abgeholfen Habe (d). 
3. Der Pflichttheil betrug nach altem Recht ein Bier 
theil der Inteflatportion; Juftinian erhöhte ihn nad 
Berfchiedenheit der Umſtaͤnde auf ein Drittheil ober bie 
Hälfte (e). Da dieſes Geſetz den Inhalt des Teftaments 
betraf, Hätte es auch auf bie ſchon errichteten. Teftamente 
angewendet werden müflen. Juftinian aber verorbnete, 
daß es erft auf Tünftige Teftamente angewendet werben 
follte, worin alfo wieder eine fchonende Ausnahme lag (f). 

4. Durch Kaiferconftitutionen wurde die Befugniß eines 
Vaters, feine Concubinenkinder durch lebten Willen zu 
bevenfen, auf mancherlei abwechjelnde Weiſe befchränft (2). 
Eines diefer befchränfenden Gefege geht dahin, daß foldhe 
Kinder, wenn Feine cheliche Kinder vorhanden wären, vie 
Hälfte des Vermögens befommen dürften. Es wurde aber 
Hinzugefügt, diefe Beftimmung folle nur angewendet werben 
auf fünftig zu errichtende Teftamente (h). Darin lag 
wieder eine Ausnahme, indem das Geſetz den Inhalt des 
Teftaments betraf, alfo eigentlich auf ſchwebende Teftamente 
anwendbar gewefen wäre. j 

5. Durch die L. Julia und die L. Papia Poppaea war 
unter 8. Auguftus die fehr verwidelte Cabucität der 


(d) Nev.66 C.1 $1. (e) Nov. 18 (von 536). (f) Nov. 66 


C.1 $52—5 (von 538). (8) Göfchen Vorleſungen II. 2 $ 798. 
(h) L.8 C. de natur. lid. (6.27), von Suftinian‘528. 


N 
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Erbſchaften und Legate eingeführt worden. Dieſes Rechts⸗ 
inſtitut, welches durch viele ſpätere Geſetze umgebildet 
war, wurde von Zuftinlan im J. 534 gänzlich aufge⸗ 
hoben, jedoch mit dem Zufag, daß dieſes neue Recht erſt 
auf die Fünftig zu errichtenden Teftamente angewendet 
werten follte (Ci). Auch darin lag wicter eine Ausnahme 
von den aufgeftellten Regeln, da das neue Geſetz den In⸗ 


halt des Teſtaments zum Gegenftand hatte. 


Das Preußiſche Necht enthält über unfre Frage nur 
wenig bleibende, für alle Zeiten gültige Beftimmungen, und 
auch dieſe beantworten die Frage nicht unmittelbar, fondern 
fönnen dafür nur durch Folgerungen benutzt werten. Es 
wird zweckmaͤßiger feyn, Diefe erſt am Schluß zu enwähnen. 

Dagegen ift unfre Geſetzgebung reich an tranfitorifchen 
Beftimmungen über Teſtamente, die alſo keinen allgemeinen 
bleibenden Grundſatz ausſprechen, ſondern bei Gelegenheit 
einzelner Einführungsafte die Behandlung, der Teſtamente 
beftimmen, darin alfo höchſtens, und nicht immer, einen 
allgemeinen Grundſatz durchbliden laffen. 

Tie Reihe diejer tranfitorijchen Vorjchriften iſt folgende 


(3 383). 


() L. um. $15 C. de cad. toll. (0.81). 


x 
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Das Einführungspatent des Allg. Landrechts von 1794 
verordnet im $ 12, Daß alle damals errichtete Tejtamente 
„mach den Borfchriften der Altern Geſetze durchgehends 
beurtheilt werten follen, wenngleich Das Ablchen des Tes 
ſtators erſt ſpaͤter erfolgte.” Durchgehende, alſo in 
Anſehung der Form und des Inhalte. Das erſte iſt eine 
reine Anwendung ter oben aufgeſtellten Grundſätze; das 
zweite ijt eine fchonende Ausnahme von Tiefen Grundſätzen 
(8 393 Num. 3), ähnlich den vielen fü eben angeführten 
Ausnahmen in Römiſchen Geſetzen. 

Die drei Patente von 1803 ftimmen damit im $ 6 
wörtlich überein. 

Eine nah zwei Seiten nene Wentung fintet fi in 
dem für die Provinzen jenfeits der Elbe erlaffenen Patent 
von 1814 (k). | 

Die erſte neue Beftimmung fehließt ſich abandernd an 
die eben angeführten A.teren, Vorſchriften. 

86. Alle Teſtamente und letztwillige Berords 
nungen, welche vor dem 1. Januar 1815 
errichtet worden, müflen, in Rückſicht 
ihrer Form, durchgehende nach den Vor⸗ 
ſchriften der älteren Geſetze beurtheilt wers 
den, wenngleich das Ableben des Erblafs 

| ſers erſt fpäter erfolgt feyn follte. 

Der Zuſatz: in Rüdficht ihrer Form, der in den 
früheren Patenten ganz fehlt, foll augenfcheinlich ten Ges 

(k) Gefepfammfung 1814 S. 89 — 96, 
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genfab ausprüden gegen die Rüdficht ihres Inhalts, 
fol alfo andeuten, daß der Inhalt vielmehr nach dem neuen 
Geſetz (nach dem Geſetz zur Zeit des Todes) beurteilt 
werben folle. Darin liegt alfo die Anerkennung der oben 
aufgeftellten Regeln über die auf die Form und den In⸗ 
halt der Teftamente anwendbaren Geſetze (1). 

Die zweite neue Beſtimmung wird welter unten nach⸗ 
geholt werben. 

Die eben erwähnte neue Beftimmung wurde ausführ- 
licher und genauer ausgebrüdt in dem Patent für Weſt⸗ 
preußen von 1816 ($ 383). 

8 8. Ale Teftamente ..... find in Ruͤckficht 
ihrer Form durchgehende nad den Vor⸗ 
fohriften der älteren Gefebe zu beurtheilen. 
Auch der Inhalt der Teftamente ift 
gültig, in fofern nicht Prohibitiv— 
gejege zur Zeit bes Erbanfalles 
ifm entgegen flehen. In letzterer 
Rüdficht ift insbefondere die Lehre 
von der Erbfähigfeit der inſtituir— 
ten Erben und vom Pflichttheil 
nach den zur Zeit des Erbanfalles 
geltenden Gefegen zu beurtheilen. 

Mit diefer legten Faſſung flimmen die fpäter erkaffenen 
tranfitorifchen Gefehe wörtlich überein. 


(1) Bergmann ©. 565 nimmt irrig an, es liege barin Feine 
Abweihung von ven Älteren Patenten. 
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Hier wird nun auf ganz ungweifelhafte Weife für bie 
Anwenpbarfeit verfchiepener Gefeße zwiſchen Form und In⸗ 
halt unterſchieden; bei den Geſetzen uͤber die Form ſoll die 
Zeit des errichteten Teſtaments, bei denen über den Inhalt 
die Todeszeit berüdfichtigt werben, und zu dieſer zweiten 
Klaffe werden ganz richtig die Gefege über die perfönliche 
Fähigkeit des Honorirten gerechnet. Damit ift demnach 
die ganze Reihe der oben aufgeftellten Regeln als rich⸗ 
tig anerkannt, nur mit Ausnahme der Gefehe über Die 
perfönliche Faͤhigkeit des Teftators, worüber gar Nichts 
gefagt ifl. j 

Unter den wieder gewonnenen Landestheilen aber fans 
den fi drei, in denen bis zu biefem Zeitpunkt Franzoͤſi⸗ 
ſches Recht gegolten Hatte, in welchen man alſo darauf 
rechnen mußte, ſchwebende Teftamente vorzufinden, die 
theil8 auf der eigenhändigen Schrift des Teſtators, theils 
auf notarieller Beglaubigung berußten. Diefes wurde. für 
zu gefährlich gehalten, und daher wurbe in biefen Landes» 
theilen neben jener allgemeinen Beftimmung, und theilweife 
von ihr abweichend, die befondere Vorfchrift aufgenommen, 
daß folche ſchwebende Teftamente nur noch Ein Jahr lang 
gültig bleiben follten. Binnen diefem Jahr follte der Teftas 
tor ein neues Teftament mach der Form des Landrechts (alſo 
gerichtlich) machen. Wenn der Teftator nach Ablauf jenes 
Jahres fterben follte ohne neued Teftament, fo follte das 
vorgefundene wirkungslos feyn, wenn nicht bewiefen werben 
fönne, daß er an der Errichtung eines neuen Teftaments 
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mente angemeften ſey, als vichnehr aus fihonender Rüdiicht 





auf beſtehende Thatſachen; Tann aber ift Die tranfitorijce 


Vorſchrift nicht Ausprud einer ald wahr anerfannten Regel, 
fontern vielmehr einer fchonenden Ausnahme von der Regel. 
Diefe Adficht der Geſetzgeber ift nicht nur überhaupt möglich, 
fontern gerade hier in mehreren Fällen unzweifelhaft vors 
handen. Wir werben aljo die einzelnen tranfitorijchen Vor⸗ 
fohriften des Römijchen Rechts Uber das Recht der Teſta⸗ 
mente, welche nunmehr der Reihe nach angegeben werden 
ſollen, mit den oben aufgeſtellten allgemeinen Grundſätzen 
($ 393) zu vergleichen haben, um bei jeder dieſer Bor: 
Schriften zu erfennen, ob fie als anerkennender Austrud 
ber Regel, oder vielmehr als Ausnahme von der Regel, 
anzufchen feyn möge. 

1. Eine folche tranfitorifche Vorſchrift findet fi in der 

Lex Faleidia, weiche im erfien Kapitel fo lautet (a): ‘ 
Qui cives Romani sunt, qur eorum post hanc 
. Legem rogatam testamentum facere volet, ut 

“ eam pecuniam etc. 

Diefe Beftimmung, welche dann im zweiten Kapitel 
„ wörtlich wiederholt wird, befchränft die Amvendung des 
Geſetzes auf künftig zu errichtende Teftamente, fo daß die 


(a) L. 1 pr. ad L. Falc. dem fecerit), vie aber Bers 
(35. 2). — Eine ähnlihe trans res duch fein unredliches Cdict 
fiteriihe Beſtimmung erwähnt in rückwirkende Kraft umgemwan- 
Gicero (in Verrem I. 41. 42) delt habe durch die Worte: Secit, 
von der L. Voconia (qui here- fecerit. 
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fchon errichteten, auch wenn die Teftutoren noch lebten, 
davon frei ſeyn ſollten. 

Darin liegt eine Ausnahme unſrer Regeln. Denn da 
die Beftimmung des Geſetzes den Inhalt des Teſtaments 
betraf, fo Hätte Daffelbe eigentlich angewendet werben müffen 
auf alle Teftamente, deren Urheber fpäter ftarben (8 393 
Num. 3), auch wenn fie Damals fihon errichtet waren. 
Man wollte alfo den lebenden Teftatoren die Mühe cr- 
fparen, ihre ſchon gemachten Teftamente mit dem neuen 
Geſetz zu vergleichen und danach nöthigenfalls umzuändern, 
zugleich auch die Gefahr, die aus der VBernachläffigung 
diefer Vorficht für die volljtändige Gültigfeit des Teftaments 
entſtehen konnte. Dieſe Schonung war aber deswegen 
natürlich und loͤblich, weil es in der That dem Geſetzgeber 
ſehr gleichgültig feyn Fonnte, ob das Geſetz einige Jahre 
früher oder ſpäter ausſchließende Anwendung erhielte, 

Es muß aber noch beſonders darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß dieſes Geſetz nicht etwa die Abſicht und die 
Folge hatte, eine bis dahin unbefchränfte Freiheit der Tes 
ftatoren in Beziehung auf Legate zu befchränfen, fondern 
vielmehr die ganz anderen, für manche Fälle ftrengeren, 
Beſchränkungen ter Lex Furia und ter Lex Voconia durch 
eine neue, zwedmäßigere, zu erjegen (b). Die Meinung 
ging aljo dahin, daß auf die ſchwebenden Teſtamente die 


.(b) CGasus II. $ 224-227. 


\ 
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e. War umgekehrt der Teſtator zur Zeit des errichte⸗ 
ten Teſtaments faͤhig, verliert aber dieſe Faͤhigkeit 
ſpaͤterhin zur Strafe einer geſetzwidrigen Hand⸗ 
(ung, fo wird das Teſtament ungültig (r). Stimmt 
mit unfern Regeln überein. 

C. „Bei Beurtheilung der Zähigfeit eines Erben ober 
Legatarii muß auf die Zeit des Erbanfalle gefehen wer: 
den.” (s). — Auch dieſe Beftimmung ifl, fo wie Die vori- 
gen, gewiß nur von thatfächlichen Veränderungen in ber 
Berfon gemeint, kann aber durch Analogie unbedenklich 
auch auf Veränderungen in ber Geſetzgebung angewendet 
werben, und flimmt in biefer Anwendung mit unfern Re 
geln völlig überein. | Ä 


U 


Das Defterreichifche Geſetzbuch enthält feine trans 
fitorifche Beftimmung über Teftamente befonders, wohl aber 
die allgemeine Vorfchrift, daß das neue Gefegbuch auf vor- 
hergegangene Handlungen keinen Einfluß haben ſoll, 

auch wenn biefe Handlungen in ſolchen Willenserflärungen 
beftehen, die von dem Erklaͤrenden noch eigenmächtig abges 
ändert, und nach den in dem gegenwärtigen Geſetzbuche 
enthaltenen Borfchriften eingerichtet werden koͤnnten (t). — 


a 


MD) R.2%.9.1 12 8 14. (5) So lautet woͤrtlich A. L. R. 
1.12 $43. (t) Wörtlih aus dem Ginführungepatent von 1811 ©.5.6. 
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Damit find augenfcheinlich die Teftamente bezeichnet, und 
es liegt in dieſen Worten völlig diefelbe Vorfchrift, welche 
oben aus dem Preußiſchen Einführungspatent von 1794 
-$ 12 angeführt, und mit unfern Regeln verglichen wors 
den if. 


J 


Die Meinungen der wichtigſten Schriftſteller ſind ſchon 
oben bei den einzelnen Fragen angegeben worden. Weber 
fehlt hauptſaͤchlich Darin, daß er die Rechtsgültigkeit des 
Inhalts des Teftaments abhängig macht von der Vebereins 
ſtimmung mit den Gefehen beider Zeitpunfte, während 
Dergmann bierin Die Zeit des errichteten Teftaments, 
und zwar dieſe allein, mit Unrecht berüdfichtigen will. 
Chabot Hat hierin richtigere Anfichten, als beide ($ 393.x). 
Alle aber find mehr oder weniger durch folgende Fehler in 
mannichfaltige Irrthuͤmer gerathen. 

Sie haben nicht genug unterfchieden zwifchen den Vers 
änderungen, welche in ven thatfächlichen Verhältniffen, . 
und denen, welche durch neue Geſetze eintreten fönnen; eben 
fo zwifchen den natürlihen Mängeln, und den gefehlichen 
Borfchriften, wodurch die perfönliche Fähigkeit des Tefta- 
tors gehindert feyn Tann. Sie haben im Römifchen Recht 
die wahren Gründe mancher- Beftimmungen (beſonders Dex 
tria tempora) verfannt, und dagegen mit Unrecht andere, 
unpafiende, Gründe untergefchoben, wohin beſonders bie 
regula Catoniana gehört. Ganz vorzüglich aber haben fle 

3 


. vum 
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einzelne tranfitorifche Vorſchriſten des Roͤmiſchen Rechts 
generaliſirt, und darin den Ausdruck allgemeiner, bleibender 
Grundſaͤtze über das Verhaͤltniß alter und neuer Geſetze 
bei Teflamenten angenommen, ganz gegen bie Abficht der 
Urheber diefer Vorfchriften. 


$ 395. 
A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. IV. Erbrecht. 
| (Fortſetzung.) 


I. Die Inteftaterbfolge hat weit einfachere Ver⸗ 
haͤltniſſe, als die teftamentarifche, da bei ihr nicht zwei, 
ft ſehr entlegene Thatfachen (Errichtung des Teſtaments 
und Erbanfall) in Betracht kommen. Darin aber ſtehen 
beide Fälle einander gleich, daß auch bei der Inteſtaterb⸗ 
folge fowohl thatfächliche Verhältniffe mit ihren Veraͤnde⸗ 
rungen, ald neue Gefeße, zu beachten find, und bag über 
jene das Römifche Necht genaue Regeln. aufgeftellt Hat, 
deren Analogie dann bei dem Fall neuer Gefehe zu be 
uiben if. | 

Die perfönliche Faͤhigkeit des Verſtorbenen, eine In- 
teftaterbichaft zu Hinterlafien, ift zu beurtheilen nad) ber 
- Zeil des Todes. Das Roͤmiſche Recht erforvert die Civitaͤt 
in dem Sinn, daß nur bei dem Tod eines Römifchen Bürs 
gers die Regeln der Römifihen Inteftaterbfolge zur. Anwen⸗ 
dung kommen konnten, anftatt daß die im Römifchen Staat 
ſterbenden Ausländer nach dem Recht ihrer Heimath beerbt 
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wurben.. Ein Römer, der eine‘ magna capitis deminutio 
erlitten hatte (ein Deportirter, oder ein servus poenae), 
konnte ohnehin keine Erbſchaft Hinterlaflen; was er Hatte, 
oder zu Haben fchien, gehörte dem Fiscus. 

Die perfönlicde Faͤhigkeit, zu irgend einer Inteſtaterb⸗ 
fehaft berufen zu werben, beruhte auf berfelben Bedingung 
der @ivitätz Die magna capitis deminutio machte dazu uns 
fähig, während die minima fein unbebingtes Hinderniß war, 
fonbern nur gewiffe Anfprüche auf Inteftaterbfolge, die auf 
Agnation gegründeten, aufhob (a). Dieſe Faͤhigkeit mußte 
gewiß vorhanden feyn zur Zeit des Erbanfalld, aber auch 
zur Zeit des Erwerbs, ja fogar in ber ganzen Zwiſchen⸗ 
zeit, da jede in dieſer Zeit eintretende Unfähigkeit eines 
berufenen Inteftaterben deſſen Erbantheil fogleich irgend 
einer anderen Perſon, ſey diefe neben ihm ober Hinter ihm 
berufen, veferirt (5 393. m). Diefe Regeln gelten auf 
gleiche Weife, es mag eine die Erbfaͤhigkeit aufhebende 
Beränderung bewirkt worden feyn durch neue thatfächliche 
Berhältnifie, oder durch ein neues Geſetz. 

Das Wichtigſte aber und zugleich das Schwierigſte iſt 
das perſoͤnliche Verhaͤltniß des Inteſtaterben zum Erblafler, 
welches vorzugsweiſe in Verwandiſchaft beſteht. Dieſes 
Verhaͤltniß iſt entſcheidend ſowohl fuͤr den Erbanſpruch 
jedes Einzelnen uͤberhaupt, als uͤber die beſtimmte Stelle, 
welche derſelbe in der Reihefolge ſaͤmmilicher fuͤr dieſen 


() L1$4.8.ad Sc. Tert. (38. 17). 
31* 
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Erhanfall denkbaren Exben einzunehmen Hat. Dieſes pers 
fönliche Verhaͤltniß nun muß beuetheilt werden nach der 
Zeit des Erbanfalls, welche meift, jedoch nicht immer, 
zufammenfällt mit der Zeit des Todes. 

Dabei find zu berüdfichtigen die zwei Arten von Ber: 
änderungen, die in diefer Hinficht eintreten koͤnnen. 

A. Veränderungen in den thatſaͤchlichen Bers 
hältniffen. | 

Bleichgültig, ohne allen Einfluß, find die Zuftände und 
Beränderungen vor dem Tode des Erblafiers. Zwar koͤn⸗ 
nen auch in diefer Zeit fehr beſtimmte und wahrfcheinliche 
Erwartungen entftanden feyn. Auf die Inteſtaterbſchaft 
eines reichen ehelofen Mannes, der in vorgerüdten Jahren 
ftand, koͤnnen nahe Verwandte mit großer Sicherheit ges 
rechnet haben, und dieſe Erwartung kann durch eine fpäte 
Ehe mit Kindern vereitelt worden ſeyn. Allein bloße Er- 
wartungen find ja überhaupt nicht durch Rechtsregeln zu 
ſchuͤßen, und jene Verwandte mußten bie Möglichkeit die⸗ 
fer Veränderung‘, eben -fo wie bie eines Teftaments, bes 
denfen. \ 

Um aber der genauen Beftimmung bes entjcheiden 
den Zeitpunftes näher zu rüden, find zunaͤchſt zwei 
vorläufige, gewiffermaßen blos verneinende, Regeln zu be- 
adten. 

1. Als Inteftaterbe kann Niemand betrachtet werden, 
der erſt nach dem Tode des Erblaſſers erzeugt iſt. Die 
Grundbedingung alſo beſteht darin, daß ein Inteſtaterbe 


— 
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waͤhrend des Lebens des Erblaſſers geboren oder wenigſtens 
erzeugt war. (b). > 

* 2. Wenn ein zur Erbſchaft Berufener dieſelbe aus⸗ 
fchlägt, oder vor ihrem Erwerbe ſtirbt, fo jcheint ed natuͤr⸗ 
lich, daß in Folge diefer thatfächlichen Veränderung ber 
zunächft nach ihm Bernfene an feine Stelle trete, welches 
. eine successio (ordinum, graduum) genannt -wird. “Diefe 
successio ließ man jedoch im alten Civilrecht nicht zu, ins 
dem man fich ängftlich an den Buchftaben der Zwölf Tafeln _ 
anfchloß; der Praͤtor ließ. diefelbe in den von ihm neu ein⸗ 
geführten Klaſſen der Erbfolge zu (c). Iuftinian aber 
hat dieſelbe allgemein zugelafien (d). 

Diefe zwei vorläufige Regeln vorausgefebt, haben wir 
jeßt genauer den Zeitpunkt zu beftimmen, nach deſſen that» 
fächlichen VBerhältniffen vie Inteflaterbfolge zu regeln if. 
Als dieſen Zeitpunkt koͤnnen wir allgemein angeben ben. 
Erbanfall, welcher jedoch nach Umfländen in zwei ver- 
ſchiedenen Zeitpunkten eintreten Tann. 

Wir haben in diefer Hinficht zwei Falle zu unters 
ſcheiden. F 

Der erſte Fall iſt der, wenn ein Teſtament vorhanden 
iſt, und nur durch deſſen Entkraͤftung die Inteſtaterbfolge 


(b) 8. de her. quae ab (c).. Gasus 111. $ 12. 22. 28. 
int. (3.1), L. 6.7.8 pr. de suis Urpian. XXVI. $ 5. 
(38. 16). — Ueber die Gleich⸗ (d) 57 J. de legit. agnat. 
ftelung bes nasciturus mit bem succ. (3. 2). 
natus vgl. oben DB. 2 $ 62. - 


256 Buch 1. Herrſchaft der Rechtöregeln. Kap. IL Zeitliche Gränzen. 
eröffnet wird. Dann iſt die Zeit biefer Entfräftung als 
Zeit des Erbanfalls zu betrachten. Dieſes tritt ein, wenn 
ein zur Erbfchaft berufener Teflamentserbe die Erbichaft 
ausfchlägt, wenn er vor Antretung derjelben ſtirbt, wenn 
bie Grbeinfegung an eine Bedingung gefnüpft iſt, und biefe 
Bedingung vereitelt wird. Es wird aber in allen biefen 
Fällen vorausgefeht, daß nicht andere Teftameniserben das . 
neben ftehen, durch welche das Teſtament aufrecht erhalten 
wird. — Der Erbanfall alfo tritt in jenen Fällen ein im 
Zeitpunkt der Ausichlagung, oder des Todes des Teſtaments⸗ 
erben, oder ber vereitelten Bebingung; von jeder biefer 
Thatfachen kann man behaupten, durch fie werde ed gewiß, 
daß Feine teftamentarifche Erbfolge eintreten werde, und da⸗ 
durch werde alfo die Inteftaterbfolge eröffnet. 

Der zweite Fall ift der, wenn ein Teſtament nicht vor⸗ 
handen if. Dann ift der Erbanfall unbebingt in den Zeit⸗ 
punkt des Todes zu fegen, in feinen anderen, feinen fpäteren 
Zeitpunkt, an welchen man etwa denfen koͤnnte. 


Genau fo wird diefe wichtige Frage entfchieven in fol- 
gender Stelle der Inftitutionen (e): 


Proximus autem, siquidem nullo testamento facto 
quisquam decesserit, per hoc tempus requiritur, 


quo mortuus est is, cujus de hereditate quaeri- 


(e) 86 J. de kegit. adgnat. succ. (3.2). — Für den erften 
Tall (des entkräfteten Teſtaments) finden fi viele Beſtaͤtigungen: 
Gasos 111. $ 13, L. 18 8, L.2 8 5, L. 5 de suis (36. 16). 
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tur. Quod si facto testamento quisquam deces- 
serit, per hoe tempus requiritur, gu0 certum 
esse coeperit, nullum ex testamento heredem ex- 
stiturum; tunc enim proprie quisque intestato 
decessisse intelligitur. 

Wir bleiben jetzt bei dem zweiten Falle ftehen, in welchem 
fein Teftument vorhanden if. Durch die ausgeſprochene 
Regel werden wir angewielen, bie berufenen und nicht be⸗ 
rufenen SInieftaterben zu beftimmen lediglich nach Dem pers 
fönlicden Berbältnig, welches zur Zeit des Todes wahrzu⸗ 
nehmen war, Man möchte vielleicht fagen, vieles fey Feine 
pofitive Anweifung, es verfiche fi von felbft, indem an 
irgend einen fpäteren Zeitpunkt. gar nicht gedacht werben 
koͤnne. Eine ſolche Auffaffung würbe ganz unrichtig feyn. 
Die fo eben bei den Teflamentserben angegebenen Bälle 
fönnen großeniheild auch bei’ den zunaͤchſt berufenen Ins 
teftaterben eintreten. Mehrere derfelben koͤnnen ausſchlagen, 
fönnen vor der Antretung fterben; was fol dann mit den 
ihnen angebotenen Erbtheilen gefchehen? . | 

Hier find zwei Behandlungen möglich. Man kann 
erſtlich bei der durch die Todeszeit beſtimmten Vertheilung 
ſtehen bleiben, und den vacant gewordenen Erbtheil, ſo 
lange es moͤglich iſt, darauf zuruͤck führen. Dann wird 
dieſer Erbtheil den Mitberufenen durch jus accrescendi zus 
fallen, und nur, wenn ſolche Mitberufene nicht vorhanden 
find, alfo nur als Aushülfe, wir die successio ordinam 
oder graduum eintreten. — Man kann aber auch zweitens 


* 
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ven umgekehrten Weg einſchlagen, ven jehigen Zeitpunft, 
in welchem der Erbiheil vacant wurde, als Zeitpunkt des 
Erbanfalls betrachten, und hiernach die Inteftaterbfolge neu 
reguliven. Dann‘ wird die successio ordinum oder gra- 
duum voran ftehen, das jus accrescendi vielleicht als Aus 
hülfe angewendet werben. 

Nach dem oben aufgeftellten Grundfag müffen wir un⸗ 
bedenklich die erfte Behandlung vorziehen, alſo die Zeit des 
Todes als den bleibenden Zeitpunkt des Erbanfalls behan- 
deln, auch wenn eine fpäter eintretende thatfächliche Ver⸗ 
änderung eine nachträgliche Vertheilung nöthig machen 
ſollte. Oder mit anderen Worten: In der Gollifion des 
jus acerescendi mit der Successio graduum muß bad jus 
accrescendi den Borzug erhalten (f). 

B. Beränderungen in der Gefehgebung. 

Wir haben hier, fo wie bei den Teftamenten ($ 393), 


(f) Diefe Frage bildet den 
Gegenſtand einer alten, berühm⸗ 
ten Controverſe. Die hier vor: 
getragene Meinung wird ver- 
theidigt von Goͤſchen Vorleſun⸗ 
gen II. 2 $.929, und Bau: 
meifter Anwachfungsredht unter 
Miterden 55. 8 7. — Ein Schein: 
barer Zweifel entficht aus L. 1 
$ 10. 11 L. 2 ad Se. Tert. 
(38. 17), worin allerdings die Re: 
gulirung nad der fyäteren Zeit, 
in welcher der zunächft Berufene 
ausichlägt, anerfannt wird. Allein 
nach der beutlichen Erklaͤrung bie 


Mutter ober Des Kindes, 


fer Stellen Tiegt darin nicht die 
Anwendung. rines- allgemeinen 


Grundſatzes, fondern eine befon- 


dere Vorſchrift für das Verhält- 


niß des neu erfundenen Civilerb⸗ 


rechte zwifchen Mutter und Kin⸗ 
dern zu dem jus antiquum ber 
Agnaten. Man wollte verhindern, 
daß, dur das Ausfchlagen der 
bie 
Agnaten, unter denen feine suc- 
cessio graduum galt, vielleicht 
alles Erbrecht verlieren möchten, 
ganz gegen bie Abfiht der Sena- 
tusconſulie. 
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die Analogie der für die thaffächlichen Veränderungen geges 
benen Borfchriften zu befolgen, und wir vonnen es hier 
ganz unbedenklich, da jene Vorfchriften ganz ald der Aus⸗ 
druck allgemeiner, bleibender Grundſaͤtze anzufehen find, fo 
daß dabei nicht, wie bei ven Teftamenten, theilweiſe blos 
zufählige, hiſtoriſche Anfichteg eingewirlt haben. 

Halten wir uns ganz an biefe Analogie, fo werben wir 
dadurch zu folgenden Regeln über die Einwirkung neuer 
Geſetze auf die Inteftaterbfolge geführt. 

1. Ein neues Geſetz, erlaſſen vor dem Erbanfall, 
muß fletd auf den einzelnen Fall in der Snteftaterbfolge 
einwirfen. 

2. Als Zeitpunkt des Erbanfalls ift zu betrachten: 

a. Wenn kein Teftament vorhanden ift, die To⸗ 
deszeit. 

b. Wenn ein Teſtament vorhanden iſt, der Zeit⸗ 
punkt, in welchem es zur Gewißheit wird, 
daß eine teflamentarifche Erbfolge nicht 
eintritt. 

3. Ein nach dem Erbanfall erlaffenes Geſetz Hat 
feinen Einfluß, felbft wenn es in der Zwifchenzeit zwifchen 
dem Erbanfall und dem Antritt der Erbſchaft erſcheint. 
Dieſer lebte Satz wird von ben meiften Rechtslehrern ans 
erkannt (g), von manchen aber beftritten (h). 


() Wæeber ©. 96. Cuasor (h) Heife und Eropp juris 
T. 1 p. 379, („au moment de ftifhe Abhandlungen, B. 2 ©. 
:Pouverture de la succession“). 123 - 124, 130—132, 
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Der Widerſpruch gegen denſelben gründet ſich haupt⸗ 
ſaͤchlich auf folgende Verwechſelung. Wan ſagt, der 
Grundſatz der Nichtruͤckwirkung der Geſete bezwecke blos 
die Erhaltung erworbener Rechte. Der berufene Erbe aber 
habe durch den Erbanfall (die Delation) noch gar kein 
Recht erworben, ein ſolcher rwerb trete für ihn ein erſt 
durch den Antritt der Erbſchaft, und bis zu dieſer koͤnne 
Daher ein neues Geſetz die Erbfolge ändern, ohne ſich einer 
fehlerhaften Rüdwirkung fchuldig zu machen; beide Mo⸗ 
mente (Anfall und Erwerb) fielen nır ausnahmsweife zu⸗ 
fammen, bei dem Suus heres, der ipso_jure die Erbfchaft 
erwerbe. 

Allein durch den bloßen Unfall der Erbſchaft ift dem 
berufenen Erben ein wirkliches Recht in der That fchon 
erworben, und zwar ohne fein Zuthun, felbft ohne fein 
Wiſſen: das ausichließende Recht nämlich, bie deferirte 
Erbſchaft anzutreten und dadurch in fein Bermögen zu vers 
wandeln, oder aber nach Gutbünfen auszufchlagen. Diefes 
ift ein wahres, erworbenes Recht, eben fo fehr, wie jedes 
andere, durch den Grundfag ber rüdwirfenden Kraft gegen 
ungehörige Einwirkung neuer Geſetze geſchuͤtzt, alfo von 
einer bloßen Erwartung durchaus verfchieden: nur freifich 
ein Recht. ganz anderer Art, und geringeren Umfangs, als 
das, weldjes nachher durch den Antritt der Erbſchaft ent- 
fteht, und wodurch ein bisher fremdes Vermögen in eigenes 
Bermögen des Erben unmittelbar verwandelt wir. 
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Die Hier aufgeftellte Regel wird beftätigt durch folgende 
tranfitorifche Borfchriften. 

Ein Gefeg vos 8. Balentinian I. hatte den blos - 
eognatifchen Defcendenten ein Inteftaterbrecht auf drei Vier⸗ 
theile des Vermoͤgens ihrer Afcendenten gegeben, jo daß 
die concurrirenden Agnaten nur Ein Biertheil erhalten 
follten (i). Juſtinian erfläcte die Defcendenten in biefer 
Concurrenz für ausfchließende Erben, alfo für frei von ber 
Abgabe des einen Viertheild an die Agnaten (k). Er 
fügte aber folgende Worte Hinzu: 

Quod tantum in futuris, non etiam prasteritis 
negotäis, servari Üecernimus. 

Diefe Worte werden gewiß am einfachften von einem 
| fünftigen Erbanfall verftanden, fo daß diefer, und nicht 
der Antritt der Erbſchaft, als futurum negotium .bezeichnet 
wird. Daß aber Dieſes in der That im Sinn des Geſetz⸗ 
geberd Tag, folgt unwiderſprechlich aus den unmittelbar 
vorhergehenden Worten: „sed descendentes soli ad mortui 
suceessionen vocentur“, woraus erhellt, daß die Berufung 
zur Erbichaft, alfo vie Delation, der Gegenftand war, 
worüber ber Gefeßgeber verfügen wollte, in fofern biefe 
Berufung nicht unter Die praeterita negotia gehöre, worauf 
das Geſetz nicht einwirken folle. 


() L.4C. Th. de leg. hered. (5. 1), $ 16 J. de her. quae 
ab int. (3. 1). 
&) L.12 C. de suis (6. 58). 
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Noch weit beftimmter fagt das Preußifche tranfitorifche 
Geſetz von 1794 (bei Einführung des A. 2. R.) $ 13: 

Die gefehliche Erbfolge ..... if, wenn ber 
Erbanfall ih vor dem 1. Jun. 1794 ereignet, 
nah den bisherigen Geſetzen, fpäterhin 
aber ..... nah den Borfchriften des neuen 
Landrechts ..... zu beurteilen. 
Damit flimmen denn auch alle fpätere Breußifche tranſito⸗ 
riſche Geſetze (8 383) überein. 

IL Unwiderrufliche Erbverträge. 

Diefe haben ganz die Natur von Verträgen überhaupt, 
und muͤſſen alfo beurtheilt werben nach dem zur Zeit ihrer 
Abfchließung geltenden Geſetze (1). Gegen dieſe Behauptung 
iſt Die Einwendung erhoben worben, ein Erbvertrag gebe 
fein unbedingt eriworbenes Recht, weil man ſteis ungewiß 
ſey, welcher von beiden Theilen den anderen _überleben 
werbe(m). Diefe Einwendung ift jedoch ohne Bedeutung, 
weil bedingte Rechte, eben fo wie unbebingte, vwoirkliche 
Rechte find, und durch den Grundſatz der Richtrüdwirkung 
gegen den ungehörigen Einfluß neuer Gefeße geſchützt 
werben (8 385. h). | 


() Caasor T. 1 p. 133. Struve ©, 247 — 24. Bol. oben 
$ 392. (m) Weber ©, 08-99. 
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8. 396. 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 
V. Familienrecht. 


Bei Franzöfifchen Schriftſtellern findet ſich nicht ſelten 
eine irrige Verwechſelung der Geſetze über das Familien⸗ 
recht mit den Geſetzen über den Zuſtand der Perſon an 
ſich. Da nun bei diefen lebten von der Erhaltung er» 
worbener Rechte in der Regel nicht die Rebe it (8 389, 
fo daß jedes neue Geſetz dabei eine befonders freie Eins 
wirkung haben Tann, fo übertragen fie dieſes Berhältnig 
- auf die Gefege Aber das Familienrecht, ohne zu bevenfen, 
daß biefe letzten ftetS wahre erworbene Rechte vorfinden, 
und zu erhalten haben, eben fo, wie bie Geſetze über das 
Sachenrecht und über die Obligationen. Die Beranlafiung 
zu diefer irrigen Verwechſelung liegt‘ in dem übertriebenen 
Gebrauch, den fie von der Eintheilung der Gelege in 


m 


statuts personnels und reels ($ 361. Rum. 1), fo wie der ° 


* gleichnamigen Eintheilung der Rechte (a) machen, wodurch 
das reine Familienrecht, gleich dem Zuftand der Perfon an 
fih, auf die Seite der droits personnels, und nur Daß 
angewandte Familienrecht auf die Seite der droits reels 


geftellt wird (b). — Obgleich nun dieſe Auffaffung grund⸗ 


‘ (a) Droits personnels find? (b) Caasor 1. p. 23, 29 
die, qui sont attaches aux per- 31. 34. 377 - 378. — Dagegen 
sonnes, droits reels bie droits fpricht fi mit Recht tadelnd aus 
attaches aux biens. Bergmann $ 50, doch ohne 
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fäglich Purchaus zu verwerfen ift, fo Hat fie fich doch in 
der Anwendung weniger verberblich gezeigt, als man er- 
warten möchte, da manche ver wichtigften einzelnen Fragen, 
die fie zu dem Familienrecht ziehen, in der That zu ver 
Handlungsfähigfeit gehören.(c), und auf der anderen Seite 
manche wichtige Gefehe über dad wahre Familienrecht, 
befonders die Ehe, von dem Grundfaß der Richtrüdwirkfung 
deswegen nicht beherrfcht werden, weil fie nicht auf den 
Erwerb, fondern auf das Dafeyn der Rechte fich beziehen. 

I. Ehe (d). 

Da die Che ein wahrer Vertrag iſt (e), fo möchte man 
erwarten, baß über das geſammte Recht derſelben lediglich 
das zur Zeit der gefihlofienen Ehe geltende Geſetz entſcheiden 
muͤſſe. Indeſſen Hat vdiefe, am fich richtige, Regel im 
reinen Eherecht (d. h. abgefehen von dem Einfluß der Ehe 
‚ auf das Vermögen) (f) nur eine mäßige Anwendbarkeit. 

Der rechtsguͤltige Abfchluß der Che muß allerdings 
ausſchließend nach dem zu diefer Zeit geltenden Gefeh bes 
urtheilt werden (g). 


die eben gerügte Verwechſelung 


fharf genug hervor zu heben, 

(c) Dahin gehört befonders 
die autorisation maritale, vie 
nicht eigentlich zum Cherecht, fon- 
bern zu ber Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft zu rechnen iſt, f. o. $ 389 
Rum. 2. 

(d) GEs find hier zu verglei- 
chen bie über bie örtlichen Graͤn⸗ 


geltend gemacht 


zen der Gefehe im $ 379 aufge- 
ftellten Regeln. 

(e) &.2.9.3 5 141. 

(f) Meber den Begriff des 
reinen und. angewandten Fami⸗ 
lienrechts ſ. o. B. 18 54. 58 

(g) Wis deunſelben Gruͤnden, 
die oben für das örtliche Recht 
worden Find 
($ 379); vgl. Code civil art, 
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- Die perfönliche Gewalt des Mannes über die Frau iſt 
überhaupt ein Gegenftand von fehr befchränfter Einwirkung 
des Gefehes und des Richteramtes. — Der juriſtiſch 
wichtigfte Zall der Anwendung einer folchen Gewalt aber, 
nämlich die eheliche Bormundfchaft, gehört überhaupt nicht 
zum Cherecht, fonvern dom Zuftand der Perſon an fich 
(Note co). 

Wichtiger ald alles Andere würde die Eheſcheidung ſeyn, 
wenn dieſe nach dem zur Zeit der abgeſchloſſenen Ehe 
geltenden Geſetz zu beurtheilen wäre. Es wird aber unten 
gezeigt werben, daß weder dieſe Zeit, noch die Zeit der 
Thatfache, die als Scheidungsgrund dienen fol, maaß⸗ 
gebend feyn darf, ſondern allein bie Zeit der Scheidungs⸗ 

flage (h). 

_ Dagegen ift das eheliche Güterrecht (das angewandte 
Eherecht) ein Höchft wichtiger Gegenftand der Anwendung 
unfrer Grundſaͤtze. Hier nun muͤſſen wir behaupten, daß 
das zur Zeit der abgefchlofienen Ehe geltende Geſet in ber 
Regel angewendet werden muß, auch wenn fpätere Geſetze 
das cheliche Güterrecht abändern (i). Diefe Frage ift nahe 
verwandt mit der Brage nach dem anmwendbaren örtlichen 


4170. — Diefelde Meinung bat . (i) Die meiften Schriftfteller 

Neinhardt zu Gläck B. 1 S. flimmen bamit überein. CAABOT 

410. Etwas abweichend ik Berg- T. 1 p. 70-81. Meyer p. 187. 

mann ©. 30. Bfeiffer praktiſche Ansführun- 

(h) ©. u. $ 399. Vgl.5379 gen B. 2 ©. 271—276. Mit⸗ 

R, 6. w termater beutfches Recht 5 400. 
Rum. V 
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Recht, und die meiften Gründe (k), die bei dieſer Ichten 
Frage oben (8 379) für die Behauptung geltend gemacht 
worden find, daß das am Wohnfig des Mannes zur Zeit 
der gefchlofienen Ehe geltende Grfeh angewendet werden 
müfle, ohne Einfluß fpäterer Veränderung des Wohnſitzes 
fprechen auch gegen den Einfluß fpäterer Veränderung ber 
Geſetze. 

Anwendungen dieſes wichtigen Grundſades find fol⸗ 
gende: 

Das Verhaͤltniß des Dotalrechts zum Recht der Güter: 
gemeinfchaft; ob eines dieſer Inftitute ausfchließend gelten 
fo, oder beide neben einander, und in welcher Stellung 
gegen einander. 

Die Natur dere Dos; dos profectitia; Webergang der 
Rüdforderung auf die Erben; unmittelbarer Rüdfall des 
Eigentbums auf die Erben. — Es ift jedoch zu bemerfen, 
daß, wo die Dos nach rein Römiichem Grundfab nur durch 
die willfürliche Handlung der beftellenden Perſon entfleht 
(nicht ipso "jure), nicht die Zeit der gefchloffenen Ehe, 
fondern die Zeit der Beftellung der Dos, das anwendbare 
Geſet beflimmen muß. Diefer Bunkt iſt ausprüdfich aner- 
kannt in einer tranfitortfchen Vorfchrift von Suftinian (I). 


(k) Ih fage: die meiften 
Gründe, nicht alle. Denn hier 


terreht nicht abändern dürfe. 
Die Veränderung im Geſetz hängt 


paßt nicht der Grund, daß bie 
einfeitige Willkür des Mannes, 
von welchen die Wahl des Wohn⸗ 
fißes abhängt, das beſtehende Guͤ⸗ 


allerdings nicht ab von der Will 
Tür des Mannes. 

(1) L. un. m f. C. de ra 
ur. act. (5. 13). 
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— Ganz eben fo muß aber auch Pie Gütergemeinfchaft 
nach dem Gefeh irgend eines fpäteren Zeitpunktes benr⸗ 
theilt werden, wenn fie in einem einzelnen Hall begründet 
wird, nicht durch Das. zur Zeit der abgefchloffenen (Ehe 
beftehende Geſez, fondern durch einen in fpäterer Zeit ge⸗ 
fchlofienen Vertrag der Ehegatten (m). . 

Die Folgen einer zweiten Ehe in Beziehung auf das 
Bermögen. Auch das ift anerfannt durch eine tranfitorifche 
Borfchrift von Juftinian (m). 

Die Einfchränfungen der Liberalität unter Ehegatten 
werben unter (8 399) erwähnt werben. 

Die fogenannte Erbfolge der Ehegatten Bat eine zwei⸗ 
deutige Ratur. Oft if fie Die bloße Entwickelung und 
Nachwirkung eines ſchon unter den Lebenden beftehenpen 
Süterrechts, insbeſondere der Gütergemeinfchaft in irgend 
einer ihrer vielfachen Geftalten. Dann richtet fie ſich nad 
dem Gefep der Zeit, in welcher biefes Rechtöverhältnig 
entftanden ift, welches in der Regel die Zeit der abge- 
ſchloſſenen Ehe ſeyn wird, zuweilen bie Zeit eines fpäterhin 
abgefchloffenen Vertrags (Note i und m). — In anderen 
Fallen dagegen ift die Erfolge der Ehegatten eine wahre, 
reine Smteftaterbfolge, und dieſe ift ſtets zu beurtheilen 
nach dem zur Zeit des Krbanfalls geltenden Geſetz. 
Unter diefe anderen Fälle gehört das Edict unde vir et uxor 
und die Erbfolge des armen Ehegatten nach Römifchen 

(m) Darin liegt alfo eine confequente Ausnahme der oben. 


(Rote i) anerkannten Regel. (n) Nov. 22 C. 1. 
van. 32 
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Recht. Eben jo nach dem Brandenburgiichen Provinzial ' 
recht die Joachimica (0). 

Diefelden Unterfcheidungen und Regeln find auch anzu⸗ 
wenden auf die Erbfolge der Kinder, in ſofern dieſe mit 
dem unter ben Eltern beſtehenden ehelichen Guͤterrecht in 
Zuſaminenhang ſteht. 

Alle dieſe Regeln werben natuͤrlich nur dann zur Ans 
wenbung kommen, wenn das neue Gefeh über das eheliche 
Güterrecht nicht von befonderen tranfttorifchen Borfchriften 
begleitet ift, und dieſe werben gerade bei dem hier vorlie⸗ 
genden Gegenftand Häufiger, als in anderen Yällen, zu 
erwarten feyn. Wenn etwa ein Gelchgeber an die Stelle 
bed bisher in feinem Lande audfchließenn geltenden Dotal« 
rechts die allgemeine Gütergemeintchaft audfchlieend ein⸗ 
fahren wolkte, ober umgekehrt, fo würde er doch ſchwerlich 
unterlafien, an die jeht vorhandenen zahlreichen Ehen zu 
benfen, und Das Derhältniß bed neuen Geſetzes zu benfelben 
zu beftimmen. 

Ich will zum Schluß dieſer Unterfuchung einige wirklich 
erlaffene tranfitorifche Borfchriften über neue, die Se be⸗ 
treffende, Geſetze zufammen ftellen. 

Zwei Geſetze von Juflintan, worin die hier aufge 
ſtellten Grundſaͤtze anerkannt und angewendet werden, find 
beyeit8 angegeben worben (Note 1 und n). 


(0) Ueber‘ diefen Unterſchied iſt zu vergleichen $ 379 Num. 6, 
und über die bei ber wahren Intefisterbfolge anwendbare Megel 
$ 395. B. j 
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Im Preußiſchen Recht kommen ſolgende tranſitoriſche 
Beſtimmungen vor (p). 

Das Einfuͤhrungspatent des allgemeinen Landrechts von 
1794 verordnet im 8 14, daß das eheliche Guͤterrecht, mit 
Einfchluß der durch eine Scheidung etwa herbeigefuͤhrten 
NAuseinanderfegung, beurtheilt werden fol nach dem zur 
Zeit ber gefchloffenen Ehe geltenden Geſetz; ganz nach dem 
hier aufgeftellten Grundſatz. — Für den Fall einer auf das 
gemeine Recht (nicht auf Provinzialrecht) zu gründenben 
Inteftaterbfolge wirb dem Ueberlebenden die Wahl gelaffen, 
ob er nach dem zur Zeit der gefchlofienen Ehe geltenven 
Gefeß, oder nach dem Landrecht erben wolle. Diefes ift 
ine ganz neue, völlig pofltive Beftimmung, die bucch feinen 
Nechtsgrundſatz begründet werben Tann. Indeſſen liegt 
darin gewiß feine Härte oder Ungerechtigkeit, da es ſtets 
in der Macht jedes Ehegatten fleht, Diefen künftigen Erfolg 
durch Teftament zu verhüten. Hat alfo der Verſtorbene 
Dieſes umterlaffen, fo Tann man annehmen, er fey mit 
dieſer gefeglichen Beginfigung | des Weberlebenven einvers 
ftanden gewefen. 

Mit dieſen Vorſchriften flimmen wefentlich überein bie 
tranfitorifchen Gefeße von 1814 und 1816 (q). 


(pP) Die Beftimmungen über preußen 5 11. 12, Bofen $ 11, 
die Scheibungsgründe werben un⸗ Sachſen $ it. Die hier und ba 
ten-erwähnt werben, $ 399. e. anders gefaßten Beilimmungen 

(4) (S. 0. $ 383.) — Bro: beziehen fi auf das Provinzial 
vinzen jenfeits der Elbe 59, Weſt- recht, nicht auf unfre Frage. Dae 

32* 


500 Bud IL Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. U. Zeitliche Srängen. 


D. Bäterlide Gewalt. 

Die Entftehung vderfelben ift zu beurtheilen nach dem 
Gefeh der Zeit, in welche die dazu führenden Thatfachen 
fallen. So Hat Juſtinian die neue Regel eingeführt, 
daß die Adoption eined in frember väterlicher Gewalt 
ſtehenden Kindes in den meiſten Fällen nicht mehr eine 
neue väterliche Gewalt gründen, fo wie die bisherige auf: 
heben follte (r). Diejes Gefeb war gewiß anwendbar auf 
alle fpäter. vorgenommene Adoptionen; den früheren: war 
‘ihre bis dahin geltende ſtaͤrkere Wirkung nicht entzogen. — 
Eben fo richtet ſich die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe lediglich nach dem Gefeg, welches zur Zeit der ge- 
fhlofienen Ehe befteht, ohne Rüdficht auf ein fpätered Ges 
ſetz, oder auf das Geſetz zur Zeit ver Geburt des Kindes 
(8 380). 

Die perfönlichen Rechte des Voiers uͤber das Kind ge⸗ 
hoͤren nicht hierher; die Geſetze, die darüber beſtimmen, 
betreffen das Daſeyn des Rechts, nicht den Erwerb, wirken 
alfo auch auf die ſchon beſtehenden Rechtaverhaltiſſe ein 
(8 398). 


Geſetz für das Herzogthum Weſt- Kr) L. 10 C. de adopt. (8.48), 
phalen 1825 ſagt über dieſe Ge 2. de adopt. (1. 11). — 
genſtaͤnde gar Nichts, weil es im Nämlich mit Ausnahme des Falles, 
$ 4 von der Einführung des A. wenn ber NMboptivvater zugleich 
£.R. vorläufig ganz ausnimmt ein natürlicher Afcendent des 
die drei erfien Titel des zweiten Kindes ift. 

Theils, welche allein von ver 

Ehre und Inteftaterbfolge Handeln. 
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Was die Rechte im Vermögen betrifft, fo liegt der Ge- 
vanfe fehr nahe, auf die väterliche Gewalt dieſelben Regeln 
‚anzuwenden, die fo eben für die Ehe aufgeftellt worben 
find. Diefes wiürbe die Folge haben, daß bie Rechte am 
Bermögen unabänderlich feftgeftellt wären durch das Geſetz, 
unter welchem die väterliche Gewalt entftanven ift, alfo 
durch das zur Zeit der Geburt des Kindes geltende Geſetz, 
fo daß ein neues Gefeb blos auf die Fünftig geborenen 
Kinder Anwendung finden würde. Bei genauerer Betrachtung 
aber zeigt ſich dieſe Analogie als eine bloße Täufchung, 
und wir 'müffen vielmehr annehmen, daß das neue Geſet 
vie Bermögensverhältnifie fogleih umbildet, auch in Be⸗ 
ziehung auf die jegt lebenden Kinder. Ich will damit an⸗ 
fangen, dieſen Sag durch ein Beifpiel anſchaulich zu machen, 
bevor ich den Beweis deſſelben unternehme. 

Nach dem älteren Römifchen Recht Eonnte ein Kind in 
väterlicher Gewalt Fein Vermögen haben, indem alles durch 
feine Handlungen Erworbene unmittelbar dem Vater er⸗ 
worben -murbe. Diefer Sag wurde im Lauf der Zeit bes 
fehränft bei manchen Arten des Erwerbes, namentlich bei 
dem castrense peculium, ben bona materna u. f. w.; als 
Regel aber blieb er beſtehen. Juftinian hob dieſe Regel 
von Grund aus auf, indem er verordnete, daß jeder Erwerb 
des Kindes, wohin alſo auch der auf den eigenen Fleiß und 
das Gewerbe des Kindes gegruͤndete gehoͤrt, eigenes Vermoͤgen 
des Kindes, nicht mehr Vermoͤgen des Vaters, bilden 
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follte (s). ragen wir nun, für welche Faͤlle dieſes neue 
Geſetz anzuwenben war, jo würde die angegebene täufchende 
Analogie dahin führen, es blos auf die fpäterhin gebornen 
Kinder anzuwenden. Nach ver hier aufgeftellten Behauptung 
Dagegen müflen wir fagen, daß, von der Erſcheinung des 
Geſetzes an, jeder neue Erwerb der Kinder als ihr eigenes 
Bermögen zu betrachten war; nur blieb das, welches fie 
fchon vorher erworben hatten, Vermögen des Vaters. Es 
war alfo das Schickſal des neuen Erwerbes, die Erwerbs⸗ 
fähigfeit, durch das neue Geſetz angenblicklich umgebilvet, 
nicht das ſchon erworbene Bermögen. 

Der Beweis für die Wahrheit dieſer Behauptung liegt 
nun darin, daß die fuͤr den Erwerb des Kindes geltenden 
Regeln als Folgen der mehr oder weniger beſchraͤnkten 
Rechtsfähigkeit des Kindes zu betrachten ſind (t); als 
ſolche aber gehören fie dem Zuſtand der Perſon an ſich an, 
bei welchem der Grundfab der Nichtruͤckwirkung feine An⸗ 
wendung findet (8 389). Gerade Hierin zeigt fich ein durch» 
greifender Unterfchied zwiſchen der väterlichen Gewalt und 
der Ehe, indem das eheliche Guͤterrecht (Dotalrecht oder 
Gütergemeinfchaft) mit der Nechtöfähigfeit gar nicht zu⸗ 
fammenhängt. — Diefes ift der juriftifche Ausprud des 
durchgreifenden Unterfchiebs beider Rechtöverhälniffe. Auf 
benjelben Erfolg aber werben wir geführt, wenn wir von 


(89) Z.6 C. de bon. quae lib. (6. 61), $1 J. per quas pers, 
‚ @. 9). (t) ©. 0.8.2 $ 67. 
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einem anderen Standpunkt aus die Sache betrachten. Die 
Ehe ift ein Rechtsverhaͤltuiß zwiſchen zwei unabhängigen, 
felöftftändigen Perfonen, durch deren freie Willkuͤr, durch 
Bertrag, gebilbet. Die väterliche Gewalt entfteht dagegen 
durch die Geburt des Kindes, aljo durch ein bloßes Raturs 
reigniß, auf. die unfreiwilligſte Weiſe. Dabei kann von 
einem fortwirfenden Willen, von einer vertragsmäßigen 
Feſtſtellung ber Rechtsverhaͤltniſſe, nicht die Rede feyn. 

- Was nun hier von den durch den äußerſten Gegenſatz 
eingreifenden neuen Geſetzen gefagt worden ift, muß eben 
fo auf die geringeren gefeßlichen Abänderungen angewendet 
werben, da jene und dieſe Gefehe nur im Grabe der Ein⸗ 
wirkung verſchieden, in ber Inneren Ratur aber gleichartig 
find. Wenn alfo ein nenes Geſetz ven väterlichen Nieß⸗ 
brauch am Vermögen ber Kinder einführt oder auffebt, 
oder auf längere oder kürzere Lebensjahre des Kindes vor⸗ 
feßreibt, fo muß daſſelbe fogleich zur Anwendung kommen, 
auch an dem fchon vorhandenen Vermögen der jegt lehen⸗ 
den Kinder (u). 

Die bier aufgeſtellten Regeln werben nicht bios 
son Schrififtellern anerkannt, fondern auch in neueren 


(u) Weber ©. 86. Rein: 
hardt zu Glück B. 1 6. 11. — 
Man Tönnte glauben, Diefes wi- 
berfpreche nach R. MR. der Natur 
des Nießbrauchs, welcher, einmal 
erworben, bis zum Tode des Nieß⸗ 
brauchers foridauere. Allein bie: 
fer, auf dem Familienverhaͤltniß 


beruhende, Nießbrauch hat eine 
andere Natur, auch ſchon nach R. 
N., welches dem emancipirenden 
Vater, als beſondere Belohnung 
der Emancipation, den fortdauern⸗ 
den Nießbrauch an der Hälfte 
bes Vermögens geftattet. L.6 5 3 
C. de bon. quae lib. (6. 61). 
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teanfitorifhen Gefehen des Preußiſchen Staates in Bes 
ziehung auf den elterlichen Nießbrauch (v). 

- Die Auflöfung der väterlichen Gewalt, namentlich durch 
Emanzipation, fteht unter dem Gele der Zeit, in weldye 
die auflöfende Thatfache fällt. Eben fo ſtehen unter Diefem 
die Folgen der Auflöfung, wohin au Dad praemium 
emancipationis gehört (Note u). 

Bon den NRechisverhältnifien der unchelichen Kinder 
wird unten bie Rebe ſeyn (8 399). 

IL Bormundichaft. 

Diefe erfcheint im heutigen Recht als Ausübung eines 
dem Staate zuſtehenden Schuprechts, folglich als ein Zweig 
des öffentlichen Rechts (8 380. 0). ES. hat alfo einen 
Zweifel, daß biefelbe jederzeit durch neue Geſetze umgebildet 
“ werden Tann. Betreffen folche neue Gefebe die Art ber 
Entſtehung der Vormundſchaft in einzelnen Fällen, jo wird 
nicht leicht ein Berürfniß angenommen werben, auch bie 
fon errichteten Vormundſchaften darnach abzuänvern, ob⸗ 
gleich das Recht. auch zu diefer Abänderung keinem Zweifel 
unterworfen feyn könnte. Hat das Geſetz darüber Nichts 
beftimmt, fo wird es nur auf Fünftig zu errichtende Bors 
mundfchaften zu beziehen feyn. 

Die aus Veranlaffung einer Bormundfchaft entſtehenden 
Obligationen (actio tutelae directa, contraria) find nach 


(v) Provinzen jenfeits der Elbe 1814 8 10. Weſtpreußen 1816 
$ 13, Poſen 1816 $ 13, (fi: o. $ 383). 
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den fuͤr die Obligationen geltenden Regeln zu beurtheilen 
($ 39). 
IV. Sreigelaffene. 

Ein blos dem alten Recht angehörendes, bie Freilaffung 
der Sklaven betreffendes, Geſetz ift hier deswegen zu er- 
wähnen, weil fih dabei eine tranfitorifche Borfchrift findet, 
welche von neueren Schriftſtellern nicht ganz richtig aufge⸗ 
faßt zu werden pflegt. 

Die Lex Junia hatte verordnet, daß in vielen Faͤllen 
einer unvollſtaͤndigen Freilaſſung, der Freigelaſſene zwar 
wirklich frei, und zwar Latinus, werben, auch Bermögen 
zu erwerben fähig ſeyn follte, daß aber fein ermorbenes 
-Bermögen im Augenblid des Todes dem. Batron zufallen 
follte, und zwar nicht als Erbſchaft, ſondern vermöge der 
"Fiction, als wäre der Freigelaffene im Sklavenftand ges 
ftorben (w). Diefe unvollfländige Freilaffung verwandelte 
Iuftinian in eine vollftänbige, fo daß das Vermögen bes 
Sreigelafienen auf diefem Wege nicht mehr an den Patron 
fallen ſollte. Er fügte aber hinzu, biefe neue Borfchrift 
folle nur auf Tünftige Freilaſſungen angewendet werben; 
auf frühere Sreilafjungen folle Das alte Recht angewendet 
. werben, ohne Unterfchieb, ob der Freigelaſſene bereits ver- 
ſtorben ſey oder noch lebe (x). — Diefed war nun nicht 
ein neues Gefeh über die Erbfolge (wie es neuere Schrift⸗ 


toll. (7, 6). 


J 


(w) Gasus M. 556. (x) L. um. 8 18 C. de Lat. libert. 
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ſteller gewöhnlich anfehen), ſondern über die Freilaſſung, 
und die mit berfelben verbundene Befchränfung des Ber 
mögend. Die tranfitorifche Vorſchrift war der Ratur des 
Rechtsoverhaͤltniſſes völlig angemeſſen. 


8. 397. 


A. Erwerb der Rechte. — Ausnahmen. 


Durch die bisher geführte Unterſuchung iſt fir die zeit⸗ 
liche Einwirkung neuer Geſetze auf bie einzelnen Klaſſen 
der Rechtöverhältniffe eine regelmäßige Graͤnze feſtgeſtellt 
worden. Ausnahmen von diefen Regeln find im zwei 
entgegengefeßten Richtungen denkbar; fie koͤnnen die Wirk 
ſamkeit des neuen Geſetzes, in Vergleichung mit den aufs 
geftellten Regeln, entweder erweitern ober einfchränfen. 

Eine Erweiterung der Wirkſamkeit eines neuen Ges 
feges, alfo eine rüdwirkende Kraft des Gefeges als Aus⸗ 
nahme, wird meift den Sinn Haben, daß der Gefehgeber, 
von dem Gefühl der Wichtigkeit einer neuen Maaßregel 
durchdrungen, derſelben fo weit Geltung zu verfchaffen. 
fucht, als feine Macht reiht. Ein Beifpiel ift oben ange 
geben worden an einem Römifchen Wuchergefeh (8 886. 
f. g.). Schwerlich möchte fich je eine Ausnahme viefer 
Art rechtfertigen laſſen, indem ſtets der auf dieſem Wege 
zu erreichende Vortheil uͤberwogen werben wirb von bem 
ungünftigen Eindruck, der ein fo willfürliches Durchgrei- 
fen, felbft bei guter Abficht, zu begleiten pflegt. — Es 
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giebt aber auch Fälle, in weldden eine foldhe Ausnahme 
durch andere Beweggründe veranlaßt wird, insbefondere 
durch die Abficht einer Schonung des Einzelnen ohne 
Berlegung Anderer. Eine ſolche Bedeutung Hat Die Bor- 
ſchrift des Preußiſchen Nechts, daß ein milderes neues 
Strafgefeb auch auf die unter dem alten Geſetz begangenen 
Verbrechen angewenbet werben fol (a). Eine gleich ſcho⸗ 
nende Abficht liegt zum Grunde bei einem anderen Preußi⸗ 
ſchen Geſetz, nach welchem vie Kormfehler eined Rechto⸗ 
gefchäfts dadurch unfchänlich gemacht werde, Daß ein neue⸗ 
red Geſetz eine leichtere Form. vorfchreibt, welcher die frü- 
ber vorgenommene Handlung gemügt. Die bedenkliche Na⸗ 
tur dieſer Vorſchrift ift jedoch fchon oben bemerklich ges 
macht worben (8 388. c). 

Eine Einfchränfung der Wirkfamfelt eines neuen 
Geſetzes ald Ausnahme hat weit weniger Bedenken. Sie 
hat zum Zwed die Schonung bloßer Erwartungen, bie 
durch den oben aufgeftellten Grundſatz allerdings nicht ges 
fchüßt werben ($ 385), und fie beruht ſtets auf der Ueber⸗ 
zeugung, daß bie Borfchrift eines neuen Gefehed, wenns 
gleich an fich Heilfam, doch nicht von fo durchgreifender 
Wichtigkeit fen, um eine augenblidliche unbebingte Ausfüh- 
rung zu erfordern, wodurch vielleicht individuelle Intereſſen 
gefährbet werben Tonnen. 


(a) ©. 0. $ 387. b. Diefe Beflimmung wirb ſchon gerechtfertigt 
durch Die dem Geſetzgeber im einzelnen Ball ohnehin zuſtehende Be⸗ 
gnadigung. 
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Es iſt fchon oben bemerkt worden, daß daſſelbe Römi- 
ſche Kaifergefeß, welches die ruͤckwirkende Kraft der Ge 
feße im Allgemeinen verneint, den Vorbehalt einzelner Aus- 
nahmen ausbrüdlich hinzufügt (8 386. a), deſſen es je- 
doch nicht einmal bedurfte, da er ſich ohnehin. von ſelbſt 
verſtand. Im Laufe unferer Unterfuchung find nun viele 
Faͤlle folcher einzelnen Ausnahmen angegeben worben, theils 
aus dem Römifchen Recht, theild aus neueren Gefeßgebun- 
gen. Es waren dieſes Fälle beider Arten son Ausnahmen, 
fowohl erweiternde (b), als einfchränfenve (c), und es ver 
dient bemerkt zu werden, daß bie Fälle der zweiten Art 
häufiger find, als die der erſten. — Ferner ift bereits bes 
merkt worden, daß die im Römischen Recht enthaltenen ein- 
zelnen Ausnahmen für uns feine praktiſche Bedeutung 
haben, felbft da, wo etwa das Römifche Recht für irgend 
ein Land neue Geltung als gemeined Recht erlangen 
möchte ($ 386). 

Solche Ausnahmen nun werben wir bei künftigen neuen 
Belegen nur da anzuerkennen haben, wo fie recht beftimmt 
sorgefchrieben find, da der Gefeßgeber, wenn er fich zu 
einer Ausnahme entfchließt, alfo des Gegenſatzes zwiſchen 
Regel und Ausnahme fich deutlich bewußt wird, gewiß 
Veranlaſſung hat, darüber eine ausbrüdliche, unzweidentige 
Erklärung auszufprechen. - Auch iſt es als merkwuͤrdig hers 


(bb) Sole Fälle kommen vor in ben $$ 386. 388. 390. 391. 394. 
(6) So in den g8 301 und 394. 


‚ 
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vorzuheben, daß gerade das Römische Kaifergefeh, welches 
feitvem die Grundlage unferer ganzen Lehre für alle Zeiten 
geworden -ift, den Borbehalt von Ausnahmen fo aus⸗ 
drüdt: nisi nominatim et de praeterito tempore ..... 
cautum sit ($ 386. a). 

Ganz abweichend von dieler; im Römijchen Recht felbft 
anerkannten und geforderten, Borficht, hat ein neuerer Schrift⸗ 
ftelfer verfucht, Durch mancherlei Anweiſungen den neuen 
Geſetzen die vielleicht gehegte Abſicht rückwirkender Kraft 
abzumerken (d). &8 find dabei Gegenſaͤtze, vie gar nicht 
hierher gehören, eingemifcht worben, wie bie zwifchen Rich» 
tigfeit und verfagtem Klagrecht, ipso jure und per exce- 
ptionem u. f. w. Auf diefem Wege kommt man nicht nur 
dahin, es mit der Anerkennung von Ausnahmen ungebüht- 
Lich leicht zu nehmen, ſondern ed werben dadurch unver- 
merkt die Begriffe von Regel und Ausnahme, fo wie die 
Gränzen jwifchen beiden, verwifcht oder ſchwankend ges 
macht. Beſonders ift ein ſolches Berfahren bevenklich in 
Anwendung auf neuere Gefehgebungen, in welchen ein 
fo feſtes Syftem von Begriffen und Kunftausprüden ,‚ wie 
im Römifchen Recht, gar nicht vorausgeſeht werben barf, 
und denen daher geradezu Gewalt angethan wird durch eine 


(d) Weber ©. 78. 106— den $$ 4. und 5. an dem unrid- 
109. 137 fg. — Bergmann tigen Berfahren von Weber eini- 
ftelt 5 26. 29 vorfictigere Ans gen Antheil genommen zu haben. - 
fihten auf, jedoch nicht, ohne in 
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Auslogung, die. dennoch Fillfchweigenn auf einer ſolchen 
Borausfehung beruft (e). 

Mertwürbigertveife fügt das Römifche Recht für den 
Fall der erweiternden Ausnahmegefege eine Einſchraͤnkung 
hinzu, die alfo als die Ausnahme einer Ausnahme zu bes 
tachten if. Die ausnahmsweife vorgefchriebene Ruͤckwir⸗ 
fung fol nämlich nicht eintreten, wenn das Rechtsverhaͤlt⸗ 
nig, worauf fie bezogen werben könnte, bereits Durch Urtheil 
oder Vergleich entſchieden worben iſt (judicatum vel trans- 
actum). Diefe Einfchränkung iſt zwar nirgend als blei⸗ 
bender, allgemeiner Grundſatz ausgefprochen, fie wir aber 
in fo vielen einzelnen. Stellen des Römifchen Rechts über 
einftimmend wiederholt, Daß fie unzweifelhaft als eine von 
den Römern allgemein anerkannte Regel betrachtet werben 
muß (f). Sie hat auch einen Inneren Grund darin, daß 
ſowohl das Urtheil, ald der Vergleich das urfprängliche 
Rechtsverhaͤltniß umbildet, fo daß nun an die Stelle des 
Rechtöverhäftniffes, worauf ſich das neue Geſetz bezog, 
eigentlich ein anderes getreten ift. 

Unter dem Urtheil aber iſt Hier nicht bloß ein rechts⸗ 
fräftiges zu verſtehen, fondern, bei noch ſchwebendem 
Rechtsſtreit, auch ſchon ein Urtheil erſter Inſtanz, wenn 
etwa waͤhrend der Appellationsinſtanz das neue Geſetz er⸗ 


(e) Ein ganz ähnlicher Tadel If) Bergmann ©. 138.146, 
iR bereits ausgefprochen ‚worden wo biefe Stellen überſichtlich an⸗ 
bei den örtlichen Graͤnzen der gegeben werben. 

Geſetze $ 374. C. 








’ 
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ſcheint (8). Der Grund Hegt darin, daß der erſte Richter 
nur nach Dem zur Zeit feines Urtheils geltenden Geſetz entfchels 
den durfte, der Appellationsrichter aber nur ein irriges, in 
ſich nicht gerechtfertigtes, Urtheil abändern darf, 

Unter dem Bergleich ferner if hier nicht blos der Ver⸗ 
. gleich im ſtreng juriſtiſchen Sinne des Wortes (die trans- 
actio) zu verftehen, ſondern jede vertragsmäßige Befeitigung 
eined Rechtsſtreits, welche bewirkt werden kann burch freis 
williged Nachgeben von der einen ober andern Seite, alfo 
dur Erlaß, Verzicht, Anerfenntniß, Erfüllung eines An- 
fpruche, mag jenes Nachgeben ganz oder theilmeife ges 
ſchehen, und fo zur völligen Bernbigung des Streites 
füßzen (h). 


Unter die hier dargeftellten Ausnahmen wird gewöhnlich 
ber Ball einer. authentifchen Gefehauslegung gerechnet (i), 
fo daß auch ein folches Geſet ruͤckwirkende Kraft auf fruͤ⸗ 
here Recitöverhäftnifie haben ſoll. Allerdings iſt gegen bie 
KRüdanwenbung eines blos auslegenden Geſehes Nichte 
einzuwenden (k), und nur die Yuffaffung berfelben als 
eines Ausnahmefalles ift zu verwerfen: eine Meinungs 


(g) Nov. 115 pr. und C. 1. (k) Sie wird ausbrüdlich ber 

(bh) Bergmann $ 25. — flätigt in Nov. “pr. au Sqhiuß 
Bol. auch oben B.7 8 302. der Stelle. 

(i) S. o. B. 18 32. 
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verfchienenheit, die daher eine mehr theoretifche, als prakti⸗ 
fche Befchaffenheit hat. — Wird ein auslegendes Geſetz 
gegeben, fo ift für den Richter der Inhalt veffelben, alſo 
der dadurch feſtgeſtellte Sinn des früheren Gefehes, wahr 
und gewiß, feine perfönliche Weberzgeugung mag damit über- 
einftimmen oder nicht. Urtheilt er aljo in Gemäßheit des 
auslegenden Geſetzes, ſo wendet er in der That Das aus⸗ 
gelegte Geſetz an, nicht das auslegende (weiches ihm nur 
das Verſtaͤndniß für das frühere eröffnet), und darin liegt 
alfo feine Rüdwirkung. | 
Gegen die Natur einer Ausnahme fpricht auch ſchon 
der Umftand, daß diefe Art der Anwendung fo im Allges 
meinen, und nicht bloß bei einzelnen auslegenden Geſetzen, 
anerkannt wird. Wäre es Ausnahme, fo müßte es in ein- 
zelnen Hallen auch wohl anders ſeyn Tönnen, welches 


‚jedoch ganz unnatürlich, und dem Verhältniß des Geſetz⸗ 


gebers zum Richter wiberfprechenn, ſeyn wuͤrde. 

- Man könnte etwa glauben, eine praftifche Seite die» 
fer verſchiedenen Auffaflung müfle darin liegen, daß nach 
der Yon mir vertheidigten Anſicht die oben erwähnten 
Einſchraͤnkungen (Urtheil und Vergleich) nicht gelten 
würden. In der That aber gelten biefe, nur aus einem 
etwas anders gewendeten Grunde. Wenn wir burdh 
das audlegende Geſetz erfahren, daß das frühere Urtheil, 
oder der frühere Vergleich, von einer irrigen Auslegung 
ausgegangen find, fo verlieren fie dadurch niemals ihre 
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Wirkfamteit (1). - Auch Hier alfo iſt entſcheidend ber fchon 
oben geltend gemachte Umftand, daß Urtheil und Vergleich 
das frühere Berhältniß umbilden. 

Die hier aufgeftellte Regel über wohlbegründete Rüds " 
anwendung geht nicht bloß auf. die eigentliche Auslegung 
eined dunklen Gefeges, fondern auch auf Die Anerkennung 
und Beftätigung eines früheren Gefehes oder Gewohnheits⸗ 
rechts, wenn deſſen Dafeyn oder verbindende Kraft bisher 
zweifelhaft war. Dagegen geht fie nicht auf die Wiebers 
herſtellung eined älteren, bisher außer Geltung gefebten, 
Geſetzes. | 
Ganz irrig unterfcheiden Manche zwiſchen einem richtig 
oder irrig auslegenden Geſetz, weil das letzte in der That 
neues Recht bilde. Durch eine ſolche Annahme wuͤrde ſich 
der Richter in der That über den Gefebgeber ftellen, alfo 
feine wahre Stellung gänzlich verfennen. Alles kommt 
. darauf an, ob der Geſetzgeber das Geſetz als ein ausle⸗ 
gendes gedacht und ausgefprochen hat, nicht ob es eine, 
nach der Meinung des Richters, richtige Auslegung ent⸗ 
hält (m). 


A. Erwerb der Nechte. Ausnahmen. 


(l) Das. Urtheil iR nicht nid: 
tig, da es gewiß nicht gegen ein 


flares Geſetz geſprochen iſt We⸗ 


ber ©. 212 214. — (Nur etwa, 
wenn das auslegende Geſetz wäh: 
rend der Appellationsinftang er: 
fchiene, Hätte deshalb der Appel: 
lationsrichter zu reformiren). — 
Des Bergleih Taun felbft wegen 
eines thatfächlicden Irrthums nicht 
vi. 


angefochten werden. Z. 65 $ 1 
de cond. indeb. (12. 6), L. 23 
C. de transact. (2. 4). Bgl. 
auch oben B. 7 ©. 42. 

(m) ieber die Rückanwendung 
auslegender Geſetze, vgl. über- 
haupt Weber © 54—61, ©. 
194—208. Bergmann $ i0- 
12, $ 3133. 
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" Die Rüdanwendung audlegender Geſetze hat im Preußi⸗ 
fchen Recht Anerlermung gefunden, und zwar mit Recht 
als bleibende, für alle Zeiten gültige, Regel (n). Daneben 
aber fteht eine verfchievene, blos tranfitorifche Regel, an- 
wendbar auf den Fall ver Einführung des allgemeinen 
Landrechte. Diefe geht dahin, daß bei der Beurtheilung 
älterer Rechtsverhältniffe, wern die damals geltenden Ge⸗ 
fege dunfel und zweifelhaft find, fo daß bioher verfchiedene 
Meinungen der Gerichte beftanden, künftig die Meinung 
vorgezogen werben foll, welche mit dem Inhalt des Lands 
rechts übereinftimmt, oder demfelben am nächften kommt (0). 


$. 398. 


B. Dafeyn der Rechte. — Grundſatz. 


Der ganzen gegenwärtigen Unterfuchung iſt zum Grund 
gelegt worden die Unterſcheidung von zweierlei Rechtsregeln 
(8 384). Eine Klaſſe derſelben hatte zum Gegenſtand ven 
Erwerb der Rechte, und für dieſe galt der Grundſatz ber 
Richtrüdwirkung, oder der Erhaltung erworbener Rechte. — 
Eine zweite Klaſſe von -Rechtsregeln, deren Betrachtung 
nun noch übrig ift, Hat zum Gegenftand das Dafeyn der 
Rechte, und für dieſe Klaffe hat der erwähnte Grundſatz 
feine Anwendung. | 


(m) Allg. Landrecht Einleitung $ 15. (0) Bublicationspatent 
von 1794 $ 9. 
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Wir nennen aber Rechtsregeln über das Dafeyn der 
Rechte zuvörderfi bie, welche den Gegenfab von Seyn ober 
Richtfeyn eines Rechtsinftituts betreffen, alfo Gefebe, wo⸗ 
durch ein bisher geltendes Rechtsinftitut gänzlich aufgehoben 
wird; außerdem aber Die, welche ein Rechtsinftitut, ohne 
es aufzuheben, in feiner Natur wefentlich umändern, alſo 
den Gegenfa von So oder Andersſeyn eines Rechtsinſti⸗ 
tuts beiveffen. Bon diefen allen nun wird behauptet, daß 
für fie die Schaltung eriworbener Rechte ( die Nichtruͤck⸗ 
wirkung) als herrſchender Grundſatz, fo wie bei den Rechts⸗ 

regeln über den Erwerb der Rechte, unmöglich gedacht 
werden könne, indem die wichtigſten Geſetze ſolcher Art, 
wenn man ihnen einen ſolchen Sinn unterlegen wollte, 
überhaupt gar feinen Sinn haben wuͤrden. 

Um diefe Behauptung anfchaulich zu machen, werbe ich 

drei Gefebe anführen, die in neuerer Zeit an verfchiedenen 
Orten vorgefommen find, und auf die ich verſuchsweiſe den 
Grundſatz der Nichtrückwirkung anwenden will. Ein Ges 
feß hebt die Leibeigenfchaft auf. in anderes hebt Die 
Zehenten auf, ohne. Entfchäbigung, wie es 3. DB. gleich im. 
Anfang der Franzoͤſiſchen Revolution gefchehen if. Ein 
drittes Gefeh verwandelt die Zehenten, bie bisher unabloͤslich 
waren, in ablösliche Rechte, indem ed dem DBerpflichteten 
(sielleicht auch. dem Berechtigten) geftattet, fie mit einfeitiger 
Willkür in.eine Leiftung anderer Art, von gleichem Geld» 
werth, zu verwandeln — Wollte man nun dieſe Drei Ge⸗ 


ſetze unter den Grundſatz der Richtrückwirkung ſtellen, ſo 
33* 
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würden fie. folgende Bedeutung befommen. Jede künftige 
Errichtung einer Leibeigenfcdraft (oder eines Zehentrechts) 
iſt verboten, ungültig, wirkungslos. Jede Fünftige Er 
richtung eines Zehentrechts ſoll ſtets die Befugniß einfeitiger 
Abloͤſung des Zehenten mit fich führen. — In dieſer Bes 
deutung aber würden bie erwähnten Gefepe völlig leer und 
überflüffig fenn, da feit fehr langer Zeit Niemand daran 
gedacht hat, eine Leibeigenfchaft ober ein Zehentrecht neu 
zu begründen. Daraus folgt alfo, daß der Geſetzgeber dieſe 
Bedeutung ganz gewiß nicht gemeint und gewollt hat, und 
daß aljo feine Abſicht im vollftändigen Gegenſatz fteht gegen 
die Abficht der den Erwerb. der Rechte betreffenden Gefepe, 
indem diefe nicht rüdwärte, jondern nur auf Fünftige 
Rechtsgefchäfte einwirken, mithin erworbene Rechte erhalten 
wollen; allerdings mit Ausnahmen, Die jedoch hochſt uns 
bedeutend find, und faft verfchwinden in Vergleichungen mit 
der wirklich beobachteten Regel. 

Man kann nun allerdings den Zweifel erheben, ob nicht 
etwa alle Geſetze der erwaͤhnten Art, eben weil ſie erwor⸗ 
bene Rechte zerſtoͤren oder umbilden, durchaus rechtswidrig 
und verwerflich ſeyn möchten. Ich will mich dieſer Frage 
keinesweges entziehen, ſie vielmehr einer ſelbſtſtaͤndigen Er⸗ 
oͤrterung unterwerfen. Nur wird es dem Gang unſrer 
Unterſuchung förderlich ſeyn, dieſe ganz andere. Frage vor⸗ 
laͤufig auf ſich beruhen zu laſſen, und zunächſt nur feſtzu⸗ 
ſtellen, welches der Sinn und die Meinung der Geſetze iſt, 
mit welchen wir und gegenwärtig beſchaͤftigen; die Recht⸗ 
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mäßigfeit derſelben ſoll am Schluß noch beſonders geprüft 
werden ($ 400). | 

Der Sinn und die Meinung der Gefege dieſer Klaffe 
wird nun buch folgende Formeln ausgedrüdt werben 
fönnen, die im fchneidenden Gegenſatz ftehen zu dem für 
die erfte Klaffe von Geſetzen oben aufgeſtelten Grundſatz 
(6 334. 385). 

Neuen Geſetzen dieſer Klaffe iR rüdwirfende Kraft 

beizulegen. 

Neue Geſttze dieſer Klaſſe ſollen erworbene Rechte 

nicht unberührt laffen. 

Folgende Betrachtung ‚wird dazu dienen, die hier aufges 
ftellte Behauptung über den Sinn und die Meinung. folcher 
Geſetze von einer anderen Seite her zu beftätigen. Die 
meiften und wichtigften dieſer Gejeße haben die oben, bei. 
einer anderen. Gelegenheit, dargeftellte fireng pofttive, zwin- 
gende Natur, indem fie außer dem reinen Rechtögebiet ihre 
Wurzel Haben, und mit fittlichen, politifchen, volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Gründen und: Zweden im Zuſammenhang ftehen 
($ 349). Es liegt aber. in der Natur folcher zwingenden 
Geſetze, daß fie ihre Macht und Wirkſamkeit mehr, als 
andere Geſetze, auspehnen müflen, wie biefes auch ſchon 
oben bet der örtlichen Collifion der Geſetze geltend gemacht 
worden if. 

Es iſt nun noch anzugeben, welche Stellung unfoe 
Schriftfteller zu der Hier vorgetragenen Lehre einnehmen. 
Die Unterfcheivung der zwei Klafien von Rechtsregeln, die 
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unter verſchiedenen, ja entgegengefegten, Grundfägen ftehen, 
wird nirgend gemacht, vielmehr wird ber Grundſatz der 
Nichtruͤcwirkung ald-der für alle Gefege gemeinjam gültige 
angefehen. Man möchte alſo erwarten, daß die -Schrift- 
ſteller ven Gefegen, von denen wir Bier reden, in ver That 
den eben dargeſtellten völlig unpraftifchen Stun beilegen, 
alfo die Aufhebung ver Leibeigenfchaft ale ein Verbot 
tünftiger Errichtung der Leibeigenſchaft behandeln würden. 
Davon find fie jedoch weit entfernt. Sie rechnen vielmehr 
folche Gefege unter die, ſchon im Roͤmiſchen Recht vorbes 
haltenen, Ausnahmen der Nichtrüdwirkung ($ 397), und 
Iaffen von biefem Standpunkt aus eine Anwendung ber- 
felben auf erworbene Rechte zu (a). 
Obgleich nun durch dieſe Auffafjung dem unmittelbaren 
Beduͤrfniß abgeholfen wird, iſt dennoch eine ſolche Auskunft 
“pöllig zu verwerfen. Ausnahmen von dem Grundſatz der 
Nichtruͤckwirkung haben eine zufällige Natur, find an ſich 
entbehrlich, und würden beſſer gar nicht vorhanden feyn. 
Diefes Alles paßt auf die hier in Frage ftehenden Geſetze 
nit. Wenn wir biefe unbefangen ‚betrachten, fo müſſen 
wir uns fogleich überzeugen, daß in Beziehung auf fie jene 
Ausfunft durchaus gezwungen ift, und den Gefegen einen 
Sinn aufprängt, der ihnen völlig fremd if. Das Gefeh, 
welches die Leibeigenfchaft aufbebt, würde dadurch auf 
gleiche Linie geftellt etwa mit Juſtinian's Geſetz über die 


(a) Weber S. 51 —52, 188—189. Bergmann ©: 156. 177. 257. 
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verbotenen Zinfen, und der fo aufgefaßte vollſtaͤndige Ins 
halt deſſelben wiürbe in confequent durchgeführter Faſſung 
etwa fo.lauten: Es wird hierdurch verboten, fünftig eine 
Leibeigenſchaft zu errichten, auch fol diefe Vorſchrift aus⸗ 
nahmsweiſe rüdwirkende Kraft haben, fo daß fogar auch 
die jetzt beſtehenden Verhältniffe der Reiheigenfchaft aufges 
hoben feyn follen. Dadurch wäre eine ganz unmüße Vor⸗ 
ſchrift, an die Riemand gedacht hat, als Hauptgedanke an 
die Spitze geſtellt, und es waͤre als beilaͤuſige Ausnahme 
Das hinzugefügt, welches allein der Geſetzgeber dachte und 
wollte. In den allermeiſten Geſetzen ſolcher Art iſt aber 
ſicherlich keine Spur N finden, die auf den Gedanken einer 
exceptionellen Rüdwirfung gedeutet werben könnte. 

Zu diefen Gründen aber kommt noch ein rein praftifcher 
Grund Hinzu, der eine ſolche Behandlung der Sache völlig 
verwerflich macht. Hätten wir bei folhen Geſetzen mit 
einer erceptioneflen Rüdwirkung zu thun, fo müßten wir: 
diefelbe auch unter gewiſſe Einfchränfungen ftellen (8 397.9; 
fie müßte wegfallen, wenn ein Rechtsverhältniß durch Urs 
theil oder Vergleich feftgeftelt wäre. Das würde aber zu 
der wiberfinnigen Folge führen, daß vie Aufhebung aller 
Zehenten zwar anzuwenden wäre auf alle ſtets unbeftrittene 
Zeehentrechte, aber nicht auf die .Zehenten, worüber einmal 
ein Rechtsſtreit abgeurtheilt oder verglichen wäre. — Diele 
widerfinnige Folge wollen nun in der That jene Schrifts 
fteller nicht, vielmehr foll nach ihnen eine folche Aufhebung 
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allgemein wirfen (b). Dahin aber fönnen fe offenbar nur 
fommen, indem fie jene Einfchränfung (die ſelbſt ſchon die 
Ausnahme einer Ausnahme if) durch eine neue Ausnahme 
befeitigen, alfo gleichfam eine Ausnahme dritter Potenz an⸗ 
nehmen. So wird ed aber immer augenfiheinlicher, wie 
unnatürlich eime Auffaffung ift, Die zu folgen Rettungs⸗ 
mitteln hindrängt. 

Sehr charakteriftifch ift die ganz verjchiedene Art, in 
weicher ein anderer Schriftfieller die angegebene Schwierig- 
feit au löfen ſucht (e). Diefer läßt feine erceptionelle 
Rüdwirkung, ja überhaupt feine Einwirkung des Geſetz⸗ 
gebers auf zeitliche Collifionen der Geſetze zu ($ 387.1). 
Bei der gegenwärtig vorliegenden Schwierigkeit aber Hilft 
er fich damit, daß er blos vie ihm befonders mißliebigen 
Inftitute, wie Leibeigenfchaft, Steuerfreiheit des Adels, in's 
Auge faßt. Diefe nennt er Graͤuel, moralifche Schaͤndlich⸗ 
feiten, Ungerechtigfeiten, die an fich Tein rechtliches Dafeyn 
haben. Wenn ein Geſetz fie aufhebt, fo foll es des Zu⸗ 
fages der rüdwirkenden Kraft nicht bebürfen. Vielmehr 
fol jede der drei Staatsgewalten (die gefeßgebende, richters 
liche, vollziehenve) für ſich allein die Macht haben, jene 
Inftitute zu ignoriren, und dadurch praftifch zu vernichten. 
— Eine Widerlegung diefer Anficht wird man. wohl nicht 
verlangen. Rur auf die praftifche Schwierigfeit in ber 


-(b) Weber ©. 2113— 215. Bergmann ©. 259. 
(6) Struve ©. 150-152. 274—276, 
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Ausführung will ich aufmerkfam machen, die in der Feft- 
ftellung des Daſeyns und ber Gränzen | jener Gräuel und 
Schaͤndlichkeiten liegt, indem darüber bie ſubjektive Anficht 
der einzelnen Träger der drei Staatsgewalten vieleicht nicht 
ganz übereinftiumenb ſeyn Fönnte. Unter biefen Trägern 
fönnten fich auch confequente Communiſten finden,. und 
diefe würben das gefammte Inſtitut des Eigenthums unter 
die Gräuel zählen. 


- 


Nimmt man nun, wie es hier gejchieht, zwei Klaffen 
von Reihtsregeln an, die von ganz verfchiedenen Grund» 
fügen beherrfcht werden, fo ift Nichts wichtiger, als die. 
Seftftellung feharfer und ficherer Gränzen zwifchen beiden 
Klaffen. 
Zür viele Fälle ift die Gränze feinem Zweifel unter 
worfen; namentlich für die Faͤlle ſolcher Geſetze, in welchen 
ein bisher beſtehendes Rechtsinſtitut vollig aufgehoben wird. 
Zweifelhaft aber kann fie feyn bei den Gefegen, welche ein 
Rechtsinſtitut nicht aufheben, fondern nur umbilden (d). 
Dann wird Alles auf die unbefangene Prüfung des In 
halt und des Zweds des Geſetzes ankommen. in be- 
fonders ficheres, und für die meiften Falle ausreichendes, 


(d) Schon oben ift auf diefe_Zweifel im Allgemeinen aufmerkfam 
gemacht worden ($ 384). Einzelne Fälle zweifelhafter Natur find 
vorgefommen $ 390 Num. 3. 4. $ 393 Num. 6. 
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Mittel der Graͤnzſcheidung wird darin liegen, daß wir 
unterfuchen, ob vielleicht ein neues Geſetz zu den fo eben . 
erwähnten Befegen von fireng pofitiver, zwingender Natur 
gehört, Die außer dem reinen Rechtogebiet ihre Wurzel 
haben (5.517). In dieſem Fall haben wir baffelbe un- 
zweifelhaft zu den Belieben über das Daſeyn der Rechte zu 
zaͤhlen, auf welche ber Grundſatz der Rirhtridwirfung 
feine Anwendung findet. 


$.. 399. 


B. Dafeyn der Rechte. — Anwendungen Ausnahmen. 


Die Anwendungen des im $ 398 aufgeftellten Grund⸗ 
faßes werden, eben fo wie e8 bei den Gefeben über den Er⸗ 
werb der Rechte gefchehen ift, nach gewiſſen Klafien der 
Kechtsverhältniffe dargeftelt werden; jedoch find hier ganz 
andere Klaffen, als die Dort angenommen,” erforderlich. 

I. Die erfte Klaffe, und zugleich die wichtigfte, bilden 
gewifle Rechtsverhältnifie, die ihrer Natur nach über das 
einzelne Menſchenleben hinausreichen, ja zu einer enblofen 
Hortdauer beftimmt find, und nur zufällig im einzelnen Fall 
untergehen. Sie laffen ſich gemeinfam bezeichnen als Be⸗ 
fhränfungen der perfönlichen Freiheit oder der Freiheit des 
Grundeigenthums, und find oft aus dinglichen oder obligas 
torifchen Rechten gemifcht. Die meiften verfelben (nicht 
alle) Haben infofern ein Hiftorifches Dafeyn, als ihre Ent- 
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ſtehung in ganz andere Zeitalter und in untergegangene Volks⸗ 
zuftände fällt. Diefe find daher als abgefchloften zu be- 
trachten, und werben nicht, fo wie andere Rechtsverhaͤlt⸗ 
nifie, duch Willkuͤr flets neu erzeugt (a). - Die Geſetze, 
wodurch ſolche Rechtsinftitute aufgehoben oder umgebifuet 
werben, find ſtets von ftreng poſttiver, zwingender Natur, 
da fie außer dem veinen Rechtögebiet ihre Wurzel haben 
($ 398). 

Aus dem Römifchen Recht gehört dahin die für das 
heutige Europa längft verfchmundene Sklaverei. 

Folgende Inftitute folcher Art find in unferm heutigen 
Necht theild noch jetzt vorhanden, theild wenigftens bie 
auf unſre Tage erhalten geblieben: 
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Die Leibeigenfchaft. | 

Reallaften aller Art, beſtehend in der Leiftung von 
Geld, Früchten, Dienften (Frohnden, Robotten). 
Insbeſondere das Zehentrecht. 

Lehen. 

- Samilienfideicommiffe. 

Prädialfervituten. 

Emphyteuſe (b). 


— 


(a) Bgl. oben $ 392. e. 
(b) Die zwei Teßtgenannten 


dezüglichen umbildennen Geſetze 
find in ihren Gründen und 


Arten haben nicht fo, wie die vor⸗ 
hergehenden, einen hiſtoriſchen, 
auf vergangene Zuftände hindeu⸗ 
tenden Eharafter, allein die darauf 


Zwecken ganz gleichartig mit den 
Geſetzen über die Schenten und 
die Dienſte. 


u. 
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Ueber das Berhältniß alter und neuer Geſetze zu ein⸗ 
ander wird hier nicht leicht ein Zweifel entftchen. 

D. Die zweite Klaſſe bilden einige, auf das. Ge⸗ 
fchlechterverhältniß bezügliche, Rechteinftitute. Die Geſetze 
über dieſe Infitute gehören deswegen hierher, weil fie 
nicht auf reinen Rechtögründen beruhen, fandern auf ſitt⸗ 
lichen (theilweiſe fittlich »-religiöfen) Gründen. Die einzel 
nen hierher gehörenden Fälle find folgende: 

1. Chefheidung. Wenn duch ein need Geſetz 
die Scheidung uͤberhaupt eingeführt oder abgeſchafft, oder 
wenn eine Aenderung in den Scheidungsgruͤnden vorge⸗ 
nommen wird, ſo entſteht die Frage nach dem Einfluß des 
neuen Geſetzes auf die beſtehenden Ehen. 

Betrachtet man ein ſolches Geſetz von dem abſtract 
juriſtiſchen Standpunkt aus, ſo hat es eine ähnliche Natur 
mit dem Geſetz uͤber die Veräußerung des Eigenthums. 
Durch dieſe Eheſcheidung verliert jeder Theil die bisher 

—aus der Ehe entſtehenden Rechte, fo wie jeder die Freiheit 
von den Anjprüchen des anderen Theild, und zugleich alle 
Vortheile der Ehelofigkeit (Möglichkeit einer neuen Ehe) 
erwirbt. Hiernach möchte man glauben, es verhielte fidh 
mit den Gefegen über Eheſcheidung gerade fo, wie mit den 
Geſetzen uͤber das Guͤterrecht (8 396). Dann hätte jeder 
Ehegatte durch den Abſchluß der Ehe das unabänderliche 
Recht erworben, bei einer Fünftigen Scheidung nad) dem 
zur Zeit des Anfanges der Ehe beftehenden Geſetz beurtheilt 
ju werben. 
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: Diefe Auffaffung maß jedoch verworfen werben, weil 
Die Geſetze über die Cheſcheidung fittliche Grunde und 
Zwede, mithin eine. zwingende Natur haben, und daher 
zu ben Geſetzen über das Dafeyn der Che gehören (ce). 
Diefes ift gleich wahr, das neue Gejeh mag die Scheidung. 
erichweren oder erleichtern. Das erſte jeht den üͤberwie⸗ 
genden Werth auf Erhaltung der Reinheit und Heiligkeit - 
ber. (Ehen; das zweite auf unbeſchraͤnkte Exhaltung der in⸗ 
dividuellen Freiheit (d); beides find fittliche Principien, 
deren relativer Werth oder Unwerth bier ganz dahin ges 
fellt bleiben muß, wo es blos darauf anlommt, die Natur 


der darauf bezüglichen Geſetze zu beſtimmen. 
Die bier aufgeſtellte Anficht ift -in der Preußiſchen 


tranfltorifchen Geſeßgebung, 


(c) Dan könnte es für ein: 
feitig und unbegründet halten, daß 
hier nur der Eheſcheidung diefer 
Charakter zugefchrieben werde, 
nit auch dem ganzen übrigen 
rein perfünlichen Recht der Che, 


namentlich den perfönlichen Rech⸗ 


ten und Pflichten während ber 
Ehe. Der Unterfchied ift jeboch 
ber,. daß anf dieſe der Geſetzgeber 
und der Richter: fehr wenig mög: 
lichen Einflug Haben, anftatt bag 
der Ausſpruch über Dafeyn oder 
Nichtdaſeyn der Che (alfo die 
Cheſcheidung) fehr wohl mit Er⸗ 
folg durchgeführt werben fann. 


wiewohl mit einer geringen 


(d) Die Freiheit Braucht hier 
nicht gedacht zu werben ale bloße 


Willkür, als Berneinung unbe- 


quemer Schranken, welche aller: 
dings feine befonders fittliche Na- 
tur bat; fie kann auch gedacht 
werden ale Schub ber ſittlichen 
Freiheit in der Che gegen jeden 
äußeren, dieſe Freiheit flörenden, 
und dadurch die Reinheit der Che 
gefährbenven, Zwang. Diefes war 
die urjprüngliche Anfiht der Rö- 
mer, wurzelnd in der Zeit alter 
Sittenreinheit. L. 134 pr. de V. 
O. (45. 1), L. 14 C. de nupt. 
65. 4), L.2 C. de int. stiy. 

(8. 39). 
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Mopification, anerlannt werden ME in deu Jahren 1814 
und 1816 das allgememe Landrecht in mehrere Provinzen 
theils neu eingeführt, thells wieder eingeführt wurbe, bes 
ftimmte man für die Scheivung der beſtehenden Ehen, daß 
diefe von jetzt an nach dem Landrecht, alſo unabhängig 
von dem Geſetz zur Zeit der gefchloffenen Ehe, beurtheilt 
werden ſollte. Nur wurde bie ſehr mäßige und nicht 
unbillige Ausnahme hinzugefügt, daß ein Schäbungsgrund 
des Lanvrechts nicht geltend gemacht werben bürfe, wenn 
die zum Grund liegende Thatfache vorgefallen fen während 
der Herrfchaft des fremden Gefepes, und in dieſem Geſetz 
nicht als Scheivungsgrumd gegolten habe (e). 

Ganz gleiche Natur mit den Geſetzen über vie Ehe 
fheidung haben. die Geſetze über die Nichtigkeitsklage ges 
gen die Ehe. \ 

2. Liberalität gegen Ehegatten. Diefe ift nicht 
- felten durch neue Geſetze, auch in der heutigen Zeit, be- 
fgränft worden Im Römifchen Recht kommt, als uraltes, 
fehr ausgebildetes NRechtöinftitut folcher Art, die verbotene 
Schenkung unter Ehegatten vor (f). 

Man möchte nun glauben, ein ſolches Gefeh gehöre 
durchaus dem Güterrecht an, unter welcher Borausfegung 
lediglich Die Zeit der gefchloflenen Ehe maaßgebend feyn 


(e) Provinzen jepfeits dev Elbe 5 9, Meitpreußen 5 11. Bofen 
$ 11. Sachſen $ 11 (f. 2. $ 383). 
(f) ©. 0.3.46 16% — 164. 
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würde. In der That aber . Bat ein ſolches Geſetz 
zwingende Natur, ' wirft alſo augenblicklich auf die 
beftebenden Chen ein. Denn der Zweck deſſelben geht 
dahin, die Gefäͤhrdung der Neimheit ver &he durch eigen⸗ 
nuͤhige Einwirkungen zu verhindern. Daher wuͤrde es 
irrig ſeyn, die Sache io zu betrachten, als hätte durch bie 
abgefchloffene Ehe jeder Theil das unnbänverliche Recht 
erworben, wegen ber Liberalität zwifchen ihm und dem ans 
dern Theil ſtets nach dem jetzt geltenden Geſetz benttheut 
zu werden. 

Dieſelbe Anſicht iſt auch ſchon oben, bei der zrilichen 
Colliſion der Geſetze, geltend gemacht worden (8 379. 
Num. 4). 

3. Unehelide Kinder. 

Die aus dem atıßerehelihen Beifchlaf abzuleitenden 
Rechte, theild des Kindes, theils der Mutter, gegen den 
Erzeuger gehören unter bie fchwierigften und zweifelhafteften 
Gegenſtaͤnde, fowohl des Privatrechts, als ber Geſebge⸗ 
bungspolitik. 

Man kann dabei ausgehen von der. Annahme eines 
vom Erzeuger begangenen Delicts, welche nach den Reichs⸗ 
gefegen für unfer gemeines Recht wohl begründet ift (g); 


(g) Reichspolizelordnung 1830 14 verbeffert werben). — Indeſſen 
Tit. 33, 1548 Tit. 25, 1577 Tit. verwicelt man ſich bei ver Ablei⸗ 
26. — Auch nah dem U. 2. R. tung der Entſchädigungsanſprüche 
1.3 8 36. 37 iſt es eine gefeh- aus dieſem Dekict in die ſeltſam⸗ 
widrige - Handlung, (edoch muß fen und gewagteften Vorſtellungen. 
im $ 37 der Druckfehler 10 in 
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oder auch yon der Annahme Der natürlichen Blutsverwandt⸗ 
fchaft, wobei jedoch ſtets bie Thatſache der Baternität 
vollig ungewiß bleibt (h). ° 

In beiven Yälten fünnte man annchmen, durch die 
Thatſache des als Erzeugung angeſehenen Beiſchlafs ſey 
ein unabaͤnderliches Recht begruͤndet, wobei ein fpäteres 
Geſetz Nichts Anden könne, es möge die Rechte der Kinder 
und der Mutter derfelben erweitern oder befchränfen. Das 
neue Gejeh würde dann nur Anwendung finden auf kuͤnf⸗ 
tige Erzeugungen. . 

Allein in der That haben folche Geſetze ſtets einen 
zwingenben Charakter, indem fie mit fittlichen Zweden im 
Zufammenhang ftehen. Darüber ift eine Meinungsverjchies 
denheit faum möglich, daß die ausfchließende Gejfchlechts- 
gemeinfchaft in der Ehe, ſowohl fittlich als für Das Staats⸗ 
wohl, höchſt wuͤnſchenswerth, beſonders aber, daß der Zu⸗ 
ſtand unehelicher Kinder ein höchft unheilvoller iſt. Man 
fann nun durch Erweiterung ‚der Anſprüche ver Kinder 
theils dieſen Zuſtand mildern, theild dem Leichtiinn der 
Männer entgegen wirken wollen. Man kann umgefehrt 
verfuchen, durch Bejchränfung oder Aufhebung dieſer An⸗ 


(h) Die Prafuntion ür der. nicht entfernte Aehnlichkeit, da 


Che: pater est, quem nuptiae 
demonstrant, beruht auf der 


Würde und Heiligkeit der Che. 


Damit aber hat die Thatfache des 
erwwiefenen. oder eingeflandenen 


außerehelichen Beiſchlafs auch 


‘ 


neben dieſer Thatfache fihon die 
bloße Möglichkeit ber- Concurrenz 
anderer Männer Alles ungewig 
macht, noch mehr aber die erwie⸗ 
fene Wirkfichkeit einer ſolchen Con⸗ 
eurrenz (exceptio' plurium). 
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fprüche theils dem Leichtfinn der Frauen entgegen zu wirfen, 
theils die Störung des Friedens mancher Ehen durch die 
von fremden Frauen erhebenen Anfprüche, zu verhliten. 
- In beiden Richtungen neuer Geſetze iſt ein fittlicher Zweck 
unverfennbar, und es Tann dabei ganz gleichgültig ſeyn, 
welche dieſer Richtungen an ſich oder durch Erfahrungen 
im Großen mehr begruͤndet ſeyn moͤge. 

Nimmt man Dieſes als richtig an, ſo muß das neue 
Geſetz über uneheliche Kinder augenblicklich zur Anwendung 
kommen, ohne Ruͤckſicht auf das Geſetz, welches zur Zeit 
der Erzeugung oder der Geburt des Kindes beftanven hat. 
— Diefelde Regel ift ſchon oben in Beziehung. auf 
die örtlichen Gollifionen geltend gemacht worben ($ 374 
Roten aa. bb.). 

Mit dieſen Anfichten ftimmt überein das Franzoſiſche 
Geſetz, welches ſelbſt die Unterſuchung der Paternität 
verbietet (i), alfo felbft die Möglichkeit abſchneidet, einem 
unehelichen Kinde, mit Ausnahme ver freiwilligen Aner- 
fennung, Anfprüche gegen den Erzeuger zu verfchaffen. 
Man hat diefes Gefeb mit Unrecht getabelt, als ob es eine 
ungehörige Rüdtwirfung enthielte (k). Man hat es eben 
fo mit Unrecht vertheidigt, als ob ed den perfönlichen Zu- 
ftand an fich zum Gegenftand hätte (1). Die wahre Rechts 


(i) Code civil art. 340 „La (1) Weber ©. 79-82, Die: 
recherche de la paternite est felbe Anfiht haben die Yranzds 
interdite.“ fifchen Juriſten. 

(k) Struve ©. 233. 


vm. 34 
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fertigung liegt darin, daß es ein Gefeh von zwingenver 
Ratur fl. 

Eben fo flimmt damit überein die tranfitorifche Preußi- 
fche Gefeßgebung, die, nur mit anderem Ausdruck als das 
Franzoͤſiſche Geſetz, verordnet, daß bie unehelichen Kinder, 
auch wenn fie noch unter der Herrfchaft des fremden Ge⸗ 
fehe8 geboren wurden, dennoch von jet an die Anfprüche 
des Landrechts follten geltend machen können (m). 

IL Eine dritte Klafle endlich bilden manche Geſetze 
über rein juriftifche Inſtitute, welche durch jene Gefeße 
entweder völlig aufgehoben oder doch von Grund aus ums 
gebildet werden, und die deswegen augenblidlich auf fchon 
beſtehende Rechtsverhältniffe anzuwenden find. 

Dahin gehört das Geſetz, wodurch Juftinian Das 
bisher beftehende zweifache Cigenthum (ex jure quiritium 
und in bonis ) aufhob, und an deſſen Stelle ein einfaches 
Eigentum febte, das alle bisher zumeilen getrennte Rechte 
in fich vereinigen ſollte (n). — Eben fo verhält es fich 
mit dem Franzöfifchen Gefeß, welches dem Eigenthümer 
einer beweglichen Sache die Bindication verfagt, wenn 
daffelbe irgendwo anftatt des Roͤmiſchen Rechts eingeführt 
werden ſollte. Diefe Veränderung würde augenblicklich 


» 


(m) Provinzen jenfeits der von felbft auf die eigenthümliche 
Elbe S 11. Weſtpreußen $ 14. Natur des fundus Italicus und 
Poſen $ 14 (f. o. $ 383), ber res mancipi. L. un. C. de 

(n) L. un. C. de nudo j. usue. transform. (N. 31). 

Quir. toll. (7.25). Damit hörte 








“Sn 
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auch auf das gerade vorhandene bewegliche Eigenthum ans 
zuwenden ſeyn; eben fo aber auch.die umgefehrte Veränderung 
in dem Rechte des Eigenthums. j 

Ferner gehört dahin ein neues Geſeh, welches gefeßliche 
Servituten, ald natürliche Befchränkungen des Eigenthums, 
einführt, oder ‚welches umgefehrt folche Servituten, wenn 
fie bisher beftanden, aufhebt (8 390 Num. 2). 

Gleiche Natur Hat die Verwandlung des Römischen 
Pfandrehts in das Preußiſche Hypothekenrecht; beide 
Syſteme Fönnen nicht neben einander beſtehen, vielmehr 
“ muß das eine fofort durch das andere verdrängt werben 
(8 390 Num. 3). Welche Anftalten aber zu treffen find, 
um dieſe Veränderung ohne Rechtöverlegung zu bewirken, 
wird fogleich angegeben werden ($ 400). 

Endlih würden wir dahin auch den Kal zu rechnen 
haben, wenn die teftamentarifche Erbfolge in einem Staate, 
der fie bisher anerkannte, durch ein neues Geſetz aufge⸗ 
hoben würde ($ 393 Num. 6). 


Ausnahmen des für dieſe Klaſſe neuer Geſetze auf⸗ 
geſtellten Grundſatzes laſſen ſich eben ſowohl denken, als 
bei den Geſetzen über den Erwerb der Rechte (8 397). 
Nur werden ſie hier niemals in der Richtung vorkommen, 
daß die Wirkſamkeit des neuen Geſehes noch mehr erideitert 
würde, als nach. dem Grundſatz ſelbſt, da dieſer ohnehin 


4 - 
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ſchon fo weit als möglich geht; vielmehr werben fie wur 
dahin gerichtet feyn Fönnen, die Wirkſamkeit des neuen 
Geſetzes auf ſchonende Weiſe einzufchränten. 

Ein Fall dieſer Art aus einem Preußiſchen tranſitoriſchen 
Geſetz ift ſchon oben vorgekommen (8 389. IL. 1). Das 
Preußiſche Scheidungsgeſetz ſollte ſogleich in Wirkſamkeit 
treten, jedoch mit Ausnahme mancher, die Scheidung be⸗ 
gruͤndender Thatſachen. 

Eine andere Ausnahme findet ſich in dem Geſetz des 
Koͤnigreichs Weſtphalen, welches die Lehen und Fivel- 
commiſſe aufhob, das heißt, in freies Eigenthum verwan- 
delte. Diefes Geſetz follte natürlich nicht blos die Stiftung 
neuer Lehen nnd Fiveicommiffe verhindern, ſondern gerabe 
die beftehenden ummandeln. Es that Diefed jedoch mit der 
ſchonenden Ausnahme, daß der nächfte Succefflongfall 
noch nach dem bisherigen Recht behandelt werden follte (0). 


$. 400. 
B. Daſeyn'der Rechte. — Rechtmäßigkeit. 


Ich kehre jetzt zuruͤck zu der oben vorbehaltenen Frage 
wegen ber Rechtmäßigkeit her gegenwärtig dargeſtellten 
Klafie von Geſetzen (S. 517). 


(0) An diefe Ausnahme Hat Haltene naͤchſte Succeſſtonsfall 
fpäterhin das Preußifche Geſetz noch nicht eingetreten war, nun: 
vom 11. März 1818 in der Art ‚mehr für immer wieberhergeftellt 
angefnüpft, daß alle Lehen und feyn follten. Gefek : Sammlung 
Sioelcommiffe, worin ver Yorke 18918. ©. 17. 
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Es ift gezeigt worden, daß viefe Gefege, wenigftens in 
den meiften und wichtigften Fällen, nur jo gemeint ſeyn 
fönnen, daß fte in erworbene Rechte eingreifen, indem fte 
die Rechtöinftitute felbft, alfo auch die unter denſelben fte- 
henden einzefnen Rechtöverhältnifie (a), entweder vernichten, 
oder doch wefentlich umbilden, beides ohne Nüdkicht auf den 
Willen ded Berechtigten. 

Man kann nun diefe Behauptung zugeben, aber eben 
daran bie fiheinbare Einwendung anknüpfen, Daß gerade 
Deshalb die Geſetze diefer Art durchaus als rechtswidrig, 
verwerflich, unzuläffig angefehen werden müßten. Wer 
diefe Einwendung erhebt, geht offenbar aus von der Bor- 
ausfegung, daß jeder Eingriff in ein erworbenes Recht, 
ohne Einwilligung des Berechtigten, vom Starivpunft des 
Rechts aus betrachtet, schlechthin unmöglich fey, und er 
fiegt dieſe Unmöglichkeit als einen oberften, unbebingten 
Grundfag an. Gerade diefe Vorausſetzung aber kann aus 
folgenden Gründen nicht zugegeben werben. 

Zuerft nicht, weil ſie mit der, allgemeinen Natur und 
Entftehung des Rechts unvereinbar if. Das Necht bat 
feine Wurzel in dem gemeinfamen Bewußtfeyn des Volkes. 
Diefes tft nun zwar auf der einen Seite durchaus verfchie- 
den von dem leicht und ſchnell wechjelnden, zufälligen und 
veränerlichen Bewußiſeyn des einzelnen Menfchen; auf 


(a) Vgl. oben 8. 1 8 4. 5 über die Begriffe von Rechtsverhäli⸗ 
niß und Rechtsinftitut, 
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ber anderen Seite aber ift es allerdings dem Geſetz einer 
unbildenden Entwidelung unterworfen, alfo nicht als ein 
ruhendes, ſtillftehendes zu denken (b). Daher können wir 
unmöglich irgend einem einzelnen Zeitalter die Macht ein 
räumen, durch fein eigenthümliches Rechtsbewußtſeyn alle 
fünftige Zeiten zu bannen und zu beherrfchen. — Einige 
Beifpiele werden Diefes anfchaulich machen. 

Im ganzen Allterthum wurde der Stand der Sklaven 
al8 eine Art von Naturnothwendigkeit betrachtet, und man 
dachte fich kaum die Möglichkeit, daß ein geftttetes Bolt 
ohne einen folchen leben könne. Im heutigen chriftlicyen 
Europa wird eben fo diefer Stand als völlig unmöglid, 
als allem Rechtsbewußtſeyn durchaus widerſprechend, ge⸗ 
dacht (c). Der Uebergang aus dem einen dieſer Zuſtaͤnde 
in den andern, in Folge der fehr allmäfigen Einwirkung 
chriftlicher Sitten und Zuftände, Hat fich fo langſam und 
unmerflich gemacht, daß wir das Aufhören des alten Zu- 


(b) 3.187. 

(c) Manche Schriftfteller ba: 
ben dieſen Gegenfa mitunter da— 
durch zu verbunfeln oder abzu— 
fhwächen gefucht, daß fle den in 
neuerer Zeit mit harten Freiheits- 


ftrafen verbundenen Zuſtand vers 


glichen Haben mit dem oft milden, 
ja freundlichen Zuftand der Stkla- 
ven des Altertbums.. Dadurch 
aber wird das wahre Verhältniß 
nur entftellt. Um fich den Gegen- 
fab in feiner Reinheit und 


4 


Schärfe vor Augen zu Halten, 
muß man zwei Dinge bedenken. 
Erftlich die Entftehung der Skla- 
verei durch bie Geburt; zweitens 
bie dem Rechte nach ganz gleiche 
Stellung des Sklaven ‚mit den 
Hausthieren (Urpran. XIX. 1), 
als. einer käuflichen Waare. — 
Der heutige Sflavenflanp im 
Orient, fo wie der ganz verſchie⸗ 
dene in Amerika, kann Bier ganz 


auf Ach beruhen. 


- 
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ſtandes nicht mit Sicherheit gefchichtlich verfolgen fönnen. 
Geſetzt nun, dieſer Uebergang wäre nicht fo allmälig, fon» 
dern in kurzer Zeit eingetreten, etwa. in Folge einer gewalt- 
famen geiftigen Erfchütterung des Volksbewußtſeyns, fo 
würben wir unmöglich einem folchen neuen Zeitalter das 
Recht verfagen können, der gegenwärtigen, allgemein ge- 
wordenen ueberzeugung Raum zugeben, und dem Sklaven⸗ 
ſtand als Rechtsinftitut die fernere Anerkennung zu vers 
fügen. Daneben ließen fih mandherlei Wege denken, 
Den Mebergang zu vermitteln, und gegen Gefahren zu 
ſchuͤtzen. 

Ein anderes Beiſpiel möge das Zehentrecht darbieten. 
In Zeiten einer wenig entwidelten, flationären Boden⸗Cultur 
fonnte viefed als ein einfaches, natürliches, zwedmäßiges 
Rechtsinſtitut gelten, und große Werbreitung erhalten. 
Bei lebendiger Entwidelung gewerblicher Thätigfeit mußie 
man fich überzeugen, daß durch eine folche, auf dem Roh⸗ 
ertrag ruhende, Abgabe jeder Kortfchritt des Landbaues 
gehenmt, oft unmöglich gemacht werde. Darunter litten 
die Berpflichteten, fo wie durch fie der Staat im Ganzen, 
nicht die Berechtigten, die alfo vielleicht einer Verwandlung 
der ihnen bequemen Zehenten widerfirebtn. Wenn nun 
die Mebergeugung von den mit biefem Zuſtand verbundenen 
Nachtheilen allgemein wurde, fo war die gefehliche Ver— 
wanblung der bisher unablöslichen Zehenten in ablösliche 
gerechtfertigt, indem dadurch dem Staat und den Verpflich- 
teten ein augenfcheinlicher großer Gewinn erworben, von 
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denn Berechligten aber durch vollſtaͤndige Entihädigung 
jeber Verluſt abgewendet wurde. 

Der eben entwidelte.erfte Grund gegen die Vorausſetzung 
einer umbedingten Rechtswidrigkeit der Geſetze, welche durch 
Zerftörumg oder Umbildung von Rechtsinſtituten irgend 
einen Eingriff in erworbene Rechte mit fich führen, war 
entnommen aus der Entflehung des Rechts, alſo aus ber 
Betrachtung des Volfes, in deſſen Rechtsbewußtſeyn das 
Recht felbft feine Wurzel hat. Ein zweiter Grund, der zu 
demfelben Ziele führt, bezieht fih auf die einzelnen Mes 
ſchen als Träger der erworbenen Rechte- Wer vie abio- 
Iute Unantaftbarfeit erworbener Rechte durch neue Geſetze 
behauptet, verneint nur die Tinfreiwilligfeit eines folchen 
Eingriffs, und räumt die Rechtmäßigkeit der Veränderung 
unbedenklich ein, fobald Die Einwilligung bes Berechtigten 
in die Aufhebung oder Umbildung des erworbenen Rechts 
hinzutritt. Wir wollen aber die Ratur diefes Berechtigten, 
als des Trägers erworbener Rechte, näher betrachten. Das 
erworbene Recht erfcheint als erweiterte Macht des einzel 
nen Menfchen, und hat ftetS eine mehr oder weniger zu⸗ 
fällige Natur (d). Der einzelne Menſch aber hat ein 
befchränftes und vorübergehendes Daſeyn. Wenn daher 
gegen die Gefege, wodurch Rechtsinftitute aufgehoben oder 
umgebilvet werden, wegen des Eingriffs in ermorbene 
Mechte ein unbedingter Wiverfpruch erhoben werben fol, 


(d) S. o. B.18 4. 52. 58. 


x 
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fo ift dieſer Widerfpruch wenigſtens wegen ber befchränften 
Natur des Trägers erworbener Rechte nach zwei Selten 
bin in enge Gränzen zu verweiſen. 

Dem neuen Gefege Fönnte hoͤchſtens feine rechtmäßige 
Einwirkung beftritten werden, fo lange der Träger eines 
erworbenen Rechts lebt. Hinterläßt er Erben, fo haben 
diefe zur Zeit der. Erfeheinung des neuen Geſetzes fein vers 
letzbares erworbenes Recht. Mit anderen Worten: Alles 
Erbrecht ift rein poſttiv, und wenn dafielbe durch ein neues . 
Geſetz an gewiſſe Bedingungen und Schranken geknüpft 
wird, fo kann darin niemals ein Eingriff in erworbene 
Rechte gefunden werden. Wir wollen Diefed auf ben 
oben al8 Beifpiel gewählten Zal anwenden. Wenn das 
neue Geſetz, welches die Sklaverei befeitigen wollte, bie 
Beftimmung gäbe, daß in Zukunft fein Erbe durch Erbfolge 
das Eigenthum von Sflaven erwerben könnte, fo läge 
darin gewiß nicht die Verlegung eines erworbenen Rechts. 

Diefe Betrachtung gründete fi auf das nahe Ende 
jedes menfchlichen Lebens. Eben dahin aber führt die Er- 
wägung des Anfangs. Jeder Menfch muß den Rechte- 
zuftand anerfennen, den er bei feiner Geburt beflimmt 
findet. Wenn alfo vor feiner Geburt ein Rechtsinftitut 
durch neues Geſetz aufgehoben oder umgebildet wird, fo 
fann wenigftens ihm nicht ein erworbenes Recht dadurch 
verlegt feyn (e). 

(e) Merer p. 34. 35. Bol. oben $ 395. b. — Ein Geſetz, wel- 
ches die Lehen oder Fideicommiſſe aufhebt, verlebt daher gewiß 


nit die Rechte Derjenigen, die erſt fpäter erzeugt werben. 
VII. 35 
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Durch diefe Gründe follte jedoch nur die Behauptung un- 
bedingter Rechtswibrigfeit aller Geſetze ver bier betrachteten 
Art widerlegt werden. Sch bin aber weit entfernt, damit 
der fohranfenlofen und willfürlichen Einwirkung Durch ſolche 
Geſehe das Wort reden zu wollen. Es follte vielmehr die 
ganze Frage von dem abfoluten Rechtsboden entfernt, und 
in dad Gebiet der Gefehgebungspolitif hinüber geleitet 
werben, wo ihr wahrer Sit ift, und wo vielen verderb⸗ 
lichen Mißgriffen entgegen gewirkt werden kann durch die 
ernfte Aufforderung zur Borficht, Befommenheit und 
Maͤßigung. Die Haupigefichtspunfte, worauf es anfomml, 
möchten etwa folgende ſeyn. 

Die erfte Vorſicht muß dahin gehen, nicht leichtſinnig 
zu verfahren, nicht ohne Noth ein Bedürfniß zu Gefehen 
ſolcher Art anzunehmen, alfo mißtrauifch zu ſeyn gegen Die 
aus bloßen Theorien abgeleitete, durch angebliche öffentliche 
Meinung unterftübte, Behauptung, daß Das gemeine Wohl 
eine Neuerung erfordere. 

Zweitens ift in die Ausführung bie höchſte Schonung 
und Biligfeit zu legen. Diefe wird bei den meiften uͤnd 
wichtigften Geſetzen dieſer Klaffe, vie fich auf ſtets ſort⸗ 
währende Rechtsverhaͤltniſſe beziehen (8 399. I.), darin be— 
ſtehen müflen, daß ein Nechtsinflitut nicht aufgehoben, 
fondern umgebifvet, das Rechtsverhaͤliniß aus einem wah 
[öslichen in ein ablösliche® verwandelt werde. Wit in 
dieſer Weife auf eine wahre, vollſtaͤndige Entſchaͤdigung 
des Berechtigten hingewirft, fo hat das Geſetz feinem Dr 
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ruf erfüllt. Diefes ift nicht ſchwer in den zahlreichen Fällen 
der Reallaften aller Art, bei welchen in der Megel nur 
zivei Verfonen einander gegenüber ſtehen. Jeder wahte 
politifche oder volkswirthſchaftliche Zweck wird durch Die 
Ablöfung mit Entſchaͤdigung vollſtaͤndig erreicht, ohne Bes 
reicherung des einen Theils auf Koſten des anderen, bie 
durch Die Natur folcher Gefehe auf Feine Weiſe zu wär 
fertigen ift. 

Ein großartiges Beifpiel ſolcher Enifchäbigumg WW in 
neuerer Zeit durch die Englifche Sklavenemancipation gege- 
ben worden, indem der Staat die Eigenthüͤmer der Sklaven 
aus feinem Bermögen für den verlornen Werch entſchaͤdigte. 

Sehr ſchwierig ift die Löfung diefer Aufgabe bei der 
Aufhebung von Lehen und Fideicommiſſen, indem hier bie 
Anfprüche und Erwartungen der zur Nachfolge berechtigten 
einzelnen Perfonen in hohem Grade ungewiß find. Eine 
Verminderung des Nachtheils Tann darin gefucht werben, 
daß die Ausführung etwas verfchoben wird (8 399. 0). 

In manchen Hallen ift gar Feine Entſchaͤdigung nöthig, 
fondern nur die Vermittlung eined Webergangs, welche zur 
Abwendung jedes möglichen Nachtheils hinreichend feyn 
fann. So ift es gefchehen in den zahlreichen Fällen, in 
welchen die Preußifche Hypothekenordnung an die Stelle 
des bisher geltenden gemeinrechtlichen Pfandrechts geſetzt 
wurde. Es kam dabei nur darauf an, den bisherigen 
Pfandgläubigern ihr Recht und ihre Priorität zu erhalten. 
Dieſes geſchah, indem fie öffentlich aufgefordert wurben. 
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fih binnen einer beftimmten Frift zu melden, um in vie 
neuen Hypothekenbuͤcher nach der Rangorbnung, bie ihnen 
ihr bisheriges Necht anwies, eingetragen zu werben, 
Richt einmal einer folchen Vorkehrung, noch weniger 
einer Entſchaͤdigung, bedurfte es, als Juſtinian das bis 
dahin beftehende zweifache Eigenthum aufhob (8 299. n). 
Dem durch diefe Veränderung verlor Niemand ein Recht 
oder einen Vortheil, und es wurde nur der vom Geſeß⸗ 
geber felbft ausgefprochene Zweck erreicht, die Gemuͤther 
der fludirenden Jugend von dem Schreden zu befreien, dan ' 
ihnen bis dahin die im dieſer Lehre erhaltene unmüge Ge⸗ 
lehrſamkeit eingeflößt Hatte. 
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